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Ausgangspunkt dieser Arbeit ist die Feststellung, dass die steigende 
Flä cheninanspruchnahme für Siedlung, Verkehr und Industrie die abiotische und biotische 
Umwelt des Menschen immer mehr zerstö rt und gefä hrdet.1 Zustä ndig für die Steuerung der 
Raumnutzung ist das Planungsrecht. Zentrale Entscheidungsfindungsmethode ist hier die 
Abwä gung, also das planungsrechtliche Abwä gungsgebot. Dieses trä gt in seiner Ausprä gung, 
die es durch die Rechtsprechung und Rechtswissenschaft gefunden hat, der Existentialitä t der 
Natur- und Landschaftsbelange nicht ausreichend Rechnung. Vielmehr verhä lt sich das 
Planungsrecht gegenüber der Erkenntnis, dass der Mensch Teil der Biosphä re ist und als 
solcher von dieser in seinem Ü berleben abhä ngig ist, neutral. Denn Belange von Natur und 
Landschaft2 sind - konkurrieren sie mit anderen Nutzungsinteressen bezogen auf einen 
begrenzten Raum –  einige unter vielen. Sie treten gegen widerlä ufige private und 
gegenlä ufige ö ffentliche Interessen an. Sie verfügen grundsä tzlich über das gleiche Gewicht 
wie die übrigen Interessen und kö nnen demzufolge durch Abwä gung überwunden werden, 
mit der Folge, dass diese Belange keine Berücksichtigung mehr beanspruchen kö nnen. Sie 
kö nnen die nachfolgende Planungsentscheidung nicht mehr leiten und beeinflussen. 
Dieser Befund wird jedoch der existentiellen Bedeutung von Natur und Landschaft nicht 
gerecht und ist aufgrund der naturwissenschaftlichen Notwendigkeit zu handeln, dem 
steigenden Flä chenverbrauch Einhalt zu gebieten, nicht hinnehmbar. Deshalb wird in dieser 
Arbeit der Versuch unternommen, den Biosphä renansatz auf drei verschiedenen Ebenen des 
Abwä gungsgebots zu verankern. Diese Ü berlegungen führen zu folgender Vorgehensweise: 
 
In Teil A der Arbeit werden zuerst in Kürze die normtheoretischen, dogmatischen sowie 
rechtssystematischen Aspekte des planerischen Abwä gungsgebots betrachtet. Im Anschluss 
daran wird sich –  in Teil B der Arbeit - der Wertigkeit von Natur und Landschaft im Recht 
zugewandt. Diese wird auf der Ebene des nationalen Rechts, des Vö lkerrechts sowie des 
                                                           
1 www.bfn/Arbeitsschwerpunkte/Rote_Listen.de letzter Zugriff am 03.06.2002. 
2 Was man darunter zu verstehen hat, wird noch nä her betrachtet werden. 
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Europarechts untersucht. Ergebnis dieser Untersuchung wird sein, dass Belange von Natur 
und Landschaft nur zufä llig und vereinzelt eine Hö herbewertung gegenüber anderen 
konkurrierenden Belangen erfahren, ansonsten diesen gleichwertig gegenüber stehen. Hieraus 
ergibt sich die Notwendigkeit zu fragen, ob diese Gleichwertigkeit gerechtfertigt ist. Hierfür 
wird der naturwissenschaftlichen Bedeutung von Natur und Landschaft nachgegangen, und 
sodann die Konsequenzen für das Planungsrecht behandelt werden. 
Schließlich werden in Teil C der Arbeit Lö sungsansä tze für die Umsetzung der in Teil B 
festgestellten existentiellen Bedeutung von intakter Natur und Landschaft für den Menschen 
und der hieraus resultierenden faktischen Hö herwertigkeit dieser Belange aus dem 
Abwä gungsgebot erarbeitet werden. Diese Suche nach Lö sungen erfolgt nicht systematisch, 
sondern schlaglichtartig, und umfasst zum einen die Pflicht zur Alternativenprüfung, die 
Entwicklung von relativen Vorrangregeln, sowie schließlich die Verpflichtung zur 
Kompensation jedweder planerischer Inanspruchnahme von Natur und Landschaft. Dabei 
werden die gefundenen Lö sungsmö glichkeiten zu bereits bestehenden ä hnlichen Ansä tzen im 
Recht –  vornehmlich § §  19, 34  BNatSchG n. F. - ins Verhä ltnis gesetzt. Am Ende wird ein 
Abwä gungsmodell stehen, dass ohne weiteres in der Lage ist, den naturwissenschaftlichen 
Wert der Belangen von Natur und Landschaft gerecht zu werden, und somit zur Verankerung 
des Biosphä renansatz im Planungsrecht beizutragen. 
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Was ist Abwä gung? Diese Frage mag befremdlich erscheinen. Gehö rt es nicht zum 
Standardwissen eines jeden Juristen, die beiden wesentlichen 
Entscheidungsfindungsmethoden des Rechts zu kennen?  
Im Folgenden soll dieser Frage nur teilweise nachgegangen werden; es werden - dies sei 
vorweg genommen - nur Aspekte einer Antwort geliefert werden kö nnen. Es wird keine 
Definition abschließender Natur der Abwä gung geben.3 Die vorliegende Arbeit wird auch 
nicht so weit gehen, die grundlegende Unterscheidung zwischen Subsumtion und Abwä gung 
in Frage zu stellen4 und darauf aufbauend eine eigene Theorie zur Rechtsfindungsmethodik 
zu entwickeln. Vielmehr soll die normtheoretisch nachweisbare Unterscheidung zwischen 
beiden Rechtsfindungsmethoden vorausgesetzt werden, so dass hier nur der Inhalt und die 
Ausformung der Methode Abwä gung nä her bestimmt und dargestellt werden wird. 
Im Folgenden wird das planerische Abwä gungsgebot mit seinem normtheoretischen 
Grundlagen dargestellt. Sodann wird die Dogmatik des Abwä gungsgebots, so wie sie durch 
das Bundesverwaltungsgericht in seiner Rechtsprechung entwickelt wurde, referiert. Dabei 
erscheint es angemessen, hier lediglich die Rechtsprechung –  und dabei vornehmlich jene des 
Bundesverwaltungsgerichts –  zum Abwä gungsgebot kurz darzustellen. Zum einen bestehen 
hinsichtlich der Grundzüge des planungsrechtlichen Abwä gungsgebots keine grundlegenden 
Meinungsverschiendenheiten und zum anderen wird auf die bestehenden kontrovers 
diskutierten Punkte an geeigneter Stelle –  also dort, wo Ansä tze und Lö sungsmö glichkeiten 
erö rtert werden, –  eingegangen werden. Sodann wird in Kürze das Abwä gungsgebot 
rechtssystematisch eingeordnet. 
                                                           
3 U. F. H. Rü hl: Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: Grundfragen einer anwendungs- 
 orientierten Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 389, stellt die Mö glichkeit einer Definition sogar 
in Frage. 
4 Siehe hierzu R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 134 ff.; U. F. H. Rü hl: 
Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: Grundfragen einer anwendungsorientierten 
Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 388, ist der Ansicht, dass Abwä gung alles das ist, was nicht 
als Subsumtion aufgefasst werden kann. 
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II. Die normtheoretischen Grundlagen der planungsrechtlichen Abwä gung 
 
Wie funktioniert Abwä gen und durch was unterscheidet es sich von der Subsumtion?  
Die Abwä gung –  als die zentrale Rechtsfindungsmethode im Planungsrecht –  wird von der 
Rechtsprechung zwar ausgeformt, aber nicht in einen normtheoretischen Zusammenhang 
gestellt. Diese Aufgabe hat die verwaltungsrechtliche, aber auch verfassungsrechtliche 
Literatur wahrgenommen. Allerdings kranken diese und die durch sie entworfenen Theorien 
daran, dass sie die Existenz der beiden unterschiedlichen Rechtsfindungsmethoden 
Subsumtion und Abwä gung voraussetzen. Ob das geltende Recht überhaupt zu seiner 
Anwendung dieser beiden Entscheidungsfindungsmethoden bedarf, wird so grundsä tzlich 
wohl nur bei Rubel angedacht.5 Auch in dieser Untersuchung ist nicht der Ort, über die 
Existenz und Unterscheidung von Subsumtion und Abwä gung eine Grundsatzdiskussion zu 
führen. Es soll im Folgenden von der Existenz beider Rechtsfindungsmethoden ausgegangen 
werden und dem entsprechend der wohl überwiegenden Meinung in der Rechtswissenschaft 
gefolgt werden. 
 
Wurde früher immer zwischen Konditionalprogrammen6 (diesen wurde die Methode der 
Subsumtion zugeordnet) und Finalprogrammen7 (diesen wurde die Methode der Abwä gung 
zugeordnet) unterschieden,8 so wird sich heute mehr und mehr an der Unterscheidung 
zwischen Rechtsregeln (dies sind Normen, die stets erfüllt oder nicht erfüllt werden kö nnen = 
definitives Gebot und Rechtsprinzipien (diese Normen gebieten, dass etwas in einem relativ 
auf die rechtlichen und tatsä chlichen Mö glichkeiten mö glichst hohen Maße realisiert wird = 
                                                           
5 R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 65 ff., 135; sinnvoll sei eine 
Unterscheidung zwischen beiden Entscheidungsfindungsmethoden nur dann, wenn die Technik der 
Subsumtion nur bei der Anwendung von Normen benutzt wird, die ausschließlicher semantischer 
Interpretation bedürfen, wä hrend die Abwä gung ein Fall pragmatischer Norminterpretation bezeichnet. 
Kritisch auch W. Erbguth, DVBl. 1992, 398. 401; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im 
Recht, S. 102 ff. 
6 Das Recht kann zum einen Bedingungen formulieren, die, wenn durch den Lebenssachverhalt erfüllt, ein 
Gebot oder Verbot zur Folge haben. Es handelt sich hierbei, nach herkömmlichem Verstä ndnis, um 
Konditionalprogramme. Entscheidungsfindungsmethode ist hier die Subsumtion. 
7 Dies sind solche Normen, die dem Rechtsanwender nur Ziele vorgeben, die zu erreichen sind. Der Weg, das 
„wie“ also, bleibt hingegen frei wä hlbar. Hierdurch erö ffnet sich ein Zielerreichungsspielraum, der mittels 
Abwä gung zu einer vom Zielpostulat gedeckten Entscheidung führt. Es handelt sich hierbei um 
Finalprogramme; siehe hierzu W. Hoppe, DVBl. 1974, 641, 643; kritisch jedoch H.-J. Koch in: W. Erbguth 
(Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 16; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 104. 
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prima facie-Gebot9) orientiert.10 Wä hrend die Form der Rechtsanwendung bei Regeln die 
Subsumtion ist und Regelkollisionen mittels Ausnahmeklauseln oder durch 
Ungültigkeitserklä rungen mindestens einer Regel gelö st werden, ist die Abwä gung die für 
Prinzipien kennzeichnende Form der Rechtsanwendung.11 
Kollisionen zwischen den grundsä tzlich gleichrangigen Prinzipien12 sollen durch die 
Formulierung von bedingten Vorrangrelationen gelö st werden. Dabei soll die Formulierung 
der Prä ferenzregeln rational begründbar sein.13 Nach Alexy gibt es sogar 
abwä gungsspezifische Argumente, die durch das Abwä gungsgesetz, das da lautet: „Je hö her 
der Grad der Nichterfüllung oder Beeinträ chtigung des einen Prinzips ist, um so grö ßer muß 
die Wichtigkeit der Erfüllung des anderen sein“14 bestimmt werden. Das Abwä gungsgesetz 
sagt, was rational begründet werden muss, um die bedingten Vorrangrelationen rechtfertigen 
zu kö nnen; nä mlich Sä tze über Beeinträ chtigungs- und Wichtigkeitsgrade.15 
Demnach unterscheiden sich Regeln und Prinzipien auf drei Ebenen voneinander. Auf der 
Ebene der Normaussage (Gebot –  Verbot / Optimierungsgebot), auf der Ebene der 
                                                                                                                                                                                    
8 Siehe hierzu R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 31 f., 60 f; U. Battis: 
Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 1 II 2 S. 17; B. Stü er: Handbuch des Bau- und 
Fachplanungsrechts A Rdnr. 9. 
9 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 88, 90; er spricht auch davon, dass Prinzipien „prima facie-Gründe“ 
sind, wä hrend Regeln „definitive Gründe“ sind; insofern, als Prinzipien Normen sind, die gebieten, dass 
etwas in einem relativ auf die rechtlichen und tatsä chlichen Mö glichkeiten mö glichst hohen Maße realisiert 
wird, spricht Alexy von Optimierungsgeboten, S. 75 f. 
10 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 75 f. der seine Theorie der Grundrechte z. T. auf R. Dworkin: 
Bürgerrechte ernstgenommen, S. 54 ff. stützt. Siehe S. 79 Fußnote 31; R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 
216 ff.; W. Hoppe, DVBl. 1994, 1033, 1034; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, 
S. 104; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag S. 130 
ff.; H.-J. Koch in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 21 f.; T. Wü rtenberger, VVDdStRL (58) 
1999, 139, 154 ff; J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 52 ff. dort 
Fußn. 1 mit weiteren Nachweisen zu terminologischen und inhaltlichen Variationen dieser Theorie.  
 Mit der Unterscheidung von Konditional- und Finalprogrammen lä sst sich nicht die Unterscheidung 
zwischen Ermessensnormen und Planungsnormen herausarbeiten. Siehe zum Ganzen H.-J. Koch in: W. 
Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 15 f. 
 U. F. H. Rü hl: Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: Grundfragen einer anwendungsorientierten 
Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 384, Fßn. 48. 
11 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 216. 
12 Siehe zum Ganzen R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 75 ff.; H.-J. Koch in: W. Erbguth (Hrsg.), 
Abwä gung im Recht, S. 19; kritisch hierzu J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des 
Rechtssystems S. 62 ff.; auch P. Lerche in: J. Burmeister (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit: Festschrift für 
Klaus Stern zum 65. Geburtstag, S. 205 ff.;  
13 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 144 ff. 
14 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 146. 
15 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 150, 152. 
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Normgeltung (definitiv / prima facie), sowie auf der Ebene der Normkollisionen 
(Geltungsdimension/ Gewichtungsdimension).16 
 
Dieses Grundmodell Alexys wurde auch auf die Ebene der planungsrechtlichen Abwä gung 
übertragen und versucht, für die Abwä gungsdogmatik im Planungsrecht nutzbar zu machen.17 
Alexy selbst verwendet für den Begriff „Prinzipien“ die Begriffe „Belang“, „Anspruch“ oder 
„Interessen“ synonym.18 Entsprechend den Prinzipien sind es hier die Belange, die 
gegeneinander und untereinander abgewogen werden. Diese stehen sich –  wie die Prinzipien 
auch –  gleichwertig gegenüber. Hier wie dort, ist eine Methode zu ersinnen, die es 
ermö glicht, Belang- bzw. Prinzipienduelle zu lö sen. 
Diese auch als „starke Trennungsthese“19 bezeichnete Theorie der Grundrechte ist jedoch 
nicht unumstritten.20 So werden alle drei Ebenen der Unterscheidungsbegründung Alexys 
kritisiert.21 Im Rahmen der vorliegenden Untersuchung soll Alexys Theorie der Grundrechte 
als normtheoretischer Ausgangspunkt genommen werden. Nur insofern soll auf die hiergegen 
eingewandte Kritik eingegangen werden, als diese für den Untersuchungsgegenstand relevant 
ist. 
                                                           
16 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 79, 88; R. Alexy: Recht, Vernunft, Diskurs: Studien zur 
Rechtsphilosophie, S. 218; siehe hierzu auch U. F. H. Rü hl: Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: 
Grundfragen einer anwendungsorientierten Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 381. 
17 R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 133, der feststellt, dass planungsrechtliche 
Ermessensentscheidungen und verfassungsrechtliche Güterabgwä gung kongruent sind; M. Pfeifer, DVBl. 
1989, 337, 341 ff.; W. Hoppe in: W. Küper und J. Welp (Hrsg.), Beitr ä ge zur Rechtswissenschaft: Festschrift 
für Walter Stree und Johannes Wessels zum 70. Geburtstag, S. 1160 ff.; H.-J. Koch in: W. Erbguth (Hrsg.), 
Abwä gung im Recht, S. 21 ff.;R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 100 Fußn. 
93. 
18 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 80. 
19 J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 53. 
20 Ein Ü berblick über die Kritik zu dieser Unterscheidung zwischen Normen in der Form der Regel oder des 
Prinzips ist zu finden bei J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 52 
ff.; W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 80 ff. 




III. Die Abwä gungsdogmatik des Bundesverwaltungsgerichts 
 
Die Abwä gung ist eine zentrale juristische Entscheidungsfindungsmethode im Planungsrecht. 
So ordnet §  1 VI BauGB an, dass bei der Aufstellung der Bauleitplä ne die ö ffentlichen und 
privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwä gen sind; §  17 I 2 FStrG 
verlangt, dass die vom Vorhaben berührten ö ffentlichen und privaten Belange einschließlich 
der Umweltverträ glichkeit im Rahmen der Abwä gung zu berücksichtigen sind22 und nach §  7 
VII 1 ROG sind die Grundsä tze der Raumordnung gegen- und untereinander abzuwä gen. 
 
Abgesehen von der Frage, wie normtheoretisch mit dieser Situation der multiplen, hä ufig 
einander ausschließenden Raumnutzungsinteressen umzugehen ist, besteht auch auf der 
praktischen Ebene der Rechtsanwendung die Frage, wie man denn nun „richtig“, d. h. 
fehlerfrei abwä gt. Daneben stellt die gerichtliche Ü berprüfbarkeit, die auch solche 
Entscheidungen in einem Rechtsstaat aufzuweisen haben, immer noch ein Problem dar. 
Diesem Ü berprüfbarkeitsproblem ist das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen des §  1 IV S. 
2 BBauGB nachgegangen und hat das planerische Abwä gungsgebot entwickelt. Dieses 
besteht aus einem Fehlerkatalog, anhand dessen die Anwendung des Abwä gungsauftrages 
überprüfbar wird. Diese sogenannte Abwä gungsfehlerlehre nahm mit dem Urteil des IV. 
Senats des Bundesverwaltungsgerichts vom 12.12.1969 –  AZ BVerwG IV C 105.6623 - ihren 
Anfang. Hiernach ist das Abwä gungsgebot dann verletzt, wenn erstens überhaupt keine 
Abwä gung stattfindet (auch Abwä gungsausfall genannt), zweitens Belange in die Abwä gung 
nicht eingestellt werden, die nach Lage der Dinge eingestellt werden müssten (auch 
Abwä gungsdefizit genannt), und drittens die Bedeutung privater Belange verkannt oder der 
Ausgleich zwischen ö ffentlichen Belangen in einer Weise vorgenommen wird, die zu ihrer 
objektiven Gewichtigkeit außer Verhä ltnis steht (auch Abwä gungsdisproportionalitä t 
genannt).24 
                                                           
22 Nach BVerwGE 85, 44, 51 gilt dies auch für die privatnützige Planfeststellung. 
23 BVerwGE 34, 301, 309. 




Mit dem Urteil des IV. Senats des Bundesverwaltungsgerichts 05.07.1974 –  AZ BVerwG IV 
C 50.7225 - wurde dann dieser Fehlerkatalog auch auf das Abwä gungsergebnis übertragen. 
Seitdem ist das Abwä gungsgebot des §  1 IV 2 BBauGB verletzt, wenn sich entweder der 
Abwä gungsvorgang oder das Abwä gungsergebnis nicht an den durch das 
Bundesverwaltungsgericht gezogenen Prüfungsrahmen hä lt.26 
Mit der Begründung, dass die Einhaltung der Abwä gungsdogmatik zum Wesen einer jeden 
rechtsstaatlichen Planung gehö re, wurde diese über die Bauleitplanung hinaus auf andere 
staatliche Planungen wie etwa die fernstraßenrechtliche Planung27, die wasserrechtliche 
Planfeststellung (gleich ob aufgrund gemeinnütziger oder privater Interessen 
vorgenommen)28, die luftverkehrsrechtliche Planung29 sowie abfallrechtliche Planung30 
ausgedehnt und die Pflicht, sich aufdrä ngende Planungsalternativen zu prüfen, wurde 
festgestellt.31 Dabei ist die Alternativenprüfung im Rahmen planerischer 
Abwä gungsentscheidungen selbst ausgestaltet, wie eine „kleine“ Abwä gung.32 Zwar müssen 
nur Alternativen geprüft werden, die sich „nach Lage der Dinge“ aufdrä ngen,33 so dass eine 
grundsä tzliche Pflicht zur Alternativenprüfung nicht besteht.34 
                                                           
25 BVerwGE 45, 309, 315. 
26  BVerwGE 45, 309, 315 wird die Einschrä nkung gemacht, dass der gä nzliche Ausfall der Abwä gung sich 
jedoch nur auf den Abwä gungsvorgang beziehen kann. 
 Diese Ü berprüfbarkeit des Abwä gungsvorganges und des – ergebnisses ist im Einzelnen umstritten. Da 
hierauf im Rahmen dieser Arbeit mangels Relevanz nicht nä her eingegangen wird, sei auf R. Steinberg / T. 
Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnrn. 65 ff. m. w. N. in Fßn. 199 ff. verwiesen; kritisch z. B. G. 
Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 120 f. 
27 BVerwGE 48, 56, 63. 
28 BVerwGE 55, 220, 227. 
29 BVerwGE 56, 110, 117, 122. 
30 Buchholz 451.22 Nr. 3 AbfG, S. 6. 
31 BVerwG, DVBl. 1974, 562, 565 f.; BVerwG, DöV 1979, 517, 519 f. in dieser Entscheidung ging es um das 
Informationsrecht –  betreffend Standortalternativen –  der am Genehmigungsverfahren beteiligten 
kommunalen Gebietskö rperschaften; Buchholz 451.22 Nr. 3 AbfG S. 7; BVerwGE 69, 255, 273; BVerwGE 
71, 166, 171 f; BVerwGE 75, 214, 253; BVerwG, DVBl. 1987, 1273 S. 1274; BVerwG, NVwZ-RR 1989, 
458 S. 460. 
32 BVerwG, NVwZ-RR 1989, 458, 460. 
33 Buchholz 451.22 Nr. 3 AbfG, S. 7; BVerwG, NVwZ-RR 1989, 458, 460; 
 Zum Grundsatz der Planerhaltung siehe: W. Hoppe in: J. Berkemann (Hrsg.), Planung und Plankontrolle: 
Entwicklungen im Bau- und Fachplanungsrecht, Otto Schlichter zum 65. Geburtstag, S. 87; W. Hoppe, 
DVBl. 1996, 12, 12 ff.; B. Stü er, DVBl. 1997, 1201, 1204. 
34 BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274. 
  
14 
Aber wenn sich Alternativen aufdrä ngen, gilt –  wie bei der Abwä gung auch – , dass ernsthaft 
in Betracht kommende35 Planungsalternativen überhaupt in die Abwä gung mit einzubeziehen 
sind, dass diese mit dem ihnen objektiv zukommenden Gewicht Eingang in die vergleichende 
Prüfung der durch die Alternativen betroffenen Belange finden müssen und schließlich, dass 
die Entscheidung für oder gegen eine Planungsalternative nicht auf einer Bewertung beruhen 
darf, “...die zur objektiven Gewichtigkeit der von den mö glichen Alternativen betroffenen 
Belange außer Verhä ltnis steht.“ Auch auf die diesbezügliche kontroverse Diskussion wird 
noch nä her im Rahmen vom Teil C II eingegangen werden. 
 
Es liegt auf der Hand, dass der neuralgische Punkt dieser Abwä gungsfehlerlehre auf deren 
dritter Ebene, der Bewertung der involvierten Belange gegen- sowie untereinander zu finden 
ist. In der Folgezeit wurde daher die Abwä gungsdogmatik weiter ausdifferenziert. Es wurde 
verschiedene Belangkategorien wie die Kategorien der Planungsleitsä tze36 und 
Optimierungsgebote37, sowie unterschiedliche Abwä gungsgrundsä tze wie der Grundsatz der 
Konfliktbewä ltigung38 oder das Rücksichtsnahmegebot39 entwickelt. 
Bei den entwickelten Belangkategorien ist zwischen Planungsleitsä tzen und 
Optimierungsgeboten und schließlich einfachen „normalen“ Belangen zu unterscheiden. Bei 
den Planungsleitsä tzen handelt es sich um Leitsä tze, die dem Planungsträ ger keinen 
Gestaltungsspielraum geben, mithin von diesem strikte Beachtung verlangen. Diese 
Planungsleitsä tze stehen somit vor der „Abwä gungsklammer“ und sind demzufolge durch 
Abwä gung auch nicht überwindbar.40 Die Verletzung eines Planungsleitsatzes führt zur 
Rechtswidrigkeit der Planung.41 
Demgegenüber gehö rt die Belangkategorie des Optimierungsgebotes in die 
Abwä gungsklammer und schrä nkt die planerische Gestaltungsfreiheit ein, ohne sie gä nzlich 
                                                           
35 BVerwGE 69, 255, 273; wobei „ernsthaft in Betracht kommend“ nur dann erfüllt ist, wenn sich eine 
bestimmte Alternativlö sung nach Lage der Dinge anbietet oder gar aufdrä ngt. 
36 Ein Planungsleitsatz enthä lt nach BVerwGE 71, 163, 164 z. B. §  1 III Satz 1 FStrG. 
37 BVerwGE 48, 56, 61 f.; BVerwGE 71, 163, 164. 
38 OVG Berlin, DVBl. 1984, 147, 147. 
39 BVerwGE 52, 122, 125 f.; BVerwGE 45, 309, 327. 
40 BVerwGE 71, 163, 164 nennt beispielsweise §  1 III 1 BFStrG; BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439 f. für die 
Ziele der Raumordnung; nach VGH Mannheim, NuR 1997, 92, 93 handelt es sich bei §  8a I 1 BNatschG 
nicht um einen Planungsleitsatz; so auch OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 277 f.; BVerwG, NVwZ 1997, 
1213, 1214; B. Stü er, DVBl. 1997, 1201 A 581 sieht auch in §  1 IV BauGB einen Planungsleitsatz. 
41 BVerwGE 48, 56, 63; BVerwGE 71, 163, 164 f. 
  
15
auszuschließen.42 Den Zielvorgaben, die diese Vorschriften enthalten, ist bei einem 
Abwä gungsprozess ein besonderes Gewicht beizumessen, mit der Folge, dass die dort 
normierten Zielvorgaben mö glichst weitgehend beachtet werden müssen.43 Auf diese 
planungsrechtliche Kategorie, die im Einzelnen sehr umstritten ist und uneinheitlich 
gebraucht und ausgefüllt wird, wird im Rahmen von Teil C III noch eingegangen werden.44 
Schließlich gibt es noch die „normalen“ Belange, die sich gegen- und untereinander 
durchsetzen müssen. 
Neben diesen Belangkategorien gibt es auch noch zwei Grundsä tze, die die planerische 
Abwä gung bestimmen. Nach dem Grundsatz der Konfliktbewä ltigung45, der zur 
Bauleitplanung entwickelt wurde, dürfen planerisch lö sbare Konflikte vom Planungsträ ger 
beim Planungsvorgang nicht ausgeklammert oder verlagert werden.46 Kurz gesprochen: die 
durch die Bauleitplanung lö sbaren Konflikte müssen dort gelö st werden. Auch auf die genaue 
Ausprä gung dieses Grundsatzes wird nä her im Rahmen von Teil C IV eingegangen werden. 
Dem Gebot der Rücksichtnahme wird demgegenüber der Grundsatz entnommen, dass 
miteinander unverträ gliche Nutzungen mö glichst voneinander getrennt werden müssen.47 
Dabei sollen die Anforderungen an dieses Gebot von den Umstä nden des Einzelfalles 
abhä ngig sein.48 Die Zumutbarkeit auf der Seite des Rücksichtnahmebegünstigten und des 
Rücksichtnahmeverpflichteten sind gegeneinander abzuwä gen. In Anlehnung an das 
                                                           
42 BVerwGE 71, 163, 165 nennt hier beispielshaft §  1 BNatSchG und §  50 BImSchG, sowie §  1 I S. 1 FStrG; 
siehe auch BVerwG, NVwZ 1989, 151, 152; BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70 f.; BVerwGE 85, 348, 362; 
BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439; BVerwG, NVwZ 1999, 1222, 1224; VGH München, NuR 2001, 465, 
465 ff.; BayVGH, UPR 2001, 198, 198. 
43 BVerwGE 71, 163, 165; R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnr. 74. 
 In der Folgezeit wurden noch weitere Vorschriften der Kategorie des Optimierungsgebots zugeordnet; siehe 
hierzu: BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70 für §  8 II und III BNatSchG; BVerwGE 85, 348, 362 für §  8 III 
BNatSchG; BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439 für §  1 I BauGB-MaßnahmenG; BVerwG, DVBl. 1995, 238, 
241 für §  2 I S. 1 AbfG. 
44 An dieser Stelle siehe: R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnr. 73 ff. m. w. N. 
45 BVerwGE 47, 144, 155 f.; BVerwGE 48, 56, 68; BVerwGE 51, 15, 27; BVerwGE 52, 237, 245; BVerwGE 
56, 110, 129; BVerwGE 57, 297, 300; BVerwGE 59, 253, 260; OVG Nordrhein-Westfalen, DVBl. 1981, 
409, 410; OVG Berlin, UPR 1982, 127, 128; BVerwGE 61, 307, 311; OVG Berlin, DVBl. 1984, 147, 147; 
BayVGH, BayVBl. 1983, 371, 371; BVerwGE 69, 30, 34; BVerwG, NVwZ 1985, 340, 344; BVerwG, 
NVwZ 1986, 640, 641; BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1275. 
46 OVG Berlin, DVBl. 1984, 147, 148. 
47 BVerwGE 47, 144, 150; BVerwGE 50, 49, 54; BVerwGE 52, 122, 125 f.; BVerwG, DVBl. 1984, 143, 143 
f. 
48 BVerwGE 52, 122, 126 auf S. 130 f. nimmt das Bundesverwaltungsgericht zur drittschützenden Funktion 
des Gebots der Rücksichtnahme Stellung. 
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Bundesimmissionsschutzgesetz ist die Grenze der Zumutbarkeit bei vermeidbaren 
Beeinträ chtigungen erreicht.49 
 
 
IV. Die rechtssystematische Einordnung des Abwä gungsgebots 
 
Auf rechtlicher Ebene hat die Entscheidungsfindungsmethode Abwä gung ihre Ausformung 
im planungsrechtlichen Abwä gungsgebot gefunden. Das Abwä gungsgebot selbst ist im 
Rechtsstaatsprinzip und dort im Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz verwurzelt.50 Dieser verlangt, 
dass alles staatliche Handeln erforderlich, geeignet und angemessen sein muss. Er beinhaltet 
also die Prüfung der Zweck-Mittel-Relation.51 Das Abwä gungsgebot –  als Ausprä gung dieses 
Grundsatzes - stellt sicher, dass auch staatliche Ermessensentscheidungen den Anforderungen 
an Rechtsstaatlichkeit entsprechen, indem alle durch die Ermessensentscheidungen tangierten 
privaten und ö ffentlichen Belange berücksichtigt, gewichtet und sowohl gegeneinander als 
auch untereinander abgewogen werden. Man kann das Abwä gungsgebot also als Gerüst 
rechtsstaatlichen Handelns für Ermessensentscheidungen betrachten. Denn das planerische 
Abwä gungsgebot bietet „...einen sachgerechten Maßstab, der es erlaubt, die sich aus den 
konkreten Verhä ltnissen ergebenden ö ffentlichen Interessen und privaten Belange der 
betroffenen Eigentümer in einen gerechten Ausgleich zu bringen.“52 
 
 
                                                           
49 BVerwGE 52, 122, 126 f. 
50 BVerwGE 64, 270, 272 f.; BVerfGE 79, 174, 198 ff.; BVerfGE 80, 137, 162 f.; BVerwGE 34, 301, 307; 
BVerwGE 48, 56, 63; BVerwGE 56, 110, 122 f.; BVerwGE 75, 214, 253 f.; BVerwG, UPR 1989, 273, 273; 
BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BayVGH, ZUR 1994, 81, 82 f. 
 B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A Rdnr. 628; G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 77; D. H. Schrödter: 
Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 158;.R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung 
§  3 Rdnr. 57; U. Battis: Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 3 VII 2 S. 97. 
51 H. Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht §  10 Rdnr. 17. 
52 BVerfGE 80, 137, 162; siehe auch BVerfGE 79, 174, 198. 
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Teil B Die Wertigkeit von Natur- und Landschaftsbelangen im Recht und die 




Das Planungsrecht53 ist diejenige Rechtsmaterie, die für die Lö sung rä umlicher 
Nutzungskonflikte –  also auch gerade für Konflikte in Bezug auf Natur und Landschaft –  
zustä ndig ist. Dies geschieht mittels der Entscheidungsfindungsmethode der Abwä gung. Hier 
ist der Ort konfligierende Rauminteressen zueinander in Ausgleich zu bringen. Dabei ist 
unentbehrliche Rechtmä ßigkeitsvoraussetzung für eine jede Planungsentscheidung, dass die 
von der zu treffenden Entscheidung tangierten Belange –  gleich ob ö ffentlicher oder privater 
Natur –  einzustellen, zu bewerten und gegen- sowie untereinander abzuwä gen sind. Dabei 
kommt der Bewertung der einzustellenden Belange die zentrale Rolle zu. So verwundert es 
denn auch nicht, dass –  wie bereits gesehen –  das planerische Abwä gungsgebot eine Reihe 
von Abwä gungskategorien kennt, die stellvertretend für unterschiedliche Wertigkeiten von 
Belangen stehen.54 
Aber auch jenseits der planerischen Abwä gung wird –  in einer Vielzahl von Vorschriften –  
auf diese Entscheidungsfindungsmethode mit der Notwendigkeit der Bewertung und 
Gegenübstellung aller für die Entscheidung notwendiger Belange, zurückgegriffen.55 
Die folgenden Ausführungen widmen sich aufgrund der zentralen Bedeutung, die die 
Bewertung von Belangen innerhalb planerische Abwä gungsentscheidungen einnimmt, der 
Frage nach der Wertigkeit der Belange von Natur und Landschaft im Recht. Welchen 
Stellenwert nehmen diese Belange im Verfassungsrecht, im Planungsrecht, im 
Naturschutzrecht ein? Welche Rolle spielen sie im Vö lkerrecht oder Europarecht und wie 
wirkt sich die dort anzutreffende Wertigkeit auf die planerische Ebene aus? 
 
                                                           
53 Unter Planungsrecht soll im Folgenden das allgemeine und das Fachplanungsrecht verstanden werden. 
54 Z. B. Optimierungsgebote, Planungsleitsä tze. 
55 19 III BNatSchG n. F. 
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II. Die Wertigkeit von Natur und Landschaft im Recht 
 
1. Klä rung des Begriffs „Natur“ und „Landschaft“ 
 
Damit das vorliegende Untersuchungsthema bearbeitet werden kann, muss Klarheit über die 
Begrifflichkeit gewonnen werden. Was ist Natur? Was ist Landschaft? Und was sind Belange 
von Natur und Landschaft? Dabei geht es vorliegend nicht um grundsä tzliche Ü berlegungen 
zum Verhä ltnis Natur - Mensch und eine hieraus zu gewinnende Definition dessen, was wir 
als Natur ansehen.56 Auch die naturwissenschaftlichen Ansichten von dem, was Natur ist, 
sollen hier nicht wiedergegeben werden. Der für diese Arbeit maßgebliche Natur- und 
Landschaftsbegriff soll alleine aus dem geltenden Recht gewonnen werden. 
Blickt man auf das Bundesnaturschutzgesetz, so stellt man enttä uscht fest, dass selbst dieses 
keine Legaldefinition von Natur und Landschaft bereit hä lt. Die einschlä gigen 
Kommentierungen57 bieten jedoch folgende recht übersichtliche Definition an: 
Danach ist Natur „...die Gesamtheit der nicht vom Menschen geschaffenen belebten und 
unbelebten Erscheinungen. Der Mensch ist nicht eingeschlossen...“ 
Landschaft ist demgegenüber „...ein durch seine Struktur (Landschaftsbild) und Funktion 
(Landschaftshaushalt) geprä gter, als Einheit aufzufassender Ausschnitt der Erdoberflä che, 
bestehend aus einem Gefüge von verschiedenen Ö kotopen bzw. Ö kosystemen. Eine 
Naturlandschaft wird überwiegend von naturbedingten, eine Kulturlandschaft überwiegend 
von kulturbedingten Ö kosystemen gebildet...“ 
„...Natur und Landschaft umfassen die Erdoberflä che einschließlich der Wasser- und 
Eisflä chen mit ihrer Pflanzen- und Tierwelt. Darüber hinaus gehö rt zur Natur der Luftraum 
und das Erdinnere, soweit von ihnen Auswirkungen auf die Erdoberflä che (Biosphä re) 
ausgehen.“58 Dabei bilden die Begriffe Natur und Landschaft kein Gegensatzpaar, sondern 
ergä nzen sich gegenseitig. 
                                                           
56 Siehe hierzu L. Schäfer in: G. Bien / T. Gil und J. Wilke (Hrsg.), „Natur“ im Umbruch, S. 26 ff.; 
 G. Böhme: Natürlich Natur. Ü ber Natur im Zeitalter ihrer technischen Reproduzierbarkeit, S. 56 ff. 
57 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  1 Rdnr. 4; siehe aber auch T. Potthast 
und U. Eser: Naturschutzethik: Eine Einführung für die Praxis, S. 14 f. 
58 Siehe zur Frage, was der Begriff „Landschaftsbild“ beinhaltet: E. Gassner, NuR 1989, 61, 61 f. 
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Diese, dem Bundesnaturschutzgesetz zugrunde liegende Naturauffassung, geht jedoch nicht 
von einer vö llig unberührten, ursprünglichen Natur aus, sondern macht auch die durch den 
Menschen verä nderte und geprä gte Natur und Landschaft zum Gegenstand der 
naturschutzrechtlichen Vorschriften.59 Das Bundesnaturschutzgesetz geht somit in einem 
doppelten Sinne von einem anthropozentrischen Natur- und Landschaftsbegriff aus, indem 
es, zum einen die durch den Menschen geprä gte und verä nderte Natur und Landschaft, sowie 
zum anderen die für den Menschen lebensnotwendigen Naturfunktionen zu schützen 
trachtet.60 Der insoweit breit diskutierte ö kozentrische Ansatz konnte sich nicht 
durchsetzen.61  
Im Folgenden soll –  wird von Belangen von Natur und Landschaft gesprochen –  das soeben 
dargelegte Verstä ndnis vorausgesetzt werden. Dabei ist der Begriff „Belange“ im weitesten 
Sinne zu verstehen und hierunter werden alle Interessen, Aspekte o. ä . gefasst, die Relevanz 
innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge entfalten kö nnen. 
 
 
2. Der Prioritä tsbegriff 
 
Der Begriff der Prioritä t wird in zweifacher Hinsicht gebraucht werden. Unter absoluter 
Prioritä t soll die unbedingte und ausnahmslos regelhafte, also generelle, Hö herwertigkeit der 
Belange von Natur und Landschaft verstanden werden. Dabei bestimmt sich die 
Hö herwertigkeit in Bezug auf andere, nicht auf den Naturschutz oder die Landschaftspflege 
gerichtete Belange.62 Eine solche absolute Prioritä t hä tte zur Folge, dass immer dann, wenn 
Belange von Natur und Landschaft in Bezug auf einen bestimmten Raum mit anderen 
Raumnutzungsinteressen kollidieren, den Belangen von Natur und Landschaft –  gleich 
welcher Qualitä t –  der Vorrang zu geben wä re. Ausnahmen sind nicht vorgesehen. 
Unter relativer Prioritä t soll eine bedingte, aber regelhafte –  und in diesem Sinne auch 
generelle - Hö herwertigkeit der Natur- und Landschaftsbelange verstanden werden. Dabei 
                                                           
59 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  1 Rdnr 4. 
60 Von diesem grundsä tzlich anthropozentrischen Ansatz rückte auch der Entwurf zum BnatSchGNeurG nicht 
ab. Zum grundsä tzlich anthropozentrischen Umwelt- und Naturschutzrecht M. Kloepfer: Umweltrecht §  11 
Rdnr.10; K. Bosselmann, NuR 1987, 1, 2 f. 
61 Zu einem Ü berblick über den ö kozentrischen Ansatz siehe K. Bosselmann, NuR 1987, 1, 3 f. 
62 Privater oder ö ffentlicher Natur. 
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kann sich die Relativitä t aus mehreren Quellen speisen. Zum einen kann die Hö herwertigkeit 
gegenüber anderen konfligierenden Rauminteressen beschrä nkt auf eine bestimmte Qualitä t 
von Natur und Landschaft gelten. Die Hö herwertigkeit kann aber auch gä nzlich 
undifferenziert Natur und Landschaft erfassen, dafür aber den Kreis der Ausnahmen von dem 
Vorrang großzügiger bestimmen. Schließlich kann eine Beschrä nkung des Vorrangs sich 
auch aus einer Mischform beider Quellen ergeben. Eine relative regelhafte Prioritä t hat 
demnach zur Folge, dass den Belangen von Natur und Landschaft –  beim Vorliegen 




3. Die Wertigkeit von Natur und Landschaft im Recht 
 
a) Der Wert der Belange von Natur und Landschaft im deutschen Recht 
aa) Die Wertigkeit im Verfassungsgefüge 
Um die Frage nach der Wertigkeit von Natur- und Landschaftsbelangen auf 
Verfassungsebene zu beantworten, muss man auf Art. 20 a GG zu sprechen kommen. Zwar 
handelt es sich hierbei um das Staatsziel Umweltschutz. Naturschutz und Landschaftspflege 
sind hierin jedenfalls begrifflich enthalten.63 Es ist also zu fragen, welchen Wert Art. 20 a GG 
Natur- und Landschaft innerhalb der Verfassung einrä umt. 
 
An der Feststellung, dass die Natur- und Landschaftsbelange nur einige unter vielen anderen 
darstellen und als solche über keine hö here Durchsetzungskraft in 
Abwä gungsentscheidungen verfügen, hat auch die Implementierung des Umweltschutzes 
                                                           
63 M. Sachs: Grundgesetz Kommentar Art. 20 a Rdnr. 27 ff. 
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1994 als Staatsziel in Art. 20 a GG64 –  betrachtet man jedenfalls die herrschende Meinung65 –  
grundsä tzlich nichts geä ndert. Hiernach soll das Staatsziel Umweltschutz 
verfassungsrechtlich neben den anderen Staatszielen gleichwertig sein.66 Es gilt also von 
Verfassungs wegen ein „ö kologischer Relativismus“.67 
Demgegenüber wird jedoch vereinzelt ein relativer Vorrang des Art. 20 a GG gegenüber 
anderen Staatszielen vertreten.68 Bei bestimmten Zielkonflikten oder beschrä nkter staatlicher 
Kapazitä t gebühre der Verwirklichung des fundamentalsten Staatszweckes Vorrang.69 
Hierfür sei jedoch auf der Ebene der Exekutiven und Judikativen eine entsprechende 
Regelungsdichte für die Durchsetzung des Belanges des Umweltschutzes gegenüber anderen 
Belangen Voraussetzung.70 Im Ü brigen spreche für den Belang des Umweltschutzes –  etwa 
bei Abwä gungsentscheidungen –  jedenfalls eine Vorrangvermutung.71 
Da der Verfassungsgeber bei Erlass der Vorschrift und weit darüber hinaus im Vorfeld der 
Beratungen die für das Grundgesetz „geltende“ Ansicht in Bezug auf Umweltschutz hat 
einfließen lassen, kann nur eine Verfassungsinterpretation in dieser Frage weiterhelfen. 
                                                           
64 Ausführlich zur Entstehungsgeschichte H.-G. Henneke, NuR 1995, 325 S. 325 ff.; A. Uhle, DÖ V 1993, 947 
ff.; Des Weiteren: Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / 
Gesetzgebungsaufträ ge Rdnrn. 130 ff. (140 dort Fßn.16); Deutscher Bundesrat-Drs. 307/84; 
Deutscher Bundestag-Drs. 12/6000; Deutscher Bundestag-Drs. 10/990; Deutscher Bundestag-Drs. 10/1502; 
Deutscher Bundestag-Drs. 11/10; Deutscher Bundestag-Drs. 11/885. 
65 T. Maunz und G. Dü rig: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a GG Rdnr. 14; B. Schmidt-Bleibtreu und F. 
Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a GG Rdnr. 5; T. Maunz und G. Dü rig: Kommentar zum 
Grundgesetz, Scholz, Art. 20 a GG Rdnr. 13, 41; H. Dreier: Grundgesetz Kommentar Art. 20 a GG Rdnr. 
20, 23; a. A. D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck S. 76; H. Sendler, UPR 1995, 41, 43; D. 
Murswiek, NVwZ 1996, 222, 227; D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1a Rdnr. 10; 
R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 142 Fßn. 63 
m. w. N.; T. Wü rtenberger in: D. Leipold (Hrsg.), Umweltschutz und Recht in Deutschland und Japan, S. 5. 
66 BVerwG, UPR 1995, 309, 310; H. Dreier: Grundgesetz Kommentar, Art. 20 a GG Rdnr. 5; T. Maunz und G. 
Dü rig: Kommentar zum Grundgesetz –  Scholz, Art. 20 a GG Rdnr. 13, 41; B. Schmidt-Bleibtreu und F. 
Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a GG Rdnr. 1 und 5; W. Berg in: J. Burmeister (Hrsg.), 
Verfassungsstaat Festschrift für Klaus Stern zum 65. Geburtstag, S. 424 f., 440 hä lt es sogar für bedenklich, 
dem Umweltschutz eine prinzipielle Gleichrangigkeit gegenüber anderen Staatsaufgaben zuzugestehen, zum 
Ganzen auch C. Birkedal: Die Implementation des Staatsziels Umweltschutz (Art. 20 a GG) in das 
Bauplanungsrecht und seine Auswirkungen auf das bauplanungsrechtliche Abwä gungsgebot, S. 19 ff. 
67 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 142. 
68 D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 55 f.; Dieser ordnet den Umweltschutz dem 
Sicherheitszweck des Staates zu, weshalb es einer Verankerung im Grundgesetz –  wie durch Art. 20 a GG 
geschehen –  nicht bedürfe (S. 76); denn die Aufgabe des Staates bestehe darin, den Menschen vor 
Bedrohungen seiner Existenz –  gleich ob durch gewaltsame Tö tung, ö konomische Not oder die Zerstö rung 
der natürlichen Lebensgrundlagen –  zu schützen (S. 50). 
 Nach W. Berg in: J. Burmeister (Hrsg.), Verfassungsstaat Festschrift für Klaus Stern zum 65. Geburtstag, S. 
434 sind sogar Fä lle denkbar, wonach dem Umweltschutz –  ohne dass eine Abwä gung stattzufinden habe –  
ein absoluter Vorrang gebühre. 
69 D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 57, 76. 
70 D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 81. 
71 D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 81. 
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Der Wortlaut der Vorschrift gibt für eine hö here Gewichtung des Umweltschutzes gegenüber 
den anderen Zielen des Grundgesetzes nichts her. Auch die systematische Stellung der 
Vorschrift lä sst eine solche Schlussfolgerung nicht zu im Gegenteil. Dadurch, dass Art. 20 a 
GG nach Art. 20 GG kommt, hat er nicht an der Kernbestandsgarantie des Art. 79 III GG und 
dem Homogenitä tsgebot des Art. 28 I 1 GG teil.72 Das wiederum lä sst den Schluss zu, dass 
dem Verfassungsgeber bei Erlass der Vorschrift jedenfalls in diesem Kontext nicht ein 
Vorrang, sondern allenfalls eine Gleichwertigkeit etwa mit dem Sozialstaatsprinzip 
vorschwebte.73 
Auch die teleologische Auslegung führt zu keinem anderen Ergebnis. Denn Sinn und Zweck 
der Vorschrift war es, die grundgesetzlichen Lücken in Bezug auf den Umweltschutz zu 
schließen.74 Denn bis dahin wurde durch die Verfassung ein effektiver und hinreichender 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen nicht bereitgehalten.75 Des Weiteren wurde eine 
gewisse Vernachlä ssigungsgefahr des Umweltschutzes im Hinblick auf andere Belange 
diagnostiziert, welche auf der Tatsache des starken Schutzes gegenlä ufiger –  etwa 
ö konomischer oder arbeitsmarktpolitischer - Interessen beruhe.76 
Betrachtet man diesen Zweck der Staatszielbestimmung, so muss man erkennen, dass eine 
Ü bergewichtung des Umweltschutzes mitnichten hierunter fä llt. Vielmehr soll dem 
Umweltschutz durch verfassungsrechtliche Adelung eine den gegenlä ufigen Belangen 
entsprechende Gewichtung zuerkannt werden. 
Diese Annahme wird schließlich auch von der Entstehungsgeschichte und den 
Gesetzesmaterialien getragen. Bereits aus dem Bericht der Verfassungskommission 
Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge77 wird eindeutig klar, dass sogar eine 
relative Prioritä t des Umweltschutzes abgelehnt wurde. Vielmehr sei der Umweltschutz mit 
anderen ö ffentlichen oder auch privaten Belangen in Ausgleich zu bringen.78 Und so wurde 
                                                           
72 B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a GG Rdnr. 6 Art.; H. Dreier: 
Grundgesetz Kommentar Art. 20 a GG Rdnr. 76 sieht im Staatsziel Umweltschutz sogar ein den in den Art. 
1 bis 20 GG nachrangigen Grundsatz; a. A. D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 76. 
73 B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a GG Rdnr. 6. 
74 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnrn. 130 ff. 
75 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnr. 142; a. 
A. D. Murswiek: Umweltschutz als Staatszweck, S. 76. 
76 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnr. 143. 
77 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnrn. 130 ff. 
(161). 
78 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnr. 161. 
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auch weder von der Bundestagsfraktion der Grünen79 noch durch den Gesetzentwurf 
mehrerer SPD-Abgeordneter80 oder des Landes Schleswig-Holstein81, durch den 
Gesetzentwurf der Bundestagfraktion der SPD82, den Gesetzentwurf des Bundesrates83 eine 
absolute oder relative Prioritä t des Staatsziels Umweltschutz vor den übrigen Staatszielen 
propagiert. Schließlich wurde auch im Bericht der gemeinsamen Verfassungskommission 
bestehend aus Mitgliedern des Bundesrates und Bundestages weder die eine noch die andere 
Art der Prioritä t des Staatsziels Umweltschutz befürwortet.84 Auf dieser Empfehlung beruhte 
sodann die am 15.11.1994 in Kraft getretene Verfassungsä nderung. 
Aufgrund dessen kann festgehalten werden, dass in Bezug auf die Schaffung des Staatsziels 
Umweltschutz dem Verfassungsgeber zu keiner Zeit ein absoluter oder relativer Vorrang vor 
anderen im Grundgesetz verankerten Staatszielen ein Anliegen war; ja, dieser Punkt wurde 
nicht einmal mit in die Diskussion gebracht. Vielmehr war immer die Rede davon, ein neben 
den anderen Staatszielen gleichwertiges Umweltschutzstaatsziel zu schaffen. 
Im Ergebnis ist somit festzuhalten, dass weder aus dem Wortlaut, noch aus der Stellung im 
verfassungsrechtlichen Gefüge oder nach dem Willen des Verfassungsgebers eine 
Sonderstellung des Staatsziels Umweltschutz vor den anderen Staatszielen hergeleitet werden 
kann. Diese Feststellung beantwortet freilich noch nicht die Frage, ob eventuell auf 
einfachgesetzlicher Ebene etwa relative Vorrangregelungen zu Gunsten der Natur- und 
Landschaftsbelange vorhanden und zulä ssig sind. 
 
bb) Die Wertigkeit von Natur und Landschaft auf einfachgesetzlicher Ebene 
Mö chte man die Wertigkeit der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange auf 
einfachgesetzlicher Ebene bestimmen, führt dies in das Raumplanungsrecht im weitesten 
Sinne.85 Denn hier stehen sich konkurrierende, einander ausschließende Belange innerhalb 
planerischer Abwä gungsentscheidungen –  wie z. B. dem §  1 I Nr. 1 ROG, §  1 VI BauGB 
oder §  17 I 2 FStrG - gegenüber; hier findet mittels des Instruments der Abwä gung –  unter 
                                                           
79 Deutscher Bundestag-Drs. 10/990, S. 4. 
80 Deutscher Bundestag-Drs. 10/1502, S. 4. 
81 Deutscher Bundesrat-Drs. 307/84, S. 2. 
82 Deutscher Bundestag-Drs. 11/10, S. 4. 
83 Deutscher Bundestag-Drs. 11/885, S. 4. 
84 Deutscher Bundestag-Drs. 12/6000, S. 67. 
85 Hierunter soll das Raumplanungsrecht, als auch das Stä dtebaurecht, sowie das Fachplanungsrecht mit 
Raumbezug verstanden werden. 
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Zugrundelegung des planerischen Abwä gungsgebots –  das Vorziehen oder Zurückstellen von 
widersprüchlichen Belangen statt. 
Auch im Planungsrecht sucht man vergebens nach einer Vorrangstellung, einer irgendwie 
gearteten Prioritä t der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange.86 Zwar wird von einigen 
Stimmen in der Rechtswissenschaft auf einfachgesetzlicher Ebene der Planungs-, Ermessens- 
und Auslegungsentscheidungen ein nunmehr verä ndertes Gewicht des Belangs oder des 
Begriffs Umweltschutz behauptet.87 Bei genauem Studium der hierzu verö ffentlichten 
Meinungen wird jedoch klar, dass lediglich der Status des Umweltschutzes vor der 
Aufnahme als Staatsziel im Grundgesetz mit dem Status, welcher dem Umweltschutz –  
nunmehr als Staatsziel verankert –  jetzt bei Abwä gungsentscheidungen zukommt, verglichen 
und so als verbessert analysiert wird.88 Im Ergebnis kann man jedoch festhalten, dass alleine 
aufgrund der Tatsache, dass der Umweltschutz nunmehr ein Staatsziel darstellt, eine andere –  
weil hö here - Gewichtung der darin enthaltenen Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege in Abwä gungs- oder Ermessensentscheidungsvorgä ngen von der 
herrschenden Meinung abgelehnt wird.89 
Weder aus dem Raumordnungsgesetz des Bundes noch aus den Raumordnungsgesetzen und 
den dazu gehö rigen Landesraumordnungsplä nen, bzw. Regionalplä nen (§ §  8 I , 9 I ROG) der 
Lä nder ergibt sich eine irgendwie geartete Prioritä t der Natur- und Landschaftsbelange.90 
Zwar existieren hier und da landesrechtliche Regelungen, die anderes vermuten lassen. Wie 
etwa Punkt A 2.0 letzter Absatz des Gesetzes über das Landesraumordnungsprogramm 
Niedersachsen Teil I.91 Hier wird den Erfordernissen des Umweltschutzes im Rahmen von 
                                                           
86 K. Bosselmann, NuR 1987, 1, 2 f.; E. Rehbinder: Grenzen und Chancen einer ö kologischen Umorientierung 
des Rechts, S. 14 ff; H. Sendler, UPR 1995, 41, 42 ff.; siehe zum Ganzen auch C. Birkedal: Die 
Implementation des Staatsziels Umweltschutz (Art. 20 a GG) in das Bauplanungsrecht und seine 
Auswirkungen auf das bauplanungsrechtliche Abwä gungsgebot, S. 125 ff. 
87 Bericht der Sachverständigenkommission: Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnr. 162; H.-
J. Peters, NuR 1987, 293, 295 f.; H.-J. Peters, NVwZ 1995, 555, 556 f.; H.-G. Henneke, NuR 1995, 325, 
333. 
 A. Uhle, JuS 1996, 96, 98; M. Kloepfer, DVBl. 1996, 73, 80; A. Schink, DÖ V 1997, 221, 228. 
88 Nur beispielhaft sei der Aufsatz von H.-G. Henneke, NuR 1995, 325 aufgeführt. Auf S. 332 ff. findet sich 
zum einen die Aussage, dass dem Belang Umweltschutz weder ein absoluter noch ein relativer Vorrang 
zukommt; zum anderen sieht er aber faktisch die stä rkste Auswirkung des Staatsziels Umweltrecht im 
Planungs- und Ermessensrecht (S. 332); vgl. bei Bericht der Sachverständigenkommission: 
Staatszielbestimmungen / Gesetzgebungsaufträ ge Rdnr. 162; M. Kloepfer, DVBl. 1996, 73, 80 und M. 
Kloepfer: Umweltrecht §  3 Rdnr. 41. 
89 M. Kloepfer: Umweltrecht §  3 Rdnr. 41; siehe auch Fßn. 63. 
90 W. Bielenberg / W. Erbguth und P. Runkel: Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und der 
Lä nder J 630 Punkt 2.2 S. 4. 
91 In der Fassung vom 02.03.1994 GVBl. S. 130, geä ndert durch Gesetz vom 23.02.1998 GVBl. S. 269. 
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Nutzungskonflikten der Vorrang eingerä umt „wenn die Gesundheit der Bevö lkerung oder die 
natürlichen Lebensgrundlagen gefä hrdet sind.“ Es handelt sich hierbei allerdings um einen 
Grundsatz der Raumordnung. Relativierung erfä hrt dieser dann durch §  10 I 2 des 
Niedersä chsischen Gesetzes über Raumordnung und Landesplanung (NROG)92, welches 
anordnet, dass die Grundsä tze der Raumordnung unter- und gegeneinander von den 
Planungsträ gern abzuwä gen sind. Ein Vorrang der Umweltschutzbelange besteht also gerade 
nicht. Um einen solchen zu erhalten, hä tte ein Ziel im Sinne des §  3 Nr. 2 ROG formuliert 
werden müssen, mit der Folge, dass dieses sodann in nachfolgenden raumbedeutsamen 
Planungen strikt zu beachten gewesen wä re (§  4 I ROG). 
Daneben besteht noch die Mö glichkeit sogenannter Grundsä tze mit Gewichtungsvorrang zu 
formulieren.93 Wird ein bestimmter Raum z. B. als Vorbehaltsgebiet gemä ß §  7 IV Nr. 2 
ROG ausgewiesen, so handelt es sich zwar immer noch um die Formulierung eines 
Grundsatzes. Dieser enthä lt jedoch eine Gewichtungsvorgabe mit der Folge, dass bestimmten 
–  so festgelegten –  raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen bei der Abwä gung mit 
konfligierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen ein besonderes Gewicht 
beigemessen wird.94 Dennoch gilt, dass auch diese - mit einem besondere Gewicht 
ausgestatteten - Belange durch Abwä gung überwindbar bleiben.95 
Letztlich bleibt es jedoch jedem Bundesland im Rahmen seiner Landesplanung selbst 
überlassen, der Abwä gung unzugä ngliche Planungsziele im Sinne des §  1 IV ROG oder 
Grundsä tze mit Gewichtungsvorrang entsprechend §  7 IV ROG zu formulieren, die den 
Belangen des Naturschutzes bzw. der Landschaftspflege in bestimmten Bereichen eine Form 
relativer Prioritä t oder eine Hö herwertigkeit zusprechen. 
                                                           
92 In der Fassung vom 27.04.1994 GVBl. S. 212, geä ndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21.11.1997 
GVBl. S. 481; Siehe auch §  1 I 2 des Gesetzes über Grundsä tze zur Entwicklung des Landes von Schleswig-
Holstein in der Fassung vom 31.10.1995 GVBl. S. 364. 
93 W. Erbguth und J. Schoeneberg: Raumordnungs- und Landesplanung –  Runkel K §  4 Rdnr. 186 ff. 
94 BayVGH, BayVBl. 1998, 436, 437 f.; K. Goppel, BayVBl. 1998, 289, 291. 
95 W. Erbguth und J. Schoeneberg: Raumordnungs- und Landesplanung –  Runkel K §  4 Rdnr. 188; BayVGH, 
BayVBl. 1998, 436, 437; K. Goppel, BayVBl. 1998, 289, 291. 
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Geschieht dies nicht, so bleibt es bei §  7 VII S. 1 ROG, der anordnet, dass die Grundsä tze der 
Raumordnung gegeneinander und untereinander abzuwä gen sind.96 
 
Auch auf fachplanerischer oder bauleitplanerischer Ebene ergibt sich grundsä tzlich kein 
anderes Bild. Den Belangen von Natur und Landschaft wird im Ergebnis weder absolut noch 
relativ ein Vorrang vor anderen Belangen eingerä umt. 
Dabei gilt es zu erinnern, dass sich diese planungsrechtlichen Abwä gungsentscheidungen 
maßgeblich aus drei verschiedenen Planungsdeterminanten zusammensetzen.97 Da wä ren 
zum einen die Planungsleitsä tze (z. B. §  1 IV BauGB, §  1 III 1 FStrG), die strikte Gebote 
oder Verbote darstellen und einer Abwä gung nicht zugä nglich sind.98 Eine für die Kommune 
oder Behö rden maßgebliche Hö herwertigkeit der Belange von Natur und Landschaft findet 
auf dieser Ebene eher zufä llig statt (dann nä mlich, wenn „zufä llig“ ein entsprechendes Ziel 
im Raumordnungsplan formuliert wurde).99 
Daneben gibt es die Abwä gungsdirektiven, welche sich in generelle Planungsziele (z. B. §  1 
V 1 BauGB) und konkrete Planungsziele (z. B. §  1 V 2 Nr. 1 bis 10 BauGB) u. a. auch in 
raumplanerische nach §  7 IV Nr.2 ROG festgelegte Vorbehaltsgebiete unterteilen lassen. 
Diese Abwä gungsdirektiven sind untereinander gleichwertig;100 dabei soll es mö glich sein, 
dass die dort genannten Belange im Einzelfall den Rang eines Optimierungsgebots haben.101 
Gegenüber anderen, nicht als Planungsziele formulierten Belangen, sind diese 
                                                           
96 Auch §  7 VII S. 3 ROG formuliert keine relative Prioritä t für Naturschutz oder Landschaftspflegerische 
Belange; er ordnet lediglich an, dass die Erhaltungsziele oder der Schutzzweck der Netz Natura 2000 
Gebiete bei der Abwä gung nach §  7 VII S. 1 ROG zu berücksichtigen sind. Diese Berücksichtigungspflicht 
deckt sich mit der Berücksichtigungspflicht nach §  1a II Nr. 4 Hs. 1 BauGB, was dazu führt, dass sie 
gleichwertig neben allen anderen Belangen Eingang in die Abwä gungsentscheidung finden. Siehe hierzu W. 
Erbguth, EG-Naturschutzrecht und rä umliche Gesamtplanung: zum Verhä ltnis von FFH-Richtlinie und 
Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und Bauleitplanung: Kolloquium des Zentralinstituts für 
Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 60. 
97 Um der begrifflichen Verwirrung nicht Vorschub zu leisten, wird sich im Folgenden hinsichtlich der 
Einstufung und Benennung der unterschiedlichen planungsrechtlichen Abwä gungskategorien auf die 
Terminologie von W. Hoppe, UPR 1995, 201 bezogen; ä hnlich auch B. Stü er: Handbuch des Bau- und 
Fachplanungsrechts S. 225 Rdnr. 578 –  soweit der es den kleinsten gemeinsamen Nenner betrifft. Sie 
kommen mit ihren Begrifflichkeiten denen des Bundesverwaltungsgerichts in BVerwGE 71, 163, 164 f. am 
nä chsten. 
98 Vom Bundesverwaltungsgericht Planungsleitsä tze genannt BVerwGE 71, 163, 165; F. Weyreuther, UPR 
1981, 33, 38 l. Sp. nennt diese Planungsdeterminante „Vorranganordnung“. 
99 H. Sendler, UPR 1995, 41, 47 f. 
100 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 75, 77, 92; H. Sendler, UPR 1995, 41, 
44. 
101  D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 120. 
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Abwä gungsdirektiven durch ein besondere Gewicht gekennzeichnet.102 Schließlich seien die 
Planungsgrundsä tze (Grundsatz der Konfliktbewä ltigung, Grundsatz der Rücksichtnahme, 
Grundsatz der Planerhaltung) erwä hnt; die –  wie alle anderen Belange auch - Eingang in die 
planerische Abwä gung finden. 
Im Ergebnis kann also festgehalten werden, dass im Recht der Bauleitplanung keine 
absoluten oder relativen Hö herbewertungen der Belange von Natur und Landschaft zu finden 
sind. Wenn überhaupt, so nahm die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts in Bezug 
auf einzelne naturschutzrechtliche Vorschriften wie § §  1 II, 8 II, III BNatSchG a. F.103 eine 
Optimierungsgebotsqualitä t an.104 Dies abwä gungserhebliche Planungskategorie soll die 
planerische Gestaltungsfreiheit einschrä nken, ohne sie gä nzlich zu determinieren. Den 
Zielvorgaben, die diese Vorschriften enthalten, ist bei einem Abwä gungsprozeß ein 
besonderes Gewicht beizumessen.105 Dies hat zur Folge, dass sie nur von ebenso gewichtigen 
Interessen überwogen werden kö nnen. Ob diese Planungskategorie dafür geeignet ist, den 
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge tatsä chlich ein erhö htes Gewicht, mithin wenigstens eine Form relativer 
Prioritä t zu verschaffen, wird weiter unten noch zu klä ren sein. An dieser Stelle mag der 
Befund reichen, dass Belange von Natur und Landschaft auch auf bauleitplanerischer Ebene 
Gleiche unter Gleichen sind, und eine generelle Hö herbewertung –  in welcher Form auch 
immer –  nicht statt findet. Denn immer –  sei es im Gewand eines raumordnerischen 
Grundsatzes, sei es in der Formulierung als allgemeines oder konkretes Planungsziel oder in 
der Form eines Optimierungsgebots –  sind die Belange von Naturschutz und 
Landschaftspflege gegenüber anderen ihnen zuwiderlaufenden Belangen abzuwä gen.  
 
Auch im Fachplanungsrecht ergibt sich kein anderes Bild. Anders als im Recht der 
Bauleitplanung ist das Fachplanungsrecht von speziellen Nutzungsinteressen geprä gt. 
                                                           
102 BayVGH, BayVBl. 1998, 436, 437; K. Goppel, BayVBl. 1998, 289, 291. 
103 BVerwGE 71, 163, 165 nennt §  1 BNatSchG; BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70 nennt §  8 II und III BNatSchG; 
BVerwGE 85, 348, 362 nennt §  8 III BNatSchG. 
104 Weitere Optimierungsgebote sind: §  50 BImSchG BVerwGE 71, 163, 165; sowie §  1 I S. 1 FStrG; siehe 
auch BVerwG, NVwZ 1989, 151, 152; BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70 f.; BVerwGE 85, 348, 362; BVerwG, 
DVBl. 1992, 1438 S. 1439; VGH München, NuR 2001, 465, 465 ff.; §  1 I BauGB-MaßnahmenG BVerwG, 
DVBl. 1992, 1438, 1439; §  2 I S. 1 AbfG BVerwG, DVBl. 1995, 238, 241. 
105 BVerwGE 71, 163, 165. 
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So z. B. die Landschaftsplanung (§ §  13 ff. BNatSchG n. F.). Sie hat zur Aufgabe die 
überö rtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege in einem Landschaftsprogramm oder Landschaftsrahmenplan, 
bzw. auf ö rtlicher Ebene in einem Landschaftsplan zeichnerisch und textlich darzustellen und 
zu begründen (§ 16 BNatSchG). Aber auch hier sind gemä ß § §  16 3 BNatSchG n. F.106 die 
Ziele der Raumordung zu beachten und die Grundsä tze der Raumordnung zu 
berücksichtigen. Schon allein hieraus lä sst sich unschwer erkennen, dass selbst innerhalb der 
Landschaftsplanung die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege keine absolute 
Vorrangstellung haben, ja, noch nicht einmal eine relative Hö herwertigkeit erfahren. Denn 
sie sind immer noch gegen die Grundsä tze der Raumordnung abzuwä gen; dies ergibt sich aus 
§  3 Nr. 3 i. V. m. §  4 II ROG. Hierbei besteht allerdings Gleichwertigkeit zwischen den 
involvierten Belangen, sprich Grundsä tzen. Somit kommt dem fachplanungsrechtlichen Ziel 
der Natur- und Landschaftspflege nur das Gewicht eines Grundsatzes nach dem ROG zu,107 
nicht mehr und nicht weniger. Ein Vorrang aber ist auch hier nicht zu erkennen. 
 
Zum Schluss sei noch ein Blick auf das faktische Raumplanungsrecht geworfen. Hierunter 
soll das Naturschutzrecht, soweit es Schutzgebietsausweisungen betrifft verstanden werden. 
Zwar handelt es sich systematisch gesehen nicht um Raumplanungsrecht, ja, noch nicht 
einmal um Planungsrecht. Faktisch hat das Recht der Schutzgebietsausweisungen jedoch 
starke raumplanerische Auswirkungen, weshalb es in diesem Zusammenhang Erwä hnung 
finden soll. 
Die Ausweisung eines Raumes als Naturschutz-, Landschaftsschutz- oder sonstiges 
Schutzgebiet beurteilt sich ausschließlich nach naturschutzfachlichen Kriterien. Eine 
Abwä gung dergestalt, dass eine Unterschutzstellung nur nach Abwä gung aller involvierter 
Belange zulä ssig ist, ist nicht vorgeschrieben.108 
                                                           
106 Oder §  16 II FStrG. 
107 W. Erbguth und J. Schoeneberg: Raumordnungs- und Landesplanung –  Runkel K §  4 Rdnr. 298 ff.; S. 
Mitschang, UPR 1994, 206, 208 f.; S. Mitschang, UPR 1994, 366, 368 f.; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  5 Rdnr. 8, 9. 
108 Freilich muß die Unterschutzstellung eines bestimmten Gebietes erforderlich, geeignet und verhä ltnismä ßig 
im engeren Sinne sein. Innerhalb dieser Verhä ltnismä ßigkeitsprüfung kommt es aber nur auf die 
Verhä ltnismä ßigkeit der Unterschutzstellung in Bezug auf das angestrebte Ziel –  den Naturschutz –  an. 
Siehe hierzu M. Kloepfer: Umweltrecht §  11 Rdnr. 63. 
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Allerdings besteht auch keine Verpflichtung zur Unterschutzstellung, so dass es im Ermessen 
der zustä ndigen Behö rde liegt, ein mö gliches Schutzgebiet als solches auszuweisen. 
Lediglich im Rahmen der allgemeinen Raumordnungsklausel des §  4 I ROG hat die für die 
Schutzgebietsausweisung zustä ndige Behö rde –  da sie mit der Ausweisung raumbedeutsame 
Maßnahmen im Sinne der § §  4 I 1, 3 Nr. 6 ROG vornimmt - die Ziele der Raumordnung zu 
beachten und die Grundsä tze der Raumordnung zu berücksichtigen.109 Insofern findet dann 
natürlich eine Abwä gung der involvierten Belange statt, wobei auch hier wieder von der 
Gleichwertigkeit der Belange auszugehen ist. Ist ein Raum sodann rechtsverbindlich als 
Schutzgebiet ausgewiesen, kann eine nachfolgende allgemeine Raumplanung dieses Gebiet 
nicht einfach wieder –  im Wege der Abwä gung –  „überplanen“. Vielmehr ist dieses 
Schutzgebiet dann bindend für die nachfolgende Raumplanung festgelegt. Nur durch 
Aufhebung des Schutzgebietsstatus kö nnte dieses Gebiet wieder einer Raumplanung zur 
Verfügung gestellt werden.110 
 
Vielversprechend im Hinblick auf eine regelhaft festgelegte relative Prioritä t ist §  34 
BNatSchG n. F.111 
Hinsichtlich von FFH- oder Vogelschutzgebieten gilt, dass nur die Auswahl –  und bei 
Vogelschutzgebieten auch die Ausweisung - alleine nach naturschutzfachlichen, bzw. 
ornithologischen Kriterien vorzunehmen ist.112 Insofern den Mitgliedstaaten ein 
Ausweisungsermessen in Bezug auf FFH-Gebiete zusteht, sind die Ziele und Grundsä tze der 
                                                           
109 W. Erbguth und J. Schoeneberg: Raumordnungs- und Landesplanung –  Runkel K §  4 Rndr. 298. 
110 Siehe zum Ganzen eingehend A. Schink, NuR 2001, 251, 252 f. 
111 Da sich an §  19c BNatSchG a. F. / §  34 BNatSchG n. F. durch die Neuregelung des 
Bundesnaturschutzgesetzes materiell rechtlich nichts geä ndert hat, kann die zu §  19c BNatSchG a. F. 
ergangene Rechtsprechung und die hierzu verö ffentlichte Literatur herangezogen werden. 
112 EUGH, NUR 1997, 36 S. 37; EUGH, NVwZ-RR 2001, 1147, 1147 f.; W. Bielenberg / W. Erbguth und P. 
Runkel: Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und der Lä nder –  Runkel K §  4 Rdnr. 9; M. 
Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und seine Durchführung in der Bundesrepublik 
Deutschland, S. 144 f.; W. Spannowsky, EG-Naturschutzrecht und rä umliche Gesamtplanung: zum 
Verhä ltnis von FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und Bauleitplanung: 
Kolloquium des Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 32 ff.; H. W. Louis 
und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19b Rdnr. 6; hiervon sind nur aufgrund 
„außerordentlicher Gründe“ Ausnahmen mö glich. So W. Erbguth, EG-Naturschutzrecht und rä umliche 
Gesamtplanung: zum Verhä ltnis von FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und 
Bauleitplanung: Kolloquium des Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 75 
m. w. N. in Fßn. 83. 
  
30 
Raumordnung zu beachten, da es sich hierbei um eine raumbedeutsame Maßnahme im Sinne 
des §  4 I ROG i. V. m. §  3 Nr. 6 ROG handelt.113 
Interessant wird es, wenn bereits entsprechende Natura 2000 Gebiete ausgewiesen sind. 
Sollen in einem solchen Gebiet Projekte oder Plä ne verwirklicht werden, die zu erheblichen 
Beeinträ chtigungen114 eines solchen Gebiets in seinen für die Erhaltungsziele oder den 
Schutzzweck maßgeblichen Bestandteile führen kö nnen, so sind diese gemä ß §  34 I, II 
BNatSchG n. F. grundsä tzlich unzulä ssig. Eine Zulassung eines solchen Plans oder Projekts 
kann jedoch unter den in §  34 III, IV BNatSchG n. F. genannten Voraussetzungen mö glich 
werden.115 
Dass kein absoluter Vorrang der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
besteht, ergibt sich schon allein aus dem Umstand, dass §  34 BNatSchG n. F. Ausnahmen 
vom Schutzregime der § §  33 ff. BNatSchG n. F. unter bestimmten –  wenn auch engen –  
Voraussetzungen zulä sst. Darüber hinaus ergibt sich dieser Befund auch aus dem Wortlaut 
des §  34 II BNatSchG n. F. Denn hiernach ist für die Unzulä ssigkeit eines Planes oder 
Projekts Voraussetzung, dass dieses erhebliche Beeinträ chtigungen verursacht.116 
 
                                                           
113 Dies ist umstritten: 
 Für eine Berücksichtigungspflicht bei der Ausweisung von FFH-Gebieten: W. Bielenberg / W. Erbguth und 
P. Runkel: Raumordnungs- und Landesplanungsrecht des Bundes und der Lä nder –  Runkel K §  4 Rdnr. 9 
mit etwas zweifelhafter Terminologie; W. Spannowsky, EG-Naturschutzrecht und rä umliche 
Gesamtplanung: zum Verhä ltnis von FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und 
Bauleitplanung: Kolloquium des Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 39 
f.; differnzierend W. Erbguth, EG-Naturschutzrecht und rä umliche Gesamtplanung: zum Verhä ltnis von 
FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und Bauleitplanung: Kolloquium des 
Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 80 f. 
Gegen eine Berücksichtigungspflicht im Ganzen: H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  
Kommentar §  19b Rndr. 6; M. Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und seine 
Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland, S. 133 ff.; diese wird u. a. deshalb verneint, weil den 
Mitgliedstaaten bei der Auswahl der FFH- bzw. Vogelschutzgebiete kein Auswahlermessen zusteht, und 
weder die Auswahl noch die Meldung eines FFH- oder Vogelschutzgebietes eine raumbedeutsame 
Maßnahme im Sinne des §  4 I ROG i. V. m. §  3 Nr. 6 ROG darstellt. 
114 Zur Auslegung diesen Begriffs siehe W. Erbguth, EG-Naturschutzrecht und rä umliche Gesamtplanung: zum 
Verhä ltnis von FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und Bauleitplanung: 
Kolloquium des Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 63 m. w. N. in 
Fßn. 28. 
115 Zur Reihenfolge der Prüfung der Voraussetzungen des §  19 c III Nr.1, Nr. 2 BNatSchG siehe H. W. Louis 
und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz - Kommentar §  19 c Rdnr. 17, zum Begriff der „Zumutbarkeit“ 
siehe U. Adenauer / D. Apfelbacher und K. Iven, NuR 1999, 63, 75; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19 c Rdnr. 21; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 15. 
116 M. Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und seine Durchführung in der 
Bundesrepublik DeutschlandS. 170; VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 401; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 12. 
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Aus der textlichen Gestaltung und dem Aufbau der Vorschrift lä sst sich jedoch eine Form 
genereller –  soll heissen regelhafter - relativer Prioritä t der Belange von Natur und 
Landschaft ableiten.117 
Die relative Prioritä t der Belange von Natur und Landschaft ergibt sich zuerst aus dem 
Wortlaut des §  34 III, IV BNatSchG n. F. Dieser macht deutlich, dass für die Zulassung nicht 
jedes Interesse ausreicht, um das Schutzregime der § §  33 ff. BNatSchG n. F. zu überwinden 
und damit Eingriffe in Netz Natura 2000 Gebiete zu rechtfertigen. Rein private Interessen, 
wie z. B. Eigentum, bleiben gä nzlich ausgeschlossen, sofern sie nicht auch zwingende 
ö ffentliche Interessen bedienen.118 Des Weiteren muss es sich um „zwingende“ Gründe des 
ö ffentlichen Interesses handeln. Was hierunter zu verstehen ist, ergibt sich zum einen durch 
den Tatbestand des §  34 III Nr. 1 BNatSchG n. F. selbst; denn dieser nennt exemplarisch 
soziale oder wirtschaftliche Gründe. „Zwingend“ sollen Gründe des ö ffentlichen Interesses 
dann sein, wenn sie „verpflichtend“ oder „wesentlich“ sind.119 Danach sollen zwingende 
Gründe solche sein, die die Verfolgung des jeweiligen ö ffentlichen Interesses 
vernünftigerweise gebieten.120 Schließlich müssen diese zwingenden Gründe des ö ffentlichen 
Interesses „überwiegen“, also gewichtiger als die durch § §  33 ff. BNatSchG n. F. geschützten 
Interessen sein.121 Allein gewichtige ö ffentliche Interessen reichen also für die Zulä ssigkeit 
                                                           
117 E. Kommission: Natura 2000 - Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.3.2; W. Erbguth, EG-Naturschutzrecht und rä umliche Gesamtplanung: zum Verhä ltnis 
von FFH-Richtlinie und Vogelschutz-Richtlinie zur Raumordnungs- und Bauleitplanung: Kolloquium des 
Zentralinstituts für Raumplanung am 10. November 1999 in Münster, S. 67, nach diesem hat §  19 c 
BNatSchG .a. F. sogar die Wirkung eine Planungsleitsatzes. 
118 E. Kommission: Natura 2000 - Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.3.2; A. Epiney, UPR 1997, 303, 309; U. Adenauer / D. Apfelbacher und K. Iven, NuR 
1999, 63, 76; S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 178; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19 c Rdnr. 18. 
119 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 604; K. Iven, NuR 1996, 373, 379 mö chte hierunter solche ö ffentlichen 
Interessen verstanden wissen, die gewichtiger als die von der Richtlinie geschützten sind; so auch A. Epiney, 
UPR 1997, 303, 309; A. Schink, GewArch 1998, 42, 51; H. W. Louis, DÖ V 1999, 374, 380; 
OVG Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 2000, 52, 55; BVerwGE 110, 302, 313 spricht von „besonders 
bedeutsamen Rechtsgütern“, S. 314 f. 
120 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 604; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  
19 c Rdnr. 18; VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 403 geht von einem „hohen“ Gewicht solcher Gründe des 
ö ffentlicher Interesses aus und bejaht sie in Bezug auf Küstenschutz und die wirtschaftliche Fö rderung der 
Region Papenburg. 
 E. Kommission: Natura 2000 – –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.3.2 nennt ö ffentliche Gesundheitsvorsorge, Umweltschutz, Verfolgung legitimer Ziele 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik sowie Verkehrs-, Energieversorgungs- und Telekommunikationsdienste. 
121 EUGH, Slg. 1991, 924, 931 Rdnr. 22; M. Gellermann, NuR 1996, 548, 554; K. Iven, NuR 1996, 373, 379; A. 
Epiney, UPR 1997, 303, 309; F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 524. 
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eines Plans oder eines Projekts nicht aus.122 Dabei wird in Absatz IV der Kreis der mö glichen 
zwingenden Gründe des überwiegenden ö ffentlichen Interesses noch weiter verengt.123 
Durch die sich aus dem Wortlaut der Vorschrift ergebende Verengung des zu 
berücksichtigenden Belangspektrums auf überwiegend ö ffentliche, bzw. rein ö ffentliche 
Interessen und zum anderen durch die Verengung dieser ö ffentlichen Interessen auf die 
„zwingenden“ unter ihnen wird deutlich, dass den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege ein erhö hter Stellenwert zukommt.124 Denn in ihrer Wertigkeit sind sie so 
hoch angesiedelt, dass nur zwingende Gründe des überwiegend ö ffentlichen Interesses ein 
vormals unzulä ssiges Projekt zulä ssig werden lassen kö nnen. Demgegenüber besteht in der 
planungsrechtlichen Abwä gung - z. B. nach §  1 VI BauGB –  eine umfassende 
Berücksichtigungspflicht; es müssen nä mlich alle durch die Planung betroffenen Belange, 
gleich ob privater oder ö ffentlicher Natur, in die Abwä gungsentscheidung einbezogen 
werden. 
Dieser Befund wird durch die Systematik der Vorschrift gestützt. Denn nach §  34 II 
BNatSchG n. F. sind Plä ne oder Projekte, die erheblich ein Netz Natura 2000 Gebiet 
beeinträ chtigen kö nnen, unzulä ssig.125 Demzufolge sind die Absä tze III und IV als 
Ausnahmetatbestä nde zu werten.126 Diese Regelungssystematik verdeutlicht nochmals den 
hohen Stellenwert der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange gegenüber allen übrigen 
Raumnutzungsinteressen. Denn eine solche generelle Unzulä ssigkeit aller Plä ne oder 
Projekte einerseits kö nnte diese Vorschrift gar nicht bestimmen, wenn sie nicht andererseits 
von einer generellen, also regelhaften Hö herwertigkeit der Belange des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege ausgehen würde. 
Die Generalitä t, also die Regelhaftigkeit dieser Form relativer Prioritä t ergibt sich 
demgegenüber aus der normtheoretischen Einordnung des §  34 III, IV BNatSchG n. F. 
                                                           
122 „Zwingende Gründe des überwiegenden ö ffentlichen Interesses“ sind nach VG Gera, NuR 2000, 393, 395 
das Interesse der Bevö lkerung an der Versorgung mit sauberen Trinkwasser; und nach VG Oldenburg, NuR 
2000, 398, 400 ff. Küstenschutz und Wirtschaftsfö rderung der Region Papenburg; BVerwGE 110, 302, 312 
Gesundheitsschutz; 
 Siehe zum Ganzen auch H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz – –  Kommentar §  19 c Rdnrn. 
18 ff. 
123 M. Gellermann, NuR 1996, 548, 554; A. Epiney, UPR 1997, 303, 309. 
124 S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 178 spricht von einer „Gewichtungsvorgabe im Sinne 
eines Optimierungsgebots“; U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 605 spricht von einem „deutlich hö heren 
Gewicht“. 
125 Hierzu M. Gellermann, NuR 1996, 548, 552; U. Adenauer / D. Apfelbacher und K. Iven, NuR 1999, 63, 75. 
126 F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 524; M. Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und 
seine Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland S. 170, 175; BVerwGE 110, 302, 313. 
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Hierbei handelt es sich um eine Regel. Insofern ist es zumindest missverstä ndlich, von einer 
naturschutzrechtlichen Abwä gungsentscheidung zu sprechen,127 Denn wenn zwingende 
Gründe des überwiegenden ö ffentlichen Interesses im Sinne des §  34 III Nr. 1, IV BNatSchG 
n. F. vorliegen, findet keine Abwä gung im Sinne einer Auflö sung einer Prinzipienkollision 
mehr statt. Vielmehr begründen diese zwingenden Gründe des ö ffentlichen Interesses dann 
auch „zwingend“ eine Ausnahme vom Unzulä ssigkeitsgrundsatz. Sie bilden 
Ausnahmetatbestä nde.128 Denn der §  34 BNatSchG n. F. ist als Regel formuliert und somit 
mittels Subsumtion anzuwenden; freilich unter Auslegung der darin enthaltenen 
unbestimmten Rechtsbegriffe129 und unter Herausarbeitung des Ü berwiegens. Dass aber eine 
Regel unbestimmte Rechtsbegriffe enthä lt,130 und darüber hinaus einen „Restposten“ von 
Abwä gung beinhaltet, ä ndert nichts an ihrer normtheoretischen Einordnung als Regel. Es 
handelt sich vielmehr um eine sogenannte „unvollstä ndige Regel“.131 Eine Abwä gung in dem 
Sinne, dass einmal festgestellte, für den Plan oder das Projekt sprechende, zwingende Gründe 
des überwiegenden ö ffentlichen Interesses nunmehr gegen die Belange der Netz Natura 2000 
Gebiete abzuwä gen sind, um so zu einem Zulä ssigkeitsurteil zu kommen, enthä lt die 
Vorschrift nicht.132 Dieser Befund wird auch durch §  1a II Nr. 4 BauGB gestützt. Dieser 
ordnet an, dass im Falle einer negativen Verträ glichkeitsprüfung, die bauplanungsrechtliche 
Abwä gung nach §  1 VI BauGB zu verlassen ist und §  33 ff. BNatSchG n. F. Anwendung zu 
finden hat. 
Schließlich spricht für die hier vertretene Ansicht auch der Umstand, dass das Vorliegen der 
Tatbestandsmerkmale des §  34 III, IV BNatSchG n. F. gerichtlich voll überprüfbar ist.133 
Dies ist, wie bereits erwä hnt, bei Abwä gungsentscheidungen nicht der Fall. 
Es kann also festgehalten werden, dass auf einfachrechtlicher Ebene den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen des §  34 III, IV BNatSchG n. F. eine 
Art generelle, d. h. regelhafte relative Prioritä t zukommt. 
                                                           
127 So aber: A. Fisahn, NuR 1997, 268, 271; S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 178; T. Koch, 
NuR 2000, 374, 377. 
128 F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 524; M. Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und 
seine Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland S. 170, 175; BVerwGE 110, 302, 313. 
129 Z. B. „notwendig“ oder „zwingend“ in §  19 c III Nr. 1 BNatSchG. 
130 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 106. 
131 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 121. 
132 So auch OVG Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 2000, 52, 55; U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 603, dieser 
jedoch etwas missverstä ndlich. 
133 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 603; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 15. 
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Darüber hinaus ergibt sich weder direkt für Art. 20 a GG noch aus diesem eine relative 
Prioritä t der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege gegenüber anderen 
konfligierenden Belangen. Auf einfachgesetzlicher Ebene kö nnen jedoch vereinzelt relative 
Hö herbewertungen von Natur- und Landschaftsbelangen, etwa im Gewand raumplanerischer 
Zielformulierungen, raumplanerischer Vorbehaltsgebiete oder in der Form von 
Optimierungsgeboten vorkommen. 
 
Interessant in diesem Zusammenhang ist auch §  19 III BNatSchG n. F. Hier wird die 
Zulä ssigkeit eines Eingriffs, der nicht vermieden und ausgeglichen oder in sonstiger Weise 
kompensiert werden kann, beurteilt. Danach ist ein solcher Eingriff zu untersagen, wenn 
„...die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwä gung aller 
Anforderungen an Natur und Landschaft im Range vorgehen...“. 
Fraglich ist, ob sich auch hieraus eine Art regelhafter Prioritä t der Belange des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege herleiten lä sst. 
Diese Frage kann nur vor dem Hintergrund der Rechtsprechung und Literatur zu der "alten" 
Eingriffsregelung in §  8 III BNatSchG a. F. beantwortet werden. 
Das Bundesverwaltungsgericht und Teile der Rechtswissenschaft ordneten den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen von §  8 III BNatSchG einen 
besonderen Stellenwert –  nä mlich den eines Optimierungsgebots - zu.134 Hergeleitet wurde 
dieser aus der Prüfungskaskade des §  8 BNatSchG a. F. (Vermeidung, Ausgleich, 
Untersagung) und aus der Ausgestaltung des §  8 III BNatSchG a. F. als eine zweiseitige, 
bipolare Abwä gungsentscheidung, die auf ein bestimmtes Abwä gungsergebnis abzielt.135 
Demgegenüber gingen andere Stimmen in der Rechtswissenschaft von der Gleichrangigkeit 
der in die Entscheidung nach §  8 III BNatSchG a. F. eingebundenen Belange aus.136 
Ob die genannten Stimmen auch im Hinblick auf den die "neue" Eingriffsregelung in §  19 III 
BNatSchG n. F. von der Qualitä t eines Optimierungsgebots ausgehen, bleibt abzuwarten. 
                                                           
134 BVerwGE 85, 348, 362; BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70; G. Gaentzsch, NuR 1986, 89, 92; J. Berkemann, 
NuR 1993, 97, 104 m. w. N. Fßn. 62. 
135 BVerwGE 85, 348, 362; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 219; 
OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 278; OVG Hamburg, NuR 1997, 453, 459 f.; OVG Lüneburg, NuR 1998, 
275, 277; R. Breuer, NuR 1980, 89, 95; J. Berkemann, NuR 1993, 97, 103; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 
423. 
136  So wohl E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 46; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz – –  Kommentar §  8 Rdnr. 180. 
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Da sich jedenfalls grundsä tzlich nichts an der Grundstruktur der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung geä ndert hat, ist davon auszugehen, dass die Auseinandersetzung mit dieser 
Ansicht auch unter dem Regime des neuen Bundesnaturschutzgesetzes notwendig ist. 
Ungeachtet einer noch folgenden genaueren Analyse dessen, was die planungsrechtliche 
Kategorie der Optimierungsgebote im Hinblick auf eine erhö hte Durchsetzungkraft der 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege tatsä chlich leisten kann, bedarf es an 
dieser Stelle keiner nä heren Auseinandersetzung mit der Frage, ob sich aus §  19 II, III 
BNatSchG n. F. nun eine Hö herwertigkeit in Form eines Optimierungsgebots herleiten lä sst 
oder nicht. Es lä sst sich, selbst wenn man mit der Rechtsprechung von einer solchen 
Optimierungsgebotsqualtitä t ausgeht, jedenfalls aus §  19 III BNatSchG n. F. keine hier 
gesuchte regelhafte Form relativer Prioritä t herleiten. Denn auch bei Annahme eines 
Optimierungsgebots, ist die Hö herwertigkeit, also das im Range vorgehen, immer wieder 
neu, situationsabhä ngig zu bestimmen.137 
 
Der neue 19 III 2 BNatSchG n. F. kö nnte demgegenüber jedoch anders zu beurteilen sein. 
Werden infolge eines Eingriffs Biotope zerstö rt, die wild lebende Tiere oder wild wachsende 
Pflanzen beheimaten, dann ist der Eingriff nur zulä ssig, wenn dieser aus zwingenden 
Gründen des überwiegenden ö ffentlichen Interesses gerechtfertigt ist. 
Ä hnlich wie §  34 II, III BNatSchG n. F. geht §  19 III 2 BNatSchG n. F. von der 
grundsä tzlichen Unzulä ssigkeit eines solchen Eingriffs aus, und nur Belange des 
überwiegenden ö ffentlichen Interesses - also nur Belange mit einer bestimmten Qualitä t - 
kö nnen einen solchen Eingriff rechtfertigen, wenn und soweit sie die Belange des 
Biotopschutzes überwiegen. Bezüglich §  19 III 2 BNatSchG n. F. kann also das Gleiche 
gelten, wie unter §  34 II, III BNatSchG n. F. Insofern sei auf das zu §  34 BNatSchG n. F. 
bereits Gesagte verwiesen. Somit handelt es sich bei dem neu eingefügten §  19 III 2 
BNatSchG n. F. auch um eine Form der generellen, also regelhaften Form der Prioritä t der 
Natur- und Landschaftsbelange. 
                                                           
137 Siehe zur Funktion von Optimierungsgeboten Teil A III. 
  
36 
Abschließend kann also festgehalten werden, dass im faktischen Raumplanungsrecht 
lediglich im Rahmen von §  19 III 2 sowie 34 BNatSchG n. F.  BNatSchG den Belangen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege eine regelhafte Form relativer Prioritä t zukommt. 




b) Die Wertigkeit von Natur und Landschaft auf vö lkerrechtlicher Ebene 
Das Schutzgut Umweltschutz wurde erst mit der 1972 abgehaltenen Stockholmer Konferenz 
in den Kreis der vö lkerrechtlichen Schutzgüter aufgenommen.138 Zuvor galt für 
grenzüberschreitende Umweltprobleme das Nachbarrecht.139 Eine irgendwie geartete 
generelle Hö herwertigkeit dieses Schutzgutes vor anderen vö lkerrechtlichen Schutzgütern ist 
weder im Vö lkergewohnheitsrecht, dem Vö lkervertragsrecht noch dem soft-law bekannt.140 
Bisweilen stö ßt man jedoch im Umweltvö lkerrecht auf Formen relativer Prioritä t. Da auf 
diesem Gebiet eine Vielzahl von Verträ gen und Vereinbarungen ergangen sind,141 soll im 
Folgenden nur exemplarisch auf einige wenige, naturschutzrechtlich besonders relevante, 
Bezug genommen werden. Zu nennen wä re z. B. das Ü bereinkommen über den 
internationalen Handel mit gefä hrdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES),142 
die Ü bereinkommen über Feuchtgebiete, insbesondere als Lebensraum für Wasser- und 
Wattvö gel, von internationaler Bedeutung,143 das Ü bereinkommen zur Erhaltung der 
wandernden wildlebenden Tierarten,144 das Ü bereinkommen über die Erhaltung der 
europä ischen wildlebenden Pflanzen und Tiere und ihrer natürlichen Lebensrä ume,145 das 
                                                           
138 I. Seidl-Hohenveldern und T. Stein: Vö lkerrecht Rdnr. 1525; U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht §  3 Rdnrn. 17 
ff.; A. Bleckmann: Vö lkerrecht §  8 Rdnr. 520 ff. 
139 M. Vogelsang, UPR 1992, 419, 419. 
140 Mittlerweile haben sich umweltvö lkerrechtliche Grundsä tze herausgebildet siehe: K. Schillhorn: Kulturelle 
Rechte indigener Vö lker und Umweltvö lkerrecht – –  Verhä ltnis und Vereinbarkeit, S. 149 ff.; M. Bothe / K. 
Hailbronner / E. Klein, et al.: Vö lkerrecht 5. Abschnitt Rdnr. 150 ff.; O. Kimminich: Einführung in das 
Vö lkerrecht S. 402 ff.  
141 Eine Ü bersicht zum Umweltvö lkerrecht z. B. bei P. Heijnsbergen: International Legal Protection of Wild 
Fauna and Flora, Chapter 2, S. 9 ff.; M. Kloepfer: Umweltrecht §  9 Rdnrn. 86 ff. 
142 BGBl. 1975 II, 777. 
143 Vom 16.07.1976, BGBl. 1976 II, S. 1265 ff.; im Folgenden Ramsar Konvention genannt. 
144 Vom 29.06.1984, BGBl. 1984 II, S. 569; geä ndert durch die Verordnung vom 20.08.1987, BGBl. 1987 II, S. 
485 im Folgenden Bonner Konvention genannt. 
145 Vom 17.07.1984, BGBl. 1984 II, S. 618 ff.; im Folgenden Bern Konvention genannt. 
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UNESCO Ü bereinkommen zum Schutz des Kultur- und Naturerbes der Welt146 sowie das 
Ü bereinkommen über die biologische Vielfalt.147 
In Bezug auf diese Verträ ge ist es von Interesse, wie diese Belangkonflikte zwischen den 
durch sie verfolgten Naturschutzzielen und mit diesen konfligierenden anderen Belangen 
lö sen und ob den Belangen des Naturschutzes eventuell eine Art von Vorrangstellung 
zukommt. 
 
Regelungsgehalt des CITES-Abkommens ist die Import- und Exportregulierung zum Schutz 
gefä hrdeter Tier- oder Pflanzenarten. Die Voraussetzungen, unter denen mit Tier- oder 
Pflanzenarten gehandelt werden darf, hä ngt von der Aufnahme einer Art in einen der 
Anhä nge des Ü bereinkommens ab. Dabei unterliegt der Handel mit Arten des Anhangs I den 
strengsten Voraussetzungen. So bedarf die Ausfuhr von Arten, die in Anlage I aufgeführt 
sind, nach Artikel III einer Genehmigung. Diese darf ausnahmsweise nur dann erteilt werden, 
wenn die Ausfuhr dem Ü berleben der Art nicht abträ glich ist, der Transport nicht unter 
Verletzung der von diesem Staat zum Schutz von Tieren oder Pflanzen erlassenen 
Rechtsvorschriften geschieht, die Gesundheitsrisiken für die betreffende Art beim Transport 
gering gehalten werden und eine Einfuhrgenehmigung vorliegt. Voraussetzung für die 
Erteilung einer Einfuhrgenehmigung ist nach Artikel III Absatz 3 sodann, dass die Einfuhr 
dem Ü berleben der betreffenden Art nicht abträ glich ist, der vorgesehene Empfä nger über die 
geeigneten Einrichtungen für seine Unterbringung und Pflege verfügt und dass das Exemplar 
nicht hauptsä chlich für kommerzielle Zwecke verwendet wird. Für Arten der Anlage II gelten 
im Wesentlichen ä hnlich strenge Handelsvoraussetzungen. Wä hrend der Export eines 
Exemplars der Anlage III desgleichen einer Genehmigung bedarf, ist die Einfuhr solcher 
Arten schon bei Vorlage eines Ursprungszeugnisses mö glich (Artikel V Absatz 3). 
Von diesen Handelsvoraussetzungen sind nach Artikel VII wiederum Ausnahmen mö glich, 
und hiervon gemä ß Artikel VII Absatz 3 a) weitere Gegenausnahmen. 
Aufgrund der Strenge der Handelsvoraussetzungen lä sst sich der Standpunkt vertreten, dass 
dem Artenschutz in diesem Ü bereinkommen wenn auch keine absolute, so doch eine relative 
Prioritä t gegenüber anderen Interessen –  z. B. wirtschaftlichen –  zukommt. Denn selbst die 
Ausnahmen von den Bedingungen der Artikel III bis V sind nur unter sehr eng umgrenzten 
                                                           
146 BGBl. 1977 II, S. 215 im Folgenden Welterbe Konvention genannt. 
147 BGBl. 1993 II, S. 1741. 
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Voraussetzungen zu bejahen, die sich ihrerseits teilweise wieder an naturschutzrechtlichen 
Gesichtspunkten, also dem Artenschutz im weitesten Sinne, orientieren (Artikel VII Absatz 7 
c)). 
Auch die Ramsar-Konvention kennt eine Form relativer Prioritä t naturschutzrechtlicher 
Belange. Denn Feuchtgebiete, die gemä ß Artikel 2 Absatz 2 in die „Liste international 
bedeutender Feuchtgebiete“ aufgrund ihrer internationalen Bedeutung für Ö kologie, Botanik, 
Zoologie, Limnologie oder Hydrographie und ihrer jahreszeitlich unabhä ngigen 
internationalen Bedeutung für Watt- und Wasservö gel aufgenommen werden sollen, sollen 
gemä ß Artikel 4 Absatz 1 der Konvention zu Schutzgebieten erklä rt werden. Es entscheiden 
also auf der Stufe der Auswahl der Gebiete alleine naturschutzfachliche Kriterien.  
Einmal ausgewä hlte und in die Liste aufgenommene Feuchtgebiet kö nnen aufgrund 
„dringender nationaler Interessen“ nach Artikel 2 Absatz 5 der Konvention ihrem Umfang 
nach reduziert oder gä nzlich wieder gelö scht werden. Dabei muss sich der betreffende 
Unterzeichnerstaat nach Artikel 2 Absatz 6 jedoch seiner internationalen Verantwortung für 
die Erhaltung, Hege und wohlausgewogenen Nutzung der Bestä nde der Watt- und 
Wasservö gel bewusst sein.148 Wird ein Feuchtgebiet verkleinert oder gelö scht, soll der 
betreffende Staat gemä ß Artikel 4 Absatz 2 der Konvention durch Ausweisung anderer 
Schutzgebiete Ausgleichsmaßnahmen ergreifen. 
Aufgrund des Erwä hnten ist also klar, dass ein absoluter Schutz der Feuchtgebiete nach der 
Ramsar-Konvention nicht vorgesehen ist. Die Tatsache aber, dass nur aufgrund „dringender 
nationaler Interessen“ eine Begrenzung der Gebiete oder eine gä nzliche Lö schung aus der 
Liste mö glich ist, verdeutlicht die relative Prioritä t der Belange des Feuchtgebietsschutzes.149 
Denn nach Artikel 2 Absatz 5 der Konvention reichen weder private noch ö ffentliche 
Interessen unterhalb nationaler Bedeutung aus, um eine Verkleinerung oder Lö schung zu 
rechtfertigen. Diese relative Vorrangstellung des Naturschutzes wird aber wiederum dadurch 
geschwä cht, dass in Artikel 2 Absatz 3 der Konvention klargestellt wird, dass hierdurch nicht 
die ausschließlichen Hoheitsrechte des Unterzeichnerstaates, in dessen Territorium sich das 
ausgewiesene Feuchtgebiet befindet, beeinträ chtigt werden. 
 
                                                           
148 Hierauf weist auch U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 395 hin. 
149 Dabei wird nicht erwä hnt, was unter „dringenden nationalen Interessen“ zu verstehen ist. 
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Die Bonner Konvention, die zum Ziel hat, die wandernden wildlebenden Tierarten zu 
schützen, hä lt sich bedeckter, wenn es um den Stellenwert des Naturschutzes geht. In diesem 
Ü bereinkommen wird zwischen wandernden Arten, die in ihrer Existenz gefä hrdet sind 
(Anlage I), und Arten, deren Erhaltungssituation ungünstig ist (Anlage II), unterschieden. 
Von Interesse ist in vorliegendem Zusammenhang besonders Artikel III, der Arten, die vom 
Aussterben bedroht sind, betrifft. Nach Artikel 3 Absatz 4a „bemühen“ sich die 
Vertragsparteien, „...jene Lebensstä tten zu erhalten und, wo durchführbar und zweckmä ßig, 
wiederherzustellen, die von Bedeutung sind, diese Art vor der Gefahr des Aussterbens zu 
bewahren.“ Darüber hinaus „bemühen“ sie sich Stö rungen, „...die die Wanderung der Arten 
ernstlich erschweren oder verhindern, auszuschalten, zu beseitigen, auszugleichen oder –  
soweit angebracht –  auf ein Mindestmaß zu beschrä nken (Artikel 3 Absatz 4 b). Das Wort 
„bemühen“ ist jedoch weit davon entfernt, überhaupt eine Aussage über den rechtlichen 
Stellenwert der Naturbelange zu machen, wenn andere Interessen diesen zuwiderlaufen. 
Einen klareren Standpunkt bezieht diese Konvention jedoch in Bezug auf Entnahme der in 
Anhang I des Vertrages aufgeführten Arten aus der Natur. Diese ist nä mlich nach Artikel 3 
Absatz 5 verboten. Ausnahmen von diesem Verbot kö nnen aus wissenschaftlichen Gründen, 
aus naturschutzrechtlichen Gründen –  nä mlich um die Population oder die 
Ü berlebenschancen der betreffenden Art zu erhö hen –  oder aus Gründen der Befriedigung 
des Lebensunterhalts traditioneller Nutzer, bzw. schließlich, wenn dies aufgrund 
„außerordentlicher Gründe erforderlich ist“, gerechtfertigt werden. 
Voraussetzung für die Anwendung der Ausnahmetatbestä nde ist jedoch, dass die Ausnahme 
inhaltlich genau bestimmt, sowie rä umlich und zeitlich beschrä nkt ist und sich nicht 
nachteilig für die Art auswirkt (Artikel 3 Absatz 5 Nr. a) bis d)). 
Es ist also eine positive Entnahmeprognose abzugeben. Ist hiernach eine nachteilige 
Auswirkung auf die betreffende Art zu erwarten, so bleibt die Entnahme unzulä ssig. Erst 
wenn die Entnahmeprognose positiv ausfä llt, kann weiter geprüft werden, ob ein 
Ausnahmetatbestand vorliegt. 
Ob sich aus dem Vorstehenden auch wieder eine Form relativer Prioritä t 
naturschutzrechtlicher Belange herleiten lä sst, erscheint fraglich. Zwar sind Ausnahmen nach 
Artikel 3 Absatz 5 a) bis b) nur aufgrund wissenschaftlicher oder naturschutzfachlicher 
Gründe zulä ssig. Jedoch kö nnen solche auch aufgrund privater Interessen und aufgrund 
außerordentlicher Umstä nde zulä ssig sein. Aus der Zusammenschau mö glicher 
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Ausnahmegründe lä sst sich jedoch erkennen, dass den Belangen des Naturschutzes jedenfalls 
ein sehr hoher Stellenwert zukommt. Denn gerade aus dem unbestimmten Rechtsbegriff der 
„außerordentlichen Umstä nde“ lä sst sich entnehmen, dass nicht jedes nur dargelegte Interesse 
genügt, die Naturschutzbelange überwiegen zu lassen. Des Weiteren ergibt sich aus der 
Gewichtigkeit der übrigen Ausnahmetatbestä nde, dass die privaten Interessen wie auch die 
„außerordentlichen Umstä nde“ von hoher Bedeutung sein müssen, um eine Ausnahme vom 
Verbot rechtfertigen zu kö nnen. Schließlich ist Voraussetzung für eine jede Ausnahme, dass 
eine positive Entnahmeprognose getroffen wird, die Entnahme inhaltlich genau bestimmt und 
rä umlich sowie zeitlich begrenzt ist. Hieraus lä sst sich herleiten, dass Leitprinzip –  auch für 
die Ausnahmetatbestä nde des Artikel 3 Absatz 5 der Konvention –  alleine der Naturschutz 
ist. 
 
Ä hnlich verhä lt es sich mit der Berner Konvention, die zum Ziel hat, Pflanzen und Tiere 
sowie deren natürliche Lebensrä ume innerhalb Europas zu schützen (Artikel 1). Die in den 
drei Anlagen der Konvention aufgelisteten Pflanzen und Tiere sind in unterschiedlicher 
Weise zu behandeln. Der Lebensraum- und Artenschutz ist in den Artikeln 4 bis 7 geregelt. 
Nach Artikel 9 Absatz 1 kö nnen –  „unter der Voraussetzung, dass es keine andere 
befriedigende Lö sung gibt und die Ausnahme dem Bestand der betreffenden Population nicht 
schadet...“ - Ausnahmen vom Schutz von Lebensrä umen und dem Artenschutz gemacht 
werden, wenn diese durch Gründe des Naturschutzes, aus Gründen der Eigentumssicherung, 
im Interesse der ö ffentlichen Gesundheit und Sicherheit, der Sicherheit der Luftfahrt oder 
anderer vorrangiger ö ffentlicher Belange, aus wissenschaftlichen Gründen sowie schließlich 
aus wirtschaftlichen Interessen gerechtfertigt sind. 
In dieser Vorschrift ist zum einen eine Alternativenprüfungsverpflichtung enthalten. Denn 
nur, wenn es keine andere „befriedigende“ Lö sung gibt, kö nnen die Ausnahmetatbestä nde 
überhaupt Anwendung finden. Als weitere Anwendungsvoraussetzung ist ein 
naturschutzrechtliches Kriterium genannt. Die Ausnahme darf nä mlich „...dem Bestand der 
betreffenden Population...“ nicht schaden. Es muss also eine günstige Eingriffsprognose 
gestellt werden kö nnen. 
Aus der Existenz des Ausnahmetatbestandes in Artikel 9 lä sst sich ableiten, dass der 
Lebensraum- und Artenschutz keine absolute Vorrangstellung genießt. Aus der Qualitä t der 
Rechtfertigungsgründe jedoch lä sst sich meines Erachtens eine Art relativer Prioritä t der 
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Belange des Lebensraum- und Artenschutzes (Naturschutzes) ableiten. Zwar kö nnen nicht 
nur ö ffentliche Interessen, sondern nach Artikel 9 Absatz 1 erster Spiegelstrich auch Gründe 
der Eigentumssicherung eine Ausnahme vom Lebensraum- oder Artenschutz rechtfertigen. 
Dieser Umstand ä ndert an der Einschä tzung einer bestehenden relativen Prioritä t jedoch 
nichts. Zum einen trä gt ein solcher Grund nur dann eine Ausnahme, wenn „ernsthafte 
Schä den“ drohen, also nur wenn eine besondere Gefä hrdungslage besteht. Zum zweiten ist 
der Eigentumsschutz im Kontext der übrigen Ausnahmegründe zu lesen. Hiernach kö nnen 
nur gewichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses Ausnahmen von Lebensraum- und 
Artenschutzgebot rechtfertigen. Dabei reicht die Gewichtigkeit der Gründe alleine nicht aus. 
Denn nach Artikel 9 Absatz 1 ist Voraussetzung für einen jeden Ausnahmetatbestand, dass 
keine andere befriedigende Lö sung besteht und die Ausnahme dem Bestand der betreffenden 
Population nicht schadet. Diese Vorschaltung einer Alternativenprüfungspflicht in 
Verbindung mit der Erstellung einer positiven Erhaltungsprognose unterstreicht die hohen 
Anforderungen, die an mit dem Naturschutz konfligierende Interessen zu stellen sind, wollen 
sie diese überwiegen. 
 
Nun mag es nicht verwundern, dass die dem Naturschutz im weitesten Sinne dienenden 
vö lkerrechtlichen Verträ ge, diesem bei Interessenkonflikten auch eine irgendwie geartete 
Hö herwertigkeit, bzw. einen Vorrang gegenüber anderen Belangen einzurä umen bereit sind. 
So verhä lt es sich auch im deutschen Naturschutzrecht. Eingriffe in Schutzgebiete sind 
immer nur unter sehr engen Voraussetzungen mö glich.150 Dennoch kann dieser Befund nicht 
verallgemeinert werden. Denn z. B. die Welterbe Konvention kennt eine solche 
Vorrangstellung des Naturschutzes gegenüber anderen konfligierenden Interessen nicht. 
Zwar sind es alleine naturschutzfachliche und naturwissenschaftliche Maßstä be, anhand derer 
ein Gebiet als Weltnaturerbe identifiziert wird (Artikel 2). Dabei ist es gemä ß Artikel 3 Sache 
der Unterzeichnerstaaten Gebiete, die den Anforderungen des Artikel 2 entsprechen, zu 
identifizieren und auszuweisen. Die so identifizierten Objekte werden nach Artikel 11 unter 
Zustimmung des betreffenden Unterzeichnerstaates (Absatz 3 in der Welterbe Liste), die 
durch das Welterbe Komitee geführt wird, aufgenommen. 
                                                           
150 Z. B. §  34 II, III BNatSchG n. F. 
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Doch eine Ausnahmevorschrift wie etwa die des Artikel 2 Absatz 5 der Ramsar Konvention 
gibt es in dieser Konvention nicht, so dass fraglich ist, ob ein einmal gemeldetes Objekt auch 
wieder aus der Liste entfernt werden kann. Dies wird man im Ergebnis wohl bejahen müssen. 
Denn nach Artikel 4 erkennt jeder Staat an, dass der Schutz und die Erhaltung eines 
Naturerbes zuallererst seine Aufgabe ist. Hierfür hat sich der betreffende Staat im Rahmen 
der Gegebenheiten und Mö glichkeiten seines Landes zu bemühen, die notwendigen 
nationalen Maßnahmen zu treffen (Artikel 5). Darüber hinaus betont Artikel 6 nochmals die 
uneingeschrä nkte Souverä nitä t eines jeden Vertragsstaates. 
Diese Regelungen machen deutlich, dass durch die Konvention die staatliche Souverä nitä t 
der Unterzeichnerstaaten unangetastet bleibt und insofern kein absoluter Vorrang von 
Belangen des Naturschutzes oder der Landschaftspflege besteht. Fraglich ist, ob alleine aus 
der Tatsache des Fehlens von Ausnahmetatbestä nden –  wie etwa die Lö schung von 
Weltnaturerbegebieten aus der Welterbe Liste –  eine Art relativer Prioritä t hergeleitet werden 
kann. M. E. würde diese Lesart jedoch zu weit gehen. Das Schweigen der Konvention zu 
diesem Punkt in Verbindung mit der Betonung, dass der Schutz und die Erhaltung von 
Weltnaturerbe grundsä tzlich Aufgabe des Unterzeichnerstaates ist, lä sst eine solche relative 
Prioritä t nicht wirklich erkennen. 
Auch das Ü bereinkommen über die biologische Vielfalt beinhaltet keine Vorrangstellung der 
Naturschutzbelange vor anderen konfligierenden Belangen wie etwa wirtschaftlichen 
Interessen. Dieses Abkommen hat gemä ß Artikel 1 „...die Erhaltung der biologischen 
Vielfalt, die nachhaltige Nutzung ihrer Bestandteile und die ausgewogene und gerechte 
Aufteilung der sich aus der Nutzung der genetischen Ressourcen ergebenden Vorteile...“ zum 
Ziel. 
Von Interesse ist hier besonders Artikel 22 der Konvention. Hierin wird festgelegt, dass die 
Biodiversitä ts-Konvention „...die Rechte und Pflichten einer Vertragspartei aus bestehenden 
vö lkerrechtlichen Vereinbarungen unberührt...“ lä sst, „...außer wenn die Wahrnehmung 
dieser Rechte und Pflichten die biologische Vielfalt ernsthaft schä digen oder bedrohen 
würde.“ 
Aus dieser Vorschrift nun lä sst sich erkennen, dass etwa das GATT-Abkommen vom 
Ü bereinkommen über die biologische Vielfalt und den sich hieraus ergebenden Rechten und 
Pflichten unberührt bleibt. Etwas anderes soll nur gelten, wenn etwa durch handelsrechtliche 
zulä ssige Handlungen die biologische Vielfalt ernsthaft beschä digt oder bedroht wird. Wie 
  
43
sich das Verhä ltnis in einem solchen Fall dann bestimmen lä sst, wird durch Artikel 22 des 
Ü bereinkommens der biologischen Vielfalt jedoch nicht beantwortet. 
Auch hier ist nicht der Ort, sich mit dieser im Umweltvö lkerrecht und im Rahmen des 
GATT-Abkommens bestehenden Rechtsproblematik nä her auseinander zu setzten.151 Im 
Rahmen der vorliegenden Arbeit mag die Feststellung genügen, dass durch Artikel 22 des 
Ü bereinkommens der biologischen Vielfalt klargestellt wird, dass dem Naturschutz kein 
Vorrang vor anderen Belangen, sondern allenfalls Gleichwertigkeit zukommt. Nur wenn 
ernsthafte Schä den oder Gefahren für die biologische Vielfalt bestehen, soll etwas anderes 
gelten. Eine Vorrangstellung ist hiermit nicht verbunden. Im Gegenteil: durch die Form der 
Formulierung wird deutlich, dass nur dann, wenn schwere Schä den zu besorgen sind oder 
schwere Gefahren drohen, der Naturschutz überhaupt andere Belange –  wie etwa 
handelsrechtliche - überwiegen kann. Hieraus kö nnte man sogar schließen, dass dem 
Naturschutz eine Minderwertigkeit und nicht eine Gleichrangigkeit zukommt. 
Im Ergebnis kann also festgehalten werden, dass im Umweltvö lkerrecht –  und dort in den 
naturschutzrechtlichen Konventionen –  dem Naturschutz nicht per se der Vorrang vor 
anderen Belangen eingerä umt wird. Interessant wird es nun da, wo vö lkerrechtliche Verträ ge 
existieren, deren Regelungsinhalt nicht primä r ein naturschutzrechtlicher, sondern etwa ein 
wirtschaftlicher ist. Hier stellt sich die Frage, wie diese Verträ ge oder Vereinbarungen auf 
Kollisionen mit Interessen des Naturschutzes im weitesten Sinne reagieren. 
 
In diesem Zusammenhang ist auf das General Agreement on Tarifs and Trade, kurz GATT-
Abkommen,152 einzugehen. Hiernach ist es im liberalisierten Welthandel jedem Staat 
grundsä tzlich untersagt, seinen Markt anders als durch Zö lle vor auslä ndischen Produkten 
abzuschotten. Dabei gelten drei Leitgrundsä tze: der Grundsatz der Meistbegünstigung 
(Artikel I), der Grundsatz der Inlä nderbehandlung (Artikel III) sowie der Grundsatz des 
Verbots mengenmä ßiger Beschrä nkung (Artikel XI).153 Ausnahmen von diesen Grundsä tzen 
finden sich zum einen in Artikel XI Absatz 2 GATT sowie in Artikel XX GATT. Beide 
                                                           
151 Zur aktuellen Diskussion siehe H. Ginzky: Saubere Produkte, schmutzige Produkte, S. 161 ff.; F. Altemöller: 
Handel und Umwelt im Recht, S. 41 ff.; G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und 
regionalen Freihandeln, S. 70 ff., Schon die Tatsache, dass hierüber in verschiedenen wissenschafltichen 
Texten geschrieben und diskutiert wird, macht deutlich, dass kein relativer Vorrang des Umweltvö lkerrechts 
–  hier des Naturschutzes –  besteht, sondern erst hergeleitet oder begründet werden muss. 
152 BGBl. 1955 II, Anlage I S. 4; BGBl. 1994 II, S. 1624; BGBl. 1994 II, S. 1631. 
153 Siehe zum Ganzen: F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 47 f. 
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Vorschriften haben den Charakter eines Ausnahmetatbestandes und kö nnen Maßnahmen, die 
grundsä tzlich der Rechtsordnung des GATT zuwiderlaufen, aus bestimmten Gründen 
rechtfertigen. 
Artikel XI Absatz 2 GATT erlaubt dann ein Abweichen von dem Grundsatz des Verbots 
mengenmä ßiger Beschrä nkungen, wenn diese Exportbeschrä nkung sich auf inlä ndische 
erschö pfliche Naturschä tze bezieht und wenn ohne diese Beschrä nkung eine Verknappung 
diese Naturschä tze zu befürchten steht.154 
Weitere Ausnahmen von den Grundsä tzen der Artikel I und III GATT sind nach Artikel XX 
GATT und den dort genannten Voraussetzungen zulä ssig. Rechtfertigungsfä hig sind hiernach 
unter anderem Maßnahmen zum Schutz von Leben oder Gesundheit von Menschen, Tieren 
oder Pflanzen (Artikel XX b)), als auch Maßnahmen zur Erhaltung erschö pflicher 
Naturschä tze (Artikel XX g)). Dabei wurden die hiernach mö glichen Ausnahmen von den 
GATT-Panels restriktiv ausgelegt.155 Darüber hinaus müssen die betreffenden Maßnahmen 
auch „notwendig“ zum Schutz von Leben oder Gesundheit von Menschen, Tieren oder 
Pflanzen sein (Artikel XX b) GATT). Dabei wird geprüft, ob die betreffende Maßnahme zur 
Erreichung des staatlicherseits vorausgesetzten Schutzniveaus geeignet und verhä ltnismä ßig 
ist.156 Umstritten und bisher ungeklä rt ist, ob die beiden Ausnahmetatbestä nde auch dann 
anwendbar sind, wenn die zu schützenden Umweltgüter nicht auf dem Territorium des die 
Maßnahmen erlassenden Staates liegen.157 
Aus der genannten Ausnahmevorschrift lä sst sich keine Prioritä t der Naturschutz- und 
Landschaftpflegebelange ableiten. Denn diese bilden lediglich restriktiv auszulegende 
Ausnahmen. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass den Belangen des freien Handels ein 
Form relativer Prioritä t zukommt, die nur in eng begrenzten Fä llen Ausnahmen erfä hrt. 
Auf einer anderen Ebene stellt sich die Frage, wie sich in Bezug auf den Schutz von Natur 
und Landschaft sich widersprechende vö lkerrechtliche Verträ ge zueinander verhalten. 
Grundsä tzlich beanspruchen alle vö lkerrechtlichen Verträ ge Gleichrangigkeit.158 Kommt es 
zu Kollisionen zwischen vö lkerrechtlichen Verträ gen, die den gleichen Regelungsgegenstand 
                                                           
154 U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 622; F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 50. 
155 G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen Freihandeln , S. 27, 42. 
156 F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 81 f.; G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen 
und regionalen Freihandeln S. 45 m. w. N. in Fßn. 176; U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 624. 
157 F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 84 f.; G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen 
und regionalen Freihandeln, S. 48 ff.; U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 625. 
158 U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht §  24 Rdnr. 646. 
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haben,159 so geht der umweltvö lkerrechtliche Vertrag insoweit vor, als dass er zwingendes 
Vö lkerrecht (ius cogens) beinhaltet.160 Ein rechtswidriger Verstoss gegen GATT-
Vorschriften ist in einem solchen Fall ausgeschlossen. Handelt es sich jedoch nicht um 
zwingendes Vö lkerrecht, so muss versucht werden, die konfligierenden Regelungen mittels 
einer „harmonisierenden“ Vertragsauslegung miteinander zu vereinbaren.161 Gelingt dies 
nicht, so gilt: „lex posterior derogat legi priori“ oder „lex specialis derogat legi generali“.162 
Ein Vorrang wird also unabhä ngig davon, ob ein Abkommen dem Umweltschutz dient oder 
nicht, rein „technisch“ festgelegt. 
Ein Paradebeispiel für einen solchen Kollisionsfall ist das CITES Abkommen mit dem GATT 
Abkommen. Denn beide Verträ ge haben als Regelungsgegenstand den Handel.163 
Dabei ist –  wie bereits erwä hnt –  vor einer Konkurrenzlö sung mittels der oben genannten 
Grundsä tze eine Konfliktlö sung anhand der Verträ ge zu suchen. Dabei liegt es nahe zu 
prüfen, ob sich eine aufgrund des CITES Abkommens erlassene Handelsbeschrä nkung 
vielleicht nach Art. XX des GATT Abkommens rechtfertigen lä sst. Grundsä tzlich kö nnen 
nach CITES erlassene Import- und Exportbeschrä nkungen nach Art. XX des GATT 
Abkommens gerechtfertigt werden.164 Wie bereits gesagt, lä sst sich aus der Mö glichkeit von 
umweltschutzrelevanten Ausnahmen von der Handelsfreiheit kein irgendwie gearteter 
Vorrang von Naturschutz- und Landschaftspflegebelangen gegenüber anderen –  vornehmlich 
Handelsinteressen –  ableiten. 
 
Schließlich ergibt sich auch aus der zwischenstaatlichen Raumordnungsplanung der 
Bundesrepublik Deutschland, den Niederlanden und Dä nemark kein Hinweis auf eine 
Rangordnung von mit dem Naturschutz konfligierenden raumplanerisch relevanten Belange. 
                                                           
159 Wie z. B. den Handel; dabei existieren bis zu 20 Umweltschutzabkommen, die Handelsbeschrä nkungen aus 
Umweltschutzgründen beinhalten. So F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 41 m. w. N. in Fßn. 6; 
G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen Freihandeln, S. 55 m. w. N. in Fßn. 
228; F. Biermann, AVR (38) 2000, 455, 458 m. w. N. in Fßn. 15; M. Hilf, NVwZ 2000, 481, 482. 
160 F. Biermann, AVR (38) 2000, 455, 462 f. 
161 F. Biermann, AVR (38) 2000, 455, 465; M. Buck, ZUR 2000, 319, 326. 
162 F. Altemöller: Handel und Umwelt im Recht, S. 41 ff.; U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht §  24 Rdnr. 646; F. 
Biermann, AVR (38) 2000, 455, 461 ff.; M. Hilf, NVwZ 2000, 481,  481 zu den Problemen dieser 
Kollisionsregel. 
163 G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen Freihandeln, S. 56; U. Beyerlin: 
Umweltvö lkerrecht §  24 Rdnr. 647. 
164 B. Weiher: Nationaler Umweltschutz und internationaler Warenverkehr, S. 167 f.; F. Altemöller: Handel und 
Umwelt im Recht, S. 84 f., 247; G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen 
Freihandeln, S. 75; U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht §  24 Rdnr. 633; 648;  
  
46 
Nach §  18 III ROG wirken Bund und Lä nder bei der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
mit den Nachbarstaaten im Bereich der Raumordnung eng zusammen. Seit 1963 erstattet die 
Bundesregierung regelmä ßig mit Hilfe von Raumordnungsberichten über die internationale 
Zusammenarbeit Rapport über die Auswirkungen zwischenstaatlicher Verträ ge auf den Raum 
der Bundesrepublik Deutschland. Zwischen Dä nemark und Deutschland –  Schleswig-
Holstein –  existiert jedenfalls keine rechtliche Grundlage für eine raumplanerische 
Zusammenarbeit. In dieser Region lä uft vieles über informelle Zusammenarbeit, die dafür 
aber recht rege ist.165  
Zwischen Deutschland und den Niederlanden existiert hingegen seit 1963 der „Vertrag 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Kö nigreich der Niederlande über die 
Regelung der Zusammenarbeit in der Emsmündung“ (Ems-Dollart-Vertrag)166). Aufgrund 
dessen wurde eine stä ndige Emskommission eingesetzt.167 1976 kam es sodann zu dem 
„Abkommen zwischen der Regierung des Kö nigreiches der Niederlande und der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland über die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Raumordnung“.168 Das Abkommen sieht eine gegenseitige Konsultation in Bezug auf 
Raumordnungsprobleme, raumbedeutsame Planungen und andere Maßnahmen vor. Diese 
formellen Konsultationen finden in der Raumordnungskommission (der sogenannte 
Hauptkommission) statt.169 Dieser Hauptkommission sind eine Nord- und Südkommission 
unterstellt (sogenannte Unterkommissionen), wobei die Nordkommission für die Erhaltung 
und den Schutz des Wattenmeeres und des Ems-Dollart-Ä stuars zustä ndig ist.170 Daneben 
soll die Hafenregion der Emsmündung, als auch die Verflechtung von Erholung und 
Fremdenverkehr grenzüberschreitend weiterentwickelt werden.171 
                                                           
165 T. P. Koch, Grenzübergreifende Raumplanung, S. 50 f. 
166 BGBl. 1963 Teil II, S. 602. 
167 BGBl. 1963 Teil II, S. 607, Art. 29. 
168 BGBl. 1977 Teil II, S. 35. 
169 Nä her zu deren Ablauf: N. Verspohl in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), 
Grenzübergreifende Raumplanung, S. 57. 
170 N. Verspohl in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), Grenzübergreifende 
Raumplanung, S. 62. 
171 N. Verspohl in: Akademie für Raumforschung und Landesplanung (Hrsg.), Grenzübergreifende 
Raumplanung, S. 62 f. 
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Abschließend sie noch Folgendes angemerkt. Grundsä tzlich ist das Vö lkerrecht nicht dazu 
geeignet, eine Form relativer Prioritä t von Naturschutz und Landschaftspflege vor anderen 
vö lkerrechtlich relevanten Belangen zu statuieren. Denn zum einen gelten alle 
vö lkerrechtlichen Vereinbarungen nur für die jeweiligen Unterzeichnerstaaten, und zum 
anderen fehlt es diesbezüglich an der Annahme vö lkerrechtlichen Gewohnheitsrechts.172 
Doch selbst wenn alle Staaten dieser Welt ein Abkommen, welches eine relative Prioritä t der 
Belange von Natur und Landschaft statuiert, unterzeichnen würden, so steht die staatliche 
Souverä nitä t dieser Prioritä t wiederum im Wege.173 
 
 
c) Die Wertigkeit von Natur und Landschaft auf europarechtlicher Ebene 
Damit man auf europarechtlicher Ebene etwas zum Gewicht und Stand von Natur- und 
Landschaftsbelangen innerhalb von Konfliktsituationen sagen kann, muss man sich ganz 
allgemein mit der Stellung des Umweltschutzes innerhalb des Europarechts 
auseinandersetzen.174 
Mit dem Amsterdamer Vertrag wurde der Umweltschutz in den Kreis der Vertragsziele 
aufgenommen. Damit tritt dieses Ziel gleichrangig neben die übrigen Ziele der 
Gemeinschaft.175 Ebenso wird im Rahmen des Art. 3 I EGV-Amsterdam –  und des dort unter 
lit. l genannten Politikbereiches Umwelt –  von einer Gleichrangigkeit der 
Gemeinschaftspolitiken ausgegangen.176 
Darüber hinaus wurde die umweltschutzrechtliche Querschnittsklausel zu den Grundsä tzen 
der Gemeinschaft in Art. 6 EGV-Amsterdam (vormals Art. 130r II S. 2 EGV-Maastricht) 
                                                           
172 U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 59. 
173 U. Beyerlin: Umweltvö lkerrecht Rdnr. 386. 
174 Dieser wird weit verstanden und umfasst sowohl Arten-, Tier- als auch Landschafts- und Naturschutz; so A. 
Epiney und T. M. J. Möllers: Freier Warenverkehr und nationaler Umweltschutz, S. 70 m. w. N. in Fßn. 8. 
175 A. Middeke: Nationaler Umweltschutz im Binnenmarkt, S. 202; C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des 
Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  
EUV / EGV –  Callies Art. 174 Rdnr. 5; C. Callies, DVBl. 1998, 559, 562; E. Grabitz und M. Hilf: Das 
Recht der Europä ischen Union –  Bogdandy Art. 2 Rdnr. 30, 58. 
176 E. Grabitz und M. Hilf: Das Recht der Europä ischen Union –  Bogdandy Art. 3 Rdnr. 3. 
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gestellt. Damit soll der Umweltschutz „aufwertend“ vor die Klammer der gesamten Tä tigkeit 
der Gemeinschaft gezogen worden sein.177 
Fraglich ist, ob sich aus der Verankerung des Umweltschutzes in Art. 6 EGV-Amsterdam 
eine Art relativer Prioritä t herleiten lä sst. 
Aus dem Wortlaut der Vorschrift ergibt sich nur, dass die Erfordernisse des Umweltschutzes 
bei der Festlegung und der Durchsetzung der unterschiedlichen Gemeinschaftspolitiken 
einbezogen werden müssen. Dieser Wortlaut kann allenfalls zu der Feststellung führen, dass 
die Belange des Umweltschutzes abwä gend in eine Entscheidung über eine 
Gemeinschaftspolitik eingeflochten werden müssen. Welcher Rang den Belangen des 
Umweltschutzes innerhalb einer solchen Abwä gung im Verhä ltnis zu allen übrigen Interessen 
und Belangen zusteht, wird hierdurch nicht festgelegt.178 Der Annahme einer relativen 
Prioritä t steht daneben auch die Entwicklungsgeschichte des Art. 6 EGV-Amsterdam 
entgegen. Denn die Verankerung des Umweltschutzes in Art. 6 EGV-Amsterdam erfolgte, 
weil in Bezug auf Art. 130r I, II EGV-Maastricht erhebliche Vollzugsdefizite zu verzeichnen 
waren, da den Mitgliedstaaten bei dessen Umsetzung ein sehr weiter Ermessensspielraum 
zugestanden wurde.179 Die Verankerung des Umweltschutzes in Art. 6 EGV-Amsterdam 
sollte diesen –  im Sinne einer Gleichwertigkeit –  allgemein aufwerten. Ein relativer Vorrang 
aber sollte hierdurch nicht etabliert werden.180 
Schließlich wird in Art. 174 EGV-Amsterdam die Umweltpolitik der Gemeinschaft nä her 
geregelt. Eine relative Prioritä t lä sst sich aus dieser Vorschrift desgleichen nicht herleiten.181  
                                                           
177 C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur 
Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  Callies Art. 6 Rdnr. 3; E. Grabitz und M. Hilf: 
Das Recht der Europä ischen Union –  Nettesheim Art. 130r Rdnr. 59. 
178 So auch A. Epiney: Umweltrecht in der europä ischen Union, S. 108; C. Callies und M. Ruffert: Kommentar 
des Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der Europä ischen Gemeinschaft 
–  EUV / EGV –  Callies Art. 6 Rdnr. 6; C. Callies, DVBl. 1998, 559, 565. 
179 C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur 
Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  Callies Art. 6 Rdnr. 2. 
180 C. Callies, DVBl. 1998, 559, 565; E. Grabitz und M. Hilf: Das Recht der Europä ischen Union –  Nettesheim 
Art. 130r Rdnr. 59. 
181 M. Seidel, DVBl. 1989, 441, 446; W. Haneklaus, DVBl. 1990, 1135, 1137; G. Molkenbur, DVBl. 1990, 677, 
680; D. Jahnel, ZfV 1991, 549, 552; A. Körte und K. Heinz, JA 1991, 41, 46; C. Mü ller, WuR 1991, 323, 
330; A. Epiney: Umweltrecht in der europä ischen Union, S. 107; M. Schröder, NuR 1998, 1, 3; A. Middeke: 
Nationaler Umweltschutz im Binnenmarkt, S. 202: auch nicht unter Heranziehung des Art. 95 III EGV-
Amsterdam; dieser konkretisiert nä mlich nur Art. 2, sowie Art. 6 EGV-Amsterdam. So C. Callies und M. 
Ruffert: Kommentar des Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der 
Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  Kahl Art. 95 Rdnr. 14. 
 A. A. H.-J. Glaesner, EUR 1986, 119 S. 140; a. A. spä ter H.-J. Glaesner, NuR 1988, 166 S. 169; J. 
Grunwald, EUR 1988, 201, 215; U. Beyerlin, UPR 1989, 361, 362; K. Heilbronner, EuGRZ 1989, 101, 104, 
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Zwar sieht Art. 174 II S. 1 EGV-Amsterdam vor, dass die Gemeinschaft mit ihrer 
Umweltpolitik auf ein hohes Schutzniveau abzielt. Doch hat die Gemeinschaft auch die 
Vorteile und die Belastungen aufgrund ihres Tä tigwerdens oder Nichttä tigwerdens (Art. 174 
III 3. Spiegelstrich) wie auch die wirtschaftliche und soziale Entwicklung der Gemeinschaft 
insgesamt sowie die ausgewogene Entwicklung der Regionen (Art. 174 III 4. Spiegelstrich) 
zu berücksichtigen. Hieraus ergibt sich, dass selbst die Umweltschutzpolitik der 
Gemeinschaft sich nicht ausschließlich an umweltschutzrelevanten Zielen, Umstä nden, 
Tatsachen und Werten zu orientieren hat, sondern auch andere Politiken und Belange 
berücksichtigen muss, mithin eine Gesamtfolgenabschä tzung –  im Sinne einer 
Gesamtabwä gung –  durchführen muss.182 
Fraglich ist, ob dem Umweltschutz aufgrund einer Gesamtschau innerhalb des EGV-
Amsterdam (Art. 2, 3 I, 6, 95 III, 174 EGV-Amsterdam) in Verbindung mit dem Grundsatz 
des bestmö glichen Umweltschutzes183 eine Sonderstellung –  im Sinne einer relativen Prioritä t 
–  zukommt.184 
Dabei erscheint schon fraglich, wie die Gesamtheit der bereits genannten Normen im EGV-
Amsterdam, die jede für sich lediglich von der Gleichrangigkeit des Umweltschutzes 
ausgehen, zusammen mit dem Grundsatz des bestmö glichen Umweltschutzes eine relative 
Prioritä t begründen kö nnen. Das wä re nur dann mö glich, wenn wenigstens dieser Grundsatz 
eine relative Prioritä t des Umweltschutzes beinhalten und transportieren würde. Dies ist aber 
                                                                                                                                                                                    
116; J. Blank, EUR 1989, 201, 202 G. Scheuning, EUR 1989, 152, 176 f.; G. Schrenk, NuR 1990, 391, 391; 
H. Soell, NuR 1990, 155, 157 f.; S. Breier und J. Jahns-Bröhm, EuZW 1992, 49, 52. 
182 A. Epiney und T. M. J. Möllers: Freier Warenverkehr und nationaler Umweltschutz, S. 89; W. Kahl: 
Umweltprinzip und Gemeinschaftsrecht: Eine Untersuchung zur Rechtsidee des „bestmö glichen 
Umweltschutzes“ im EWG-Vertrag, S. 173; A. Epiney: Umweltrecht in der europä ischen Union, S. 107; M. 
Kloepfer: Umweltrecht §  9 Rdnrn. 32-34.; C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die 
Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  
Callies Art. 174 Rdnr. 41; E. Grabitz und M. Hilf: Das Recht der Europä ischen Union –  Nettesheim Art. 
130r Rdnr. 65 ff.; A. Middeke: Nationaler Umweltschutz im Binnenmarkt, S. 208 f. 
183 M. Zuleeg, NVwZ 1987, 280, 280 ff. leitet diesen aus den Art. 2 EGV (jetzt auch Art. 2 EGV-Amsterdam), 
36 EGV (jetzt Art. 30 EGV-Amsterdam), der Prä ambel zum EAG-Vertrag, Art. 100a III bis V EGV (jetzt 
Art. 95 EGV-Amsterdam), Art. 130t EGV (jetzt 176 EGV-Amsterdam), Art. 130r II 2, IV EGV (jetzt Art. 
174 EGV-Amsterdam) her. 
184 S. Breier und J. Jahns-Bröhm, EuZW 1992, 49, 51 f. leitet aus Art. 130r II 2 EWGV in Verbindung mit dem 
Grundsatz des bestmö glichen Umweltschutzes eine Form situativer relativer Prioritä t des Gemeinschaftsziels 
Umweltschutz vor anderen konfligierenden Zielen her; ä hnlich B. Wiegand, DVBl. 1993, 533, 538; W. Kahl: 
Umweltprinzip und Gemeinschaftsrecht: Eine Untersuchung zur Rechtsidee des „bestmö glichen 
Umweltschutzes“ im EWG-Vertrag, S. 178 ff.; A. Epiney: Umweltrecht in der europä ischen Union, S. 108 
Fßn. 84, S. 111; wohl auch B. Weiher: Nationaler Umweltschutz und interantionaler Warenverkehr, S. 88 f. 
im Ergebnis aber nicht ganz eindeutig; G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen 
Freihandeln, S. 109 ff. 
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gerade nicht der Fall. Denn ungeachtet dessen, was dieser Grundsatz beinhaltet, kann hieraus 
selbst keine Form relativer Prioritä t in Bezug auf den Umweltschutz hergeleitet werden. 
Denn der Grundsatz des bestmö glichen Umweltschutzes leitet sich selbst aus einer 
Gesamtschau der genannten umweltrelevanten Normen im EGV her, ist mithin das 
Konzentrat einer Gesamtauslegung dieses Vertrages.185 Abgesehen von der Frage, ob das 
Ergebnis einer „normalen“ Vertragsauslegung schon ein Rechtsprinzip begründet, erscheint 
die Herleitung einer relativen Prioritä t des Umweltschutzes aus einer Gesamtschau der 
umweltrelevanten Regelung des EGV-Amsterdam in Verbindung mit dem Grundsatz des 
bestmö glichen Umweltschutzes zweifelhaft. Denn im günstigsten Falle handelt es sich 
hierbei um eine bloße Doppelung der Argumentation und Herleitung. Durch eine bloße 
Verdoppelung von Argumenten werden diese aber nicht stichhaltiger und überzeugender. Da 
aber –  wie bereits gezeigt –  die einzelnen umweltrelevanten Regelungen des EGV-
Amsterdam eine relative Prioritä t nicht erkennen lassen, kö nnen diese auch nicht im Rahmen 
der Begründung des Grundsatzes des bestmö glichen Umweltschutzes eine solche ergeben.186 
Doch selbst wenn man einer solchen Herleitung folgen wollte, ist für die vorliegende 
Fragestellung nichts weiter gewonnen. Denn die maßgebliche inhaltliche Ausrichtung dieses 
Grundsatzes bezieht sich nicht auf die Werteordnung des EGV-Amsterdam, sondern auf die 
Kompetenzordnung dieses Vertrages. Er gesteht den Mitgliedstaaten lediglich zu, einen 
besseren Schutz der Umwelt beizubehalten oder einzuführen, selbst wenn die Europä ische 
Gemeinschaft diesbezüglich bereits eine Regelung getroffen hat.187 
 
Dieser Befund wird auch im Hinblick auf den Grundsatz des freien Warenverkehrs gestützt. 
Zwar gilt dieser Grundsatz des freien Warenverkehrs nicht absolut. Vielmehr sind nach Art. 
30 EGV-Amsterdam Ausnahmen von dem in Art. 28, 29 EGV-Amsterdam niedergelegten 
Verbot nichttarifä rer Handelsbeschrä nkungen mö glich. Hiernach kö nnen solche 
Handelsbeschrä nkungen dann zulä ssig sein, wenn sie zum Schutze der Gesundheit und des 
Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen gerechtfertigt sind (Art. 30 S. 1 EGV-
                                                           
185 B. Wiegand, DVBl. 1993, 533, 537; A. Epiney: Umweltrecht in der europä ischen Union, S. 112; E. Grabitz 
und M. Hilf: Das Recht der Europä ischen Union –  Nettesheim Art. 130r Rdnr. 56. 
186 M. Schröder, NuR 1998, 1, 3; E. Grabitz und M. Hilf: Das Recht der Europä ischen Union –  Nettesheim Art. 
130r Rdnr. 56. 
187 M. Zuleeg, NVwZ 1987, 280, 283. Dieser prä gte auch den Begriff Grundsatz des bestmö glichen 
Umweltschutzes (S. 283); C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die Europä ische Union 
und des Vertrages zur Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  Callies Art. 174 Rdnr. 18. 
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Amsterdam). Hierunter fallen auch handelsbeschrä nkende Umweltschutzmaßnahmen, wenn 
sie verhä ltnismä ßig sind.188 Dabei dürfen sich hinter den so gerechtfertigten 
Handelsbeschrä nkungen keine willkürliche Diskriminierung oder eine verschleierte 
Beschrä nkung des Handels verbergen (Art. 30 S. 2 EGV-Amsterdam). Diese 
Ausnahmeregelung greift jedoch nur dann, wenn nicht bereits eine abschließende Regelung 
zum Schutz des betreffenden Rechtsgutes im Gemeinschaftsrecht besteht.189 
Ohne nä her auf die rechtlichen Inhalte und Probleme des Art. 30 EGV-Amsterdam eingehen 
zu wollen, lä sst sich alleine aus der Tatsache, dass Umweltschutzmaßnahmen zulä ssige 
Ausnahmen vom Grundsatz des freien Handels unter bestimmten Voraussetzungen 
rechtfertigen kö nnen, noch keine Hö herwertigkeit dieser Belange herleiten.190 Im Gegenteil: 
Hier verhä lt es sich ä hnlich wie bei Art. XX GATT. Denn aus dem Umstand, dass es sich um 
Ausnahmetatbestä nde handelt, lä sst sich schlussfolgern, dass nur ganz besonders wichtige 
Umweltschutz-, sprich Naturschutz- und Landschaftspflegebelange Ausnahmen vom 
Grundsatz des freien Handels rechtfertigen kö nnen. Der Kreis der mö glichen Ausnahmen ist 
dabei eng zu ziehen.191 
Als Zwischenergebnis kann also festgehalten werden, dass sich aus dem EGV-Amsterdam 
grundsä tzlich keine relative Prioritä t des Umweltschutzes –  also auch nicht des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege –  in Bezug auf andere Ziele, Grundsä tze und Politiken der 
Gemeinschaft herleiten lä sst. 
Kennt demnach der EGV-Amsterdam eine solche Prioritä t nicht, so kann dies auf 
sekundä rrechtlicher Ebene anders aussehen. 
                                                           
188 Dä nischer Pfandflaschen-Fall EUGH, Slg. 1988, 4607, 4629; B. Weiher: Nationaler Umweltschutz und 
interantionaler Warenverkehr, S. 57, wobei solche Umweltschutzmaßnahmen aus dem Anwendungsbereich 
des Art. 30 S. 1 herausfallen, die nur mittelbar dem Gesundheitsschutz dienen und sich im Bereich der 
Vorsorge bewegen. 
189 G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen Freihandeln, S. 96, 110; C. Callies und 
M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der 
Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  Epiney §  30 Rdnr. 9. 
190 G. M. M. von Hase: Umweltschutz im internationalen und regionalen Freihandeln, S. 102; B. Weiher: 
Nationaler Umweltschutz und interantionaler Warenverkehr, S. 88. 
 A. A. M. Zuleeg, NVwZ 1987, 280, 283 ohne nä here Begründung; Ü berblick zum Meinungsstand bei W. 
Kahl: Umweltprinzip und Gemeinschaftsrecht: Eine Untersuchung zur Rechtsidee des „bestmö glichen 
Umweltschutzes“ im EWG-Vertrag, S. 168 ff. 
191 F. Montag, NJW 1989, 1409, 1411; C. Callies und M. Ruffert: Kommentar des Vertrages über die 
Europä ische Union und des Vertrages zur Gründung der Europä ischen Gemeinschaft –  EUV / EGV –  
Epiney Art. 30 Rdnr. 12.  
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Denn es obliegt dem Gemeinschaftsgesetzgeber in bestimmten sektoralpolitischen Bereichen, 
Vorrä nge –  auch in Bezug auf Umweltschutz, Naturschutz oder Landschaftspflege –  zu 
formulieren. Da diese Arbeit einen planungsrechtlichen Kern hat, soll mö glichen Vorrä ngen 
des Umweltschutzes im europä ischen Raumplanungsrecht und faktischen europä ischen 
Raumplanungsrecht nachgegangen werden. 
Das Bild, das sich bei der Suche nach europä ischem Raumplanungsrecht bietet, ist recht 
unvollstä ndig und unbefriedigend. Denn es existiert kein konkretes Raumplanungsrecht. 
Alleine Art. 175 Absatz 2, 2. Spiegelstrich EGV-Amsterdam hat raumplanungsrechtlichen 
Charakter. Hiernach hat der Europä ische Rat auf Vorschlag der Kommission und nach 
Anhö rung des Parlaments Maßnahmen zu erlassen, welche im Bereich der Raumordnung und 
der Bodennutzung sowie derv Wasserressourcenbewirtschaftung zur Erreichung der in 
Artikel 174 EGV-Amsterdam genannten Ziele –  Erhaltung und Schutz der Umwelt sowie 
Verbesserung ihrer Qualitä t, Schutz der menschlichen Gesundheit, umsichtige und rationelle 
Verwendung der natürlichen Ressourcen und Fö rderung von Maßnahmen auf internationaler 
Ebene zur Bewä ltigung regionaler und globaler Umweltprobleme beitragen. Die 
Abwesenheit konkreter raumplanerischer Vorschriften und Maßnahmen findet seine 
Begründung zum einen darin, dass nach wie vor eine Kompetenz der Kommission zum 
Erlass raumplanungsrechtlicher Maßnahmen umstritten ist und bisher hö chstens 
sektoralpolitische Raumordnungskompetenzen anerkannt wurden.192 Zum anderen aber 
wurde die Notwendigkeit zum Erlass raumplanungsrechtlicher Maßnahmen auf EG-Ebene 
aufgrund bereits vorhandener sektoralpolitischer Kompetenzen mit raumplanerischen 
Dimensionen nicht akut.193 Diese faktisch raumplanungsrechtlich relevanten Maßnahmen der 
Europä ischen Gemeinschaft seien im Folgenden kurz genannt. 
Zu nennen wä re in diesem Zusammenhang das Grünbuch stä dtische Umwelt194. In erster 
Linie richtet sich dieses Grünbuch (wie alle anderen auch) an die Organe der Europä ischen 
                                                           
192 U. Battis in: J. Berkemann (Hrsg.), Festschrift für Otto Schlichter, S. 191; U. Battis in: H. Karl und W. 
Henrichsmeyer (Hrsg.), Europä ische Raumentwicklungspolitik Notwendigkeit einer vertraglichen 
Verankerung?, S. 41 f.; C.-H. David, DöV 1993, 1021, 1023 f.; M. Krautzberger und W. Selke, DöV 1994, 
685; H. Matuschak, DVBl. 1995, 81; a. A. P. M. Schmidhuber und G. Hitzler, DÖ V 1991, 271, 274; 
Bundesrat-Drs. 182, S. 12. 
193 Aussage einer deutschen Kommissarin: „Warum irgendwelche Kompetenznormen? Ich mache 
Raumentwicklungspolitik mit dem Kohä sionsfonds.“ aus: U. Battis in: H. Karl und W. Henrichsmeyer 
(Hrsg.), Europä ische Raumentwicklungspolitik Notwendigkeit einer vertraglichen Verankerung?, S. 42; 
ABL. 1984 C 10 / 115 S. 116 Punkt B.; ABL. 1990 C 295 / 652 Punkt A. 
194 ABL. 1991 C 33 / 4; KOM (90) 218 GB; daneben gibt es noch folgende Grünbücher: KOM (96) 540 GB; 
KOM (92) 46 GB; KOM (93) 47 GB. 
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Gemeinschaft. Die originä re Zustä ndigkeit der Kommunen in den jeweiligen Mitgliedstaaten 
bezüglich der Stadtpolitik bleibt natürlich unberührt. Erklä rtes Ziel dieses Grünbuches ist es, 
die stä dtische Umwelt zu verbessern.195 Bemerkenswert ist, dass vorliegendes Grünbuch 
einen Zielkonflikt zwischen Umweltverbesserung, Ressourcenschonung und stetem 
Wirtschaftswachstum verneint.196 Vielmehr sei der Schutz der Umweltressourcen 
Voraussetzung für ein dauerhaftes Wirtschaftswachstum.197 
Daneben seien die Europä ische Raumordnungscharta von 1983198 der durch den Europarat 
geleiteten Raumministerkonferenz sowie die Umweltinformations-Richtlinie199 und Beihilfe / 
Strukturfö rdermittel (Kohä sionsfond)200 genannt. Insbesondere Letzteres hat praktisch eine 
sehr hohe raumordnerische Relevanz. Mit den Vergabekriterien für die Kredite und 
Subventionen wird unmittelbar Einfluss auf die Gewichtung des Belangs Umweltschutz bei 
Projektplanungen genommen. Eine relative, geschweige denn absolute Prioritä t des 
Umweltschutzes oder der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange dergestalt, dass den 
Mitgliedstaaten eine im Planungsrecht verbindliche Abwä gungsgewichtung vorgegeben 
würde, lä ßt sich aus diesem faktischen Raumplanungsrecht jedoch auch nicht herleiten. 
Alleine die FFH- und Vogel-RL201 sieht –  wie bereits ausführlich weiter oben dargestellt –  
eine Form relativer Prioritä t der Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege vor. 
Insoweit ist auf die bereits gemachten Ausführungen zu verweisen. 
d) Zwischenergebnis 
Dieser kursorische Ü berblick über die Wertigkeit der Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege im Recht hat gezeigt, dass ein relative Prioritä t dieser Belange nur 
vereinzelt im Umweltvö lkerrecht und im Hinblick auf die FFH- und Vogelschutzrichtlinie im 
Europarecht anzutreffen ist. Auf nationaler Ebene lä sst sich nur zufä llig eine solche relative 
Prioritä t finden; etwa in Form raumordnerischer Zielformulierungen. Eine Ausnahme hiervon 
bildet wiederum die Vorschrift des §  19 III 2 sowie 34 III, IV BNatSchG n. F., die eine 
regelhafte relative Prioritä t der Naturschutz und Landschaftspflegebelange ausspricht. 
                                                           
195 KOM (90) 218 GB, S. 31. 
196 KOM (90) 218 GB, S. 33. 
197 Zum theoretischen Hintergrund siehe A. Knorr: Umweltschutz, nachhaltige Entwicklung und Freihandel: 
WTO und NAFTA im Vergleich, S. 5 ff. 
198 U. Battis in: J. Berkemann (Hrsg.), Festschrift für Otto Schlichter, S. 186 f. 
199 ABL. 1990 L 313. 
200 E. Kommission-Drs. Kom (97) 49  endg. - 97 / 0067 (SYN). 
201 ABL. 1992, Nr. L 206 / 7; ABL. EG 1994, Nr. L 164 S. 9; C.-H. David, DöV 1993, 1021, 1029. 
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III. Die faktische Höherwertigkeit der Belange von Natur und Landschaft 
 
Wurde soeben festgestellt, dass im Recht den Belangen des Naturschutzes oder der 
Landschaftspflege eher zufä llig ein relativer Vorrang vor anderen Belangen zukommt, so soll 
an dieser Stelle der Frage nachgegangen werden, ob es „richtig“ ist, mithin die wahre 
Wertigkeit von Natur und Landschaft widerspiegelt, wenn grundsä tzlich von einer 
Gleichwertigkeit dieser Belange gegenüber anderen Belangen ausgegangen wird. Es soll also 
versucht werden den wahren Wert von intakter Natur und Landschaft für den Menschen zu 
ermitteln. Hierfür ist es notwendig der biologischen Bedeutung von Natur und Landschaft für 
den Menschen auf den Grund zu gehen. Wie sich zeigen wird, ist diese nachgerade 
existentiell. 
Welche Ableitung ist aus dieser existentiellen Bedeutung für die rechtliche Bewertung von 
Natur und Landschaft zu machen? Kann das Recht bei der behaupteten Gleichwertigkeit 
dieser Belange gegenüber anderen konkurrierenden Belangen wie etwa Wirtschaft stehen 
bleiben, oder ergibt sich nicht –  mehr oder weniger zwangslä ufig –  hieraus eine faktische 
Hö herwertigkeit, die sich sodann auch auf planerische Abwä gungsprozesse auswirken muss? 
 
 
1. Die naturwissenschaftliche Bedeutung intakter Natur und Landschaft für den Menschen 
 
An dieser Stelle soll der naturwissenschaftlichen Bedeutung –  genauer der biologischen 
Bedeutung –  intakter Natur und Landschaft für den Menschen nachgegangen werden.202 
Diese Vorgehensweise führt unweigerlich zur Humanö kologie. Hierunter versteht man „...die 
Wissenschaft von den Wechselbeziehungen der Menschen untereinander und mit ihrer 
Umwelt...“203 Umwelt ist dabei die Summe der biotischen und abiotischen Umweltfaktoren, 
die direkt oder indirekt auf Organismen einwirken.204 
                                                           
202 Dabei kann im Rahmen dieser Arbeit nur eine grobe, stark vereinfachte Darstellung geboten werden. 
203 H.-J. Elster in: H.-J. Elster (Hrsg.), Humanö kologie als Aufgabe für Natur- und Geisteswissenschaften, S. 1; 
W. Crom in: A. Kilchenmann und C. Schwarz (Hrsg.), Perspektiven der Humanö kologie, S. 210, hierunter 
fä llt auch die Betrachtung der Gesellschaft-Umwelt-Beziehung; einen noch weiter ausdifferenzierteren 
Umweltbegriff findet man bei M. Peschek in: G. Altner / B. Mettler-von Meibom / U. E. Simonis, et al. 
(Hrsg.), Jahrbuch Ö kologie, S. 27. 
204 H. Bick: Grundzüge der Ö kologie, S. 8; W. Crom in: A. Kilchenmann und C. Schwarz (Hrsg.), Perspektiven 
der Humanö kologie, S. 210. 
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Im Folgenden soll zuallererst der Blick auf die Wechselbeziehungen zwischen Mensch und 
Umwelt –  also die biologischen Umweltbezüge –  gerichtet werden. 
Die biologisch relevanten Umweltfaktoren, die für den Menschen überlebenswichtig sind, 
werden in abiotische und biotische unterteilt. Zu den abiotischen Umweltfaktoren zä hlt man 
das Licht, die Temperatur, das Wasser, die Luft und den Boden.205 So stammt vom 
Sonnenlicht die gesamte, von Lebewesen umsetzbare, Energie.206 Diese ä ußert sich bezogen 
auf den Menschen z. B. in Aktivitä t im Allgemeinen, in der Bildung des antirachitischen 
Vitamins D, in der Steuerung vegetativer Vorgä nge im menschlichen Kö rper und schließlich 
in der Erwä rmung des menschlichen Kö rpers.207 Damit ist eine weitere lebenswichtige 
Funktion des Lichts angesprochen. Dieses erwä rmt die Erde auf eine 
Durchschnittstemperatur von 14 °C.208 Hierdurch wird das Wetter, wie wir es kennen, erst 
mö glich. Denn die Erde gibt diese Wä rme wieder ab, wodurch Wasser verdunstet, was 
wiederum Voraussetzung für den lebensspendenden Regen ist.209 Wasser, als Verbindung 
von Wasserstoff und Sauerstoff, ist die Voraussetzung für menschliches Leben auf dem 
Planeten Erde schlechthin. Der Mensch selbst besteht aus bis zu 65 % Wasser.210 Die 
Wasseraufnahme und – ausscheidung gewä hrleistet den reibungslosen Ablauf des 
Stoffwechsels, die Vermittlung von Atmungssauerstoff und eine konstante 
Kö rpertemperatur.211 Daneben hat Wasser die Funktion eines Klimastabilisators und eines 
Lö sungsmittels.212  
Die Luft zusammensetzenden Gase –  überwiegend Sauerstoff und Stickstoff213 –  sind 
desgleichen für den Menschen lebensnotwendig, denn der Mensch benö tigt tä glich etwa 
                                                           
205 Diese sind abiotisch nur insofern, als dass es ihre rein physikalisch-chemische Natur betrifft. 
206 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 19 f., 28; J. Galler: 
Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 191. 
207 Z. B. durch Lichtreize, die durch die Augen zum Hypothalamus gelangen, werden zahlreiche 
Stoffwechselfunktionen ermö glicht; so H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und 
Biologen, S. 33. 
208 P. R. Ehrlich / A. H. Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen 
Wissenschaft, S. 168; H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 33. 
209 Siehe hierzu auch J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 87. 
210 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 137. 
211 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 46 f. 
212 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 137. 
213 Siehe zur Zusammensetzung der Luft: H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und 




12.000 bis 20.000 Liter Luft zum Atmen.214 Ohne die Zufuhr von Sauerstoff würde der 
Stoffwechsel des Menschen nicht funktionieren. Darüber hinaus benö tigt der Mensch Luft –  
und damit Sauerstoff –  für die Verbrennung jeglicher Art fossiler Brennstoffe. 
Der Boden schließlich wird als „...das mit Wasser, Luft und Lebewesen durchsetzte, unter 
dem Einfluss der Umweltfaktoren an der Erdoberflä che entstandene und im Ablauf der Zeit 
sich weiterentwickelnde Umwandlungsprodukt mineralischer und organischer Substanzen...“ 
definiert.215 Neben der Funktion Lebensraum für den Menschen zu sein216 –  denn der Boden 
ist Voraussetzung für hö her entwickeltes Leben –  hat der Boden für den Menschen wichtige 
physikalische und chemische Eigenschaften.217 
 
In diese grob skizzierten abiotischen Umweltfaktoren greift der Mensch auf vielfä ltige und 
gravierende Art und Weise ein. Die Waldrodung war eine der ersten und folgenschwersten 
Eingriffe des Menschen in seine natürliche Umwelt. Diese führte zu Erosion und damit zum 
Funktionsverlust des Bodens in diesen Gebieten.218 Ä hnlich verhä lt es sich mit der 
Ü berbauung intakter natürlicher Landschaft, die zu einer weitreichenden Bodenversiegelung 
und damit zum Verlust der physikalischen und chemischen Funktionen des Bodens führt und 
in bedrohlichem Ausmaß Lebensrä ume zerstö rt.219 So gilt die Flä cheninanspruchnahme für 
Siedlung, Industrie, Verkehr als Hauptursache für die Gefä hrdung von Biotoptypen und den 
Artenrückgang in Fauna und Flora.220 
Aber nicht nur Umweltzerstö rung sondern auch Umweltbelastungen gehen auf das Konto des 
Menschen. Hierzu zä hlen etwa die Naturinanspruchnahme als Rohstofflieferant im weitesten 
                                                           
214 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 89. 
215 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 37 m. w. N. in Fußn. 82. 
216 Ein Mensch nimmt wä hrend seines Lebens im Durchschnitt 4.300 qm Boden in Anspruch; etwa für Bauland, 
Strassen, Ortsrä ume oder landwirtschaftliche Nutzungen. So J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  
Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 11, 42. 
217 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 48 f.; J. Galler: Lehrbuch 
Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 40 Abb. 2.6, S. 42 f. 
218 Z. B. Waldvernichtung an der Dalmatinischen Küste durch die griechische Kolonisation (750 v. Chr.); oder 
in heutiger Zeit die extensive Rodung der tropischen Regenwä lder. Weitere Beispiele bei P. R. Ehrlich / A. 
H. Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen Wissenschaft, S. 135 
ff. 
219 In Deutschland werden tä glich 129 ha Siedlungs- und Verkehrsflä chen geschaffen. So: Daten zur Umwelt 
2000 bei www.umweltbundesamt.org dort Punkt 1.3.2 Entwicklung der Siedlungs- und Verkehrsflä chen. 
(letzter Zugriff am 12.11.2001). 
220 www.bfn/Arbeitsschwerpunkte/Rote_Listen.de letzter Zugriff am 12.11.2001. 
  
57
Sinne221 wie auch die Naturverschmutzung durch Emissionen. Hiervon sind alle 
Umweltmedien –  also Luft, Wasser und Boden –  betroffen. Werden bei der 
Naturinanspruchnahme oder -verschmutzung bestimmte natürlich vorhandene Toleranzen 
überschritten, wird das natürliche dynamische Gleichgewicht gestö rt.222 So weisen die 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in der Klimaforschung mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 
eine menschliche Beeinflussung des globalen Klimas hin. Zwar konkurrieren diese 
anthropogenen Einflüsse mit natürlichen Klimaverä nderungsfaktoren wie etwa Vulkanismus 
und Sonnenaktivitä t, dennoch stellen die anthropogenen Einflüsse einen wesentlichen Faktor 
in Bezug auf die globale Erwä rmung dar.223 Dabei sind die Folgen dieses von Menschen 
verursachten Treibhauseffekts aufgrund der Komplexitä t des Klimasystems nur modellhaft 
zu erfassen. Bis zum Jahre 2100 wird aber von einer Zunahme der mittleren globalen 
Temperatur von 1,5 - 6°C und von dem Anstieg des Meeresspiegels um etwa 0,5 m 
ausgegangen. Regional ist aufgrund dessen mit Flutkatastrophen, Wüstenbildungen, Dürren 
und Brandgefahr zu rechnen.224 
Die Folge dieser Umweltzerstö rungen und -belastungen für die Umwelt im Allgemeinen und 
für den Menschen im speziellen sind also weitreichend und gravierend. So kann es im 
Extremfall dazu kommen, dass zerstö rte Natur weder vom Menschen noch von anderen 
Lebewesen weiter bewohnt werden kann (z. B. verseuchtes Erdreich). Emissionen kö nnen 
Menschen krank machen,225 Langzeitschä den im menschlichen Erbgut hervorrufen226 und 
schlimmsten falls zum Tode von Menschen führen.227 
Aber nicht nur der Mensch leidet unter der zunehmenden Umweltzerstö rung und -belastung, 
sondern auch andere Lebewesen. Dies führt zu einer kurzen Betrachtung der biotischen 
                                                           
221 So hat sich beispielsweise der Süsswasserverbrauch in den letzten 300 Jahren um das 35fache erhö ht. Dabei 
konkurrieren Landwirtschaft, Industrie und Haushalte miteinander. Die Landwirtschaft hat weltweit einen 
Anteil am Gesamtwasserverbrauch von nahezu 70 %. Siehe hierzu J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: 
Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 137 f. Tab. 4.4. 
222 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 195 f. 
223 Daten zur Umwelt 2000 bei www.umweltbundesamt.org dort Punkt 13 Klimatrends in Deutschland (letzter 
Zugriff am 12.11.2001). 
224 Daten zur Umwelt 2000 bei www.umweltbundesamt.org dort Punkt 11.6 Klimaä nderungen (letzter Zugriff 
am 12.11.2001). 
225 Z. B. Luftschadstoffe: siehe www.umweltbundesamt.org dort Punkt 20.1 Wirkung von Luftschadstoffen 
(letzter Zugriff am 12.11.2001). 
226 So im Fall von Tschernobyl. Siehe hierzu H. Hirsch, 14 Jahr nach „Tschernobyl“: Die Katastrophe hat 
gerade erst begonnen,  in:  am: 14.11.20012001). 
227 P. R. Ehrlich / A. H. Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen 




Umweltfaktoren. Diese werden weiter unterteilt in innerartliche und zwischenartliche 
Umweltfaktoren.228 Hier sollen nur kurz die zwischenartlichen Umweltfaktoren genannt 
werden. Hierzu zä hlen Pflanzen, Tiere, Mikroorganismen.229 Dabei wird das Verhä ltnis 
dieser biotischen Umweltfaktoren untereinander maßgeblich durch die Nahrungskette bzw. 
das Nahrungsnetzwerk bestimmt.230 Hiermit verbunden ist die natürliche Selektion, die 
Bestandteil des Mechanismus der Anpassung an die natürliche Umwelt –  kurz die Evolution 
–  ist. 
In diesen komplexen, alle Komponenten eines Ö kosystems verbindenden Energiefluß greift 
der Mensch unablä ssig direkt und indirekt ein. Er züchtet Pflanzen und Tiere, er verä ndert ihr 
Erbgut, domestiziert sie, importiert sie oder verantwortet ihr Aussterben.231 Durch die 
Inanspruchnahme der abiotischen Umweltfaktoren –  ihre Zerstö rung oder Belastung –  greift 
er in die Lebensrä ume und – umstä nde aller anderer Lebewesen ein, so dass er hierdurch - 
ganz nebenbei - ebenfalls in die biotische Umwelt eingreift.232 Dies hat zur Folge, dass das 
Ö kosystem aus seinem dynamischen Gleichgewicht gerä t. Zwar unterliegt dieses ohnehin 
natürlichen Schwankungen (z. B. wenn eine Art aufgrund natürlicher Selektion ausstirbt). 
Diese natürlichen Schwankungen kann das Ö kosystem aufgrund seiner Komplexitä t aber 
                                                           
228 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 25, Abb.2. 
229 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 49. 
230 P. R. Ehrlich / A. H. Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen 
Wissenschaft, S. 6 f. dieser unterteilt weiter für den Menschen in Feinde, Konkurrenten, Parasiten und 
Krankheitserreger, Beutetiere, Nahrungspflanzen, Rohstofflieferanten, Tiere und Pflanzen als 
Arbeitsobjekte, Tiere und Pflanzen als Pflegeobjekte, Abfallverwerter und Sonstiges. 
231 In Deutschland gelten als ausgestorben und verschollen 13% der Sä ugetiere, 6% der Süßwasserfische, 6% 
der Brutvö gel; zu den Zahlen siehe www.umweltbundesamt.org dort Punkt 18.1.2 Gefä hrdung der 
wildlebenden Tierarten (letzter Zugriff am 12.11.2001); siehe hierzu auch J. Galler: Lehrbuch 
Umweltschutz: Fakten - Kreislä ufe - Maßnahmen S. 41 Tab. 2.3. 
 Ausgestorben oder verschollen sind bei den wildlebenden Pflanzenarten: bei den Farn- und Blütenarten 
1,6%, bei den Flechten 10,8%, bei den Pilzen 1,9%; Zu den Zahlen siehe www.umweltbundesamt.org dort 
Punkt 18.2.2 Gefä hrdung der wildlebenden Pflanzenarten. 
232 Bei den wildlebenden Tieren in Deutschland sind bestandsgefä hrdet: 33% der Sä ugetiere, 79% der 
Kriechtiere, 62% der Lurche, 64% der Süßwasserfische und 27% der Brutvö gel; zu den Zahlen siehe 
www.umweltbundesamt.org dort Punkt 18.1.2 Gefä hrdung der wildlebenden Tierarten (letzter Zugriff am 
12.11.2001). 
 Bestandsgefä hrdet sind bei den Farn- und Blütenarten 26,8%, bei den Flechten 44,4%, bei den Pilzen 25%; 
dabei wirkt sich auf letztere gerade der Kahlschlagbetrieb, Altersklassewä lder und die Verä nderung des 
Baumartenbestandes gravierend aus; zu den Zahlen siehe www.umweltbundesamt.org dort Punkt 18.2.2 
Gefä hrdung der wildlebenden Pflanzenarten (letzter Zugriff am 12.11.2001). 
 Daneben sind in Deutschland 69% der Biotoptypen als gef ä hrdet eingestuft, wovon 35% als nicht oder kaum 
regenerierbar beurteilt werden; nur 21% der gefä hrdeten Biotoptypen sind in überschaubaren Zeiträ umen 
von bis zu 15 Jahren als regenerierbar einzustufen; zu den Zahlen siehe www.umweltbundesamt.org dort 
Punkt 18.4 (letzter Zugriff am 12.11.2001). 
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immer wieder ausgleichen und so zurück zu seiner Stabilitä t finden.233 Der Menschen aber 
hebt zu seinen Gunsten diese Komplexitä t234 auf, und greift damit so gravierend und 
nachhaltig in das Ö kosystem ein, dass eine Rückkehr zur Stabilitä t nicht mehr oder nur sehr 
begrenzt mö glich ist. 
Maßgeblicher Grund hierfür ist u. a. das exponentielle Wachstum der menschlichen 
Population.235 Die Natur selbst kennt nur logarithmische Wachstumskurven. Hier folgt einer 
kurzen exponentiellen Wachstumsphase eine Periode des abnehmenden Wachstums (S-
Form). Das exponentielle Wachstum führt zu einer vermehrten Inanspruchnahme der 
Lebensgrundlagen, die „wegkonsumiert“ werden, was wiederum zum Rückgang der 
betreffenden Art führt.236 Der Mensch verfügt jedoch über Mechanismen, diesen natürlichen 
Bevö lkerungsrückgang zu verzö gern und greift so unaufhö rlich und nachhaltig in die 
natürliche Dynamik des Ö kosystems ein.237 Diese Problemverdrä ngung wird dadurch 
begünstigt, dass in zweifacher Hinsicht ein Trä gheitsproblem besteht. So liegt eine erhebliche 
Zeitverzö gerung zwischen dem Augenblick, in dem die Notwendigkeit eines geringeren 
Wachstums erkannt wird, und jenem, in dem dieses dann durch geeignete Maßnahmen auch 
erreicht wird. Des Weiteren offenbart sich das tatsä chliche Ausmaß ö kologischer Eingriffe 
erst mit einer gewissen Zeitverzö gerung. Dann sind diese jedoch hä ufig irreversibel.238 
Auf das Engste mit dem Ü berbevö lkerungsproblem verbunden ist der entsprechend steigende 
Verbrauch natürlicher Ressourcen. Dabei kommt dem Verbrauch bzw. Gebrauch von Boden 
eine ganz entscheidende Rolle zu. Die Inanspruchnahme von Flä che, also des Bodens für 
Siedlung, Verkehr und Industrie ist, wie bereits erwä hnt, die Hauptursache für die 
Gefä hrdung von Biotoptypen und den Artenrückgang in Fauna und Flora.239 
                                                           
233 H.-A. Freye: Einführung in die Humanö kologie für Mediziner und Biologen, S. 21 ff.; P. R. Ehrlich / A. H. 
Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen Wissenschaft, S. 5; 
www.umweltbundesamt.org dort Punkt 18.3 Gefä hrung der genetischen Vielfalt (letzter Zugriff am 
12.11.2001). 
234 z. B. durch Landwirtschaft (Monokulturen), Tierzucht, Ausrottung etc. 
235 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 1 ff.; untrennbar mit dem 
exponentiellen Wachstum verbunden sind weitere Gründe des stä ndig steigenden Ressourcen- und 
Energieverbrauch sowie die steigenden Abfallberge; aktuelle Zahlen hierzu bei: Daten zur Umwelt 2000 bei 
www.umweltbundesamt.org dort Punkt 1.1 Bevö lkerungsentwicklung und – dichte (letzter Zugriff am 
12.11.2001). 
236 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 5. 
237 Z. B. verringern sich die Pflanzen- und Tierarten in gleichem Maße, wie die Zahl der Bevö lkerung wä chst. 
238 Hierauf weisen P. R. Ehrlich / A. H. Ehrlich und J. P. Holdren : Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum 
einer neuen Wissenschaft, S. 9 f. hin. 
239 Siehe hierzu Fßn. 217; Bundestag-Drs. 14/3652, S. 70. 
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Die für den Menschen vitalen Lebensgrundlagen werden also empfindlich gestö rt. Durch den 
Artenrückgang wird das Nahrungsnetzwerk durchbrochen. Das Aussterben anderer Arten ist 
damit vorprogrammiert. Damit bricht –  langsam aber sicher –  eine vitale Grundlage des 
Menschen, die nä mlich der biotischen Umweltfaktoren, weg. Daneben wird der Boden –  
durch Versiegelung –  seiner chemischen, physikalischen und biologischen Funktionen 
beraubt. Verliert der Boden durch Versiegelung z. B. seine Pufferfunktion, kö nnen 
Schadstoffe für Pflanzen verfügbar werden und über das Grundwasser den Menschen in 
seiner Gesundheit gefä hrden.240 Der versiegelte Boden verliert seine Funktion als 
Lebensraum und „Genbank“ für Kleinstlebewesen. 
Durch die Komplexitä t der Funktionen der einzelnen Umweltfaktoren und deren 
Abhä ngigkeiten von einander bedeutet schon die Gefä hrdung nur einer dieser vitalen 
Grundlagen auch eine ernsthafte Gefä hrdung des Menschen.241 
 
 
2. Das Planungsrecht und der Biosphä renansatz 
 
Die biologische Bedeutung intakter Natur und Landschaft ist für den Menschen also 
existentiell. Aus dieser naturwissenschaftlichen Feststellung speisen sich zwei Aspekte, die 
im Rahmen dieser Arbeit m. E. von besonderer Bedeutung sind. 
Zum einen wurde deutlich, dass der Mensch –  der sich allzu oft als etwas von der Natur 
Gegensä tzliches und von ihr Unabhä ngiges begreift –  untrennbar in die ihn umgebende Natur 
eingebunden ist.242 Er ist Teil der Biosphä re, er nimmt an den Kreislä ufen der Biosphä re teil 
und ist deshalb von ihnen abhä ngig. Nur insoweit sein Wissen und seine Technik reichen, ist 
er in der Lage, Unabhä ngigkeiten von der Natur –  von ö kologischen Zusammenhä ngen –  zu 
konstruieren. Dabei ist es nur eine Frage der Zeit, bis alles menschliche Wissen nicht mehr 
ausreicht, die Zerstö rung der für den Menschen lebenswichtigen, ja überlebenswichtigen 
Biosphä re, zu leugnen oder zu kompensieren. 
                                                           
240 J. Galler: Lehrbuch Umweltschutz: Fakten –  Kreislä ufe –  Maßnahmen, S. 43. 
241 P. R. Ehrlich / A. H. Ehrlich und J. P. Holdren: Humanö kologie: Der Mensch im Zentrum einer neuen 
Wissenschaft, S. 171. 
242 K. Bosselmann, NuR 1987, 1, 4; V. Vernadskij: Der Mensch in der Biosphä re, S. 36 ff.; G. Winter, GAIA 
3/2000, 196, 201. 
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Winter hat die Verankerung dieses Verstä ndnisses der Mensch-Umwelt-Beziehung 
anschaulich in seinem Aufsatz „Umwelt –  Ressource –  Biosphä re Ansichten von Natur im 
Recht“ beschrieben.243 Hiernach findet sich der oben dargelegte Biosphä renansatz z. B. in der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung der § §  18 ff. BNatSchG n. F. wieder. In dieser 
Regelung kommt die –  aufgrund der Abhä ngigkeit des Menschen von der Natur –  
notwendige Selbstbeschrä nkung des Menschen zum Ausdruck. Diese Regelung geht davon 
aus, dass grundsä tzlich nicht in Natur und Landschaft eingegriffen werden soll. Erst wenn die 
Vermeidung eines Eingriffs nicht mö glich ist, stellt sich die Frage nach der Kompensation für 
in Anspruch genommene Natur und Landschaft. Ist eine solche nicht mö glich, muss es zu 
einer abwä genden Betrachtung der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange im Verhä ltnis 
zu allen übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft kommen. Erst wenn hier die 
übrigen Anforderung überwiegen, ist der Eingriff zulä ssig. 
Aber auch in § §  33 ff. BNatSchG n. F. findet sich dieser Biosphä renansatz wieder. Auch hier 
sind Eingriffe, die zu erheblichen Beeinträ chtigungen eines Netz Natura 2000 Gebietes 
führen, grundsä tzlich nach §  34 II BNatSchG n. F. unzulä ssig. Nur unter sehr engen 
Voraussetzungen, dann nä mlich, wenn zwingende Gründe des überwiegenden ö ffentlichen 
Interesses vorliegen und keine zumutbaren Alternativen gegeben sind, kann der grundsä tzlich 
unverträ gliche Eingriff vorgenommen werden (§  34 III, IV BNatSchG n. F.). Der 
Natureingriff ist zu kompensieren (§  34 V 1 BNatSchG n. F.). Auch diese Vorschrift ist also 
durch Selbstbeschrä nkung –  ä hnlich wie die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung –  
gekennzeichnet. 
Der zweite wesentliche Aspekt, der aus den Ausführungen zu der biologischen Bedeutung 
intakter Natur und Landschaft für den Menschen gewonnen werden kann, ist der, dass es 
gerade der Bodenverbrauch in Form von Flä cheninanspruchnahme für Siedlung, Verkehr und 
Industrie ist, der einen maßgeblichen Teil zur Zerstö rung der für den Menschen vitalen 
Umweltfaktoren beiträ gt.244 
Auf rechtlicher Ebene wird hiermit das Planungsrecht angesprochen, welches die 
Bodennutzung steuert. Dort ist maßgebliches Entscheidungsinstrument die Abwä gung in 
ihrer Ausprä gung als planungsrechtliches Abwä gungsgebot. Fraglich ist, ob sich innerhalb 
dieser Entscheidungsfindungsmethode bereits der Biosphä renansatz verorten lä sst. 
                                                           
243 G. Winter, GAIA 3/2000, 196, 201. 
244 Siehe hierzu Fßn. 217; Bundestag-Drs. 14/3652, S. 70. 
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Auf den ersten Blick mag man diese Frage bejahen. So findet sich etwa in §  1 II Nr. 2 ROG 
die für die Raumordnung leitende Vorstellung, dass die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sind. Daneben stellt §  2 II ROG in Nr. 3 und Nr. 8 ROG 
Grundsä tze zum Schutz und zur Wiederherstellung von großrä umigen und übergreifenden 
Freiraumstrukturen in ihrer Bedeutung für den Erhalt der abiotischen und biotischen 
Umweltfaktoren, sowie den Grundsatz zum Schutz und Erhalt von Natur und Landschaft auf. 
Dabei wird in §  2 II Nr. 8 S. 2 ROG darauf hingewiesen, dass mit Wasser und Boden 
sparsam umzugehen ist. 
Hier findet sich also der für den Biosphä renansatz wesentliche Aspekt der 
Selbstbeschrä nkung wieder. Im Recht der Bauleitplanung lä sst sich der Biosphä renansatz 
etwa in §  1 V S. 1 und S. 2 Nr. 7 BauGB sowie in §  1a II BauGB erkennen. Durch die 
Bezugnahme in §  1a II Nr. 2 BauGB auf die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und in §  
1a II Nr. 4 BauGBauf die § §  33 ff. BNatSchG n. F. wird diese Ansicht von Natur im Recht, 
auch in das Stä dtebaurecht integriert. Schließlich findet sich auch im Fachplanungsrecht 
diese Ansicht von Natur wieder. So ordnet §  17 I 2 FStrG an, dass die von dem Vorhaben 
berührten ö ffentlichen und privaten Belange einschließlich der Umweltverträ glichkeit im 
Rahmen der Abwä gung zu berücksichtigen sind. 
Lä sst sich demnach sagen, dass die Ansicht vom Menschen in der Biosphä re und als Teil der 
Biosphä re auch im Planungsrecht prä sent ist, so bleibt das Abwä gungsgebot als die zentrale 
Entscheidungsfindungsmethode des Planungsrechts hiervon jedoch unberührt. Es verhä lt sich 
gegenüber dieser Ansicht von Natur vielmehr neutral. Denn die Grundsä tze des ROG sind –  
wie bereits weiter oben erwä hnt –  auch wieder Gleiche unter Gleichen und gegen- sowie 
untereinander abzuwä gen. Ebenso verhä lt es sich mit den in §  1 II 2 Nr. 7 BauGB sowie in §  
1a II BauGB verankerten, umweltschützenden Belangen innerhalb bauleitplanerischen 
Abwä gungsentscheidungen.245 Denn auch diese sind gemä ß §  1a I BauGB dem §  1 VI 
BauGB unterstellt. Schließlich ergibt sich aus §  17 I 2 FStrG selbst, dass auch hier die 
Umweltverträ glichkeit anderen vom Vorhaben berührten Belangen abwä gend aber 
gleichwertig entgegen zu halten ist. Gleichwertigkeit bedeutet aber in dem hiesigen 
Zusammenhang das Gegenteil von Selbstbeschrä nkung. Denn jedes Interesse, ob privat oder 
ö ffentlich, kann grundsä tzlich den Verbrauch wertvoller Natur und Landschaft rechtfertigen. 
                                                           
245 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  1 Rdnr. 92. 
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Ein jegliches Interesse, ob dringend oder nicht, ist also grundsä tzlich dazu geeignet sich 
gegen widerlä ufige Naturschutz- und Landschaftspflegebelange durchzusetzen. Aufgrund der 
oben bereits dargelegten Zusammenhä nge erscheint es aber unumgä nglich, das 
Planungsrecht, das die Bodennutzung steuert und damit jedenfalls das Instrument für eine 
nachhaltigen Bodennutzungsplanung darstellt, den Biosphä renansatz effektiv einzubringen. 
Hierfür bedarf es keiner Naturschutzethik, die sagt, was gut oder schlecht im Rahmen von 
planerischen Raumnutzungsentscheidungen ist, wenn Natur- und Landschaftsbelange 
involviert sind.246 Die Notwendigkeit, im Sinne des Biosphä renansatzes zu handeln, ergibt 
sich aus der naturwissenschaftlichen Einsicht, dass der Mensch sich, bei ungehindertem 
Fortgang der Dinge seiner biologischen Existenzgrundlagen beraubt und folglich sein 
Ü berleben gefä hrdet. 
Die planerische Abwä gung scheint hierfür das geeignete Handlungsfeld zu sein. 
Dabei erscheint eine Verankerung des Biosphä renansatzes –  mit dem darin enthaltenen 
Aspekt der Selbstbeschrä nkung –  auf drei verschiedenen Ebenen planerischer 
Abwä gungsentscheidungen mö glich: Erstens auf der Ebene einer Planungsziel-
Planungsbedürfnisanalyse und der Wahl der ö kologisch günstigsten Planungsvariante 
(Alternativenprüfung), zweitens auf der Ebene der Bewertung der planerisch relevanten 
Belange untereinander (Abwä gung im engen Sinne) und drittens auf der Ebene der 
Folgenbewä ltigung (Kompensation). 
Die Alternativenprüfung trä gt insofern zur Verankerung des Biosphä renansatzes im 
Planungsrecht bei, als hierdurch menschliche Bedürfnisse und Ziele hinterfragt werden 
(„Muss Fernstrasse YX gebaut werden, besteht eine entsprechendes Verkehrsbedürfnis?“), 
und sodann die ö kologisch beste Planungsvariante gesucht wird („Wie kann das anerkannte 
Bedürfnis ö kologisch am besten verfolgt werden?“). Dabei kann es sein, dass manche Ziele 
und Bedürfnisse überhaupt nicht geeignet sind, umweltrelevante Planungen zu 
                                                           
246 Siehe hierzu wohl mit a. A. T. Potthast und U. Eser: Naturschutzethik: Eine Einführung für die Praxis, S. 18 
f.; dieser erteilt der Naturwissenschaft nur die Kompetenz zur Beurteilung des „Richtig“ und „Falsch“; die 
Naturschutzethik müsse hingegen das „Gut“ oder „Schlecht“ bewerten. Hiernach dürfte die Humanö kologie 
nur sagen: „Es ist richtig, dass anthropogene Flä cheninanspruchnahme, einen maßgeblichen Teil zur 
Zerstö rung der für den Menschen vitalen Umweltfaktoren beiträ gt.“ Sie hat aber nicht die Kompetenz zu 
sagen, „Es ist nicht wünschenswert, dass durch den Bau der Autobahn X die Art Y ausstirbt.“ Dabei 
übersieht er aber, dass aus naturwissenschaftlichen Beurteilungen auch Handlungsanweisungen erwachsen 
kö nnen. Z. B. „Der Mensch muss den flä chenmä ßigen Naturverbrauch im Maße X einschrä nken, damit er 
nicht bereits zum Zeitpunkt Y vom Aussterben bedroht ist.“ Das hat nichts mit einer Bewertung von „gut“ 
oder „schlecht“ zu tun, sondern ist eine Notwendigkeit. Entweder man erkennt die Notwendigkeit zu 
handeln oder nicht. 
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rechtfertigen.247 Durch diese Herangehensweise an raumbedeutsame Planung wird deutlich, 
dass der Mensch Teil des Ganzen ist und nicht Herrscher des Ganzen,248 demzufolge also 
seine umweltrelevanten Bedürfnisse und Ziele als auch deren planerische Umsetzung kritisch 
hinterfragen muss.  
Daneben erscheint es naheliegend, den Biosphä renansatz durch die Annahme einer 
faktischen Hö herwertigkeit der Naturschutz- und Landschaftsbelange in planerischen 
Abwä gungsentscheidungen zu verankern. Die Handlungsmö glichkeiten im Rahmen 
planerischer Abwä gungsentscheidungen reichen hierbei von einer absoluten Hö herwertigkeit 
der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange bis hin zu einer relativen Hö herwertigkeit, 
die sich auf unterschiedliche Art und Weise erreichen lä sst.249 
Dabei ist eine absolute Hö herwertigkeit der Naturschutz- und Landschaftspflegebelange nicht 
erstrebenswert. Zum einen würde eine solche Bewertung gegen den verfassungsrechtlich 
verankerten ö kologischen Relativismus verstoßen, zum anderen trä gt das oben dargelegte 
Verstä ndnis des Menschen in der Biosphä re eine solche Verabsolutierung nicht, denn das 
Verstä ndnis des Menschen in der Biosphä re und die daraus resultierende Abhä ngigkeit des 
Menschen von und die Verwobenheit des Menschen mit allen Umweltfaktoren, berücksichtig 
den Menschen auch mit seinen ihm eigenen Bedürfnissen. Er muss und soll Landwirtschaft 
betreiben, Hä user bauen und Strassen anlegen. Nur muss er seine Bedürfnisse im Einklang 
und im Gleichgewicht mit den ihn bestimmenden Umweltfaktoren befriedigen. Er muss –  
wie Winter es ausdrückt –  Maß halten.250 
Hiervon geht auch das ö kologische Forschungs-Programm der UNESCO „Der Mensch und 
die Biosphä re“ aus.251 Dieses dient zum einen dem Erhalt der natürlichen Ressourcen und 
zum anderen einer an dem Nachhaltigkeitsgrundsatz orientierten Bewirtschaftung der 
Biosphä re. Der Mensch mit seinen Bedürfnissen ist also ausdrücklich in den 
Biosphä renbegriff eingebettet. 
                                                           
247 Hierzu weiter unten in Teil C II 2 b) bb). 
248 „Natur als Schatz“ und „Natur als Ressource“ siehe G. Winter, GAIA 3/2000, 196, 197 ff. 
249 Hierzu weiter unten in Teil C III. 
250 G. Winter, GAIA 3/2000, 196, 201. 
251 K.-H. Erdmann und J. Nauber: Der Deutsche Beitrag zum UNESCO-Programm „Der Mensch und die 
Biosphä re“ (MAB) im Zeitraum Juli 1991 bis Juni 1992 S. 12 f. 
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Diese Einbeziehung des Menschen mit seinen Bedürfnissen und Aktivitä ten in den Begriff 
der Biosphä re verbietet also die Annahme einer absoluten Hö herwertigkeit der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege. 
Dennoch, es bleibt bei der naturwissenschaftlich begründeten Notwendigkeit der 
Selbstbeschrä nkung des Menschen und seiner Bedürfnisse –  hier der Bodennutzung für 
Siedlung, Verkehr und Industrie. Dies führt zu der Mö glichkeit, innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege eine Art 
relativer Prioritä t einzurä umen,252 etwa in der Form, dass nur besonders wichtige Interessen 
eine den Naturschutz- und Landschaftspflegebelangen zuwiderlaufende Planung rechtfertigen 
kö nnen. Hierdurch würde eine Beschrä nkung der menschlichen Bedürfnisse erfolgen ohne 
diese vö llig zu ignorieren. Dem menschlichen Interesse an einer bestimmten Bodennutzung 
würde die existentielle Bedeutung intakter Natur und Landschaft entgegengehalten. Die 
Folge wä re, dass nur besonders wichtige Bedürfnisse befriedigt würden. Andere, weniger 
wichtige hingegen blieben unbefriedigt. Der Mensch hielte Maß. 
Schließlich würde auch eine dem planerischen Abwä gungsgebot entnommene 
Kompensationsverpflichtung zur Verankerung des Biosphä renansatzes im Planungsrecht 
beitragen. Hierdurch wird dem Anliegen, die abiotischen und biotischen Umweltfaktoren zu 
erhalten, Ausdruck verliehen und klargestellt, dass anthropogene Naturinanspruchnahme eine 
Wiedergutmachung erfordert, wenn die menschliche Lebensgrundlage erhalten werden soll. 
 
Es ist also festzuhalten, dass –  aufgrund des Eingebundenseins des Menschen in seine 
abiotische und biotische Umwelt –  diesen Belangen eine auch für den Menschen existentielle 
Bedeutung zukommt. Diese existentielle Bedeutung intakter Natur und Landschaft für den 
Menschen in Verbindung mit der existenzbedrohenden Flä cheninanspruchnahme für 
Siedlung, Verkehr und Industrie verlangt nach einer bisher nicht erfolgten Verankerung des 
Biosphä renansatzes im Planungsrecht, genauer im planerischen Abwä gungsgebot, denn das 
Planungsrecht steuert die Raumnutzung und ist damit das geeignete Instrument zur 
Begrenzung der bedrohlich gewordenen Flä cheninanspruchnahme. 
                                                           
252 Wie im Einzelnen die faktische Hö herwertigkeit der Naturschutz- und Landschaftspflegebelangen innerhalb 
eines planerischen Abwä gungsvorgangs, mithin beim gegen- und untereinander Abwä gen, durchgesetzt 
werden kann, soll weiter unten in Teil C III geklä rt werden. 
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Teil C Lösungsansä tze zur Aufwertung der Belange von Natur und Landschaft 





Nach der Feststellung, dass das Planungsrecht –  genauer das planerische Abwä gungsgebot –  
das Verstä ndnis von der Eingebundenheit des Menschen in die Biosphä re nicht widerspiegelt, 
aber das zentrale Instrument zur Durchsetzung der festgestellten faktischen Hö herwertigkeit 
der Belange von Natur und Landschaft innerhalb planerischer Entscheidungsprozesse ist, soll 
im Folgenden nun versucht werden, den Biosphä renansatz und damit die Ü berzeugung von 
der notwendigen Hö herwertigkeit der Belange von Natur und Landschaft im planerischen 
Abwä gungsgebot zu verankern. Dabei soll auf drei verschiedenen Ebenen nach einer 
verbesserten Durchsetzbarkeit von Natur- und Landschaftsbelangen gesucht werden. 
Auf einer ersten Ebene steht der Versuch, mittels Alternativenprüfung Nutzungskonflikte 
unter Beteiligung von Natur- und Landschaftsbelangen zu vermeiden, bzw. zu minimieren. 
Auf einer zweiten Ebene soll mittels abstrakt geltender aber bedingter Vorrangregeln ein 
Instrument vorgestellt werden, mit dessen Hilfe Nutzungskonflikte der hier relevanten Art 
gelö st werden. Schließlich wird auf einer dritten Ebene nach Kompensationsmö glichkeiten 




II. Beitrag der Alternativenprüfung zur rationalen Abwä gung von Natur- und 
Landschaftsbelangen 
 
Wenn man sich die aktuelle Abwä gungsdogmatik anschaut, kann man sich des Eindrucks 
nicht erwehren, dass sie einen wichtigen Aspekt recht stiefmütterlich behandelt, nä mlich den 
der Alternativenprüfung, obwohl diese jedenfalls im Hinblick auf die gä nzliche Vermeidung, 
wenigstens aber Minimierung von Belangkollisionen recht viel versprechend ist. 
Ausdrückliche Erwä hnung im Gesetz findet die Alternativenprüfung nur vereinzelt, etwa im 
Raumordnungsgesetz und dort in den Vorschriften zum Raumordnungsverfahren (§  15 I 4 
ROG) oder im Recht der Umweltverträ glichkeitsprüfung, und zwar in den Vorschriften zur 
Umweltverträ glichkeitsprüfung nach der FFH- und Vogelschutzrichtlinie in Art. 6 IV FFH-
Richtlinie bzw. in §  34 III Nr. 2 BNatSchG n. F.253 und in der Umweltverträ glichkeitsprüfung 
nach §  6 IV Nr. 3 UVPG.254 
Im Folgenden soll der Stand der hö chstrichterlichen Rechtsprechung und der 
Rechtswissenschaft zur Alternativenprüfung innerhalb planerischer 
Abwä gungsentscheidungen dargestellt werden. Sodann soll in einer Stellungnahme versucht 
werden, den rechtssystematischen Hintergrund als auch das Abwä gungsmodell unter 
Einschluss der Alternativenprüfung zu klä ren. 
 
                                                           
253 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG S. 46, diese ist der Ansicht, dass die Alternativenprüfung nach §  6 IV FFH-Richtlinie unter 
Berücksichtigung der Erhaltungsziele des betreffenden Gebiets zu erfolgen hat; demzufolge kö nnten in 
diesem Verfahrensstadium andere, wie z. B. wirtschaftliche Kriterien, nicht als den Umweltschutz 
überwiegende Kriterien verstanden werden. 




1. Der Stand und Inhalt der Alternativenprüfung nach geltendem Recht 
 
a) Der Alternativenbegriff im Planungsrecht255 
Von einer Alternative im planungsrechtlichen Sinne wird gesprochen, wenn durch die Wahl 
eines anderen Standortes oder einer anderen Ausführungsart der Planung oder dem Projekt in 
ä hnlicher Weise entsprochen werden kann. Es ist also bei der Annahme und Prüfung von 
Alternativen immer auf den mit dem Projekt oder Plan verfolgten Zweck abzustellen.256 
Demzufolge handelt es sich bei einem Sachverhalt nicht mehr um eine Alternative, und 
dessen Nichtbeachtung im Abwä gungsprozeß stellt keinen Abwä gungsfehler dar, wenn 
hierdurch das Projekt oder der Plan gä nzlich aufgegeben werden257 oder durch die gewä hlte 
Variante zwar Nutzungskonflikte vermieden, aber ein anderes als das ursprünglich angepeilte 
Ziel erreicht würde. 
 
b) Normative Quelle, Anlass, Umfang und Zeitpunkt der Alternativenprüfung 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zur Alternativenprüfung innerhalb 
planungsrechtlicher Abwä gungsentscheidungen ergibt sich dort die Pflicht zur 
Alternativenprüfung aus dem rechtsstaatlichen Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz und findet 
seine Ausprä gung in dem Gebot der Proportionalitä t der Abwä gung.258 Der Planungsträ ger ist 
verpflichtet, rechtsmindernde Eingriffe nach Mö glichkeit zu vermeiden.259 Hierzu ist es 
                                                           
255 Zur grundsä tzlichen Bedeutung des Wortes „Alternative“ siehe G. Winter: Alternativen in der 
administrativen Entscheidungsbildung, S. 4 f. 
256 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 98; zum Alternativenbegriff der FFH-
Richtlinie siehe: K. Iven, NuR 1996, 373, 378; A. Epiney, UPR 1997, 303, 308; A. Schink, GewArch 1998, 
42, 50; B. Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 
18; H. W. Louis, DÖ V 1999, 374, 370. 
257 Die sogenannte „Nullvariante“; so A. Schink, GewArch 1998, 42, 50; B. Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. 
Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 18; 
258 BVerwGE 75, 214, 236 ff.; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts Rdnr. 691; dies führt 
dazu, dass am Ende der planerischen Entscheidung, die unter Beachtung des Abwä gungsgebots erfolgt ist, 
nicht nochmal gesondert der Grundsatz der Verhä ltnismä ßigkeit zu prüfen ist, so H. Sendler, WiVerw 1985, 
211, 221. 
259 BVerwGE 71, 166, 172; BVerwG, DVBl. 1987, 573, 583; BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; 
 Allerdings soll sich aus dem naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebot des §  19 I  BNatSchG n. F. keine 
Pflicht zur Wahl der ö kologisch günstigsten Alternative ergeben. 
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notwendig, dass der Planungsträ ger alternativer Planungen –  bei gleicher planerischer 
Zielsetzung –  auf ihre Eingriffsintensitä t hin überprüft.260 
Die Pflicht zur Ermittlung von Planungsvarianten wird unmittelbar aus §  24 VwVfG 
abgeleitet.261 Dabei muss sich die Alternativlö sung ernsthaft anbieten, bzw. aufdrä ngen.262 
Naheliegend soll eine Alternativlö sung dann sein, wenn hierdurch das angestrebte 
Planungsziel unter geringeren Opfern entgegenstehender ö ffentlicher wie auch privater 
Belange verwirklicht werden kann. Dabei ist es nicht notwendig, dass sich eine Alternative 
offensichtlich als besser aufdrä ngt.263 Eine grundsä tzliche Pflicht zur Alternativenprüfung 
besteht demnach also nicht.264 Nur wenn ein Planungsstandort sich aufdrä ngt und damit 
eindeutig besser geeignet erscheint als ein anderer, verletzt der Planungsträ ger die Grenzen 
seiner Gestaltungsfreiheit,265 wenn er den alternativen Standort nicht prüft. Umgekehrt hä lt 
sich die Wahl eines objektiv ungeeigneten Standorts nicht mehr im Rahmen der planerischen 
Gestaltungsfreiheit.266 Nur in den Fä llen, wie z. B. §  34 III Nr. 2 BNatSchG n. F., in denen 
gesetzlich eine Alternativenprüfung vorgeschrieben ist, liegt ein Alternativen- bzw. 
Abwä gungsausfall schon dann vor, wenn der Planungsträ ger überhaupt keine Ü berlegungen 
zu Planungsalternativen anstellt. 
 
Findet unter diesen Voraussetzungen sodann eine Alternativenprüfung statt, so hat der 
Planungsträ ger unter den angenommenen Planungsalternativen eine Abwä gung 
                                                           
260 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; Auch die planungsrechtliche Literatur sieht unter Alternativen immer nur 
eine andere Mö glichkeit der Zielerreichung. Eine Alternative im abwä gungsrelevanten Sinne ist somit nur 
eine „Variante der Zielerreichung“ L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 874; G. Winter: Alternativen in der 
administrativen Entscheidungsbildung, S. 5, 62 f.; die sogenannte Nullvariante ist demnach nur die 
Umschreibung für den Planungsfall, dass ein gewä hlter Standort aufgrund überwiegender entgegenstehender 
Belange für die Zulassung einer Anlage ausscheidet. So W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 213. 
261 BVerwG, DVBl. 1989, 510, 511; hiernach muss die Behö rde nur solche Umstä nde ermitteln und aufklä ren, 
die für sie als entscheidungserheblich erkennbar sind. Dies ist der Fall, wenn sich die 
Abwä gungsbeachtlichkeit aufdrä ngt; zur Beibringungslast siehe auch G. Winter: Alternativen in der 
administrativen Entscheidungsbildung, S. 50. 
262 BVerwGE 69, 255, 273; BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352 = BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274; Hiernach 
kommen Alternativen in Betracht, die aus der Sicht der planenden Gemeinde als real mö gliche Lö sung 
ernsthaft zu erwä gen sind BVerwG, DVBl. 1989, 510, 511; BVerwG, UPR 1989, 273, 273; BVerwG, 
NVwZ-RR 1991, 118, 124; W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 770; R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 618. 
263 L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 874 mit Nachweisen zur Rechtsprechung. 
264 BVerwG, DVBl. 1974, 562, 566; BVerwG, Dö V 1979, 517, 520; BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274, W. 
Hoppe, DÖ V 1990, 769, 770. 
265 Buchholz 451.22 Nr. 3 AbfG, S. 7; BVerwG, NJW 1980, 953, 954; BVerwG, NVwZ 1993, 572, 575; 
BVerwG, NVwZ-RR 1998, 297, 297;BVerwG, UPR 1998, 382, 383; insofern etwas mißverstä ndlich: 
BVerwG, DVBl. 1987, 573, 583. 




vorzunehmen.267 Dabei ist man sich in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft einig, dass es 
sich bei der Alternativenprüfung dogmatisch gesehen um ein „Element planerischer 
Abwä gung“ handelt.268 Bezüglich der Alternativenprüfung im Planungsrecht soll daher 
gelten: 
- ernsthaft in Betracht kommende269 Planungsalternativen sind überhaupt in die 
Abwä gung mit einzubeziehen. 
- Sie müssen mit dem ihnen objektiv zukommenden Gewicht Eingang in die 
vergleichende Prüfung der durch die Alternativen betroffenen Belange finden und 
schließlich 
- darf die Entscheidung für oder gegen eine Planungsalternative nicht auf einer 
Bewertung beruhen, “...die zur objektiven Gewichtigkeit der von den mö glichen 
Alternativen betroffenen Belange außer Verhä ltnis steht.“270 
 
Hierbei ist ein „...gestuftes Vorgehen im Sinne einer ersten Vorprüfung statthaft.“271 Auf 
dieser Vorstufe der Abwä gungsentscheidung werden –  mit Hilfe grober Bewertungskriterien 
–  unrealistische Planungsalternativen aus der Betrachtung ausgeschieden.272 Hinsichtlich des 
Abwä gungsmaterials bedarf es auf dieser Vorstufe der Abwä gung noch keiner exakten 
Ermittlung. Das Abwä gungsmaterial muss nur so beschaffen sein, dass eine Vorauswahl 
mö glich ist.273 Die involvierten Belange der nach dieser Vorprüfung verbleibenden 
                                                           
267 BVerwG, DVBl. 1987, 573, 583. 
268 BVerwGE 71, 166, 171; BVerwG, NVwZ-RR 1989, 458, 460; L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im 
Planungsrecht, S. 76 f; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 210, 213 f. zur Alternativenprüfung im 
abfallrechtlichen Planfeststellung; L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 871 ff. 
269 BVerwGE 69, 255, 273; wobei „ernsthaft in Betracht kommend“ nur dann erfüllt ist, wenn sich eine 
bestimmte Alternativlö sung nach Lage der Dinge anbietet oder gar aufdrä ngt. 
 Siehe zum Ganzen auch G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung 
und in vorgelagerten Verfahren, S. 53 f. 
270 BVerwG, NVwZ-RR 1989, 458, 460. 
 Zum Grundsatz der Planerhaltung siehe: W. Hoppe in: J. Berkemann (Hrsg.), Planung und Plankontrolle: 
Entwicklungen im Bau- und Fachplanungsrecht, Otto Schlichter zum 65. Geburtstag, S. 87; W. Hoppe, 
DVBl. 1996, 12, 12 ff; B. Stü er, DVBl. 1997, 1201, 1204; 
 Das Vermeidungsverbot des §  19 I  BNatSchG n. F. soll die Planungsbehö rde nicht zur Wahl der ö kologisch 
günstigsten Alternative zwingen; so BVerwG, NuR 1997, 404, 404 ff. 
271 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1998, 382, 383. Auch auf dieser Ebene soll der 
Planungsträ ger nur dann abwä gungsfehlerhaft handeln, wenn die ausgeschiedenen Lö sung sich als 
vorzugswürdig hä tte aufdrä ngen müssen. 
272 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; K.-P. Dolde und R. Menke, NJW 1999, 1070, 1071. 
273 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574. 
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Planungsvarianten sind dann für die eigentliche Abwä gung genauer zu ermitteln.274 Jedoch 
ist der Planungsträ ger auch auf dieser Stufe der Abwä gung nicht verpflichtet, die 
Variantenprüfung bis zuletzt offen zu halten und alle in Frage kommenden Alternativen 
gleichermaßen gründlich und umfassend zu untersuchen.275 Ebensowenig besteht für den 
Planungsträ ger die Pflicht, für die vorliegenden Alternativen entsprechende 
Bauleitplanentwürfe auszuarbeiten.276 Demgemä ß führt der Verzicht auf die zeichnerische 
Darstellung der Alternative nur dann zu einem Abwä gungsfehler, wenn diese gerade wegen 
des Fehlens ihrer zeichnerischen Darstellung in ihrer Bedeutung und Tragweite nicht richtig 
erfasst worden ist.277 
 
Eine spezielle Form der Alternativenprüfung ist in Art. 6 IV FFH-RL bzw. §  34 III Nr. 2 
BNatSchG n. F. vorgesehen. Hiernach besteht sogar eine Verpflichtung zur 
Alternativenprüfung.278 Allerdings wird auch hier nur dann von einer Alternative im Sinne 
des Gesetzes gesprochen, wenn durch die Wahl eines anderen Standortes oder anderen 
Ausführungsart der Planung oder dem Projekt in ä hnlicher Weise entsprochen werden kann. 
Es ist also bei der Annahme und Prüfung von Alternativen immer auf den mit dem Projekt 
oder Plan verfolgten Zweck abzustellen,279 wobei die Alternativenprüfung allerdings unter 
Berücksichtigung der Erhaltungsziele des betroffenen Gebiets erfolgen soll.280 Demzufolge 
handelt es sich bei einem Sachverhalt nicht mehr um eine Alternative, und dessen 
Nichtbeachtung im Abwä gungsprozeß stellt keinen Abwä gungsfehler dar, wenn hierdurch 
das Projekt oder Plan gä nzlich aufgegeben wird281 oder durch die gewä hlte Variante zwar 
                                                           
274 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1998, 382, 383. Und zwar so genau, wie es für eine 
sachgerechte Alternativenwahl und eine zweckmä ßige Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist. 
275 BVerwG, UPR 1998, 382, 383; BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274. 
276 BVerwG, UPR 1998, 382, 383; BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274. 
277 BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352; VGH Mannheim, NVwZ-RR 1989, 354, 356. 
278 Zur Alternativenprüfungspflicht auf der Ebene der Raumordnung A. Schink, NuR 2001, 251, 256. 
279 K. Iven, NuR 1996, 373, 378; A. Epiney, UPR 1997, 303, 308; A. Schink, GewArch 1998, 42, 50; B. 
Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 18; H. W. 
Louis, DÖ V 1999, 374, 370. 
280 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.3.1. 
281 Die sogenannte „Nullvariante“; so A. Schink, GewArch 1998, 42, 50; B. Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. 
Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 18 
 A. A. E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-
Richtlinie 92/43/EWG Punkt 5.3.1.; hier ist man der Ansicht, dass auch die „Nulloption“ in die Erwä gungen 
miteinbezogen werden sollte. 
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Nutzungskonflikte vermieden, aber ein anderes als das ursprünglich angepeilte Ziel erreicht 
würde.282 
 
Ebenso ist an dieser Stelle die Alternativenprüfung nach dem Umweltverträ glichkeitsgesetz 
zu erwä hnen. Denn auch hier wird die Notwendigkeit von Alternativenprüfungen bejaht.283 
Begründet wird diese Notwendigkeit mit dem Sinn und Zweck der 
Umweltverträ glichkeitsprüfung, die ja dazu dienen soll, Auswirkungen eines Projekts auf die 
Umwelt so gering wie mö glich zu halten. Hierfür aber sei eine Alternativenprüfung 
unerlä sslich.284 Welche Mö glichkeiten als Alternativen im Sinne der 
Umweltverträ glichkeitsprüfung in Frage kommen, hä ngt dabei vom Einzelfall ab. Aber auch 
hier wird gefordert, dass nur solche Planungs- bzw. Projektmö glichkeiten als Alternativen in 
Betracht zu ziehen sind, die sich anbieten oder gar aufdrä ngen.285 Eine Auswahl der 
Alternativen in diesem Verfahrensstadium hat sodann allein anhand ö kologischer Maßstä be 
zu erfolgen.286 Im Gegensatz zu den übrigen Planungsebenen kann eine Alternative im Sinne 
der Umweltverträ glichkeitsprüfung auch die sogenannte „Nullvariante“ sein.287 
Erst auf der folgenden Stufe –  im Planfeststellungsverfahren –  sind die so gefundenen 
Planungsvarianten im Zusammenhang mit den übrigen involvierten Belangen zu beurteilen. 
                                                           
282 Umstritten und bisher noch nicht abschließend geklä rt ist die Frage nach der rä umlichen Erstreckung der 
Alternativenprüfung: B. Erbguth, DVBl. 1999, 588, 591 (595), die für eine auf das Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates beschrä nkte Alternativenprüfung eintritt. 
283 Ob hingegen das Umweltverträ glichkeitsprüfungsgesetz eine Pflicht zur Alternativenprüfung statuiert, wird 
kontrovers diskutiert; siehe hierzu Darstellung bei W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 219 Fßn. 165 ff; W. 
Erbguth und A. Schink: Gesetz über die Umweltverträ glichkeitsprüfung - Kommentar §  2 Rdnrn. 20 ff.; 
anderer Ansicht E. Hien, NVwZ 1997, 422, 427 f.; G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 153 - 159; Zum 
gleichgelagerten Streitfall bei der strategischen Umweltverträ glichkeitsprüfung bei Programmen und Plä nen 
siehe S. Otto: Umweltverträ glichkeitsprüfung von Plä nen und Programmen: Vorschlag der Kommission für 
eine EU-Richtlinie des Rates über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Plä ne und Programme 
–  Umsetzung in nationales Recht, S. 105 (108 f.); C. Jacoby: Die strategische Umweltprüfung (SUP) in der 
Raumplanung, S. 139, 197. 
284 W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 775; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 219. 
285 BVerwGE 100, 238, 249; BVerwGE 101, 166, 173; W. Erbguth und A. Schink: Gesetz über die 
Umweltverträ glichkeitsprüfung –  Kommentar §  2 Rdnr. 25. 
286 W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 219; W. Erbguth und A. Schink: Gesetz über die 
Umweltverträ glichkeitsprüfung –  Kommentar §  2 Rdnr. 24. 
287 S. Otto: Umweltverträ glichkeitsprüfung von Plä nen und Programmen: Vorschlag der Kommission für eine 
EU-Richtlinie des Rates über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Plä ne und Programme –  
Umsetzung in nationales Recht, S. 110; C. Jacoby: Die strategische Umweltprüfung (SUP) in der 
Raumplanung, S. 197. 
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Da die Umweltverträ glichkeitsprüfung –  und somit die darin enthaltene Alternativenprüfung 
–  ein unselbststä ndiger Teil anderer verwaltungsbehö rdlicher Verfahren ist (§  2 I UVPG), 
ergibt sich hieraus bezüglich der Alternativenprüfungsverpflichtung nichts Neues; es bleibt 
bei der Alternativenprüfungsverpflichtung der entsprechenden Planungsträ ger im 
Bauleitplan-, Planfeststellungs-, sowie Raumordnungs- und Landesplanungsverfahren.288 
 
Fraglich ist schließlich, wann der richtige Zeitpunkt für die Alternativenprüfung im 
Planungsrecht ist. 
Da die Alternativenprüfung im Planungsrecht ein „Element der Abwä gung“ ist, wird die 
Antwort auf diese Frage auch aus der Abwä gungsdogmatik entnommen.289 Danach kann der 
Planungsträ ger eine erforderliche Abwä gung –  und somit auch eine erforderliche 
Alternativenprüfung –  nach Erlaß einer Planungsentscheidung nicht mehr nachholen.290 
Entscheidender Zeitpunkt ist somit derjenige der letzten Verwaltungsentscheidung.291 Da für 
gerichtliche Maßnahmen gegen Planfeststellungsbeschlüsse gemä ß §  74 VI S. 2, 2. HS 
VwVfG kein Vorverfahren nö tig ist, ist hier der Zeitpunkt der letzten 
Verwaltungsentscheidung derjenige, an dem der Planfeststellungsbeschluss erlassen wird.292 
In den Fä llen, in denen ein Widerspruchsverfahren vorgesehen ist, ist es der Zeitpunkt des 
Erlasses des Widerspruchsbescheides. Dies gilt grundsä tzlich auch für alle planerischen 
Entscheidungen im Stä dtebaurecht.293 
                                                           
288 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 158 f. 
289 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 95. Dieser ist –  für die Bauleitplanung –  in §  
214 III BauGB niedergelegt. 
290  So die herrschende Meinung in Rechtsprechung und Schrifttum siehe BGH, BRS 30 Nr. 9, S. 37, 38; 
OVG Lüneburg, UPR 1986, 120, 120; BVerwG, DVBl. 1988, 844, 845; D. H. Schrödter: Baugesetzbuch 
Kommentar –  Schmaltz, §  214 Rdnrn. 43 ff.; a. A. C. Heinze, NVwZ 1986, 87, 91; C. Heinze, NVwZ 1989, 
121, 121. 
291 BVerwG, DVBl. 1987, 573, 586. 
292 M. Beckmann, DVBl. 1994, 236, 239; G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der 
Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 92. 
293 In Fä llen zulä ssiger Vorwegbindung soll es dagegen ausreichen –  und es bedarf keiner erneuten Abwä gung 
bzw. Alternativenprüfung –  wenn diese in der Einleitung des Bauleitplanverfahrens vorgenommen wurden. 




c) Wer ist Verpflichteter einer Alternativenprüfung? 
Dieser Punkt ist eng verknüpft mit der Frage nach der Erstreckung der Alternativenprüfung 
auf planungsrechtliche Abwä gungsvorgä nge. Somit ist zuerst zu klä ren, auf welche 
planungsrechtliche Vorgä nge sich die Alternativenprüfung erstreckt. 
Zum einen wird die bauleitplanerische Ebene erfasst. Ob sie darüber hinaus auch für 
Planfeststellungsverfahren –  also im Fachplanungsrecht –  gilt, ergibt sich aus der Reichweite 
des Abwä gungsgebots. Diese –  zuerst für die Bauleitplanung entwickelt294 –  wurde in der 
Folgezeit –  mit der Begründung, dass die Einhaltung der Abwä gungsdogmatik zum Wesen 
einer jeden rechtsstaatlichen Planung gehö re, auch auf die Fachplanung ausgedehnt.295 Dies 
bedeutet in der Konsequenz, dass auch die Alternativenprüfung –  als „Element der 
Abwä gung“ –  jedenfalls auch die fachplanerischen Entscheidungen betrifft.296 Dies gilt 
darüber hinaus auch für Genehmigungen mit planungsrechtlichem Charakter, wie etwa 
bestimmte luftverkehrsrechtliche oder abfallrechtliche Genehmigungen.297 
Aber auch auf der Ebene der Raumordnung und Landesplanung erscheint eine 
Alternativenprüfung sinnvoll und mö glich.298 Selbstverstä ndlich sind parzellenscharfe 
Standortalternativen aus kompetenzrechtlichen Gründen auf dieser Ebene nicht mö glich. 
Denn die gesamträ umliche Planung darf nicht Aufgaben der Fachplanung an sich ziehen.299 
Daher ist auf dieser Planungsstufe etwa von der fachlichen Eignung eines ausgewä hlten 
Standortes auszugehen. Dieser ist dann mit den hierdurch tangierten Belangen in Ausgleich 
zu bringen. Daher beziehen sich Alternativenprüfungen landesplanerischer Art nur auf die 
Abstimmung fachplanerisch „...geeigneter Standorte etc. mit anderweitigen, wiederum 
fachlichen Raumansprüchen nach Maßgabe des raumordnerischen Leitbildes.“300 
                                                           
294 BVerwGE 34, 301, 309. 
295 BVerwGE 48, 56, 63 für fernstraßenrechtliche Planung; BVerwGE 55, 220, 227 für die wasserrechtliche 
Planfeststellung; BVerwGE 56, 110, 117, 122 für die luftverkehrsrechtliche Planung; sowie Buchholz 
451.22 Nr. 3 AbfG, S. 6 für die abfallrechtliche Planung. 
296 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 62 f; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 213 
(214) hinsichtlich der Alternativenprüfung in abfallrechtlichen Planfeststellungsverfahren. 
297 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 63; siehe auch BVerwGE 81, 128, 136. 
298 W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 213, zur Alternativenprüfung nach Art. 6 IV FFH-Richtlinie bzw. §  19 c III 
BNatschG a. F. / 34 III BNatSchG n. F. siehe A. Schink, NuR 2001, 251, 256. 
299 W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 774; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 217. 
300 W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 217, 218 es finde daher keine Alternativenprüfung im originä ren Sinne statt. 
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Darüber hinaus findet eine Alternativenprüfung auch in Raumordnungsverfahren statt301; dies 
ordnet §  15 I 4 ROG an, der die Alternativenprüfung für Raumordnungsverfahren 
vorschreibt. Freilich findet diese unter anderen Aspekten als jene der Bauleitplanung oder 
auch der Raumordnung und Landesplanung statt. Ein bestimmtes Vorhaben wird auf seine 
Raumverträ glichkeit hin überprüft.302 Da es Planfeststellungsverfahren und anderen 
Genehmigungstatbestä nden vorgeschaltet ist, ist es eher projektbezogen. Insofern scheiden 
Alternativenprüfungen in großrä umigen Maßstab für das Raumordnungsverfahren aus, so 
dass eine landesweite Standortsuche in Raumordnungsverfahren nicht mö glich ist.303 
 
Ist somit geklä rt, welche planungsrechtlichen Entscheidungen eine Alternativenprüfung mit 
umfassen kö nnen, ist die Frage nach den Prüfungsverpflichteten zu beantworten. 
Die Alternativenprüfungsverpflichtung soll dabei denjenigen treffen, der die entsprechende 
planungsrechtliche Abwä gungsentscheidung mit Rechtswirkung zu treffen vermag und 
dessen planerische Gestaltungsfreiheit durch das Abwä gungsgebot und die darin enthaltene 
Alternativenprüfung eingeschrä nkt wird.304  
Im Bauleitplanverfahren trifft demnach die planende Gemeinde auch die Verpflichtung, sich 
aufdrä ngende Alternativen zu prüfen.305 Im Fachplanungsrecht und dem damit verbundenen 
Planfeststellungsrecht ist zwischen Vorhaben- und Planungsträ ger zu unterscheiden. 
Wä hrend es eine privaten oder ö ffentlichen Vorhabenträ ger geben kann, gibt es immer nur 
einen ö ffentlichen Planungsträ ger: die Planfeststellungsbehö rde. Diese alleine trifft 
planungsrechtlich rechtswirksame Entscheidungen.306 Welche dies ist, ergibt sich aus dem 
Fachplanungsrecht selbst. Somit trifft jedenfalls die Planfeststellungsbehö rde eine 
Alternativenprüfungs- 
verpflichtung, wä hrend die Vorhabenträ ger davon ausgenommen werden.307 Daneben trifft 
                                                           
301 M. Beckmann, DVBl. 1994, 236, 243 f.; Im Sinne einer Vorhabenalternative so auch G. Winter: Alternativen 
in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 41. 
302 Das Ergebnis des Raumordnungsverfahrens ist in eine nachfolgende Abwä gung mit einzubeziehen: W. 
Hoppe, DÖ V 1990, 769, 771. 
303 W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 771; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 218; So im Ergebnis auch G. Forschbach: 
Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 167. 
304 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht. S. 83; G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 94. 
305 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 87. 
306 In Form eines Planfeststellungsbeschlusses oder einer Plangenehmigung. 
307 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht S. 84; es ist jedoch ratsam dem Vorhabenentwurf 
eine Alternativenprüfung beizufügen. 
  
76 
man es im Fachplanungsrecht aber hä ufig an, dass noch hö herstufige Verwaltungsbehö rden 
planungsrechtlich rechtswirksame planungsrechtliche Abwä gungsentscheidungen treffen;308 
auch sie trifft daher die Verpflichtung zur Alternativenprüfung.309 
Auf der Ebene der Raumordnung und der Landesplanung sind es die Lä nder bzw. 
Zusammenschlüsse von Gemeinde oder Gemeindeverbä nde (§  9 IV, VI ROG), die 
planungsrechtlich rechtswirksame Entscheidung fä llen; sie sind daher auch diejenigen, die 





Im Folgenden soll die dargestellte Rechtsprechung und die Rechtswissenschaft zur 
planungsrechtlichen Alternativenprüfung kritisch betrachtet werden. Insbesondere die 
Verankerung der Alternativenprüfung im planungsrechtlichen Abwä gungsgebot ist zu 
begründen. Denn über die allgemeine Behauptung, es handele sich bei der 
Alternativenprüfung um ein „Element planerischer Abwä gung“310 gehen die Untersuchungen 
in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft hierzu nicht hinaus. Desgleichen werden die aus 
dieser Feststellung zu ziehenden Konsequenzen nicht befriedigend behandelt. So soll es nur 
einer Alternativenprüfung bedürfen, wenn sich Planungsvarianten entweder aufdrä ngen oder 
aber in einem Fachgesetz –  wie etwa in §  34 III Nr. 2 BNatSchG n. F. –  die 
Alternativenprüfung vorgeschrieben wird. Schließlich erweist sich der Umfang der generell 
bejahten Anwendbarkeit der Abwä gungsfehlerlehre auf die Alternativenprüfung als unklar.311 
Im Folgenden ist daher zu untersuchen, wie sich die Alternativenprüfung rechtssystematisch 
in die Abwä gungsentscheidung eingliedert. Die Pflicht zur Alternativenprüfung wie auch der 
                                                                                                                                                                                    
 Zur Frage inwieweit eine private Alternativenprüfung am Maßstab des Abwä gungsgebots zu messen ist, und 
der plantragenden Behö rde zugerechnet werden kann siehe W. Hoppe und M. Beckmann, DVBl. 1987, 1249 
S. 1249 ff.; L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht S. 88; G. Heute-Bluhm, VBLBW 
1993, 206 S. 209; W. Hoppe, DVBl. 1994, 255 S. 260 ff.; G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren S. 102 ff.  
308 Siehe §  16 I FStrG; VGH Mannheim, NVwZ-RR 1989, 349, 352. 
309 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht S. 85 ff. 
310 W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 770; Zur abfallrechtlichen Planfeststellung: W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 210; 
M. Beckmann, DVBl. 1994, 236, 239. 
311 W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 210. 
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Umfang der Anwendbarkeit der zur Abwä gung entwickelten Fehlerlehre wird genauer zu 
untersuchen sein. 
 
a) Rechtssystematische Einordnung der Alternativenprüfung 
Weshalb und warum ist die Alternativenprüfung ein „Element der Abwä gung“? 
Die Beantwortung der Frage führt zum Wesen von Abwä gung zurück. 
Auf einer allgemeinen Ebene betrachtet handelt es sich bei der Abwä gung um eine 
Entscheidungsmethode. Mit ihrer Hilfe werden Ermessensentscheidungen getroffen, 
Prinzipienkollisionen gelö st. Bei der Alternativenprüfung handelt es sich demgegenüber um 
eine Denkmethode, die dabei hilft, komplexe Entscheidungen vorzubereiten.312 
Auf rechtlicher Ebene hat die Entscheidungsfindungsmethode Abwä gung ihre Ausformung 
im planungsrechtlichen Abwä gungsgebot gefunden. Das Abwä gungsgebot ist im 
Rechtsstaatsprinzip und dort im Verhä ltnismä ßigkeits- 
grundsatz verwurzelt.313 Dieser verlangt, dass alles staatliche Handeln erforderlich, geeignet 
und angemessen sein muss. Er beinhaltet also die Prüfung der Zweck-Mittel-Relation.314 Das 
Abwä gungsgebot –  als Ausprä gung dieses Grundsatzes –  stellt sicher, dass auch staatliche 
Ermessensentscheidungen den Anforderungen an Rechtsstaatlichkeit entsprechen, indem alle 
durch die Ermessensentscheidungen tangierten privaten und ö ffentlichen Belange 
berücksichtigt, gewichtet und gegeneinander wie auch untereinander abgewogen werden. 
Man kann das Abwä gungsgebot also als Gerüst rechtsstaatlichen Handelns für 
Ermessensentscheidungen betrachten. Denn das planerische Abwä gungsgebot bietet „...einen 
sachgerechten Maßstab, der es erlaubt, die sich aus den konkreten Verhä ltnissen ergebenden 
ö ffentlichen Interessen und privaten Belange der betroffenen Eigentümer in einen gerechten 
Ausgleich zu bringen.“315 
                                                           
312 Zur Darstellung des erkenntnistheoretischen Hintergrunds von Alternativenprüfung G. Winter: Alternativen 
in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 14 ff. 
313 BVerfGE 79, 174, 198 ff.; BVerfGE 80, 137, 162 f.; BVerwGE 34, 301, 307; BVerwGE 48, 56, 63; 
BVerwGE 56, 110, 122 f.; BVerwGE 75, 214, 253 f.; BVerwG, UPR 1989, 273, 273; BVerwG, NVwZ 
1993, 572, 574; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A Rdnr. 628; G. Forschbach: Die 
Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 77; D. H. 
Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 158; R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: 
Fachplanung §  3 Rdnr. 57; U. Battis: Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 3 VII 2 S. 97;  
314 H. Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht §  10 Rdnr. 17. 
315 BVerfGE 80, 137, 162; siehe auch BVerfGE 79, 174, 198. 
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Die Alternativenprüfung ist jedoch ebenso Ausdruck des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes 
und dort der Erforderlichkeitsprüfung zuzuordnen.316 Denn der Prüfung der Erforderlichkeit 
einer staatlichen Maßnahme ist das Vergleichende immanent.317 Ohne das Ermitteln und 
Bewerten von Handlungsalternativen wä re eine im rechtsstaatlichen Sinne verhä ltnismä ßige 
hoheitliche Maßnahme gar nicht mö glich. Kommen zur Erfüllung einer Aufgabe mehrere 
Maßnahmen in Betracht, hat die Behö rde diejenige auszuwä hlen, die die Allgemeinheit oder 
den Einzelnen am wenigsten belastet.318 
Aus Vorstehendem wird also deutlich, inwiefern die Alternativenprüfung ein „Element der 
Abwä gung“ ist. Sie entspricht dem Erforderlichkeitsprüfungsschritt innerhalb einer 
Verhä ltnismä ßigkeitsprüfung in Form der Abwä gungsentscheidung. Hieraus wird auch 
deutlich, dass die Alternativenprüfung –  als gedankliche Operation –  der eigentlichen 
Abwä gung notwendig vorgeschaltet sein muss. Diese Annahme führt zu einem zweistufigen 
Abwä gungsentscheidungsverstä ndnis im Planungsrecht. 
Auf der ersten Stufe befindet sich die Alternativenprüfung, die Abwä gungsentscheidung im 
weitesten Sinne. Dabei handelt es sich deshalb um eine Abwä gungsentscheidung, da die 
Planungsbehö rde für die Alternativenprüfung die mö glichen Alternativen ermitteln, bewerten 
und unter ihnen auswä hlen muss.319 Hinsichtlich dieses letzten Schrittes, des Schrittes der 
Entscheidung, steht ihr wiederum der planerischer Ermessensspielraum zur Seite.320 Denn 
nur selten wird sich eine Alternativenprüfung auf eine allein geeignete, erforderliche und 
angemessene Planungsvariante dergestalt verdichten, dass diese dann auch Gegenstand der 
planerischen Abwä gungsentscheidung sein muss. In der Regel wird es so sein, dass mehrere 
geeignete, erforderliche wie auch angemessene Planungsvarianten zur Wahl stehen und sich 
die Planungsbehö rde für eine entscheiden muss. Dies hat mittels der 
Entscheidungsfindungsmethode der Abwä gung zu geschehen. 
                                                           
316 A. Schink, DVBl. 1994, 245, 249; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A Rdnr. 691; G. 
Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 77 im Ergebnis ä hnlich. 
317 N. Achterberg: Allgemeines Verwaltungsrecht §  19 Rdnr. 26; W. Wolff: Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 
263 Rdnr. 72. 
318 Zum sogenannten „Ü bermaßverbot“ siehe N. Achterberg: Allgemeines Verwaltungsrecht §  5 Rdnr. 11. 
319 Zur dreistufigen Vorprüfung für die Alternativenprüfung siehe nä her G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 98 f. 
320 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 51. 
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Ob für diese Entscheidung dann auch das planungsrechtliche Abwä gungsgebot mit seiner 
Fehlerlehre Anwendung findet, ist weiter unten zu klä ren. 
Des Weiteren handelt es sich hierbei um eine Abwä gungsentscheidung im weiten Sinne, weil 
zu diesem Zeitpunkt die planerische Entscheidung noch nicht auf eine konkrete planerische 
Alternative verdichtet ist, da auf dieser Stufe lediglich darüber entschieden wird, welche 
Alternative überhaupt Gegenstand der nachfolgenden planungsrechtlichen 
Abwä gungsentscheidung sein soll. D. h., dass die Abwä gungsentscheidung auf dieser Stufe 
nicht alleine die Rechtmä ßigkeit und Verhä ltnismä ßigkeit einer konkreten planerischen 
Variante zum Gegenstand hat, sondern die Rechtmä ßigkeit und Verhä ltnismä ßigkeit vieler 
verschiedener Planungsvarianten vergleichend behandelt, um somit zu einer Entscheidung 
über die maßgebliche Planungsvariante zu führen.321 
Auf der zweiten Ebene findet sich dann die Abwä gung im eigentlichen Sinne; diese 
beinhaltet die Abwä gungsentscheidung an sich, also die Entscheidung der planenden 
Behö rde für den Plan X oder das Projekt X, die Entscheidung darüber, ob der Plan X oder 
das Projekt X rechtliche zulä ssig und verhä ltnismä ßig sind.322 Wie diese im einzelnen 
ausgestaltet ist, wurde bereits dargestellt. Insofern wird hierauf verwiesen. 
Welche Konsequenzen sich nun aus diesem zweistufigen Abwä gungsverstä ndnis ergeben, 
soll im Folgenden geklä rt werden. Zur Illustration mag exemplarisch der Fall des 
Emssperrwerkes in Gandersum dienen.323 
In Gandersum wird ein Sperrwerk gebaut. Dieses soll zum einen dem Küstenschutz gegen 
Sturmfluten dienen und zum anderen die Wirtschaftskraft der Region erhalten und stä rken. 
Der in dieser Region angesiedelte Hauptarbeitgeber, die Meyer-Werft, überführt über die 
Ems die von ihr gefertigten Kreuzfahrtschiffe in tiefes Wasser. Hierfür benö tigt sie eine 
bestimmte Flusstiefe, die in der Vergangenheit durch das Ausbaggern der Ems erreicht 
wurde. Da die Schiffe immer grö ßer und schwerer werden, und das Vertiefungspotential der 
Ems durch Baggerarbeiten begrenzt ist, sollte bei Gandersum ein Sperrwerk gebaut werden, 
                                                           
321 W. Erbguth, NuR 1992, 262, 263 f. spricht insofern von einer „isolierten Inzidentabwä gung“; W. Hoppe, 
DVBl. 1994, 255, 257; so im Ergebnis auch G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in 
der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 49 ff.; G. Winter: Alternativen in der administrativen 
Entscheidungsbildung, S. 119 ff.  
322 Und insofern dann das Einstellen und Bewerten der durch die gewä hlte Planungsvariante tangierten 
ö ffentlichen und privaten Belange. 
323 Siehe hierzu: Beschluss des Verwaltungsgerichts Oldenburg vom 26.11.1998 AZ 1 B 3953/98. 
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dass eine Vertiefung des Flusses durch Stauung und somit die weitere Ü berführung der 
Schiffe in tiefes Wasser erlaubt. 
Der Standort des Sperrwerks bedroht u. a. geschützte und schützenswerte Naturgebiete, 
beispielsweise die Salzwiesen am Dollart, die eine erhebliche Menge von Wasser- und 
Wattvö geln beherbergen und internationale Bedeutung nach der Ramsar-Konvention haben, 
sowie das westlich des Standorts gelegene Naturschutzgebiet Pekumer Deichvorland. 
Gegen diese Vorhaben wandten sich Naturschutzverbä nde und machten eine mangelhafte 
Alternativenprüfung geltend. Für den Küstenschutz komme, so wurde geltend gemacht, auch 
eine Deicherhö hung und für die Erhaltung der Wirtschaftskraft der Region eine Verlagerung 
der Werft an tiefes Wasser in Betracht. 
 
b) Das planerische Abwä gungsmodell unter Einschluss der Alternativenprüfung 
aa) Ausgangspunkt planerischer Abwä gungsentscheidungen 
Es wird hä ufig so sein, dass ein konkretes planerisches oder projektbezogenes Vorhaben 
vorliegt, welches einer planungsrechtlichen Entscheidung bedarf. Dieses muss als 
Ausgangspunkt für die nachfolgende Abwä gungsentscheidung unter Einschluss der 
Alternativenprüfung genommen werden.  Natürlich sind –  gerade in der Fachplanung –  auch 
Fä lle denkbar, in denen an erster Stelle ein Bedarf erkannt, und aufgrund dessen ein 
planerisches Vorhaben ersonnen wird. So etwa bei den gesetzlichen Bedarfsplanungen nach 
dem Fernstraßenausbaugesetz.324 
Wie auch immer; am Anfang steht die Entscheidung in bestimmter Art und Weise planerisch 
tä tig werden zu wollen oder zu müssen. 
bb) Das Planungsziel 
Sodann hat der Planungsträ ger das die Planung leitende Ziel herauszuarbeiten. Das 
Planungsziel ist –  wie bereits weiter oben gesehen –  maßgeblich für die Alternativenprüfung, 
da nur dann von einer Alternative im planungsrechtlichen Sinne gesprochen werden kann, 
wenn durch die Wahl eines anderen Standortes oder anderen Ausführungsart der Planung 
bzw. dem Projekt in ä hnlicher Weise entsprochen werden kann. Es ist also bei der Annahme 
                                                           
324 Mehr hierzu bei R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  7 Rdnrn. 47 ff. 
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und Prüfung von Alternativen immer auf den mit dem Projekt oder Plan verfolgten Zweck 
abzustellen.325  
Hierbei ist es jedoch wahrscheinlich, dass ein Zielpool der Planung zugrunde liegt.326 Greift 
man das Beispiel Emssperrwerk wieder auf, so hat man einen klassischen Fall eines solchen 
planerischen Zielpools vor Augen. Das Sperrwerk soll dem Küstenschutz dienen. 
Gleichzeitig soll dadurch, dass das Sperrwerk die Ems aufstaut die Konkurrenzfä higkeit der 
Meyer-Werft –  und damit die Arbeitsplä tze –  gesichert werden. Denn nur wenn die Ems 
vertieft wird, ist diese Werft noch in der Lage die Schiffe, die sie gebaut hat, in tiefes Wasser 
zu schleppen. Nur dann kann auf lange Sicht die Schiffsproduktion weitergehen.327 
Aufgrund der dargelegten Alternativenmaßgeblichkeit von Planungszielen ist es deshalb 
notwendig, dass sich der Planungsträ ger der die Planung leitenden Ziele bewusst ist328 und 
dass er für die Alternativenprüfung nur planungsrechtlich zulä ssige Ziele zugrunde legt. 
Auch dieser Problempunkt kann anhand des Falles Emssperrwerk verdeutlicht werden: Legt 
man hier den Küstenschutz als leitendes Planungsziel zugrunde, wä re als Alternative noch an 
eine Deicherhö hung zu denken, die einen viel geringeren Eingriff in Natur und Landschaft 
zur Folge hä tte als der Bau eines Sperrwerks.329 Kommt neben dem Ziel des Küstenschutzes 
noch demjenigen der Arbeitsplatzsicherung eine leitende Funktion zu, fä llt die 
Deicherhö hung als Alternative wieder aus dem Handlungspool heraus. Eine solche hä tte 
keine Emsvertiefung zur Folge und kö nnte somit nichts zur Sicherung der 
Konkurrenzfä higkeit der Meyer-Werft beitragen. 
Es stellt sich also die Frage, welche Ziele planungsleitend und damit maßgeblich für die 
Erstellung und Prüfung von planerischen Alternativen sein kö nnen und dürfen. Dabei ist 
zuvor die Frage zu erö rtern, welche Ziele überhaupt planerisch zulä ssiger Weise verfolgt 
werden kö nnen. 
Um die Frage nach planungsrechtlich zulä ssigen Zielsetzungen beantworten zu kö nnen, hilft 
ein Blick auf die einschlä gigen Planungsgesetze. 
                                                           
325 L. Schlarmann: Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 98; zum Alternativenbegriff der FFH-
Richtlinie siehe: K. Iven, NuR 1996, 373, 378; A. Epiney, UPR 1997, 303, 308; A. Schink, GewArch 1998, 
42, 50; B. Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 
18; H. W. Louis, DÖ V 1999, 374, 370. 
326 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 53 ff. 
327 Siehe nä her hierzu VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 400. 
328 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 15. 
329 T. Koch, NuR 2000, 374, 377 f. m. w. N. 
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So stellt §  1 V BauGB klar, dass Bauleitplä ne „...eine nachhaltige stä dtebauliche 
Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialgerechte 
Bodennutzung gewä hrleisten und dazu beitragen...“ sollen, „...eine menschenwürdige 
Umwelt zu sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln...“. 
Hierbei handelt es sich um Planungsziele der Bauleitplanung.330 Aus ihnen spricht die 
Entscheidung des Gesetzgebers gegen eine absolute Baufreiheit und für die 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums. Denn die Bauleitplanung soll dazu dienen, die 
Sozialpflichtigkeit des Eigentums, die sich aus Art. 14 II GG ergibt, zu konkretisieren und 
sozialpolitische Aufgaben erfüllen.331 Es sind demnach ausschließlich ö ffentliche –  also 
sozial- und umweltpolitische –  Ziele, die maßgeblich für die Bauleitplanung sind. 
In der Landschaftsplanung –  als ein Beispiel für die Fachplanungen –  sind es die Ziele des 
Naturschutzes, die die Planungsziele darstellen (§ 13 I BNatSchG n. F.); also Schutz, Pflege 
und Entwicklung der Leistungsfä higkeit des Naturhaushalts, Nutzungsfä higkeit der 
Naturgüter, Pflanzen- und Tierwelt, die Vielfalt, Eigenart und Schö nheit von Natur und 
Landschaft, so dass diese als Lebensgrundlage des Menschen und als Voraussetzung für 
seine Erholung in Natur und Landschaft nachhaltig gesichert sind (§  1 BNatSchG n. F.). 
Auch hierbei handelt es sich ausschließlich um ö ffentliche Planungsziele. Dem gegenüber hat 
die Abfallwirtschaftplanung nach §  29 KrW- / AbfG das Ziel, Abfä lle umweltverträ glich zu 
beseitigen (§  1 KrW- / AbfG).332 Auch dies ist ein gesundheits- und umweltpolitisches –  also 
ö ffentliches –  Ziel.333 
                                                           
330 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 77. 
331 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 2a. 
332 Zu den Zielen der Bundesfernstrassenplanung siehe E. A. Marschall: Bundesfernstrassengesetz Kommentar 
–  Ronellenfitsch, §  17 Rdnr. 130 ff.; nach §  3 I 2 FStrG ist die Bedürfnisbefriedigung Planungsziel. 
333 Zu den Zielen, die durch die Rechtsprechung als legitime Ziele herausgearbeitet wurden siehe R. Steinberg / 
T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnr. 50 m. w. N. in Fßn. 146 ff. 
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In der Raumordnung und Landesplanung ist zwischen den durch die Planung verfolgten 
Zielen und Zielen der Raumordnung und Landesplanung zu unterscheiden. Letztere sind in §  
3 Nr. 2 ROG definiert. Es handelt sich dabei um verbindliche –  endgültig abgewogene –  
textliche oder zeichnerische Festlegungen in Raumordnungsplä nen zur Entwicklung, 
Ordnung und Sicherung des Raumes. Generell hat die Raumordnung und Landesplanung 
jedoch zum Ziel, den Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilrä ume 
durch „...zusammenfassende übergeordnete Raumordnungsplä ne und durch Abstimmung 
raumbedeutsamer Planungen und Maßnahmen zu entwickeln und zu sichern...“ (§  1 I ROG). 
Es handelt sich also um eine raumordnungspolitische –  und soweit es um die 
Regionalplanung geht –  um eine regionalpolitische Zielsetzung, die ö ffentlicher Natur ist. 
Dieser kurze –  unvollstä ndige –  Ü berblick über einige Planungsgesetze zeigt, dass nur solche 
Ziele planungsleitend sein kö nnen, die ö ffentlicher Natur sind. 
Wie aber bereits gesehen, kö nnen auch private Ziele eine Planung beeinflussen. Fraglich ist 
also, inwiefern diese Ziele Maßgeblichkeit für die Planung entfalten kö nnen. 
Meines Erachtens kö nnen nur ö ffentliche Ziele planungsleitend und damit 
alternativenmaßgeblich sein.334 
Diesem Standpunkt widerspricht die Ansicht, dass lediglich „rechtlich geschützte“ Ziele 
maßgeblich für Planungen sein sollen.335 Private Ziele seien dagegen unerheblich. 
Dieser Ansicht kann nur insofern gefolgt werden, als dass rein private Ziele, die nicht auch 
ö ffentliche sind336, jedenfalls aus dem für die Planung maßgeblichen Zielpool ausscheiden. 
                                                           
334 So dass neben den gesetzlich normierten ö ffentlichen Planungszielen auch andere ö ffentliche Ziele 
planungsmaßgeblich sein kö nnen, natürlich nur insofern, als dass Kompetenzen eingehalten werden. So ist 
es ausgeschlossen, dass ein Raumordnungsplan die stä dtebauliche Entwicklung und eine sozialgerechte 
Bodennutzung gewä hrleisten will. Diese Zielsetzung ist der kommunalen Bauleitplanung vorbehalten. 
Ü bertragen auf die Alternativenprüfung bedeutet das, dass parzellenscharfe Standortalternativen aus 
kompetenzrechtlichen Gründen auf dieser Ebene nicht mö glich sind. Denn die gesamträ umliche Planung 
darf nicht Aufgaben der Fachplanung an sich ziehen. Daher ist auf dieser Planungsstufe etwa von der 
fachlichen Eignung eines ausgewä hlten Standortes auszugehen. Dieser ist dann mit den hierdurch tangierten 
Belangen in Ausgleich zu bringen. Daher beziehen sich Alternativenprüfungen landesplanerischer Art nur 
auf die Abstimmung fachplanerisch „...geeigneter Standorte etc. mit anderweitigen, wiederum fachlichen 
Raumansprüchen nach Maßgabe des raumordnerischen Leitbildes.“ Siehe hierzu W. Hoppe, DÖ V 1990, 
769, 774; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209 S. 217, 218 es finde daher keine Alternativenprüfung im originä ren 
Sinne statt. 
335 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 55. 
336 Im Fall des Emssperrwerks dient das private Ziel der Erhaltung der Konkurrenzfä higkeit auch dem Wohl der 
Allgemeinheit, dadurch nä mlich, dass Arbeitsplä tze gesichert werden. 
 Nä hme man aber –  mit der dargestellten Ansicht –  an, dass nur rechtlich geschützte Interessen Planungsziele 
und damit alternativenmaßgeblich sein kö nnten –  so führte dies dazu, dass man auch eigentumsrechtlich 
geschützte Privatinteressen hierunter fassen müßte. Das aber soll gerade nicht so sein. 
  
84 
Ansonsten soll hier aber die Ansicht vertreten werden, dass alle Ziele, gesetzlich normierte 
oder andere, die ö ffentlicher Natur sind, maßgebliche Planungsziele sein kö nnen und 
demzufolge maßgeblich für die Alternativenprüfung sind. Dass nur Ziele, die ö ffentlichen 
Interessen zu dienen bestimmt sind, planungsleitend sein kö nnen, ergibt sich zum einen aus 
den bereits dargestellten gesetzlich normierten Planungszielen. Diese sind allesamt 
ö ffentliche. Sie kö nnen im vorliegenden Zusammenhang als Indizien für die ö ffentliche 
Qualitä t von Planungszielen fungieren. Zum anderen aber erschließt sich die hier vertretene 
Ansicht, dass nur ö ffentlichen Ziele planungsleitend sein kö nnen, aus der 
Staatszielbestimmung des Art. 20 a GG und der Knappheit der Ressource Raum. Aus Art. 20 
a GG folgt der Schutzauftrag, die biologisch-physischen Lebensgrundlagen des Menschen zu 
schützen.337 Hierzu gehö rt aber auch der Raum. Wä re es nun rechtlich mö glich mit jedwedem 
Interesse und zur Befö rderung jeglicher Ziele diesen Raum zu verplanen, wä re es nicht mehr 
mö glich diesem Schutzauftrag nachzukommen. Da sich Art. 20 a GG an den Gesetzgeber 
und die anderen staatlichen Gewalten wendet, sind diese verpflichtet, ihrem Schutzauftrag 
nachzukommen. Durch die Planungsgesetze hat der Gesetzgeber festgelegt, dass als 
Planungsziele nur ö ffentliche Ziele in Betracht kommen. Dabei ist es für die 
Planungsmaßgeblichkeit nicht von Nö ten, dass das Ziel dem Wohl der Allgemeinheit dient, 
also ein „...gesteigertes sachlich objektiv-ö ffentliches Interesse...“ an der Planung vorliegt.338 
Dies würde zu weit führen. Demnach soll hier ein Weniger ausreichen, um 
Planungsmaßgeblichkeit zu erreichen. 
Würden rein private Planungsziele alternativenmaßgeblich sein, führte dies unweigerlich –  
gerade in Anbetracht der Begrenztheit des zur Verfügung stehenden Raums –  zu Willkür- 
und Gleichheitsproblemen. Damit es dazu nicht kommt, müssen rein private Planungsziele 
bei der Alternativenbestimmung außen vor bleiben. 
Die dargestellte Ansicht führt jedoch dann zu Abgrenzungsschwierigkeiten, wenn von Fall zu 
Fall Ziele unterschiedlich formuliert werden. Auch hier soll der Fall des Emssperrwerks zur 
Illustration dienen. 
Es wurden bereits als Planungsziele der Küstenschutz und die Konkurrenzfä higkeit, bzw. die 
Sicherung von Arbeitsplä tzen herausgefiltert. Nun kö nnte man Konkurrenzfä higkeit, als ein 
rein privates Ziel, als maßgebliches Planungsziel nicht gelten lassen. Erkennt man aber, dass 
                                                           
337 B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a Rdnr. 12. 
338 B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 14 Rdnr. 13. 
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hierdurch Arbeitsplä tze gesichert werden, und formuliert man Konkurrenzfä higkeit als 
Sicherung von Arbeitsplä tzen um –  also als regional politisches Ziel – , so handelt es sich –  
entsprechend dem oben Gesagten –  sehr wohl um ein planungsleitendes Ziel.339 
Diese Schwierigkeit lä sst sich nur dadurch umgehen, dass man auch „auch-ö ffentliche“ 
private Ziele als planungsleitend anerkennt.340 Immer dann also, wenn private Ziele auch 
einem ö ffentlichen Zweck dienen –  wie im Falle des Emssperrwerks –  sind sie als leitende 
Planungsziele anzuerkennen. Umgekehrt verliert ein ö ffentliches Ziel nicht dadurch seinen 
planungsleitenden Charakter, weil es auch private Interessen bzw. Ziele befö rdert. 
Wesentlich für die Planungsleitung ist allein die Befö rderung und Verfolgung ö ffentlicher 
Interessen bzw. Ziele. 
 
Es ist somit festzuhalten, dass ein Zielpool insofern maßgeblich für eine Planung ist, als dass 
er aus ö ffentlichen und „auch-ö ffentlichen“ privaten Zielen besteht. Rein private Ziele haben 
unberücksichtigt zu bleiben.341  
Stellt man nun eine Verbindung zur Alternativenprüfung her, so ergibt sich aus den 
dargestellten Planungszielen, dass Planungsvarianten nur dann Alternativen im 
planungsrechtlichen Sinne sein kö nnen, wenn sie das vorgegebene Planungsziel 
verwirklichen helfen. So stellt beispielsweise der Verzicht auf die A20 dann keine 
Planungsalternative dar, wenn ein Bedürfnis für den Ausbau der A20 im Sinne des 
Bundesfernstraßenrechts ermittelt wurde. Eine Alternative wä re dann hö chstens ein anderer 
Linienverlauf.342 
Aufgrund der Maßgeblichkeit der leitenden Planungsziele für den Alternativenbegriff ist 
somit auch für die Alternativenprüfung zu fordern, dass alleine ö ffentliche und „auch-
ö ffentliche“ Ziele Maßstab für die Alternativenbildung sind. Es besteht also 
Deckungsgleichheit zwischen der Menge der Ziele, die planungsleitend sein kö nnen, und der 
Menge der Ziele, die alternativenmaßgeblich sein kö nnen. 
                                                           
339 Siehe hierzu auch die Ausführungen des VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 404. 
340 So auch –  allerdings im Hinblick auf die FFH-Verträ glichkeitsprüfung –  U. Adenauer / D. Apfelbacher und 
K. Iven, NuR 1999, 63, 76. 
341 Insofern übereinstimmend G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 55. 
342 Siehe hierzu auch G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung S. 118 f.  
  
86 
Welches aber ist das leitende Planungsziel –  und somit alternativenmaßgeblich –  wenn 
mehrere –  wie im Falle des Emssperrwerks –  ö ffentliche oder „auch-ö ffentliche“ private 
Planungsziele vorliegen? 
Auf dieser Stufe der planerischen Abwä gung die planungsleitenden Ziele auf einige wenige 
ö ffentliche Ziele –  wie etwa die gesetzlich normierten –  zu beschrä nken, würde zu weit 
führen. Dann wä re die Planungsfreiheit und mit dieser der Spielraum für die 
Alternativenprüfung unnö tiger Weise zu eng begrenzt. 
Vielmehr hat die planungstragende Behö rde alle ö ffentlichen und „auch-ö ffentlichen“ 
privaten Ziele aufzugreifen und Alternativen zu ersinnen, die mö glichst viele der so 
ermittelten Ziele weitestgehend umsetzen.343 Ist dies nicht mö glich –  weil sich die 
Planungsziele gegenseitig ausschließen –  hat sie mittels Abwä gung die Planungsziele gegen- 
und untereinander abzuwä gen. 
 
Auf einer anderen Ebene stellt sich die Frage, ob es tatsä chlich lediglich die Zielkonformitä t 
ist, die den Alternativenbegriff prä gt. Neben der Zielübereinstimmung kö nnte auch die 
Zumutbarkeit (und in einem engeren Sinne die Disponibilitä t) sowie die Effektivitä t einer 
Alternative den Alternativenbegriff prä gen.344 
Meines Erachtens handelt es sich bei den Aspekten der Zumutbarkeit und der Effektivitä t der 
Zielerreichung durch eine Planungsvariante nicht um den Alternativenbegriff konstituierende 
Begriffsmerkmale, sondern um Eigenschaften von Planungsvarianten, die in der Abwä gung 
zwischen den einmal aufgefundenen Alternativen –  und dort in der Prüfung der 
Angemessenheit einer jeden Planungsvariante –  eine tragende Rolle spielen. So scheidet eine 
als Alternative –  weil das gesetzlich normierte oder leitende Planungsziel erreichende –  
Planungsvariante aus der planerischen Abwä gungsentscheidung aus, wenn sie nicht zumutbar 
ist, z. B. weil hierdurch unverhä ltnismä ßig viele Enteignungen stattfinden müssen. Ebenso 
wird eine Alternative im Wege der Abwä gung herausgewogen, wenn sie im Vergleich mit 
einer anderen das gesetzlich normierte, bzw. leitende Planungsziel weniger effektiv erreicht, 
mit anderen Worten weniger geeignet ist das gesetzlich normierte Ziel zu erreichen. 
 
                                                           
343 VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 404. 
344 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 62 ff. 
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Abschließend bleibt also festzuhalten, dass nur ö ffentliche wie auch „auch-ö ffentliche“ 
private Ziele planungsleitend und damit für die Alternativenwahl maßgeblich sein kö nnen. Es 
handelt sich bei Planungsvarianten demnach nur dann um Alternativen, wenn sie die gleichen 
ö ffentlichen oder „auch-ö ffentlichen“ privaten Ziele verwirklichen helfen. Die Zumutbarkeit 
und die Effektivitä t einer Alternative hinsichtlich ihrer Umsetzung und Zielverwirklichung 
sind jedoch keine den Alternativenbegriff konstituierenden Merkmale. Vielmehr handelt es 
sich hierbei um Aspekte der Abwä gungsentscheidung zwischen den ermittelten Alternativen. 
 
Eng mit der Herausarbeitung der Planungsziele verknüpft ist die regelmä ßig notwendige 
Planrechtfertigung.345 Diese beinhaltet eine Erforderlichkeitsprüfung des konkreten 
Planungsvorhabens gemessen an den generellen Planungszielen, also jenen im 
entsprechenden Fachgesetz formulierten Planungsaufgaben. Hierbei wird unter 
Zugrundelegung der Planungsziele gefragt, ob das Vorhaben „vernünftigerweise geboten“ 
ist.346 Dabei spielt das Wie und das Wo der Realisierung der Planung erst einmal keine Rolle. 
Es geht nur darum festzustellen, ob für den Plan oder das Vorhaben überhaupt Gründe 
sprechen.347 
 
cc) Die Pflicht zur Ermittlung und Prüfung von Alternativen 
Hat sich der Planungsträ ger Klarheit über die Planungsziele verschafft, stellt sich die Frage, 
ob er grundsä tzlich zur Ermittlung und Prüfung von planerischen Alternativen verpflichtet 
ist. 
Wie bereits gesagt, gibt es nach herrschender Meinung –  von einigen wenigen gesetzlichen 
Ausnahmen abgesehen –  keine umfassende Pflicht für den Planungsträ ger eine 
Alternativenprüfung vorzunehmen. Nur wenn sich eine Alternative aufdrä ngt, wird eine 
                                                           
345 BVerwGE 34, 301, 304 f.; BVerwGE 48, 56, 60; BVerwGE 55, 220, 227; BVerwGE 71, 166, 168; 
BVerwGE 84, 31, 34; BVerwG, NuR 1998, 544, 546; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts 
Rdnr. 1856; 
 Kritisch zum Erfordernis der Planrechtfertigung: R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 
Rndr. 47 ff. m. w. N. in Fußn. 130 f.  
346 BVerwGE 34, 301, 304 f.; BVerwGE 48, 56, 60; BVerwGE 55, 220, 227; BVerwGE 71, 166, 168; 
BVerwGE 84, 31, 34; VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 400. 
347 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 38. 
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Pflicht zur Prüfung derselben bejaht.348 Dies hat zum einen zur Folge, dass ein 
„Alternativenprüfungsausfall“ korrespondierend zu einem Abwä gungsausfall kaum 
vorkommt. Zum anderen aber führt diese Ansicht dazu, dass ein wichtiges 
Konfliktvermeidungsinstrument des Planungsrechts nicht optimal und ausreichend genutzt 
wird. Gerade in der Alternativenprüfung schlummert das Potential Nutzungskonflikte 
vermeiden zu helfen, sie zu umgehen. 
 
Eine generelle Pflicht zur Alternativenprüfung im Planungsrecht würde nur dann Sinn 
machen, wenn mit der gesetzlichen Verpflichtung zu dieser Denkmethode ein Gewinn, ein 
Vorteil im weitesten Sinne verbunden wä re. 
Dieser Gewinn im weitesten Sinne wird bei der Alternativenprüfung auf zwei verschiedenen 
Ebenen verortet. Einmal soll das Denken in Alternativen einen Rationalitä tsgewinn 
darstellen.349 Zum anderen aber soll Alternativenprüfung das Wirtschaften mit knappen 
Ressourcen verbessern helfen.350 
Voraussetzung für die Rationalitä t von Handlungen ist, dass sie auf der Grundlage von 
Meinungen des Handelnden ausgeführt werden, die eine optimale Aussicht auf die 
Erreichung des angestrebten Ziels bieten.351 Dabei müssen die Meinungen wie auch die 
handlungsleitenden Ziele rational begründbar sein.352 Dies geschieht bei Meinungen durch 
das Anführen rechtfertigender Gründe und bei Zielen durch das Darlegen, dass der Wunsch, 
das Ziel im „wohlverstandenen Eigeninteresse des Handelnden liegt.353  
Das Prüfen planungsrechtlicher Alternativen, erfüllt –  im Rahmen planerischer 
Abwä gungsentscheidungen –  die genannten Voraussetzungen rationalen Handelns. Denn für 
eine jede Alternative wird begründet, warum diese und wie diese das gesteckte Planungsziel 
am besten erreichen kann. Ja, die Alternativenprüfung ist nichts anderes als die Suche nach 
der besten Zielerreichungsmö glichkeit. Durch das Einführen einer Pflicht zur 
Alternativenprüfung geschieht also nichts weiter als die Festschreibung der Verpflichtung zur 
Darlegung der rechtfertigenden Gründe und der Darlegung, dass das Planungsziel im 
„wohlverstandenen Eigeninteresse“, bzw. ö ffentlichen Interesse liegt. Durch diese rationale 
                                                           
348 Siehe hierzu weiter oben. 
349 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 15 ff. 
350 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 21 f. 
351 S. Gosepath: Aufgeklä rtes Eigeninteresse: Eine Theorie theoretischer und praktischer Rationalitä t, S. 220. 
352 S. Gosepath: Aufgeklä rtes Eigeninteresse: Eine Theorie theoretischer und praktischer Rationalitä t, S. 72. 
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Prüfung der vorhandenen Planungsvarianten wird zur Rationalitä t der 
Abwä gungsentscheidung im Ganzen beigetragen. 
Hierdurch wird des Weiteren ein besseres Wirtschaften mit der knappen Ressource Raum 
gewä hrleistet. Denn das Denken in Alternativen hilft dabei, die raumoptimalste, 
Zielerreichungsvarianten zu erdenken. 
Darüber hinaus bietet die Alternativenprüfung die Mö glichkeit, komplexe planerische 
Abwä gungsentscheidungen abzuschichten, diese hierdurch transparenter und damit auch 
rationaler zu machen. Denn durch „...eine Auflö sung von Entscheidungen in 
Subentscheidungen und in Subsubentscheidungen...“354, also „Unsicherheitsabsorption“355 
trä gt zur Rationalitä t von Handlungen bei. 
Ü berträ gt man diese Feststellung auf planungsrechtliche Abwä gungsentscheidungen und 
darin enthaltene Alternativenprüfungen, so stellt die Alternativenprüfung die 
Subentscheidung der Abwä gungsentscheidung dar. Die Entscheidung über das die Planung 
leitende Ziel ist hingegen eine Subsubentscheidung. 
 
Diese gesteigerte Rationalitä t von planerischen Abwä gungsentscheidungen durch die 
Einführung einer Alternativenprüfung ä ußert sich also in mehrfacher Hinsicht: Zum einen 
werden die Abwä gungsentscheidung, die sie leitenden Gründe und Ziele sowie die hierdurch 
tangierten Belange transparenter, also offengelegt; es wird also rational in Gedanken 
gehandelt. Eine „...vorzeitige Fixierung auf eine Variante...“356 wird vermieden, und es wird 
nach einer mö glichst optimalen Zielerreichungsmö glichkeit gesucht, also rational gehandelt. 
Zum anderen vereinfacht die Alternativenprüfung durch Abschichtung des 
Abwä gungsprozesses die planerische Abwä gungsentscheidung; denn die Alternativenprüfung 
findet auf einer Vorstufe zur eigentlichen Abwä gung statt. Die auf dieser Stufe der 
Abwä gungsentscheidung gefundenen Erkenntnisse kö nnen unmittelbar für die Abwä gung im 
eigentlichen Sinne nutzbar gemacht werden. Ist eine Entscheidung für eine bestimmte 
Zielerreichungsvariante erst einmal gefallen, liegen die Vor- und Nachteile dieser Variante 
offen auf der Hand. Diese müssen für die Abwä gung im engen Sinne nicht noch einmal 
ermittelt werden sondern bedürfen nur noch einer Bewertung unter dem Gesichtspunkt der 
                                                                                                                                                                                    
353 S. Gosepath: Aufgeklä rtes Eigeninteresse: Eine Theorie theoretischer und praktischer Rationalitä t, S. 359. 
354 N. Luhmann, VerwArch 1993, 287, 302 f. 
355 N. Luhmann, VerwArch 1993, 287, 302. 
356 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 15. 
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planungsrechtlichen Zulä ssigkeit und Verhä ltnismä ßigkeit der gewä hlten Variante. Es hat 
also eine „Unsicherheitsabsorption“ stattgefunden. Hierdurch wird die eigentliche 
Abwä gungsentscheidung erheblich entlastet, ohne dass diese Entlastung auf Kosten der 
Transparenz und Vollstä ndigkeit der Abwä gungsentscheidung ginge. 
Wird demnach unter dem Gesichtspunkt der Rationalitä t und der Ressourcenoptimierung das 
Denken in Alternativen zu einer Verpflichtung, ist danach zu fragen, ob sich diese auch 
rechtlich herleiten lä sst. 
(1) Formelle Pflicht zur Alternativenprüfung 
Eine formelle Verpflichtung der Planungsträ ger sich aufdrä ngende Planungsvarianten zu 
prüfen wird unmittelbar aus §  24 VwVfG, also der Ermittlungspflicht der planungstragenden 
Behö rde hergeleitet.357 Es ist jedoch fraglich, ob diese Vorschrift die Einschrä nkung der 
Alternativenprüfungspflicht auf die Fä lle des sich Aufdrä ngens trä gt, ja ob sich nicht 
vielleicht sogar eine generelle Pflicht zur Alternativenprüfung aus §  24 VwVfG358 herleiten 
lä sst. Um diese Frage beantworten zu kö nnen, muss der Inhalt der Ermittlungspflicht von 
Behö rden nach §  24 VwVfG nä her untersucht werden. 
Die wohl überwiegende Ansicht in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft geht davon aus, 
dass die zur Ermittlung verpflichtete Behö rde grundsä tzlich nur solchen Umstä nden 
nachzugehen hat, die sich aufdrä ngen.359 Dieser stehe nä mlich ein Aufklä rungsermessen zu, 
welches sich aus dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz ergebe. Die Ermittlungen hä tten sich 
demzufolge in Bezug auf Art, Umfang, Zeit, Kosten etc. im Rahmen des Angemessenen zu 
halten.360 
                                                           
357 L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 874; A. Schink, DVBl. 1994, 245, 249; G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 54 f. 
358 Hinzuweisen sei an dieser Stelle auf Spezialnormen in §  208 BauGB. Diese Vorschrift tritt ergä nzend zu §  
24 VwVfG hinzu. Landesrechtliche Abweichungen von §  24 VwVfG bestehen hingegen nicht. Siehe zum 
Ganzen D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  208 Rdnr. 1 ff.; P. Stelkens / H. J. Bonk 
und M. Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz –  Kommentar –  Stelkens §  24 Rndr. 3, 4. 
359 P. Stelkens / H. J. Bonk und M. Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz –  Kommentar –  Stelkens §  24 Rdnr. 10; 
L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 874; A. Schink, DVBl. 1994, 245, 249. 
360 OVG Koblenz, NuR 1986, 134, 135; BVerwG, NJW 1987, 143, 143; BVerwG, NJW 1988, 1104, 1104; 
BVerwG, NVwZ-RR 1989, 241 S. 241; wohl auch VGH Mannheim, NuR 1989, 260, 261; R. Brü hl, JA 
1992, 193 S. 196; P. Stelkens / H. J. Bonk und M. Sachs: Verwaltungsverfahrensgesetz –  Kommentar –  
Stelkens §  24 Rdnr. 10, 16 ff. 
 A. A. H. J. Knack: Verwaltungsverfahrensgesetz Kommentar –  Clausen §  24 Rdnr. 9; F. O. Kopp und U. 
Ramsauer: Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnr. 11; K. Obermayer: Kommentar zum 
Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnr 46, 170 ff. nimmt allerdings ein Ermessen hinsichtlich des 
Ermittlungsweges an; G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung 
und in vorgelagerten Verfahren, S. 59 ff. 
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In der Tat erscheint es ä ußerst fraglich, wie ein Aufklä rungsermessen –  und damit eine 
Beschrä nkung der Ermittlungspflicht auf sich aufdrä ngende Umstä nde –  im Hinblick auf den 
in §  24 VwVfG niedergelegten Untersuchungsgrundsatz konstruiert werden kann. Meines 
Erachtens ergibt sich weder aus dem Wortlaut der Vorschrift noch aus dem 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz eine solche Einschrä nkung der behö rdlichen 
Ermittlungspflicht. 
Nach dem Wortlaut des §  24 I 2 VwVfG bestimmt zwar die Behö rde Art und Umfang der 
Ermittlungen. Insofern kö nnte also der herrschenden Meinung zugestimmt werden, als dass 
die Ermittlungspflicht bei den sich aufdrä ngenden Umstä nden ihr Ende findet. Diese 
Aufklä rungs- oder Ermittlungsermessen wird aber durch Absatz 2 der Vorschrift nä her 
konkretisiert.361 Hiernach hat die ermittelnde Behö rde nä mlich alle für den Einzelfall 
bedeutsamen Umstä nde –  auch die für die Beteiligten günstigen –  zu ermitteln. Die 
Konkretisierung von Absatz 2 liegt darin, dass das in Absatz 1 S. 2 ausgesprochene 
Ermessen, im Hinblick auf die bedeutsamen Umstä nde wieder eingeschrä nkt wird. 
Hinsichtlich der nicht bedeutsamen Umstä nde für den Entscheidungsfall bleibt es hingegen 
beim Aufklä rungsermessen des Absatz 1 Satz 2. Diese Auslegung des Wortlauts der 
Vorschrift deckt sich auch mit dem Verstä ndnis von §  20 des Entwurfs des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes362 wie auch mit dem Sinn und Zweck des in §  24 VwVfG 
niedergelegten Ermittlungsgrundsatzes. Dieser leitet sich nä mlich unmittelbar aus dem 
Rechtsstaatsprinzip her.363 Im übrigen wä re Absatz 2 überflüssig, würde man ihm nicht die 
vorliegende Bedeutung beimessen. 
Es ist demnach festzuhalten, dass Absatz 2 des §  24 VwVfG Absatz 1 das 
Ermittlungsermessen des Absatz 1 Satz 2 dahingehend einschrä nkt, dass bedeutsame 
Umstä nde vollstä ndig aufzuklä ren sind, also gerade kein Ermessen der ermittelnden Behö rde 
besteht. 
Es stellt sich aber die Frage, ob der Grundsatz der Verhä ltnismä ßigkeit diese umfassende 
Ermittlungspflicht in Bezug auf bedeutsame Umstä nde wieder einschrä nkt, und damit aus der 
Verpflichtung zur Ermittlung wieder ein Ermittlungsermessen werden lä sst. 
                                                           
361 C. Pestalozza in: W. Schmidt-Glaeser (Hrsg.), Verwaltungsverfahren –  Festschrift zum 50 jä hrigen Bestehen 
des Richard Boorberg Verlags, S. 186 f.; R. Brü hl, JA 1992, 193, 196. 
362 Bundestag-Drs. 7/910, S. 48. 




Die Konstruktion eines Aufklä rungsermessens über den Grundsatz der Verhä ltnismä ßigkeit 
erscheint jedoch absonderlich.364 
Dieser sich aus dem Rechtsstaatsprinzip und somit aus Art. 20 III GG herleitende Grundsatz 
gilt für alles staatliche Handeln allgemein.365 Besonders virulent wird er jedoch in Bezug auf 
belastende Verwaltungsakte, also im Verhä ltnis Staat –  Bürger. In diesem Verhä ltnis ist von 
besonderer Bedeutung das sogenannte Ü bermaßverbot.366 Dieses soll sicherstellen, dass die 
Freiheitsrechte des Bürgers nur insoweit eingeschrä nkt werden, als es für die Wahrung 
ö ffentlicher Interessen notwendig erscheint. 
Die Stoßrichtung des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes ist also klar: Es bildet den Rahmen 
für alles staatliche Handeln im Hinblick auf das rechtliche Müssen und rechtliche Dürfen. 
Die Anwendungsfä lle des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes sind also dadurch 
gekennzeichnet, dass der Staat für die Allgemeinheit oder den einzelnen belastend, d. h. 
freiheitsbeschrä nkend tä tig wird. 
Fraglich ist, ob auch die Ermittlungstä tigkeit nach §  24 VwVfG eine freiheitseinschrä nkende 
Maßnahme ist und damit durch den Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz begrenzt wird. 
Schon an der Einstufung der Ermittlungspflicht von Behö rden nach §  24 VwVfG bestehen 
erheblich Zweifel. Denn nach §  24 II VwVfG ist die ermittelnde Behö rde verpflichtet, auch 
die für die Beteiligten günstigen Umstä nde zu ermitteln. Das hierin eine belastende 
Maßnahme zu sehen ist, ist nicht erkennbar. Aber selbst wenn die Behö rde belastende 
Umstä nde der Beteiligten ermittelt oder wenn ein günstiger Umstand zugleich für einen 
anderen ein belastender ist, liegt hierin an sich noch keine freiheitsbeschrä nkende Maßnahme 
staatlicher Gewalt. Denn es geht auf dieser Stufe ja nur um Informationsgewinnung, die 
grundsä tzlich neutral zu bewerten ist. Hö chstens der Art und Weise dieser 
Informationsgewinnung und deren Verwendung kö nnen Grenzen durch das 
Verhä ltnismä ßigkeitsprinzip gesteckt werden. 
Im Ü brigen fehlt es der Ermittlung –  also der Informationsgewinnung an sich –  an einer 
Aussenwirkung. Sie hat keine unmittelbare Auswirkung auf den Bürger. Erst die ihr 
                                                           
364 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 60 ff., 91. 
365 H. Maurer: Allgemeines Verwaltungsrecht §  10 Rdnr. 17, zur historischen Entwicklung siehe H. 
Huber1977, 1, 1 ff. 
366 P. Badura: Allgemeines Verwaltungsrecht §  4 II 4 Rdnr. 24. 
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nachfolgenden Schritte wie Verwertung etc. kö nnen unmittelbar freiheitsbeschrä nkend sein 
und unterliegen folglich dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz. 
Ist somit geklä rt, dass der Umfang der Ermittlungspflicht der Behö rde grundsä tzlich keine 
freiheitsbeschrä nkende staatliche Maßnahme darstellt, ist auch die Anwendbarkeit des 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz es zu verneinen. Dieser ist demnach nicht geeignet, der 
ermittelnden Behö rde ein Ermessen hinsichtlich des Untersuchungsumfanges einzurä umen. 
Insofern verlangt wird, dass in Bezug auf die Ermittlung von schwer zugä nglichen Tatsachen 
der Aufwand zur Informationsgewinnung in Verhä ltnis zu der Wichtigkeit der Information 
für die nachfolgende Verwaltungsentscheidung sein muss, ist dem zuzustimmen. Hierbei 
handelt es sich aber nicht um den anspruchsä hnlichen Grundsatz367 der Verhä ltnismä ßigkeit, 
sondern um den das ö ffentliche Handeln leitenden Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und 
Effizienz.368 
Schließlich sei noch angemerkt, dass es mit dem in §  24 VwVfG niedergelegten 
Untersuchungsgrundsatz und dem damit im Verwaltungsverfahren verankerten 
Rechtsstaatsgebot unvereinbar erscheint, einer ermittelnden Behö rde eine derart passive 
Ermittlungspflicht zuzugestehen, so dass nur sich aufdrä ngende Alternativen zu prüfen –  also 
zu ermitteln –  sind. 
Somit kann festgestellt werden, dass auch aus dem Grundsatz der Verhä ltnismä ßigkeit keine 
Beschrä nkung der Ermittlungspflicht aus §  24 VwVfG auf die sich aufdrä ngenden Umstä nde 
entnommen werden kann. Es bleibt also bei einer uneingeschrä nkten und umfassenden 
Ermittlungspflicht hinsichtlich aller für den Entscheidungsfall bedeutsamer Umstä nde. 
Was die bedeutsamen Umstä nde des Entscheidungsfalls sind, ergibt sich aus dem materiellen 
Recht.369 
Es stellt sich also die Frage, ob planerische Alternativen im Rahmen von planerischen 
Abwä gungsentscheidungen bedeutsame Umstä nde im Sinne von §  24 II VwVfG sind. 
In den Fä llen, in denen das Gesetz ausdrücklich eine Alternativenprüfung vorschreibt, ergibt 
sich die Beantwortung der Frage nach den bedeutsamen Umstä nden von selbst. Sie ist zu 
bejahen. 
                                                           
367 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S 61. 
368 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 61. 
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In den Fä llen aber, in denen dies nicht so ist, bleibt die Frage, nach der Bedeutsamkeit von 
Alternativen für eine planerische Abwä gungsentscheidung bestehen. Zur ihrer Beantwortung 
muss man sich vergegenwä rtigen, was zu den bedeutsamen Umstä nden einer planerischen 
Abwä gungsentscheidung gehö rt. Hat eine Behö rde die Verpflichtung eine planerische 
Abwä gungsentscheidung zu treffen, so muss sie den Planungsfall unter die einschlä gigen 
Planungsgesetze subsumieren, also herausfinden, ob der gegebene Lebenssachverhalt den 
gegebenen Norminhalt ausfüllt. Darin eingeschlossen ist die Prüfung, ob das planerische 
Vorhaben gegen Planungsziele und / oder Planungsleitsä tze verstö ßt.370 Da dies allein aber 
noch nicht zur Entscheidung führt –  da es sich um eine Abwä gungsentscheidung handelt – , 
muss sie darüber hinaus den Sachverhalt soweit aufklä ren, dass ihr eine fehlerfreie 
Ausfüllung des planerischen Entscheidungsspielraums mö glich ist.371 Das bedeutet, dass alle 
durch die Planung tangierten ö ffentlichen und privaten Belange zu ermitteln sind. Dabei hat 
die Behö rde selbstverstä ndlich offensichtlich tangierte Belange zu beachten; hinzukommen 
natürlich dann auch jene, die sich „aufdrä ngen“.372 
Wie verhalten sich nun planerische Alternativen zu den zu ermittelnden tangierten 
ö ffentlichen und privaten Belangen? Handelt es sich ebenfalls um tangierte und somit 
einzustellende Belange? Oder handelt es sich um ein aliud? 
Letzteres ist meines Erachtens der Fall.373 Planerische Alternativen stellen selbst keine in die 
Abwä gung einzustellenden Belange dar, sondern bringen in die Abwä gung einzubeziehende 
Belange hervor. Sie bieten verschiedene Planungsmö glichkeiten, die ihrerseits 
unterschiedliche private sowie ö ffentliche Belange unterschiedlich beeinflussen. Dass auch 
zwischen den zur Verfügung stehenden Alternativen abgewogen werden muss, damit die 
                                                                                                                                                                                    
369 R. Brü hl, JA 1992, 193, 196; K. Obermayer: Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnr. 57, 
174; F. O. Kopp und U. Ramsauer: Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnr. 13;  
370 L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 871, 875; G. Winter: Alternativen in der administrativen 
Entscheidungsbildung, S. 123; G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der 
Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 95. 
371 VG Kö ln, NJW 1989, 3171, 3171; R. Brü hl, JA 1992, 193, 196 spricht insoweit von „besonderen 
Anforderungen“ an die Ermittlungsarbeit; F. O. Kopp und U. Ramsauer: Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 
Rdnr. 13, 19; G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in 
vorgelagerten Verfahren, S. 65 sieht in Bezug auf gerichtlich nur beschrä nkt überprüfbare Sachverhalte eine 
erschö pfende Sachverhaltsermittlung als nö tig an. 
372 M. Ibler: Die Schranken planerischer Gestaltungsfreiheit im Planfeststellungsrecht, S. 239 f. zum 
inhaltlichen Verstä ndnis des sich Aufdrä ngens. 
373 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 71 f. jedoch mit anderer Schlussfolgerung. Hier soll aufgrund des Wesensunterschieds die 
Ü bertragung der Ermittlungspflicht, wie sie für sich aufdrä ngende Belange besteht, auf die 
Alternativenermittlung nicht mö glich sein (S. 73). 
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letztlich abzuwä gende planerische Variante auf ihre Zulä ssigkeit und Verhä ltnismä ßigkeit 
geprüft werden kann, ist für diese Einordnung unschä dlich. Sind somit Alternativen etwas 
anderes als Belange –  und ist somit Alternativenprüfung etwas anderes als Belangprüfung –  
innerhalb von Abwä gungsentscheidungen, so stellt sich die Frage, was sie darstellen. 
Sie sind m. E. Ausdruck und Bestandteil des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes und im 
Grunde eine besondere Form der Erforderlichkeitsprüfung. Eine Erforderlichkeitsprüfung 
setzt notwendig vergleichbare, aber unterschiedliche Mö glichkeiten zu handeln –  hier zu 
planen –  voraus. Selbst in den Fä llen, in denen die planende Behö rde nur eine 
Handlungsmö glichkeit zur Verfügung hat, muss sie bereits andere Mö glichkeiten auf ihre 
Erforderlichkeit hin überprüft und sodann –  z. B. wegen mangelnder Erforderlichkeit –  
aussortiert haben. Eine Alternativenprüfung hat also stattgefunden, kommt aber zu dem 
Ergebnis, dass es keine planerische Alternative gibt. 
In den Fä llen aber, in denen verschiedene Handlungs- bzw. Planungsmö glichkeiten bestehen 
–  die etwa gleich geeignet erscheinen – , ist die planende Behö rde aufgrund des 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes verpflichtet, diejenige auszuwä hlen, die den einzelnen und 
die Allgemeinheit am wenigsten belastet.374 
Ist der Anwendung des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes aber ein alternatives Denken 
immanent, so besteht die Pflicht zur Alternativenprüfung im gleichen Maße und Umfang, wie 
die Pflicht zur Anwendung des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes besteht. 
Diese Verhä ltnismä ßigkeitsprüfung auf der Ebene der Abwä gungsentscheidung im weiten 
Sinne kollidiert dabei nicht mit jener der Abwä gungsentscheidung im engen Sinne. Wä hrend 
bei letzterer die Verhä ltnismä ßigkeit nur einer bestimmten Planvariante isoliert betrachtet 
und beurteilt wird, wird auf der Stufe der Abwä gungsentscheidung im weitesten Sinne –  also 
bei der Alternativenprüfung –  die Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit 
verschiedener planerischer Mö glichkeiten vergleichend geprüft. Allerdings ist zuzugeben, 
dass eine so gefundene Planvariante gute Chancen hat, auch die nachgeschaltete 
Verhä ltnismä ßigkeitsprüfung auf der Ebene der Abwä gungsentscheidung im engen Sinne zu 
bestehen. 
Im Ü brigen ist der Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz kein statischer immer nur am Ende einer 
verwaltungsrechtlichen Entscheidung zu prüfender Grundsatz. Er durchzieht vielmehr 
                                                           
374 N. Achterberg: Allgemeines Verwaltungsrecht §  5 Rdnr. 11; W. Wolff: Allgemeines Verwaltungsrecht, S. 
263 Rdnr. 72; B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 Rdnr. 27. 
  
96 
staatliches Handeln auf all seinen Ebenen. Das bedeutet, dass der Staat auch bei Handlungen 
und Entscheidungen, die lediglich andere Handlungen oder Entscheidungen vorbereiten, 
verhä ltnismä ßig handeln und entscheiden muss. Dies besonders, wenn es sich –  wie bei der 
Wahl von planerischen Varianten –  um gravierende Vorentscheidungen handelt. 
Es ist somit festzuhalten, dass die Alternativenprüfung innerhalb planerischer 
Abwä gungsentscheidungen einen bedeutsamen Umstand im Sinne des §  24 VwVfG darstellt. 
Demzufolge besteht nach §  24 VwVfG eine Verpflichtung zur Prüfung von Alternativen, 
wenn für eine planerische Abwä gungsentscheidung ermittelt wird.375 Dadurch, dass es sich 
bei der Alternativenprüfung um einen bedeutsamen Umstand im Sinne des §  24 II VwVfG 
handelt, ist diese dem Ermittlungsermessen der planenden Behö rde entzogen. Eine 
Reduzierung der Alternativenprüfungspflicht auf sich aufdrä ngende Alternativen ist demnach 
nicht mö glich und führt ohne weiteres zur formellen Rechtswidrigkeit der Entscheidung.376 
Diese Einordnung wird auch gerade durch die regelmä ßig mit planerischen Entscheidungen 
einhergehende Schwere des Eingriffs gestützt. Der schwerwiegende Flä chenverbrauch wie 
auch hä ufig die Irreversibilitä t des rä umlichen Eingriffs fordern eine Verhä ltnismä ßigkeits-, 
also eine Alternativenprüfung.377 
(2) Materielle Pflicht zur Alternativenprüfung 
Das Bundesverwaltungsgericht hat darauf hingewiesen, dass zwischen 
Abwä gungserheblichkeit und Ermittlungspflicht zu unterscheiden sei.378 Was genau damit 
                                                           
375 So im Ergebnis; freilich mit anderer Begründung: G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren S. 66; BVerwG, NVwZ 
1998, 508, 511 hä lt es sogar für notwendig, dass –  auch wenn ein Verkehrsbedarf für eine Bundesfernstrasse 
besteht –  dieser Umstand die planungstragenden Behö rden nicht davon entbindet, auch die sogenannte 
„Null-Variante“ zu prüfen. Dies gilt insbesondere für planerische Maßnahmen, die einen hohen 
Landschaftsverbrauch verursachen. Dabei sei es aber nicht notwendig, dass die Null-Variante im 
Planfeststellungsverfahren geprüft wird; sie muss lediglich auf einer der fernstrassenrechtlichen 
Planungsstufen geprüft worden sein (S. 512). 
376 Freilich im Rahmen von §  46 VwVfG. Da aber bei der mangelnden Alternativenprüfung innerhalb 
planungsrechtlicher Abwä gungsentscheidungen davon auszugehen ist, dass die Verletzung die Entscheidung 
in der Sache beeinflusst hat, wird in der Regel die Verletzung von §  24 VwVfG die Rechtswidrigkeit der 
planerischen Abwä gungsentscheidung zur Folge haben. So auch F. O. Kopp und U. Ramsauer: 
Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnr. 38; H. J. Knack: Verwaltungsverfahrensgesetz Kommentar –  
Clausen §  24 Rdnr. 24; K. Obermayer: Kommentar zum Verwaltungsverfahrensgesetz §  24 Rdnrn. 285 f; a. 
A. C. Pestalozza in: W. Schmidt-Glaeser (Hrsg.), Verwaltungsverfahren –  Festschrift zum 50 jä hrigen 
Bestehen des Richard Boorberg Verlags, S. 200. 
377 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 77. 
378 BVerwG, DVBl. 1989, 510, 511; Hinweis auch bei G. Forschbach: Die Pflicht zur 
Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten Verfahren, S. 55. 
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gemeint ist und welche Konsequenzen sich hieraus ergeben sollen, führt das Gericht in 
seinem Beschluss jedoch nicht weiter aus. Diese Aussage kann jedoch als Indiz dafür 
gesehen werden, dass die Verpflichtung zur Abwä gung, die wenn sie verletzt ist, zu 
materiellen Fehlern führt, etwas anderes als die Ermittlungspflicht nach §  24 VwVfG –  deren 
Verletzung zu formellen Fehlern führt –  ist, dennoch aber Bestandteil ein und derselben 
Abwä gungsentscheidung ist. 
So ist es auch bei der Alternativenprüfung bzw. der Abwä gung im weiten Sinne. Auch hier 
kann es zu Ermittlungsfehlern –  also formellen Fehlern –  wie auch zu materiellen Fehlern –  
nä mlich bei der Abwä gung der Alternativen selbst –  kommen. Demzufolge kann man bei der 
Feststellung der formellen Verpflichtung zur Alternativenprüfung im Planungsrecht nicht 
stehen bleiben, sondern muss auch nach den Ursprüngen einer materiellen Verpflichtung zur 
Alternativenprüfung suchen. 
Diese ließe sich –  m. E. –  direkt aus dem Abwä gungsgebot und somit aus dem 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz herleiten. Immer dann, wenn gesetzlich die Verpflichtung 
zum Erlass einer planerischen Abwä gungsentscheidung ausgesprochen wird, ist die 
zustä ndige Behö rde in gleicher Weise verpflichtet, eine uneingeschrä nkte 
Alternativenprüfung durchzuführen. 
Aus dem Abwä gungsgebot und dem dahinter stehenden Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz lä sst 
sich eine Beschrä nkung der Alternativenprüfungspflicht auf die sich aufdrä ngenden 
Planungsvarianten nicht herleiten.379 Denn verhä ltnismä ßig ist eine Maßnahme nur dann, 
wenn sie auch erforderlich ist. Erforderlichkeit, in diesem Zusammenhang, setzt aber voraus, 
dass bei gleicher Effektivitä t (Planungszielerreichungsqualitä t) kein milderer Eingriff (keine 
mildere Alternative) denkbar ist.380 Damit diese Bedingung bejaht werden kann, ist es 
zwingend notwendig, zuvor Alternativen bewertet und miteinander verglichen zu haben. 
Dass es dabei ausreichen soll, nur sich aufdrä ngende Alternativen zu berücksichtigen wird 
dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz und seinen Anforderungen an hoheitliche Maßnahmen 
nicht gerecht. Dies würde die planende Behö rde viel zu sehr in die Passivitä t führen.381 Dabei 
                                                           
379 So im Ergebnis auch G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und 
in vorgelagerten Verfahren, S. 55 f., 77 f. 
380 BVerfGE 68, 193, 218 f. 
381 G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 62. 
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folgt aus dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz eine aktive Prüfungspflicht einer hoheitlicher 
Maßnahme auf ihre Geeignetheit, Erforderlichkeit und Angemessenheit hin. 
Ü ber diesen generellen Einwand hinaus, dass der Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz keine 
passive Prüfungspflicht der planenden Behö rde trä gt, ist insbesondere zu bedenken, dass es 
sich um Planungsentscheidungen handelt, bei denen der zustä ndigen Behö rde ein 
planerischer Entscheidungsspielraum zusteht, der nur beschrä nkt gerichtlich überprüfbar ist. 
Gerade im Hinblick auf die beschrä nkte gerichtliche Ü berprüfbarkeit aber gebietet das dem 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz zugrunde liegende Rechtsstaatsprinzip, dass eine gesteigerte 
Sachverhaltsermittlung stattfinden muss, jedenfalls aber eine Beschrä nkung auf sich 
aufdrä ngende Alternativen nicht rechtfertigbar ist. 
Eine andere Beurteilung lä sst sich auch nicht unter dem Aspekt rechtfertigen, dass in die 
Abwä gungsentscheidung im engen Sinne alle durch die Planungsentscheidung tangierten 
ö ffentlichen und privaten Belange einzustellen sind, die sich nach Lage der Dinge 
aufdrä ngen.382 
Denn es wurde bereits gezeigt, dass planerisch relevante Belange ö ffentlicher oder privater 
Natur dem Wesen nach etwas anderes darstellen als planerische Alternativen. Man vergliche 
also Ä pfel mit Birnen, würde man an beide Prüfungsposten die gleichen Maßstä be anlegen. 
Im Ü brigen ergibt sich die Einschrä nkung auf sich aufdrä ngende Belange aus der Natur der 
Sache. Denn durch planerische Entscheidungen wird eine kaum überschaubare Vielzahl von 
Belangen ö ffentlicher oder privater Natur tangiert. Hierbei muss es ausreichen, wenn die 
planende Behö rde um Vollstä ndigkeit bemüht ist und auf diese verpflichtet wird. Sie wird es 
aber wohl kaum schaffen, diese je zu erreichen.  
Planerische Alternativen gibt es aber gerade nicht wie Sand am Meer. In Anbetracht der 
Maßgeblichkeit des leitenden Planungsziels oder der leitenden Planungsziele ist es ohnehin 
schwierig, überhaupt Alternativen zu finden. Hier ist es der planenden Behö rde ohne 
Weiteres mö glich vollstä ndig zu arbeiten. 
 
Es ist somit festzuhalten, dass formell sowie materiell die planende Behö rde eine generelle 
und uneingeschrä nkte Alternativenermittlungs- , bzw. -prüfungspflicht trifft. 
                                                           
382 BVerwGE 59, 87, 104. 
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Eine Beschrä nkung dieser Pflicht auf sich aufdrä ngende Planungsvarianten lä sst sich weder 
auf formeller noch auf materieller Seite rechtfertigen. 
dd) Die Alternativenabwä gung 
Diese setzt sich zusammen aus der Ermittlung, Einstellung und Gewichtung der durch die 
jeweilige Alternative tangierten ö ffentlichen und privaten Belange. Es wird jedoch ein 
dreistufiges „Vorverfahren“ für die Alternativenprüfung empfohlen.383 
Hiernach sollen auf einer ersten Stufe einige wenige gewichtige Belange festgelegt werden, 
denen in der Folge ausschließende Wirkung zukommen soll. Sodann sind alle diejenigen 
Alternativen aus der Abwä gungsentscheidung im weiten Sinne auszusortieren, die diesen 
Ausschlusskriterien zuwider laufen. Allerdings ist es umstritten, ob abwä gungserhebliche 
Belange überhaupt –  oder nicht etwa lediglich Planungsleitsä tze und -ziele –  
Ausschlußkriterien bilden dürfen.384 Im weiteren Verlauf sollen sogenannte 
Rückstellungskriterien ermittelt werden, durch welche geringer geeignete Varianten (z. B. 
Standorte) aussortiert werden sollen. Erst auf der folgenden Stufe sollen die jetzt noch übrig 
gebliebenen Standortalternativen hinsichtlich der dadurch betroffenen Belange untersucht 
und eine Abwä gungsentscheidung zwischen ihnen getroffen werden. Es kommt also zur 
Abwä gungsentscheidung im weiten Sinne. 
Zu diesem Vorverfahren ist Folgendes zu sagen. Was die Erstellung von Ausschlusskriterien 
anbelangt, so stimmt es bedenklich, auf dieser –  die Abwä gung im eigentlichen Sinne 
lediglich vorbereitenden Stufe –  bereits bestimmten Belangen ein so hohes Gewicht 
beizumessen, dass daran planerische Varianten scheitern. Hiergegen sprechen grundlegende 
rechtsstaatliche Bedenken. Denn welchem Belang vor einem anderen aus welchen Gründen 
der Vorrang gebührt, gehö rt zum Kernbereich einer jeden planerischen 
Abwä gungsentscheidung und kann demzufolge nicht auf eine außerhalb dieser Entscheidung 
stehende –  quasi außerrechtliche –  Ebene verlagert werde.385 Ebenso problematisch erscheint 
                                                           
383 Siehe hierzu m. w. N. W. Hoppe, DVBl. 1994, 255, 257; M. Beckmann, DVBl. 1994, 236, 239 f.; A. Schink, 
DVBl. 1994, 245, 249; G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung 
und in vorgelagerten Verfahren S. 98 ff., Fßn. 356 ff. 
384 Siehe hierzu G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in 
vorgelagerten Verfahren, S. 99 f.; dafür, dass nur Planungsziele und Planungsleitsä tze Ausschlußkriterien 
bilden dürfen wohl auch G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 123. 
385 A. A. W. Erbguth, NuR 1992, 262, 263 ff., dieser geht davon aus, dass es unerheblich sei, an welcher Stelle 
die entsprechenden Abwä gungsschritte vollzogen werden; wichtig sei nur, dass sie überhaupt vollzogen 
würden (S. 264). 
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die Formulierung von sogenannten Rückstellungskriterien. Denn auch hierbei wird –  ohne 
Not –  in den Kernbereich planerischer Abwä gungsentscheidungen eingegriffen und eine dort 
angesiedelte Prüfung auf eine andere Ebene vorverlagert. 
Im Ü brigen aber bietet auch dieses dreistufige Vorverfahren keine wirklichen 
Problemlö sungen an, da Abwä gungsvorgä nge mit den ihnen eigenen Ermittlungen, 
Bewertungen und Entscheidungen lediglich unter anderem Namen auf andere Ebenen 
gezogen werden. Die eigentliche Arbeit aber wird dadurch dennoch nicht entbehrlich, ja noch 
nicht einmal strukturierter. Im Gegenteil: wieder werden neue planerische Kategorien 
geschaffen, die dazu beitragen ein „Korsett“ zu schnüren.386 Da somit weder ein 
Strukturierungs- noch ein Rationalisierungsgewinn mit einem solchen dreistufigen 
Vorverfahren verbunden ist, sollte davon abgesehen werden ein solches durchzuführen. 
Vielmehr ist direkt in die Abwä gungsentscheidung im weiten Sinne einzusteigen. 
Schließlich sei angemerkt, dass grundsä tzlich nichts dagegen einzuwenden ist und dies trä gt 
sicherlich auch zu einer gewissen „Unsicherheitsabsorption“ bei wenn eine 
Planungsalternative an den die Planung leitenden Planungszielen oder an den gesetzlich 
festgelegten Planungsleitsä tzen scheitert.387 Insofern kann man dann auch von 
Ausschlusskriterien sprechen und der planenden Behö rde zugestehen –  wenn es denn 
unbedingt gewünscht ist –  in einer Art „Vorverfahren“ zu prüfen, ob die jeweils zur 
Verfügung stehenden Alternativen unter Umstä nden an den strikt geltenden 
Planungsleitsä tzen oder Planungszielen scheitern. Wird dies bejaht, so sind die betreffenden 
Planungsvarianten aus der weiteren Abwä gungsentscheidung im weiten Sinne 
auszuschließen. 
 
Im weiteren Verlauf ist zu untersuchen, ob –  und wenn ja in welchem Umfang –  die 
Fehlerlehre, die das Bundesverwaltungsgericht zur bauleitplanerischen Abwä gung entwickelt 
hat, auch auf die Abwä gungsentscheidung im weiteren Sinne –  also auf die 
Alternativenabwä gung –  Anwendung findet. 
Damit die Fehlerlehre Anwendung auf die Alternativenprüfung finden kann, muss ein 
vergleichbarer Fall der Entscheidungsfindung vorliegen. Denn die Fehlerlehre wurde für 
                                                           
386 Siehe zum Begriff G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 20. 
387 G. Heute-Bluhm, VBLBW 1993, 206, 211; G. Winter: Alternativen in der administrativen 
Entscheidungsbildung, S. 123. 
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Abwä gungsentscheidungen im Stä dtebaurecht entwickelt und im Folgenden auf die 
Abwä gungsentscheidungen im Fachplanungsrecht ausgedehnt. 
Dass die Alternativenprüfung ein Element der Abwä gungsentscheidung ist und damit 
rechtssystematisch dieser –  als Ausdruck des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes –  
vorgeschaltet ist, wurde bereits dargelegt. Insofern bestehen keinerlei Bedenken, die zur 
Abwä gungsentscheidung entwickelte Fehlerlehre auch auf die Alternativenprüfung 
anzuwenden. Denn auch hierbei handelt es sich –  wie gezeigt –  um eine 
Abwä gungsentscheidung, deren Gestaltungs- und Entscheidungsspielraum durch die 
Fehlerlehre in sinnvoller Weise gezogen werden kann. Sie macht die Alternativenabwä gung 
nachvollziehbar und kontrollierbar. Indem sie sagt, was nicht mehr vom planerischen 
Entscheidungsspielraum gedeckt ist, zieht sie die Grenzen des Zulä ssigen. 
Im Ergebnis kann also festgehalten werden, dass die Abwä gungsfehlerlehre grundsä tzlich 
auch auf die Alternativenabwä gung Anwendung finden kann. Allerdings mit einigen 
Besonderheiten, auf die im Folgenden einzugehen sein wird. 
(1) Ermittlungsphase 
An dieser Stelle ist zuvorderst zu untersuchen, ob es so etwas wie einen 
Alternativenabwä gungsausfall korrespondierend zum Abwä gungsausfall im klassischen 
Sinne überhaupt gibt. 
Ein Abwä gungsausfall im klassischen Sinne liegt vor, wenn eine planungstragende Behö rde 
gar nicht abwä gt, obwohl sie hierzu verpflichtet wä re, also fä lschlicher Weise von einer 
gebundenen Entscheidung ausgeht.388 
Ü berträ gt man dieses Verstä ndnis auf den Fall, in dem eine planende Behö rde für eine 
anstehende planerische Abwä gungsentscheidung gar keine Alternativen prüft, stellt sich die 
Frage, ob hieraus auch ein Alternativenausfall konstruiert werden kann oder sogar muss. 
Beim klassischen Abwä gungsausfall liegt der Grund für die Annahme eines erheblichen 
Fehlers darin, dass die planende Behö rde zur Entscheidung durch Abwä gung verpflichtet ist, 
und zwar gesetzlich.389 
                                                           
388 BVerwGE 34, 301, 309; D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  1 Rdnr. 170. 
389 So z. B. in §  1 VI BauGB oder §  17 I FStrG. 
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Bei der Alternativenabwä gung sieht das anders aus. Nur in seltenen Fä llen, ist sie gesetzlich 
vorgeschrieben.390 Nur in diesen Fä llen kann man von einem Alternativenabwä gungsausfall 
sprechen, wenn überhaupt keine Alternativenabwä gung bzw. Alternativenprüfung stattfindet. 
Demgegenüber ergibt sich in allen übrigen Fä llen die Pflicht zur Alternativenprüfung –  wie 
bereits gesehen –  erst einmal nur aus §  24 VwVfG.391 Die hieraus hergeleitete generelle 
Pflicht zur Alternativenprüfung führt aber „nur“ im Rahmen des §  46 VwVfG zu formeller 
Rechtswidrigkeit. Somit betrifft §  24 VwVfG und die hieraus hergeleitete 
Alternativenprüfungspflicht nur das Arbeitsprogramm der planungstragenden Behö rde im 
Hinblick auf eine anstehende planungsrechtliche Abwä gungsentscheidung. 
Ein Abwä gungsausfall –  und korrespondierend dazu ein Alternativenabwä gungsausfall –  
betrifft die materielle Rechtswidrigkeit. Die materielle Verpflichtung zur 
Alternativenprüfung ergibt sich –  auch das wurde bereits gesagt –  aus dem Abwä gungsgebot 
direkt. Dies führt dazu, dass in dem gleichen Umfang, wie gesetzlich eine 
Abwä gungsentscheidung angeordnet wird, auch eine Alternativenabwä gung gleichsam 
inzident verordnet wird. Mit anderen Worten: Immer dann, wenn eine Behö rde zum Erlass 
einer planerischen Abwä gungsentscheidung per Gesetz verpflichtet ist, wird sie auch zur 
Prüfung von Alternativen gesetzlich verpflichtet. Dies folgt aus der Verwurzelung des 
Abwä gungsgebots in dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz. Demzufolge liegt immer dann ein 
Alternativenabwä gungsausfall vor, wenn die planungstragende Behö rde –  obwohl sie 
gesetzlich zu einer planerischen Abwä gungsentscheidung verpflichtet ist und diese auch 
erlä sst –  sie eine Alternativenprüfung ganz unterlä sst. 
Liegt dann aber auch schon ein Alternativenabwä gungsausfall vor, wenn die Behö rde 
lediglich diejenigen Alternativen prüft, die sich aufdrä ngen? 
Für die Ermittlungspflicht der Planungsbehö rde geht die Rechtsprechung und Literatur davon 
aus, dass sich Alternativlö sungen ernsthaft anbieten bzw. aufdrä ngen müssen.392 
                                                           
390 So etwa in §  34 III BNatSchG n. F. Siehe auch weiter oben.  
391 BVerwG, DVBl. 1989, 510, 511; hiernach muss die Behö rde nur solche Umstä nde ermitteln und aufklä ren, 
die für sie als entscheidungserheblich erkennbar sind. Dies ist der Fall, wenn sich die 
Abwä gungsbeachtlichkeit aufdrä ngt; zur Beibringungslast siehe auch G. Winter: Alternativen in der 
administrativen Entscheidungsbildung, S. 50. 
392 BVerwGE 69, 255, 273; BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352 = BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274; Hiernach 
kommen Alternativen in Betracht, die aus der Sicht der planenden Gemeinde als real mö gliche Lö sung 
ernsthaft zu erwä gen sind BVerwG, DVBl. 1989, 510, 511; BVerwG, UPR 1989, 273, 273; BVerwG, 
NVwZ-RR 1991, 118, 124; W. Hoppe, DÖ V 1990, 769, 770. 
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Naheliegend soll eine Alternativlö sung dann sein, wenn hierdurch das angestrebte 
Planungsziel unter geringeren Opfern entgegenstehender ö ffentlicher wie auch privater 
Belange verwirklicht werden kann. Dabei ist es nicht notwendig, dass sich eine Alternative 
offensichtlich als besser aufdrä ngt.393 Demnach besteht also keine generelle Pflicht zur 
Alternativenprüfung. Dies hat zur Folge, dass auch ein Alternativenausfall 
(Abwä gungsausfall) nur dann vorliegt, wenn der Planungsträ ger trotz ernsthaft in Betracht 
kommender Planungsvarianten, also trotz sich aufdrä ngender Planungsvarianten, eine 
Alternativenprüfung unterlä sst.394 
Es wurde bereits gezeigt, dass die Beschrä nkung der behö rdlichen 
Alternativenprüfungspflicht auf die sich aufdrä ngenden Alternativen weder formell aus §  24 
VwVfG, noch materiell aus dem Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz hergeleitet werden kann. Es 
ist somit festzuhalten, dass auch die Beschrä nkung der Alternativenabwä gung auf die sich 
aufdrä ngenden Alternativen einen Alternativenabwä gungsausfall –  korrespondierend zum 
Abwä gungsausfall der Abwä gungsfehlerlehre –  darstellt. Freilich werden Fä lle, in denen es 
trotz Alternativenprüfung der sich aufdrä ngenden Alternativen zu einem Abwä gungsausfall 
kommt, selten oder gar nicht vorkommen, denn i. d. R. geht bei der Auseinandersetzung mit 
sich aufdrä ngenden Alternativen auch die gedankliche Auseinandersetzung mit ungeeigneten 
Alternativen einher. 
 
Ist somit die Existenz wie auch der Umfang eines Alternativenabwä gungsausfalls geklä rt, ist 
im Folgenden die Untersuchungstiefe auf der Stufe der Ermittlung zu klä ren. 
Hinsichtlich der Zusammenstellung und der Untersuchungstiefe des Alternativenmaterials 
geht die Rechtsprechung davon aus, dass ein „...gestuftes Vorgehen im Sinne einer ersten 
Vorprüfung statthaft...“395 ist. Hinsichtlich des Abwä gungsmaterials bedürfe es auf dieser 
Vorstufe der Abwä gung noch keiner exakten Ermittlung; das Abwä gungsmaterial müsse nur 
so beschaffen sein, dass eine Vorauswahl mö glich sei.396 Auf dieser Vorstufe der 
Abwä gungsentscheidung würden –  mit Hilfe grober Bewertungskriterien –  unrealistische 
                                                           
393 L. Schlarmann, DVBl. 1992, 871, 874 mit Nachweisen zur Rechtsprechung. 
394 W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 211 Fßn. 40; derselbe zur Alternativenprüfung in Planfeststellungsverfahren. 
395 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1998, 382, 383. 
396 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574. 
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Planungsalternativen aus der Betrachtung ausgeschieden.397 Die involvierten Belange der 
nach dieser Vorprüfung verbleibenden Planungsvarianten seien dann für die eigentliche 
Abwä gung genauer zu ermitteln.398 Jedoch sei der Planungsträ ger auch auf dieser Stufe der 
Abwä gung nicht verpflichtet, die Variantenprüfung bis zuletzt offen zu halten und alle in 
Frage kommenden Alternativen gleichermaßen gründlich und umfassend zu untersuchen.399 
 
Zu folgen ist der Rechtsprechung in der Einschä tzung, dass ein gestuftes Vorgehen im Sinne 
einer ersten Vorprüfung statthaft ist. In dieser Phase der Ermittlung und Zusammenstellung 
der Planungsalternativen und der durch diese tangierten ö ffentlichen und privaten Belange 
muss es dem Planungsträ ger gestattet sein, mittels grober Bewertungskriterien –  wie etwa 
Zielerreichungsqualitä t der betreffenden Planungsvarianten oder dieser unüberwindbar 
entgegenstehende Planungsleitsä tze –  unrealistische und damit irrelevante 
Planungsalternativen auszusortieren.400 Für dieses grobe Vorsortieren ist es nicht notwendig, 
alle von den auszusortierenden Planungsvarianten betroffenen Belange zu ermitteln. 
Vielmehr ist es ausreichend, mittels einer „Grobscannung“ anhand bestimmter 
Bewertungskriterien (wie etwa Planungsziele und Planungsleitsä tze) eine Vorauswahl zu 
treffen. Dies wurde bereits weiter oben befürwortet, denn im Gegensatz zur 
Abwä gungsentscheidung im eigentlichen Sinne hat sich auf dieser Ebene der 
Prüfungskatalog noch nicht auf eine bestimmte Planung verengt, sondern befindet sich noch 
im Stadium der Suche nach mö glich Planungsalternativen. 
Stehen sodann die relevanten und realistischen Alternativen fest, müssen die hierdurch 
jeweils betroffenen Belange ö ffentlicher und privater Natur ermittelt werden.401 Hierbei muss 
                                                           
397 BVerwGE 75, 214, 239 eine umfassende Begründungspflicht für mit der planerische Konzeption ersichtlich 
unvereinbarer Alternativen besteht nicht; BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574. 
398 BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1998, 382, 383. Und zwar so genau, wie es für eine 
sachgerechte Alternativenwahl und ein zweckmä ßige Gestaltung des Verfahrens erforderlich ist. Jedoch 
bedarf es hierfür nicht verschiedener Bauleitplanentwürfe. Demgemä ß führt der Verzicht auf die 
zeichnerische Darstellung der Alternative nur dann zu einem Abwä gungsfehler, wenn diese gerade wegen 
des Fehlens ihrer zeichnerischen Darstellung in ihrer Bedeutung und Tragweite nicht richtig erfasst worden 
ist. So BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352; VGH Mannheim, NVwZ-RR 1989, 354, 356, so auch W. Erbguth, 
NuR 1992, 262, 265. 
399 BVerwG, UPR 1998, 382, 383; BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352 = BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274; für 
die Gegenüberstellung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Hinblick auf jede Alternative soll auch 
eine „summarische“ Prüfung ausreichen: BVerwGE 102, 331, 348; BVerwG, NVwZ-RR 1998, 284, 287. 
400 So auch G. Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in 
vorgelagerten Verfahren, S. 95. 
401 W. Erbguth, NuR 1992, 262, 264 spricht insofern von einer „Inzidentabwä gung“; W. Hoppe, DVBl. 1994, 
255, 259 spricht von „Evidenzkontrolle“. 
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der Planungsträ ger dann genau so umfassend und genau vorgehen wie bei der „normalen“ 
Ermittlungstä tigkeit innerhalb von planungsrechtlichen Abwä gungsvorgä ngen.402 Denn nur 
wenn die Konsequenzen einer jeden in Frage kommenden Planungsalternative vollkommen 
klar sind, lassen sich die Alternativen mit den durch sie zu erwartenden Auswirkungen 
miteinander vergleichen und gegeneinander abwä gen.403 
Insofern die Rechtsprechung der Ansicht ist, dass die planende Behö rde auf dieser Stufe der 
Abwä gung nicht verpflichtet sein soll, die Variantenprüfung bis zuletzt offen zu halten und 
alle in Frage kommenden Alternativen gleichermaßen gründlich und umfassend zu 
untersuchen,404 ist ihr nicht zu folgen. Auf der Ermittlungsstufe hat ja nur hinsichtlich der 
irrelevanten Alternativen eine Festlegung zu erfolgen. Die relevanten Alternativen sind 
hingegen in die Stoffsammlung mit allen hierdurch tangierten ö ffentlichen und privaten 
Belange aufzunehmen. Eine Verkürzung der Prüfungsgenauigkeit auf der Ermittlungsstufe 
führt zu einer frühzeitigen Festlegung auf eine bestimmte Planungsvariante. 
Dies wieder führt zu einer unsachgemä ßen Verkürzung des gesamten 
Alternativenabwä gungsvorgangs, denn eine Alternativenentscheidung fä llt de facto schon auf 
der Ermittlungsebene und nicht erst auf der Gewichtungsebene. Ein sachlicher Grund für 
diese Verkürzung ist indes nicht ersichtlich. Im Sinne der Transparenz und Rechtmä ßigkeit 
der Alternativenabwä gung ist es geboten, alle relevanten Planungsvarianten hinsichtlich der 
hierdurch betroffenen ö ffentlichen oder privaten Belange zu untersuchen. Eine für eine 
rechtmä ßige Alternativenwahl notwendige Vergleichbarkeit von Planungsvarianten ist nur 
gegeben, wenn das den Varianten zugrunde liegende Tatsachenmaterial umfassend sowie 
gründlich untersucht und zusammengestellt wurde. 
                                                           
402 So im Ergebnis wohl auch BVerwG, NVwZ 1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1998, 382, 383; BVerwG, 
NVwZ-RR 1998, 297, 297; G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 50. 
Dieser schlä gt jedoch zusä tzlich vor, dass die hier vertretene genaue Analyse aller relevanten Alternativen 
durch eine Grobabschä tzung ersetzbar ist, wenn die Vorzugswürdigkeit einer Variante auf der Hand liegt; G. 
Forschbach: Die Pflicht zur Standortalternativenprüfung in der Planfeststellung und in vorgelagerten 
Verfahren, S. 97 verlangt, dass die Untersuchungstiefe den Anforderungen „...der jeweils zu treffenden 
planerischen Aussage entsprechen“ muss. 
403 Das führt natürlich auch dazu, dass im Rahmen der § §  18 ff. BNatSchG n. F. die mö glichen Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen einer jeden Alternativen nicht nur „summarisch“, sondern gründlich untersucht werden. 
404 BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1274; jedoch bedarf es hierfür nicht verschiedener Bauleitplanentwürfe. 
Demgemä ß führt der Verzicht auf die zeichnerische Darstellung der Alternative nur dann zu einem 
Abwä gungsfehler, wenn diese gerade wegen des Fehlens ihrer zeichnerischen Darstellung in ihrer 
Bedeutung und Tragweite nicht richtig erfasst worden ist. So BVerwG, NVwZ 1988, 351, 352; 
VGH Mannheim, NVwZ-RR 1989, 354, 356; BVerwG, UPR 1998, 382, 383; BVerwG, NuR 1998, 544, 546 
spricht von „Grobanalyse“. 
  
106 
Nur wenn das geschehen ist, kann die planende Behö rde sicher sein, sich innerhalb des 
planerisch zulä ssigen Gestaltungsspielraums zu bewegen. Gerade der planenden Behö rde 
wird es zugute kommen, wenn sie sich darüber im Klaren ist, was sie denn miteinander zu 
vergleichen hat. Im Ü brigen werden in der Regel nicht viele relevante Alternativen bei einem 
Planungsfall vorliegen, so dass es sich –  handelt es sich wirklich um relevante Alternativen –  
für die planende Behö rde jedenfalls lohnt, einen stichhaltigen Vergleich anzustellen, der auf 
gründlich und vollstä ndig ermittelten Daten beruht. Schließlich erspart die gründliche 
Ermittlung und Zusammenstellung des Abwä gungsmaterials auf der ersten Stufe der 
Abwä gung –  bei der Alternativenabwä gung –  der planenden Behö rde die Ermittlung und 
Zusammenstellung des Abwä gungsmaterials auf der Stufe der Abwä gung im eigentlichen 
Sinne. 
Insofern die Besorgnis besteht, man kö nne mö glicherweise in eine überflüssige 
Doppelprüfung verfallen, ist darauf hinzuweisen, dass sich –  wurde auf der Stufe der 
Alternativenabwä gung gründlich ermittelt –  eine nochmalige Ermittlung aller durch eine 
Planungsvariante tangierten Belange auf der Stufe der Abwä gung im eigentlichen Sinne 
erübrigt. Eine Doppelermittlung findet also nicht statt. 
(2) Gewichtungs- und Auswahlphase 
Die sich an die Ermittlungs- und Einstellungsphase anschließende Bewertungsphase 
innerhalb der Alternativenprüfung ist dadurch gekennzeichnet, dass die zur Wahl stehenden 
Planungsalternativen und die hierdurch tangierten ö ffentlichen wie auch privaten Belange 
unter dem Aspekt der besten Zielerreichungsmö glichkeit und der Vermeidung 
rechtsmindernder Eingriffe405 –  also unter dem Aspekt der Erforderlichkeit und 
Angemessenheit –  beurteilt werden müssen. Auf dieser Stufe der Abwä gungsentscheidung 
über die Planungsalternative –  der Stufe der Bewertung und Auswahl –  soll demnach nur 
dann ein Abwä gungsfehler auftreten, wenn eine andere als die gewä hlte Planungsvariante 
eindeutig besser geeignet bzw. vorzugswürdig gewesen wä re.406 Es soll nicht notwendig sein, 
                                                           
405 BVerwGE 71, 166, 172 = BVerwG, NJW 1986, 80, 81; BVerwG, DVBl. 1987, 573, 583; BVerwG, NVwZ 
1993, 572, 574; BVerwG, UPR 1997, 329, 330; OVG Lüneburg, NVwZ-RR 2001, 11, 11; L. Schlarmann: 
Die Alternativenprüfung im Planungsrecht, S. 77. 
406 BVerwGE 71, 166, 172 = BVerwG, NJW 1986, 80, 81; hiernach ist eine Alternative u. U dann besser 
geeignet, wenn sie in geringerem Maße ö ffentliche Belange –  wie z. B. Natur- und Landschaftsschutz –  
beeinträ chtigt; BVerwG, DVBl. 1987, 573, 583; BVerwG, NVwZ-RR 1998, 297, 297; BVerwG, UPR 1998, 
382, 383; BVerwG, NVwZ-RR 2001, 1160, 1162; W. Erbguth, NVwZ 1992, 209, 211 Fßn. 41; W. Erbguth, 
NuR 1992, 262, 268. 
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dass die gewä hlte Alternative nachteilsfrei ist. Den mit einer Alternative verbundenen 
Nachteilen –  auch naturschutzrechtlicher Art –  müssten nur entsprechend gewichtige Vorteile 
erkennbar gegenüber stehen.407 Schließlich sei auch dann nicht schon von einem 
Abwä gungsfehler auszugehen, wenn die gewä hlte Alternative nicht als zwingend angesehen 
werden kö nne.408 Habe sich die planende Behö rde sodann für eine Variante entschieden, habe 
sie die Zurückweisung der übrigen Alternativen abwä gend darzustellen.409 
Die gleichen Maßstä be sollen auch für eine Alternativenabwä gung im Rahmen von §  34 III 
Nr. 2 BNatSchG n. F. gelten. Wie bereits dargelegt, wird auch hier nur dann von einer 
Alternative im Sinne des Gesetzes gesprochen, wenn durch die Wahl eines anderen 
Standortes oder anderen Ausführungsart der Planung oder dem Projekt in ä hnlicher Weise 
entsprochen werden kann. Es soll also bei der Annahme und Prüfung von Alternativen immer 
auf den mit dem Projekt oder Plan verfolgten Zweck abgestellt werden,410 wobei die 
Alternativenprüfung allerdings unter Berücksichtigung der Erhaltungsziele des betroffenen 
Gebiets erfolgen soll.411 Dabei geht das Bundesverwaltungsgericht davon aus, dass wenn 
„...sich das Planungsziel an einem nach dem Schutzkonzept der FFH-Richtlinie günstigeren 
Standort oder mit geringerer Eingriffsintensitä t verwirklichen lä sst...“, der Projektträ ger von 
dieser Mö glichkeit Gebrauch machen muss.412 Hiernach sollen nur gewichtige 
„naturschutzexterne“ Gründe –  wie etwa hohe finanzielle Aufwendungen –  die Mö glichkeit 
erö ffnen, diese nach dem Schutzkonzept der FFH-Richtlinie günstigeren Alternativen 
auszuschließen.413 
Maßgebliche Erforderlichkeitskriterien bilden u. a. die Umweltverträ glichkeit als auch die 
Eingriffsintensitä t im Sinne der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung einer planerischen 
Alternative. 
So wird in der neueren Rechtsprechung zu Planungsalternativen verlangt, dass die 
Abwä gungsentscheidung die Umweltverträ glichkeit der entsprechenden Planungsalternative 
                                                           
407 VG Gera, NuR 2000, 393, 394. 
408 BVerwGE 69, 255, 273; BVerwG, NVwZ-RR 1991, 118, 124. 
409 BVerwGE 75, 214, 239. 
410 K. Iven, NuR 1996, 373, 378; A. Epiney, UPR 1997, 303, 308; A. Schink, GewArch 1998, 42, 50; B. 
Thyssen, DVBl. 1998, 877, 882; B. Erbguth, DVBl. 1999, 588, 590; A. Schink, NVwZ 1999, 11, 18; H. W. 
Louis, DÖ V 1999, 374, 370. 
411 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.3.1.; BVerwGE 110, 302, 310. 
412 BVerwGE 110, 302, 310. 
413 BVerwGE 110, 302, 311; hierbei nimmt das Gericht Rückgriff auf den Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz in 
Art. 3 b EGV (neu Art. 5 III). 
  
108 
einzubeziehen habe.414 Des Weiteren soll auch das Ergebnis einer Prüfung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz das „Zünglein 
an der Waage“ für eine richtige Alternativenabwä gung sein kö nnen.415 Dabei soll sich der 
Abwä gungsspielraum zugunsten der ö kologischsten Variante dann verengen, wenn diese 
ohne die Aufopferung anderer Interessen die der Planung zugrunde liegenden Ziele ebenso 
verwirklichen hilft.416 
 
Aus dem Gesagten lä sst sich also schließen, dass die Alternativenwahl ihrerseits vom 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz beschrä nkt wird. 
Dieser Ansicht ist auch zu folgen, denn wenn die Alternativenprüfung der 
Erforderlichkeitsprüfung im Sinne des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes entspricht, so muss 
eine jede erforderliche Alternative immer noch –  auf der dritten Stufe –  angemessen, also 
verhä ltnismä ßig im engen Sinne sein. Innerhalb der Frage nach der Angemessenheit einer 
jeden Planungsvariante haben sodann die genannten Aspekte Beachtung und Wertung zu 
finden. 
Vor dem Hintergrund der hier vertretenen These, dass eine bessere Durchsetzungskraft der 
Belange von Natur und Landschaft innerhalb planerische Abwä gungsvorgä nge notwendig ist, 
muss also für jede Planungsalternative nach der Umweltverträ glichkeit, der 
Eingriffsintensitä t, kurz der Ö kologie gefragt werden. Dies führt jedoch nicht dazu, dass 
jedenfalls zwingend die ö kologischste Planungsvariante auszuwä hlen ist, denn auch die 
ö kologischste Variante muss angemessen, also verhä ltnismä ßig im engen Sinne sein. Daher 
ist der Ö kologie einer jeden Variante –  also dem Mehr an Natur- und Landschaftsschutz –  die 
Art und Weise der Umsetzung, der Kostenaufwand –  also das „Weniger“ –  
gegenüberzustellen und gegeneinander abzuwä gen.417 
Schließlich ist es auch richtig, die sogenannte Nullvariante aus dem Alternativenpool 
auszuschließen. Zum einen führt die Berücksichtigung der Nullvariante –  unter dem Aspekt 
der verbesserten Durchsetzung der Belange von Natur und Landschaft –  zum 
Planungsstillstand. Es ist immer besser für Natur und Landschaft –  gerade in Lä ndern mit 
                                                           
414 BVerwG, UPR 1998, 382, 383. 
415 BVerwGE 102, 331, 348. 
416 BVerwG, UPR 1997, 329, 331. 
417 G. Winter, GAIA 3/2000, 196, 201 plä diert für die Einführung eines ö kologischen 
Verhä ltnismä ßigkeitsprinzips, dem gesellschaftliche Eingriffe in die Natur unterworfen sein sollen. 
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einer hohen Siedlungsdichte –  wenn nicht noch mehr Flä che versiegelt wird und somit 
verloren geht. Zum anderen erscheint es doch ä ußerst fraglich, ob die Wahl der sogenannten 
Nullvariante überhaupt angemessen ist, denn schließlich wird das im ö ffentlichen Interesse 
stehende Planungsziel gä nzlich aufgegeben. 
Demgegenüber kann man dann die Wahl der ö kologisch günstigsten Variante verlangen, 
wenn diese die planerische Zielsetzung verwirklicht und keine anderen Interessen verletzt. 
Dann ist diese Variante jedenfalls angemessen, also verhä ltnismä ßig im engen Sinne. 
Will man hingegen die Ansicht vertreten, dass jedenfalls eine Pflicht zur Wahl der 
ö kologisch günstigsten Variante besteht, würde man dem absoluten Naturschutz und der 
absoluten Landschaftspflege das Wort reden und den verfassungsrechtlich durch Art. 20 a 
GG abgesicherten Rahmen des „ö kologischen Relativismus“ verlassen. 
 
(3) Abgrenzung zum naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebot des §  19 I BNatSchG n. F. 
Inwiefern sich die Alternativenprüfung von dem naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebot 
unterscheidet, ist in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft weitgehend geklä rt und wird 
einheitlich behandelt. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass eine Pflicht zur Wahl der 
ö kologischsten Alternativen nicht aus dem naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebot 
abzuleiten ist,418 denn aus dem naturschutzrechtlichen Vermeidungsgebot kö nne keine 
Verpflichtung zur Wahl der ö kologisch günstigsten Variante hergeleitet werden. Maßgeblich 
für die Zulassung eines Vorhabens sei das einschlä gige Zulassungsrecht und erst ergä nzend 
auch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung mit dem in ihr enthaltenen 
Vermeidungsgebot. Ziel dieser „Aufsattelung“ der Eingriffsregelung sei es, dem Fachrecht 
ein Folgenbewä ltigungssystem für die Inanspruchnahme von Natur und Landschaft an die 
Hand zu geben. Daher stehe die Frage der bestmö glichen Planungsvariante im Zeitpunkt der 
naturschutzrechtlichen Folgenbewä ltigungsprüfung nicht mehr zur Disposition.419 
Dieser Ansicht ist grundsä tzlich zuzustimmen, denn das naturschutzrechtliche 
Vermeidungsgebot ist nicht gleichzusetzen mit planungsrechtlicher Alternativenprüfung oder 
                                                           
418 BVerwGE 100, 370, 381 f.; BVerwG, NuR 1997, 404, 405 f.; BVerwG, NuR 1998, 138, 139. 
419 BVerwG, NuR 1997, 404, 406; BVerwG, NuR 1997, 441, 443; R. Wolf, NuR 2001, 481, 483. 
 A. A. C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 55 f. 
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naturwissenschaftlicher Vermeidbarkeit.420 Gegenstand der Vermeidung im Sinne des 
Naturschutzrechts ist nicht die Aufgabe des den Eingriff hervorrufenden Vorhabens selbst 
bzw. die Wahl einer keinen Eingriff hervorrufenden Alternative; das Vermeidungsgebot 
enthä lt also kein „Verbot vermeidbarer Beeinträ chtigungen“.421 Vielmehr nimmt das 
Naturschutzrecht die mit einem Eingriff verbundenen zwangslä ufigen Folgen hin. Es verlangt 
lediglich, das von den erheblichen oder nachhaltigen Beeinträ chtigungen diejenigen 
unterlassen werden, die vermeidbar sind.422 Ein Verbot des Eingriffs kann deshalb auch nur 
unter den Voraussetzungen des §  19 III BNatSchG n. F. erreicht werden. 
Aus dem gleichen Grund kann auch die Ansicht, aus dem Vermeidungsgebot ergebe sich die 
Verpflichtung zu einer idealen Standortwahl,423 nicht überzeugen, denn Alternativenprüfung 
ist die Frage nach dem "Wo" des Eingriffs, wä hrend das Vermeidungsgebot die Frage nach 
der Folgenbewä ltigung von Eingriffen stellt. Hieraus wird deutlich, dass der Aspekt der 
Umweltverträ glichkeit und der naturschutzrechtliche Aspekt der Eingriffsregelung zwei 
unterschiedliche Aspekte sind. Sie stehen auf unterschiedlichen Prüfungsstufen. Demzufolge 
lä sst sich aus dem Vermeidungsgebot des §  19 I BNatSchG n. F. keine Pflicht zur Wahl der 
ö kologisch günstigsten Variante entnehmen.424 
 
ee) Konsequenzen für planerische Abwä gungsentscheidungen 
Hat der Planungsträ ger nach umfangreicher Alternativenprüfung nunmehr diejenige 
Planungsvariante gewä hlt, die Gegenstand der planerischen Abwä gungsentscheidung sein 
soll, tritt er in die Abwä gungsentscheidung im eigentlichen Sinne ein. Hier allerdings auch 
mit einigen Modifikationen zur altbekannten Form der planungsrechtlichen Abwä gung. 
Die Ermittlungsphase fä llt auf der Stufe der Abwä gung im engen Sinne fort, denn die jeweils 
durch die entsprechenden Planungsvarianten tangierten ö ffentlichen und privaten Belange 
wurden bereits auf der Stufe der Alternativenabwä gung gründlich ermittelt. 
                                                           
420 VGH Mannheim, NVwZ 1996, 304, 308; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts D 1869. 
421 F. Kuchler, NuR 1991, 465, 467. 
422 VGH Mannheim, NVwZ 1996, 304, 308; H. W. Louis, NuR 1998, 112, 119. J. Schmidt, NVwZ 1999, 363, 
364; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz - Kommentar §  8a Rdnr. 35; R. Wolf, NuR 2001, 
481, 483. 
423 C. Birkedal: Die Implementation des Staatsziels Umweltschutz (Art. 20 a GG) in das Bauplanungsrecht und 
seine Auswirkungen auf das bauplanungsrechtliche Abw ä gungsgebot S. 122 f. 
424 BVerwG, NuR 1998, 138, 139; J. Schmidt, NVwZ 1999, 363, 364. 
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Auch die weiteren Schritte der planungsrechtlichen Abwä gungsentscheidung im eigentlichen 
Sinne entfallen, denn die von einer Alternative tangierten ö ffentlichen und privaten Belange 
wurden bereits bei der „inzidenten“ Abwä gung auf der Ebene der Alternativenabwä gung 
gewichtet und gegen- und untereinander abgewogen. Ansonsten wä re eine Abwä gung unter 
den zur Verfügung stehenden Alternativen –  und damit eine Entscheidung für eine bestimmte 
Alternative –  gar nicht mö glich gewesen. 
Somit unterteilen sich planerische Abwä gungsentscheidungen nicht in zwei verschiedene 
Stufen der Abwä gung –  also in eine Alternativenabwä gung und eine Abwä gung im 
eigentlichen Sinne. Hingegen findet mittels der Einführung der Alternativenprüfung in das 
Abwä gungsmodell eine Strukturierung statt. Im Idealfall bereitet die Alternativenprüfung 
eine planungsrechtliche Abwä gungsentscheidung so gut vor, dass diese nur noch in der 
Feststellung mündet, dass Standortalternative X planfestgestellt wird oder Alternative Y 
Gegenstand des Bauleitplanes wird. 
 
 
3. Alternativenprüfungspflicht und kommunale Planungshoheit gemä ß Art. 28 II GG 
 
Fraglich ist, ob die Pflicht zur Alternativenprüfung in die Planungshoheit der Kommunen 
eingreift. 
Da ein Eingriff in die Bestandsgarantie jedenfalls nicht vorliegt, ist zu fragen, ob ein Eingriff 
in den Kern- oder Randbereich der kommunalen Selbstverwaltungsgarantie des Art. 28 II GG 
gegeben ist. Diese Feststellung ist daher von Nö ten, weil die verfassungsrechtlichen 
Zulä ssigkeitsvoraussetzungen an einen Eingriff in Art. 28 II GG  je nachdem, ob durch die 
Maßnahme der Kern- oder der Randbereich der institutionellen Garantie betroffen ist, 
unterschiedlich sind. 
Was jedoch zum Kern- oder Randbereich zu zä hlen ist, ist nicht abschließend bestimmbar.425 
Dem Kernbereich wird jedenfalls „...die Befugnis, sich aller Angelegenheiten der ö rtlichen 
Gemeinschaft, die nicht durch Gesetz bereits anderen Trä gern ö ffentlicher Verwaltung 
                                                           
425 BVerfGE 79, 127, 146. 
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übertragen sind, ohne besonderen Kompetenztitel anzunehmen (Universalitä t des 
gemeindlichen Wirkungskreises)“426 zugeordnet. 
Umstritten ist, ob die kommunale Planungshoheit dem Kernbereich des Art. 28 II GG 
zuzuordnen ist.427 Das Bundesverfassungsgericht hat bisher diese Frage unbeantwortet 
gelassen.428 
Ungeachtet der Beantwortung dieser Frage, kann man wohl davon ausgehen, dass durch die 
Verankerung der Alternativenprüfungsverpflichtung in §  1 VI BauGB der Kernbereich des 
Art. 28 II GG nicht betroffen ist, da das Recht der Gemeinde sich aller Angelegenheiten der 
ö rtlichen Gemeinschaft anzunehmen, grundsä tzlich hierdurch nicht in Frage gestellt wird. 
Fraglich ist aber, ob ein Eingriff in den Randbereich des Art. 28 II GG vorliegt. Dieser 
umfasst konkrete Aufgabenbestä nde, jedenfalls auch die Planungshoheit der Gemeinden. 
Dies mag deshalb zu verneinen sein, weil diese Alternativenprüfungsverpflichtung nicht das 
Ob, sondern lediglich das Wie der Planung bestimmt. Hinzu kommt, dass die 
Alternativenprüfungspflicht den Gemeinden nicht weniger Entscheidungsspielraum 
zugesteht, sondern diesen sogar –  nä mlich um die Alternativen –  noch erweitert. 
Da jedoch Art. 28 II GG neben der gemeindlichen Zustä ndigkeit auch die Art und Weise 
ihrer Erledigung umfasst,429 kann man wohl einen Eingriff in Art. 28 II GG bejahen. 
Damit Eingriffe in den Randbereich des Art. 28 II GG zulä ssig sind, muss der Gesetzgeber 
hierbei die „spezifische Funktion“ der gemeindlichen Selbstverwaltung berücksichtigen.430 
Der Gesetzgeber muss also beim Vorliegen einer Aufgabe mit relevantem ö rtlichen 
Charakter berücksichtigen, dass hier ein Zustä ndigkeitsvorrang der Kommunen besteht. 
Damit diese Aufgabe den Kommunen entzogen werden kann, müssen die den 
                                                           
426 BVerfGE 79, 127, 146; darüber hinaus werden dem Kernbereich keine weiteren Elemente zugeordnet. So T. 
Clemens, NVwZ 1990, 834, 838. 
427 BVerfGE 56, 298, 312 m. w. N.; I. von Mü nch und P. Kunig: Grundgesetz-Kommentar –  Löwer Art. 28 
Rdnr. 74; D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  1 Rdnr. 18. 
 Bejahend F. Weyreuther, DÖ V 1983, 575, 575. 
 Verneinden T. Clemens, NVwZ 1990, 834, 838. 
428 BVerfGE 56, 298, 312 f.; BVerfGE 76, 107, 118 f. 
429 BVerfGE 79, 127, 143. 
430 BVerfGE 79, 127, 143, 154; T. Clemens, NVwZ 1990, 834, 839; B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: 
Kommentar zum Grundgesetz Art. 28 Rdnrn. 13 ff. 
 Hiervon zu unterscheiden sind die Zulä ssigkeitsvoraussetzungen für Eingriffe in Art. 28 GG aufgrund 
gezielt-individueller staatlicher Maßnahmen gegenüber anderen konkret-individuellen Rechtssubjekten. So 
etwa in BVerfGE 56, 298, 298, 313 ff.; BVerfGE 76, 107, 107, 119 ff. Die Zulä ssigkeit solcher Eingriffe 
orientiert sich erstens an dem Vorahndensein überö rtlicher Interessen von hö herem Gewicht, die einen 
solchen Eingriff erfordern, zweitens der Verhä ltnismä ßigkeit eines solchen Eingriffs und drittens des 
Verbleibs eines Abwä gungsspielraums. 
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Aufgabenentzug tragenden Gründe gegenüber dem Aufgabenverteilungsprinzip des Art. 28 II 
GG überwiegen.431 Somit kö nnen andere, gewichtigere Gründe des Gemeinwohls den 
Zustä ndigkeitsvorrang überwiegen.432 
Die existentielle Bedeutung intakter Natur und Landschaft wurde bereits mehrfach erwä hnt 
und dargelegt. An Erhalt und Fö rderung intakter Natur und Landschaft hat die Allgemeinheit 
ein gesteigertes Interesse. Diesem soll durch die Einführung einer 
Alternativenprüfungspflicht auch im Rahmen von §  1 VI BauGB Rechnung getragen werden. 
Im Verhä ltnis dazu nimmt sich der Eingriff in die kommunale Planungshoheit doch relativ 
leicht aus, denn von einem Aufgabenentzug kann ja nicht die Rede sein: Vielmehr wird die 
Art und Weise der Aufgabenerfüllung nä her bestimmt. Die Ausfüllung der Planung jedoch, 





Worin liegt nun der Beitrag der Alternativenprüfung zu einer verbesserten Durchsetzung von 
Belangen von Natur und Landschaft innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge, 
kurz zur Verankerung des Biosphä rengedankens im Planungsrecht? 
Meines Erachtens kann man einen direkten und indirekten Vorteil der Alternativenprüfung 
feststellen. Direkt trä gt die Eingliederung der Alternativenprüfung in das Abwä gungsgebot 
zur Strukturierung desselben bei. Das Stichwort hierzu war weiter oben bereits 
„Unsicherheitsabsorption“. 
Indirekt trä gt die Alternativenprüfung aber auch zur Stä rkung von Natur und 
Landschaftsbelangen bei. Indirekt deshalb, weil das Denken in Alternativen dazu beiträ gt, 
dass eine vorzeitige Fixierung auf eine bestimmte planerische Lö sung vermieden wird433 und 
statt dessen versucht wird, durch die Ermittlung und Prüfung mö glicher Alternativen 
Nutzungskonflikte –  insbesondere Nutzungskonflikte in Bezug auf Belange von Natur und 
Landschaft –  ganz zu vermeiden, zu minimieren oder aber Nutzungskonfliktkonstellationen, 
                                                           
431 BVerfGE 79, 127, 154. 
432 T. Clemens, NVwZ 1990, 834, 839; B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 
28 Rdnr. 13b. 
433 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 15. 
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die weniger schwerwiegend sind, zu erreichen. Dieses Vermeidungs- bzw. 
Minimierungspotential einer jeden planerischen Alternativenprüfung lä sst sich durch die 
einer jeden Alternativenprüfung vorgeschaltete Planzielbestimmung erweitern, denn es 
wurde bereits gezeigt, welch große Relevanz die Planzielbestimmung für die nachfolgende 
Alternativenprüfung hat. Je nachdem wie das planerische Ziel oder der die Planung leitende 
Zielpool formuliert wird (ob Küstenschutz oder Arbeitsplatzsicherung bzw. beides), erö ffnen 
sich unterschiedlich planerische Alternativen.  
In diesem Zusammenhang ist kurz auf einen Vorschlag Winters434 einzugehen. Dieser schlä gt 
vor, die maßgeblichen Planungsziele zu hinterfragen und Oberziele zu bilden. Mit diesen 
seien dann Unterziele in Verhä ltnis zu setzen. Der Vorteil dieses Ansatzes liegt darin 
begründet, dass er die Alternativenmö glichkeiten erweitert und –  unter Umstä nden –  sogar 
gä nzlich verä ndert. Wenn z. B. Oberziel einer jeden Planung der Schutz von Natur und 
Landschaft ist,435 so wä re eine Alternativenpalette im Fall des Emssperrwerks sicherlich 
anders –  u. U. unter Einschluss einer Standortverlegung –  ausgefallen. 
In Bezug auf diesen Vorschlag, ergeben sich jedoch einige Fragen, z. B.: Wer darf was als 
Oberziel formulieren? Gibt es nur ein oder mehrere Oberziele? Eng damit verknüpft ist auch 
die Frage nach der Ableitbarkeit der Oberziele von den Planungszielen bzw. umgekehrt, dem 
Ursprung der Planungsziele. 
Auf diese Frage gibt Winter keine Antworten. Auch hier sollen sie nicht gefunden werden. 
Vielmehr soll es ausreichen festzustellen, dass gerade indem die planende Behö rde sich der 
leitenden Planungsziele bewusst wird und unter Umstä nden zwischen sich ausschließenden 
Planungszielen abwä gt, das Vermeidungs- bzw. Minierungspotential der Alternativenprüfung 
erweitert wird, denn vielleicht gelingt es der planenden Behö rde, eine Zielformulierung zu 
finden, die das grö ßte Alternativenpotential in sich trä gt. 
Aber auch durch die generelle Verpflichtung planender Behö rden zur Alternativenprüfung, 
die sich formell und materiell herleiten lä sst, ergibt sich die Erweiterung des Vermeidungs- 
und Minimierungspotentials der Alternativenprüfung. Indem die Alternativenprüfungspflicht 
nicht mehr nur noch auf sich aufdrä ngende Alternativen beschrä nkt wird, wird aus der 
passiven Alternativenprüfung eine aktive Alternativensuche. Hierdurch ist die planende 
Behö rde gezwungen, unterschiedlichste Umsetzungsmö glichkeiten für die leitenden 
                                                           
434 G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 58. 
435 Was hier nicht vertreten werden soll. Dieses Beispiel dient lediglich der Illustration. 
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Planungsziele zu ersinnen und auf ihre Planungstauglichkeit hin zu überprüfen. Gerade der 
aktiven Suche nach Alternativen kommt –  im Hinblick auf die Staatszielbestimmung des Art. 
20 a GG und die damit verbundene Verpflichtung aller staatlicher Gewalt zur ihrer 
Beachtung –  für die verbesserte Durchsetzung von Natur- und Landschaftsbelangen eine 
erhö hte Bedeutung zu. Auch wenn sich im Hinblick auf die Belange von Natur und 
Landschaft schonendere Alternativen nicht aufdrä ngen, kö nnen diese –  bei der Verpflichtung 
zur aktiven Suche –  ermittelt werden und zum Lö sungsweg avancieren. 
Schließlich liegt auch in der hier vertretenen Verpflichtung zur gründlichen 
Alternativenabwä gung die Mö glichkeit zur Erweiterung des Vermeidungs- bzw. 
Minimierungspotentials der Alternativenprüfung. Dadurch, dass jede realistische436 
planerische Alternative einer genauen inzidenten Abwä gung unterzogen wird, wird 
sichergestellt, dass die Belange von Natur und Landschaft richtig –  d. h. entsprechend ihrer 
existentiellen Bedeutung –  in Verhä ltnis zu den konfligierenden übrigen Belangen gewichtet 
werden. Wie diese Gewichtung genau zu erfolgen hat, ist Gegenstand des nä chsten 
Abschnitts. Hier soll lediglich festgehalten werden, dass nur genau ermittelte und bewertete 
Alternativen überhaupt vergleichbar sind und Gegenstand einer Alternativenabwä gung sein 
kö nnen. 
                                                           
436 Soll heissen: Alternative, der keine Planungsleits ä tze und -ziele entgegenstehen. 
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III. Die verbesserte Durchsetzung von Natur- und Landschaftsbelangen innerhalb 
planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge mittels bedingter Vorrangregeln 
 
 
Jenseits der Frage nach alternativen und damit ö kologischeren Planungsmö glichkeiten 
verspricht das Abwä gen an sich –  also das Gewichten der in die planerische Entscheidung 
involvierten Belange gegen- sowie untereinander –  Mö glichkeiten für eine verbesserte 
Durchsetzung von Natur- und Landschaftsbelangen.  
Denkt man über eine erhö hte Durchsetzungskraft der Belange von Natur und Landschaft 
innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge nach, erscheint die Ausgestaltung dieser 
Belange als Optimierungsgebot naheliegend. Diese durch die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts geschaffene und ausgestaltete Kategorie verspricht, die bereits 
festgestellte besondere Wertigkeit von Belangen des Natur- und Landschaftsschutzes in 
Abwä gungsvorgä nge transportieren zu kö nnen. Gleichzeitig kö nnte es über diesen Weg 
vermieden werden, absolute Vorrä nge zu formulieren, die –  wie bereits gezeigt –  nicht von 
Art. 20 a GG getragen würden. 
Im Folgenden soll dieser Weg auf seine Begehbarkeit hin untersucht werden. Hierfür ist es 
notwendig, die Rechtsprechung, die zur Kategorie der Optimierungsgebote ergangen ist, 
nä her zu untersuchen. Diese vom Bundesverwaltungsgericht entwickelte planungsrechtliche 
Kategorie wird –  nachdem eine Normauslegung vorgenommen wurde –  von den Alexyschen 
Optimierungsgeboten abzugrenzen und in den normtheoretischen Hintergrund 
planungsrechtlicher Abwä gung einzuordnen sein. Hierbei wird sich zeigen, dass es die von 
der Rechtsprechung entwickelte Kategorie der Optimierungsgebote eigentlich nicht gibt, da 
sie keine eigenstä ndige Strukturleistung oder Systematisierungsleistung in einer 
Abwä gungsentscheidung erbringen kann. 
Im Anschluss daran wird ein eigenes Modell von bedingten Vorrangregeln für Belange von 
Natur und Landschaft vorgestellt werden. Auch hierbei wird von der normtheoretischen Basis 
der planungsrechtlichen Abwä gung ausgegangen. Hiergegen mö gliche normtheoretische wie 
auch verfassungsrechtliche Einwä nde werden erö rtert. Im Ergebnis wird es mö glich sein, 
durch die Formulierung bedingter Vorrangregeln zugunsten von Belangen der Natur und 
Landschaft eine erhö hte Durchsetzungskraft innerhalb von Abwä gungsvorgä ngen zu 
etablieren, und damit den Biosphä rengedanken im Planungsrecht zu verankern. 
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1. Die Planungskategorie der Optimierungsgebote 
 
Nach der Rechtsprechung437 soll es planungsrechtliche Optimierungsgebote geben, die als 
Planungsdeterminanten abwä gungsfä hig und -abhä ngig sind, aber aufgrund ihrer vom 
Gesetzgeber gewollten Bedeutung ein besonderes Gewicht innerhalb des 
Abwä gungsprozesses beanspruchen kö nnen, so dass diesen nur ihresgleichen gleichwertig 
gegenüberstehen kö nnen. Andere Planungsdeterminanten –  wie etwa die 
Abwä gungsdirektiven –  müssen jedoch ein Mehr an Ü berzeugungsarbeit leisten, um in einem 
Abwä gungsprozeß mit ihnen zu obsiegen.438 Insoweit schrä nken die Optimierungsgebote die 
planerische Gestaltungsfreiheit ein.439 
Das erste Mal wurde die Kategorie der Optimierungsgebote in dem Urteil des IV Senats vom 
22.03.1985 –  AZ BVerwG IV C 73.82 –  eingeführt.440 
Dort wurde –  exemplarisch anhand des §  1 I S. 1 FStrG441 und in Abgrenzung zu der 
Kategorie der Planungsleitsä tze –  festgestellt, dass Optimierungsgebote Vorschriften sind, 
„...die nur eine Berücksichtigung oder Optimierung bestimmter ö ffentlicher Belange 
fordern...“ und hierdurch den Belangen ein bestimmtes Gewicht verleihen, dem innerhalb der 
Abwä gung Rechnung zu tragen ist. 
„Eine weitergehende Rechtsbindung ergibt sich aus ihnen nicht“. Optimierungsgebote im 
planungsrechtlichen Sinne verlangen demnach eine „...weitgehende Beachtung bestimmter 
Belange...“442 Hierdurch werde die planerische Gestaltungsfreiheit eingeschrä nkt. 
Diese Erkenntnis hat das Bundesverwaltungsgericht durch Auslegung der betreffenden 
Norm, insbesondere aus deren Wortlaut entnommen.443 Dieser lege durch die Verwendung 
der Worte: „mö glichst stö rungsfrei“ nahe, dass eine strikte Geltung dieses Planungsziels 
                                                           
437 BVerwGE 71, 163, 165 f. für §  1 BNatSchG, §  50 BImSchG und §  1 I S. 1 FStrG; BVerwG, NVwZ 1991, 
69, 70 für §  8 II und III BNatSchG a. F.; BVerwGE 85, 348, 362 für §  8 III BNatSchG a. F.; BVerwG, 
DVBl. 1992, 1438, 1439 für §  1 I BauGB-MaßnahmenG; BVerwG, DVBl. 1995, 238, 241 für §  2 I S. 1 
AbfG. Kein Optimierungsgebot ist hingegen nach VGH Mannheim, NuR 1997, 92, 93 §  8a I S. 1 BNatSchG 
a. F.; so auch BVerwG, NVwZ 1997, 1213, 1214. 
 Für eine Ü bersicht über die bisher von der Rechtsprechung angenommenen planungsrechtlichen 
Optimierungsgebote siehe auch R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 6 f. 
438 Zur historischen Entwicklung der Kategorie Optimierungsgebot siehe statt vieler T. Wü rtenberger, 
VVDdStRL (58) 1999, 139, 147 ff. 
439 BVerwGE 71, 163, 165; so auch W. Hoppe, DVBl. 1992, 853, 860. 
440 BVerwGE 71, 163, 
441 den es so nicht mehr gibt; siehe zur Entwicklung E. A. Marschall: Bundesfernstrassengesetz Kommentar 
Vor §  1 Einleitung. 
442 BVerwGE 71, 163, 165; H. Blumenberg, DVBl. 1989, 86, 93. 
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nicht gelten soll und somit kein Planungsleitsatz vorliege. Und weiter, der Wortlaut lege 
nahe, dass es sich um ein Optimierungsgebot handele. In dieser Entscheidung wurde auch 
noch §  1 BNatSchG a. F. sowie §  50 BImSchG als Optimierungsgebote bezeichnet.444 Bei §  1 
BNatSchG a. F. lasse der in der Vorschrift enthaltene ausdrückliche Abwä gungsvorbehalt in 
Absatz 2 erkennen, dass es sich um ein Optimierungsgebot handele.445 Bei §  50 BImSchG sei 
es hingegen wieder der Wortlaut „soweit wie mö glich“, der die Eigenschaft der Vorschrift als 
Optimierungsgebot deutlich mache. Viel mehr als die blanke Behauptung, dass §  50 
BImSchG ein Optimierungsgebot sei, ergibt sich auch nicht aus anderen Urteilen.446 
In der Folgezeit wurde auch für §  8 II, III BNatSchG a. F. die Optimierungsgebotsqualitä t 
ausgeurteilt.447 Auch in diesem Beschluß ging es um die Abgrenzung der beiden 
planungsrechtlichen Kategorien Planungsleitsatz und Optimierungsgebot. Und auch hier 
wieder wurde aus dem Wortlaut und dem Sinn der Vorschrift heraus argumentiert, freilich 
relativ dürftig. Im Urteil des IV Senats –  AZ 4 C 44.87 –  wird hierzu weiter ausgeführt, dass 
der Wortlaut des §  8 III BNatSchG a. F. mit der Abstellung auf ein bestimmtes 
Abwä gungsergebnis nahelege, dass den Belangen von Natur und Landschaft ein besonderes 
Gewicht zukomme.448 
In dem Beschluß des Bundesverwaltungsgerichts vom 20.08.1992 –  AZ 4 NB 20.91 –  
entscheidet das Gericht in einem obiter dictum, dass auch die in §  1 IV 1 und 3 BauGB 
genannten Ziele sowie der bereits wieder der Vergangenheit angehö rende §  1 I BauGB-
MaßnahmenG Optimierungsqualitä t besitzen.449 Auch hier wird wieder –  wie im Urteil des 
IV Senats vom 22.03.1985 –  AZ BVerwG IV C 73.82 –  Rückgriff auf den Wortlaut der 
Vorschrift und Gesetzessystematik genommen. 
                                                                                                                                                                                    
443 BVerwGE 71, 163, 165. 
444 BVerwGE 71, 163, 165; BVerwG, NVwZ 1999, 1222, 1223; BayVGH, UPR 2001, 198, 198. 
445 BVerwGE 71, 163, 165. 
446 BVerwG, NVwZ 1989, 151, 152. 
447 BVerwG, NVwZ 1991, 69, 69 f.; BVerwGE 85, 348, 362; OVG Saarlouis, NuR 1992, 348, 350; 
VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 190. 
448 BVerwGE 85, 348, 362. 
 Kein Optimierungsgebot ist §  8a I 1 BNatSchG, dies ergebe sich „...aus dem Wortlaut und dem 
Sinnzusammenhang des Gesetzes...“ OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 277; so auch VGH Mannheim, NuR 
1997, 92, 93; BVerwG, NVwZ 1997, 1213, 1214; Siehe hierzu auch H. Sendler, UPR 1995, 41, 46 f; B. 
Stü er, DVBl. 1997, 1201, 1203; Zur Gegenansicht siehe hierzu A. Bunzel, NuR 1997, 583, 587 Fußn. 47; M. 
Uechtritz, NVwZ 1997, 1182, 1182 Fußn. 4, 1183. 
449 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439. 
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Schließlich wurde auch für §  2 I S. 2 AbfG die Optimierungsgebotsqualitä t festgestellt.450 
Hier wurde diese jedoch nicht aus der Norm selbst, sondern aus dem Sinn und Zweck des 
Abfallgesetzes im Ganzen entnommen. 
Das Schrifttum451 hat diese neue Planungskategorie aufgenommen, und versucht, sie mit Sinn 
und System zu füllen, allerdings auf hö chst unterschiedliche und terminologisch verwirrende 
Art und Weise.452 
So wird teilweise die Funktionalitä t solcher relativer Vorranganordnungen bezweifelt.453 
Vielmehr gebe die Rechtsordnung jedem Belang seine objektive Gewichtigkeit, die dann 
eben in die Abwä gung mit einzufließen habe und erst bei vö lliger Verfehlung dieser 
Gewichtigkeit Wirkung entfalte. 
Daneben soll es noch relativ-absolute Vorranganordnungen geben, bei denen ein Belang 
gegenüber einem bestimmten anderen einen absoluten Vorrang genießt. Hier attestiert 
Weyreuther, dass es selten bis nie im Planungsrecht zu solchen Belang-Duellen komme, und 
dass aufgrund der anzutreffenden Interessen- und Wirkungsgeflechte eine solche 
Vorranganordnung nicht praktikabel sei. 
Demgegenüber betrachten andere Optimierungsgebote als Zielvorgaben, die zwar im Wege 
der Abwä gung mit konfligierenden Belangen weggewogen werden kö nnen, aber eine 
„mö glichst weitgehende Beachtung und Verwirklichung fordern.“ Daneben soll es noch 
Vorschriften geben, die einem Belang einen relativen Vorrang einrä umen und im Unterschied 
zu den Optimierungsgeboten nicht auf das Abwä gungsergebnis zielende 
„Orientierungspunkte“ beinhalten, sondern das Gewicht eines Belangs verstä rken. Auch 
Belange, welche einen relativen Vorrang genießen, kö nnen hiernach weggewogen werden, 
freilich nur mit einem dem relativen Vorrang entsprechend gesteigerten 
Argumentationsaufwand.454 
                                                           
450 BVerwG, DVBl. 1995, 238, 241. 
451 Ü bersicht hierzu bei R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 7. 
452 F. Weyreuther, UPR 1981, 33, 38 f. bezweifelt die Funktionalitä t von relativen Vorranganordnungen. 
 Hinzuweisen sei auch auf die Auseinandersetzung im Schrifttum über die planungsrechtliche Qualtitä t der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in §  8 BNatSchG a. F. / §  19 BNatSchG n. F. Zum Meinungsstand 
siehe hierzu H. Loibl, ZUR 1997, 243, 244. Fußn. 18 f., 246; U. Battis / M. Krautzberger und R.-P. Löhr, 
Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 1997, 1145, 1148; A. Schink, DVBl. 1998, 609, 609 f.; U. Di Fabio, 
NVwZ 1998, 329, 332 f. 
453 F. Weyreuther, UPR 1981, 33, 39. 
454 H. Funke, DVBl. 1987, 511, 516; 
 A. A. H. Blumenberg, DVBl. 1989, 86, 93; er sieht keinen sachlichen Grund für eine Differenzierung im 




Wieder anderer Meinung nach sind Optimierungsgebote Abwä gungsgebote, die eine best- 
und grö ßtmö gliche Zielerreichung in der konkreten Situation verlangen, d. h. eine 
Zurückstellung der damit konfligierenden Belange soweit wie mö glich.455 Hiernach sollen 
Optimierungsgebote auch eine große Rolle bei der Untersuchung von Standortalternativen 
durch den Planungsträ ger spielen. 
Dagegen wird vorgebracht, dass Optimierungsgebote, wie sie die Rechtsprechung 
ausgesprochen und das Schrifttum aufgegriffen hä tten, sogar gegen die Verfassung 
verstoßen. Demnach soll eine stä rkere Durchsetzungskraft des Umweltschutzes nur im 
konkreten Einzelfall als mö gliche Folge aus Art. 2 II 1, 19 II GG, keinesfalls jedoch als ein 





Im Folgenden soll nunmehr die Kategorie des Optimierungsgebots –  so wie sie uns durch die 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft prä sentiert wird –  kritisch betrachtet werden. 
Hierfür sollen in einem ersten Schritt die durch die Rechtsprechung als Optimierungsgebot 
ausgeurteilten Normen auf ihre Optimierungsgebotsqualitä t hin überprüft werden. 
In einem zweiten Schritt sollen die Optimierungsgebote der Rechtsprechung in den 
normtheoretischen Hintergrund der Abwä gung eingeordnet werden. 
 
a) Inhaltliche Kritik an der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
Aus der Darstellung der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts und einiger 
Instanzgerichte lä sst sich unschwer erkennen, dass sich die Optimierungsgebotsqualitä t einer 
Norm durch Normauslegung enthüllt. Die Bejahung der Optimierungsgebotsqualitä t setzt 
dabei immer voraus, dass die Norm den in ihr transportierten Belangen ein besonderes 
Gewicht zuerkennt. 
                                                           
455 W. Hoppe, DVBl. 1992, 853, 858, 860; W. Hoppe, UPR 1995, 201, 202 ff. 
456 R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 8, 12; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 
106, Fßn. 125. 
  
121
Im Folgenden soll daher eine eigene Auslegung der als Optimierungsgebot ausgezeichneten 
Normen vorgenommen werden. Dabei wird auf die Vorschriften, die so nicht mehr geltendes 
Recht sind, verzichtet.457 Hierbei wird sich herausstellen, dass bei der Mehrzahl der als 
Optimierungsgebote gekennzeichneten Vorschriften die Optimierungsgebotsqualitä t nach der 
Auslegung zweifelhaft bleibt. 
 
 
Exkurs: Der Begriff der Optimierung 
Im Duden wird Optimierung mit der Erreichung des unter den gegebenen Voraussetzungen, 
im Hinblick auf ein zu erreichendes Ziel Bestmö glichen, Günstigsten definiert.458 Den 
Gegensatz zur Optimierung bildet –  zumindest sprachlich –  die Minimierung. 
In der Mathematik versteht man unter Optimierung459 das Auffinden des kleinsten 
(Minimierung) oder grö ßten (Maximierung) Wertes einer Funktion (Ziel- oder 
Objektfunktion) in einem bestimmten, durch Nebenbedingungen, oft in Form von 
Gleichungen oder Ungleichungen, beschriebenen (zulä ssigen) Bereich. Es handelt sich 
mithin um eine Methode der Zielerreichung, wobei mehrere Ziele miteinander kollidieren 
kö nnen. 
In den Wirtschaftswissenschaften versteht man unter Optimum, denjenigen Punkt, der die im 
jeweiligen Zusammenhang günstigste Relation (z. B. von Ertrag und Aufwand) oder 
Konstellation darstellt.460 
Gemeinsam ist all diesen Optimierungsbegriffen das Suchen nach dem Bestmö glichen. 
Ü berträ gt man dieses Verstä ndnis auf die Optimierungsgebote, so müssten diese, für die in 
ihnen jeweils transportierten Belange eine bestmö gliche Durchsetzung innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge verlangen. 
Ob die durch die Rechtsprechung zu Optimierungsgeboten geadelten Normen tatsä chlich die 
bestmö gliche Durchsetzung der durch sie transportierten Belange innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge verlangen, ist in erster Linie eine Frage der juristischen Hermeneutik. 
Diesen Weg ist die Rechtsprechung auch gegangen. 
Im Folgenden soll er nachgeschritten und auf seine Plausibilitä t hin untersucht werden. 
                                                           
457 Dies sind §  1 I 1 FStrG, §  1 I BauGB-MaßnahmenG. 
458 Duden: Das große Wö rterbuch der deutschen Sprache. 
459 Zum Optimierungsbegriff im Strahlenschutzrecht siehe W. Bischof, NJW 1991, 2323, 2323 ff. 




Die angesprochenen Urteile und Beschlüsse fordern geradezu die Kritik heraus, dass seitens 
der Rechtsprechung keine „Aufklä rung zur genaueren Normbedeutung“ vorgenommen 
wurde.461 Denn eine genaue Normanalyse, die der Methode der juristischen Auslegung 
gerecht würde, sucht man vergebens. Allerdings spricht die mangelhafte Genauigkeit der 
Auslegung nicht grundsä tzlich gegen die an den jeweiligen Normen entdeckte vermeintliche 
Optimierungsgebotsqualitä t. 
Beginnen wir mit dem ersten Optimierungsgebot der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgericht: §  50 BImSchG. 
Dem Bundesverwaltungsgericht ist zuzugeben, dass in §  50 BImSchG der Wortlaut nahelegt, 
dass der durch die Norm transportierte Belang –  bei §  50 BImSchG der Umweltschutz in 
Form des Immissionschutzes –  mö glichst weitgehend, also optimal durchgesetzt bzw. 
umgesetzt werden soll. Denn in §  50 BImSchG wird verlangt, dass schä dliche 
Umwelteinwirkungen „...so weit wie mö glich vermieden werden.“ Aus dieser als qualifiziert 
zu bezeichnenden Vermeidungspflicht kann auf einen Optimierungsauftrag im Hinblick auf 
die Vermeidung von schä dlichen Umwelteinwirkungen geschlossen werden. 
Ä hnliches lä sst sich auch bei den bereits wieder aufgehobenen Optimierungsgeboten des §  1 
I 1 FStrG und §  1 I BauGB-MaßnahmenG feststellen. Ersterer verlangte, dass „beim Neubau 
einer Bundesstraße ein mö glichst weitgehend stö rungsfreier Verkehr zu gewä hrleisten ist“ 
und zweiter, dass dem dringenden Wohnbedarf der Bevö lkerung „besonders Rechnung 
getragen werden“ soll. Hier wie dort wird also ein qualifiziertes Sollen vom Wortlaut der 
Vorschriften ausgedrückt. 
Auch der Sinn und Zweck sowie die Entstehungsgeschichte des §  50 BImSchG decken diese 
Auslegung. §  50 BImSchG ist die zentrale Planungsnorm für raumrelevante Maßnahmen. 
Sinn und Zweck dieser Norm ist die Vermeidung von Nutzungskonflikten auf einer frühen 
Planungsstufe.462 
Entstehungsgeschichtlich ist diese Norm wohl als der „erste zaghafte Versuch einer 
ö kologisch orientierten Planungspolitik“ zu verstehen.463 Denn dem Gesetzgeber war bei 
                                                           
461 W. Hoppe, DVBl. 1992, 853, 855; R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 7 r. Sp. 
462 H.-J. Koch und D. Scheuing: Gemeinschaftskommentar zum Bundesimmissionsschutzgesetz –  Schulze-
Fielitz, §  50 Rdnr. 1. 
463 H.-J. Koch und D. Scheuing: Gemeinschaftskommentar zum Bundesimmissionsschutzgesetz –  Schulze-
Fielitz, §  50 Rdnr. 4. 
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Erlass der Norm klar, dass der Belang des Umweltschutzes –  bis dahin allein über den 
Gesundheitsschutz im §  1 des Bundesbaugesetzbuches erfasst –  unzureichend 
Berücksichtigung im Planungsrecht findet.464 
Aus der Zusammenschau ergibt sich, dass mit §  50 BImSchG dem Umweltbelang in Form 
des Immissionsschutzes in der Planung ein erhö htes Gewicht zugemessen werden sollte.465 
Und zwar in einem Maße, der über die übliche Beachtung immissionsschutzrechtlicher 
Aspekte in der Planung (nä mlich als gleichwertigem Belang) hinausgeht.466 Dies ist der 
maßgebliche Aspekt, unter dem man §  50 BImSchG Optimierungsgebotsqualitä t zuerkennen 
kann. Denn hieraus lä sst sich erkennen, dass der Gesetzgeber bei Erlass des 
Bundesimmissionsschutzgesetzes dem Umweltschutz in Form des Immissionsschutzes einen 
über das Maß des Bundesimmissionsschutzgesetz als Fachgesetz hinaus eine erhö hte 
Wertigkeit beimessen wollte.467 
 
Es kann also festgehalten werden, dass die von dem Bundesverwaltungsgericht festgestellten 
Optimierungsgebote, in § 1 BauGB-MaßnahmenG, §  1 I 1 FStrG sowie §  50 BImSchG 
gemein haben, dass diese Vorschriften den Willen des Gesetzgebers ausdrücken, durch 
Verwendung von Ausdrücken wie „...soweit wie mö glich...“468 oder „...mö glichst 
weitgehend...“469, „...besonders Rechnung getragen werden...“470, den in ihnen transportierten 
                                                           
464 H.-J. Koch und D. Scheuing: Gemeinschaftskommentar zum Bundesimmissionsschutzgesetz –  Schulze-
Fielitz, §  50 Rdnr. 13; siehe hierzu auch O. Schlichter, NuR 1982, 122 S. 122 ff.; W. Erbguth und G. Pü chel, 
NuR 1984, 210, 213; U. Marcks, NuR 1984, 44, 44 ff. 
465 H.-J. Koch und D. Scheuing: Gemeinschaftskommentar zum Bundesimmissionsschutzgesetz –  Schulze-
Fielitz, §  50 Rdnr. 6; siehe hierzu auch O. Schlichter, NuR 1982, 122 S. 123; W. Erbguth, NVwZ 1982, 649, 
651 m. w. N. in Fußnote 34 f.; W. Erbguth und G. Pü chel, NuR 1984, 210, 213; U. Marcks, NuR 1984, 44, 
45. 
466 U. Marcks, NuR 1984, 44, 48. 
467 In einer nicht verö ffentlichten Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts (vom 13.07.1989 –  AZ 4 NB 20 
/ 89 –  wurde auch §  41 BImSchG als Optimierungsgebot bezeichnet. Auch dieser Auslegung des 
Bundesverwaltungsgerichts ist zuzustimmen. Denn §  41 hat z. B. wegen der enormen immissionsrechtlichen 
Bedeutung des Verkehrs in das BImSchG Aufnahme gefunden. Systematisch gesehen handelt es sich bei §  
41 BImSchG um ein planungsrechtliches Regelungsinstrument des Immissionsschutzrechts, welches 
Mindestanforderungen formuliert. Zweck der Vorschrift ist es, nach Maßgabe des §  50 BImSchG schä dliche 
Umwelteinwirkungen auf Wohngebiete bei einer Trassierung von Straßen und Schienenwegen soweit wie 
mö glich zu vermeiden. Die Vorschrift will schä digende Umwelteinwirkungen also von vornherein 
vermeiden. Durch Bezugnahme auf §  50 BImSchG stellt der Gesetzgeber klar, dass es ihm auch hier auf 
eine Hö herbewertung des Belangs Umweltschutz bei der Planung ankommt. 
 Siehe zum ganzen H.-J. Koch und D. Scheuing: Gemeinschaftskommentar zum 
Bundesimmissionsschutzgesetz –  Schulze-Fielitz Vor § §  38 - 43 Rdnrn. 59 bis 67, §  41 Rdnr. 2, 7 f. 
468 BVerwGE 71, 163, 165. 
469 BVerwGE 71, 163, 165. 
470 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439.  
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Belangen über den fachgesetzlichen Rahmen hinaus eine besondere Geltung zu 
verschaffen.471 
Ist somit schon einmal ein den Optimierungsgebot der Rechtsprechung gemeinsames 
Kriterium gefunden, sind die übrigen vom Bundesverwaltungsgericht ausgeurteilten 
Optimierungsgebote dahingehend zu überprüfen, ob sie diesem Kriterium genügen. 
 
Nach der Rechtsprechung472 sollte sich aus §  8 II, III BNatSchG a. F. für die Fachplanung ein 
Minimierungsgebot für unvermeidbare und nicht ausgleichbare Eingriffe ergeben. 
Fraglich ist, ob die genannte Rechtsprechung zu §  8 II, III BNatSchG a. F. noch für die 
neugefasste Eingriffsregelung in §  19 BNatSchG n. F. von Relevanz ist oder ob sich eine 
Auseinandersetzung mit dieser erübrigt. Um dies festzustellen muss eine kurze 
Bestandsaufnahme der "neuen" naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung im Vergleich zur 
"alten" erfolgen. 
 
Inhaltlich unterscheidet sich die "alte" von der "neuen" naturschutzrechtlichen Abwä gung 
dadurch, dass letztere ausdrücklich die Kompensation neben den Ausgleich in ihren 
Tatbestand aufgenommen hat. 
Zwar führt die Aufnahme der Kompensation in das Prüfprogramm der naturschutzrechtlichen 
Abwä gungsentscheidung zu Konsequenzen, auf die an anderer Stelle noch einzugehen sein 
wird. Hierdurch ä ndert sich jedoch nichts an der Grundstruktur der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung, die nach wie vor dreistufig - Vermeidung, Ausgleich bzw.Kompensation 
und Untersagung - aufgebaut ist. 
Eine weitere Neuerung findet sich in §  19 III 2 BNatSchG n. F. Hiernach sind Eingriffe in 
Biotope nur dann zulä ssig, wenn überwiegende ö ffentliche Interessen für den Eingriff 
sprechen. 
 
Von diesen beiden Ä nderungen abgesehen, hat sich am Prüfprogramm der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung nichts Grundlegendes geä ndert. Da es bei dem 
dreistufigen Aufbau der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung geblieben ist, ist eine 
                                                           
471 So im Ergebnis wohl auch W. Hoppe, DVBl. 1992, 853, 854; H. Sendler, UPR 1995, 41, 45; R. 
Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 8. 
472 BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70; BVerwGE 85, 348, 362; VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 190; B. Stü er: 
Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts D 1870. 
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Auseinandersetzung mit der genannten Rechtsprechung jedenfalls nicht entbehrlich 
geworden. 
 
Zuvorderst stellt sich die Frage, ob das Bundesverwaltungsgericht noch an der zu §  8 II, III 
BNatSchG a. F. genannten Rechtsprechung festhä lt. Denn in seinem Beschluss vom 
30.10.1992 –  AZ 4 A 4/92 –  hat es sich dafür ausgesprochen, dass es sich bei der Forderung 
des §  8 II BNatSchG nach Ausgleichsmaßnahmen um strikt zu beachtendes Recht handele. 
Insofern etwas anderes aus dem Beschluss vom 21.08.1990 –  AZ 4 B 104/90 –  zu entnehmen 
sei, werde nicht daran festgehalten.473 
Hier liegt jedoch nur ein scheinbarer Widerspruch vor. Denn in dem Beschluss vom 
30.10.1992 hat das Bundesverwaltungsgericht lediglich über die Verpflichtung, bei 
unvermeidbaren Eingriffen Ausgleichsmaßnahmen vorzunehmen, entschieden. In dem 
Beschluss vom 21.08.1990 hat es dagegen überhaupt kein Wort über diese Verpflichtung 
verloren. Bei genauem Studium dieses Beschlusses wird deutlich, dass es sich nur 
hinsichtlich der sich aus §  8 II BNatSchG a. F.  ergebenden Unterlassenspflicht474 bezüglich 
vermeidbarer Eingriffe und hinsichtlich der sich aus §  8 II, III BNatSchG a. F. ergebenden 
Minimierungspflicht geä ußert hat. Hierbei handelt es sich aber grundsä tzlich um ganz andere 
Pflichten als jene, die sich aus §  8 II BNatSchG bezüglich des Ausgleichs von 
unvermeidbaren Eingriffen ergibt.475 Da diese Unterscheidung nicht ganz leicht 
herauszufiltern ist, sah sich das Bundesverwaltungsgericht wohl dazu genö tigt, in dem 
jüngeren Beschluss die „salvatorische Klausel“ einzubauen. 
Ist nunmehr geklä rt, dass das Bundesverwaltungsgericht auch in seinem Beschluss vom 
30.10.1992 weiterhin von der Optimierungsgebotsqualitä t ausgeht, ist - unter Verweis auf die 
                                                           
473 BVerwG, NVwZ 1993, 565, 569; R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 615. 
474 Die auch ein abwä gungsunabhä ngiges striktes Gebot darstellen soll BVerwG, NVwZ 1991, 69 S. 70; G. 
Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1169; R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 615. 
475 Nach BVerwG, NVwZ 1993, 565, 569; BVerwG, NVwZ-RR 1998, 284, 287; VGH Mannheim, NVwZ-RR 
1994, 374, 378; VGH Mannheim, NuR 1997, 356 357; ergeben sich demnach aus §  8 II BNatSchG a. F. 
zwei strikte Planungsleitsä tze (im Sinne von BVerwGE 71, 163, 165) das Unterlassensgebot und das 
Ausgleichsgebot; so auch S. Paetow, NuR 1986, 144, 147; J. Berkemann, NuR 1993, 97, 102; G. Schmidt-
Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1169, der von einem „nachgehenden“ Planungsleitsatz in Bezug auf die 
Ausgleichspflicht spricht; U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 239; B. Stü er: Handbuch des Bau- und 
Fachplanungsrechts D Rdnr. 1869; Daneben ergibt sich aus §  8 II, III BNatSchG a. F. ein 
Minimierungsgebot für unvermeidbare nicht auszugleichende Eingriffe, welches im Wege der Abwä gung 
jedoch überwunden werden kann so BVerwGE 85, 348, 362. 
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inhaltliche Identitä t des §  19 II, III BNatSchG n. F. mit §  8 BNatSchG a. F. - nach der 
Berechtigung dieser Annahme zu fragen. 
Zuerst fä llt auf, dass aus dem Wortlaut der Vorschrift –  anders als bei §  50 BImSchG –  nicht 
ohne weiteres auf eine mö glichst weitgehende Verwirklichung der durch die Vorschrift 
transportierten Belange geschlossen werden kann. 
Die sogenannte Eingriffsregelung ist so aufgebaut, dass oberste Prioritä t der Vermeidung von 
Eingriffen zukommt. Bei festgestellter Unvermeidbarkeit eines Eingriffs ist ein Ausgleich zu 
liefern. Sollte auch ein Ausgleich nicht mö glich sein, so ist der Eingriff zu untersagen. Aus 
dieser Stufenfolge lä ßt sich zwanglos der Sinn der Vermeidung, jedenfalls aber der 
Minimierung von Eingriffen in die Natur und Landschaft herleiten. Denn die Minimierung ist 
als ein Weniger in der Vermeidung enthalten. Diese Auslegung wird auch durch die 
Entstehungsgeschichte der Vorschrift getragen.476 Insofern ist es richtig im Sinne der 
Rechtsprechung von einem naturschutzrechtlichen Minimierungsgebot für unvermeidbare 
und unausgleichbare Eingriffe zu sprechen. 
Fraglich ist allerdings, ob sich aus dieser Minimierungspflicht auch –  sozusagen 
spiegelverkehrt –  eine Optimierungspflicht ergibt und wenn ja, welchen Inhalt eine solche 
dann hä tte. 
„Dreht“ man die Minimierung von Eingriffen in ihr Gegenteil, so kann man von einer 
mö glichst weitgehenden Vermeidung von Eingriffen in die Natur und Landschaft sprechen. 
Fraglich ist nur, ob die weitestgehende Vermeidung von Eingriffen mit einer Optimierung 
der so transportierten Belange gleichzusetzen ist. Dies wird unter Hinweis auf §  8 III 
BNatSchG a. F. bejaht, weil diese Vorschrift auf ein bestimmtes Abwä gungsergebnis 
abstelle.477 
Dieses Indiz für eine Bejahung der Optimierungsgebotsqualitä t von §  19 II, III BNatSchG n. 
F. kann aber nicht überzeugen. Denn meines Erachtens handelt es sich hierbei lediglich um 
die Formulierung einer gebundenen Entscheidung, dass nä mlich der in Rede stehende 
Eingriff zwingend zu untersagen ist, wenn die mit den Belangen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege abzuwä genden übrigen Belange bei einem unvermeidbaren,  
unausgleichbaren bzw. nicht kompensierbaren Eingriff in der Abwä gung unterliegen. Mit der 
                                                           
476 Siehe hierzu E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 26. 
477 BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70; BVerwGE 85, 348, 362; T. Garbe: Die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht, S. 89, der allerdings das hö here Gewicht der 
Belange von Natur und Landschaft aus der Systematik der Eingriffsregelung herleitet. 
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Unterstellung eines bestimmten Abwä gungsergebnisses hat diese Formulierung nichts zu 
tun.478 Dies gilt im übrigen auch für den neuen §  19 III 2 BNatSchG n. F. Auch dieser gibt 
kein bestimmtes Abwä gungsergebnis vor. Vielmehr handelt es sich auch hierbei um eine 
gebundene Entscheidung. Von einem Optimierungsgebot kann also nicht die Rede sein. 
 
Vergleicht man sodann nochmals die hier in Rede stehende Vorschrift des 
Bundesnaturschutzgesetzes mit §  50 BImSchG, so fä llt auf, dass der Gesetzgeber dem in §  19 
II, III BNatSchG n. F. zum Ausdruck kommenden Interesse der Eingriffsvermeidung - im 
Gegensatz §  50 BImSchG - nicht ein über den allgemeinen Gesetzeszweck des Natur- und 
Landschaftsschutzes hinausgehendes Gewicht beimessen wollte.479 
 
Auch in §  1 BNatSchG a. F. sah die Rechtsprechung ein Optimierungsgebot.  
§  1 BNatSchG n. F. unterscheidet sich dem Wortlaut nach von §  1 BNatSchG a. F. zu 
welchem die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts ergangen ist. 
Es lohnt sich daher, diese Rechtsprechung vor dem Hintergrund der alten Gesetzeslage und 
vor dem Hintergrund der neuen Gesetzeslage zu hinterfragen. 
Die Rechtsprechung qualifizierte §  1 I BNatSchG a. F. als Optimierungsgebot mit der 
Begründung, aus Absatz 2 der Vorschrift ergebe sich ein Abwä gungsvorbehalt.480 Diese 
Ansicht wird auch von Teilen der Rechtswissenschaft getragen.481 Doch wird auch hier nichts 
Erhellendes zur Normanalyse beigetragen. 
 
Meines Erachtens ergibt sich aus dem Wortlaut des §  1 I BNatSchG a. F. keine 
Optimierungspflicht hinsichtlich der dort vorgestellten Belange. 
                                                           
478 So eigentlich auch BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70 r. Sp.; K.-G. Kolodziejcok und J. Recken: Naturschutz, 
Landschaftspflege Kommentar 1125 §  8 Rdnr. 22; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  
Kommentar §  8 Rdnr. 119. 
479 H. W. Louis: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar Einführung in das Naturschutzrecht Punkt 3.3.3; §  8a 
Rdnr. 25. 
480 BVerwGE 71, 163, 165. 
481 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  1 Rdnr. 71; D. Murswiek, NVwZ 1996, 222, 229, der 
allen Vorschriften, die den Umweltschutz als abwä gungserheblichen Belang beinhalten, eine 
Optimierungsgebotsqualitä t zuerkennen will. 
 Zur Gegenansicht siehe E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  1 Rdnrn. 66 ff. 
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Vielmehr verlangt §  1 I BNatSchG a. F. lediglich, dass die in Nr. 1 bis Nr. 3 genannten 
Aspekte so geschützt, gepflegt und entwickelt werden, dass sie als Lebensgrundlage des 
Menschen und als Voraussetzung des Menschen Erholung in Natur und Landschaft 
nachhaltig gesichert sind. 
Vergleicht man den Aussagegehalt des Wortlauts des §  1 I BNatSchG a. F. mit §  50 
BimSchG, so fä llt auf, dass es an der Steigerungsform „...soweit wie mö glich...“ mangelt. Es 
gibt also nur einen einfachen und keinen –  wie im Falle des §  50 BImSchG –  qualifizierten 
Sicherungsauftrag.482 
Ergibt sich nunmehr aus dem Wortlaut des §  1 I BNatSchG a. F. keine Optimierungspflicht, 
so stellt sich die Frage, ob sich diese aus der Zusammenschau mit Absatz 2 ergibt. 
§  1 II BNatSchG a. F. ordnet an, dass die Anforderungen des Absatz 1 untereinander und 
gegen die sonstigen Anforderungen der Allgemeinheit an Natur und Landschaft abzuwä gen 
sind. 
Hieraus ergibt sich, dass §  1 I BNatSchG a. F. mit seinem Handlungsauftrag nicht absolut 
gilt, sondern gleichwertig neben anderen Handlungsaufträ gen steht. Auch ergibt sich kein 
relativer Vorrang aus §  1 II BNatSchG a. F.; diesen versucht man mittels bestimmter 
Argumentationslasten zu begründen, die einzig bei den sonstigen Anforderungen an Natur 
und Landschaft liegen sollen.483 
Meines Erachtens ordnet §  1 II BNatSchG a. F. alleine eine Abwä gung zwischen den 
unterschiedlichen Anforderungen an Natur und Landschaft an, ohne eine Vorrangrelation der 
Schutz-, Pflege- und Entwicklungsanforderungen vor den sonstigen Anforderungen zu 
etablieren.484 
 
Vor dem Hintergrund des §  1 BNatschG n. F. kann die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts desgleichen nicht überzeugen. 
Absatz 2 des §  1 BNatSchG a. F. entfä llt zwar vollstä ndig wurde dafür aber in §  2 I 
BNatSchG n. F. aufgenommen. 
                                                           
482 Auch der Vergleich mit dem bereits wieder aufgehobenen Optimierungsgebot des §  1 I 1FStrG und §  1 I 
BauGB-MaßnahmenG fä llt negativ aus. Ersterer verlangte, dass „beim Neubau einer Bundesstraße ein 
mö glichst weitgehend stö rungsfreier Verkehr zu gewä hrleisten ist“ und zweiter, dass dem dringenden 
Wohnbedarf der Bevö lkerung „besonders Rechnung getragen werden“ soll. 
483 Siehe zur gegenteiligen Ansicht E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  1 Rdnrn. 80 ff. 
484 Siehe auch H. W. Louis: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar Einführung in das Naturschutzrecht Punkt 1; 
§  1 Rdnr. 18. 
  
129
Qualitativ hat sich hierdurch gegenüber der alten Gesetzesfassung nichts geä ndert. Auch aus 
§  2 I BNatSchG n. F. ergibt sich kein Abwä gungsvorbehalt, der für die Qualifizierung der 
Norm als Optimierungsgebot sprechen würde. 
Auch hieraus lä sst sich nur ableiten, dass der Handlungsauftrag des §  1 BNatSchG n. F. nicht 
absolut gilt, denn die Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes sind nach Maßgabe der 
Grundsä tze zu verwirklichen, welche wiederum gegen andere Belange der Allgemeinheit an 
Natur und Landschaft abgewogen werden müssen. 
 
Gegen die Annahme einer Optimierungsgebotsqualitä t sprechen aber auch noch 
grundsä tzlichere Bedenken. 
Aus der Streichung des Absatz 2 des §  1 BNatSchG a. F. kann jedenfalls nicht auf eine 
gesetzlich verankerte Prioritä t der Belange von Natur und Landschaft geschlossen werden. 
Denn das bloße Schweigen des Gesetzestextes reicht jedenfalls nicht aus, einen 
Sicherungsauftrag entsprechend §  50 BImSchG "so weit wie mö glich" zu begründen. 
Grundsä tzlich ist nä mlich - das sieht das Abwä gungsgebot so vor - von einer 
Gleichwertigkeit aller in eine Abwä gungsentscheidung involvierter Belange auszugehen. 
Dieses Prinzip kann folglich nicht durch bloßes Schweigen durchbrochen werden. Vielmehr 
bedarf es einer ausdrücklichen Erklä rung des Gesetzgebers, will er bestimmen Belangen 
regelhaft eine Hö herwertigkeit vor anderen innerhalb von Abwä gungsentscheidungen 
zukommen lassen. 
Schließlich spricht aber auch die Systematik des Bundesnaturschutzgesetzes gegen eine 
Optimierungsgebotsqualtitä t des §  1 BNatSchG n. F.  
Die Ziele des Natur- und Landschaftsschutzes sind eine weitere Konkretisierung des Art. 20a 
GG und müssen durch die Grundsä tze des §  2 BNatSchG n.F. weiter konkretisiert werden. 
Würden den Zielen des Natur- und Landschaftsschutzes schon die Qualitä t eines 
Optimierungsgebots zuerkannt werden, hieße dies, einem generellen Vorrang des 
Umweltschutzes gemä ß Art. 20a GG das Wort reden. Diese Form des Vorrangs steht aber 
nicht - wie bereits geklä rt - in Einklang mit unserer Verfassung. 
Es kann also mit den bereits zuvor zu §  1 I BNatSchG a. F. dargelegten Argumenten auch 
unter der neuen Gesetzesfassung die Qualifizierung des §  1 BNatSchG n. F. i. V. m. §  2 I 




Des Weiteren wurde in §  1 V 1 und 3 BauGB ein Optimierungsgebot seitens der 
Rechtsprechung erkannt.485 
Diese Qualifizierung entnimmt das Bundesverwaltungsgericht offensichtlich der 
Verwendung des Begriffs „sollen“. 
Verglichen mit §  50 BImSchG mangelt es aber auch hier an einem qualifizierten Sollen. Es 
ist dort nie von einer weitestmö glichen Umsetzung der durch die Norm transportierten 
Belange die Rede.  
Auch die Systematik der Vorschrift kann nicht zur Anerkennung einer 
Optimierungsgebotsqualitä t des §  1 V 1, 3 BauGB führen. Zwar behandelt §  1 IV BauGB die 
sogenannten Planungsziele, die immer vor der Abwä gungsklammer stehen und somit strikte 
Geltung beanspruchen, wä hrend §  1 V 2 BauGB Belange auflistet, die in die Abwä gung nach 
§  1 VI BauGB einzufließen haben und gleichwertig einander gegenüberstehen. Diese 
Tatsache ließe ein „Stufenverhä ltnis“ von „strikt geltend“ zu „noch im vollen Umfange 
abwä gungsfä hig“ über die planungsrechtliche Kategorie der Optimierungsgebot vermuten. 
 Diese Vermutung wird aber weder durch den Wortlaut noch die Entstehungsgeschichte der 
Vorschrift gedeckt.486 Vielmehr müsste man, machte man sich die Logik des 
Bundesverwaltungsgerichts zu eigen, aufgrund des Wortlauts des §  1 V 2 BauGB davon 
ausgehen, dass die dort genannten Belange Optimierungsgebotsqualitä t besitzen, weil der 
Wortlaut eine Qualifizierung einer Berücksichtigungspflicht ausspricht.487 
 
Schließlich kann auch hinsichtlich der Einstufung von §  2 I 2 AbfG als Optimierungsgebot 
der Rechtsprechung488 nicht gefolgt werden. 
                                                           
485 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439. 
486 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar §  1 Rdnrn. 1 ff. 
487 „Bei der Aufstellung von Bauleitplä nen sind insbesondere zu berücksichtigen...“ 
488 BVerwG, DVBl. 1995, 238, 241. 
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Hierbei stützt sich das Bundesverwaltungsgericht auf den Auftrag des Abfallgesetzes, zur 
Bereitstellung ausreichender Entsorgungskapazitä t.489 
Meines Erachtens reicht der Sinn und Zweck eines Gesetzes nicht aus, um einer Norm diesen 
Gesetzes Optimierungsgebotsqualitä t zuzuerkennen. Denn jedes Fachgesetz ist darauf 
gerichtet, die ihm zugrunde liegenden Belange mö glichst weitgehend in die reale Welt zu 
transportieren, ihnen eine mö glichst weitgehende Geltung und Wirkung zu verschaffen. Sonst 
wä re das Fachgesetz überflüssig. Aus dem Fachgesetz und der ins Auge gefassten Vorschrift 
muss sich vielmehr ergeben, dass der Gesetzgeber eine –  über die fachgesetzliche Materie 
hinaus –  besondere Bedeutung den entsprechenden Belangen zuerkennen wollte. Dieses 
Ansinnen muss auch der Wortlaut der als Optimierungsgebot ins Auge gefassten Vorschrift 
widerspiegeln. Dies ist aber gerade nicht der Fall, weshalb auch im Falle des §  2 I 2 AbfG 
eine Optimierungsgebotsqualitä t der Vorschrift zu verneinen ist. 
 
bb) Ergebnis 
Die Auslegung der durch die Rechtsprechung als Optimierungsgebot ausgeurteilten Normen 
hat ergeben, dass nur §  50 BImSchG im Tatbestand eine erhö hte Wertigkeit enthä lt, der man 
den Auftrag zur Optimierung entnehmen kann. Alle übrigen Normen enthalten weder dem 
Wortlaut noch ihrem Sinn und Zweck nach einen solchen Optimierungsauftrag.490 
Die Auslegung der durch die Rechtsprechung als Optimierungsgebot bezeichneten Normen 
nä hrt die Vermutung, dass das Bundesverwaltungsgericht am Anfang seiner 
Optimierungsgebotsrechtsprechung noch eine klare Vorstellung davon gehabt hat, was es mit 
Optimierung meint und welche Voraussetzungen eine als Optimierungsgebot ausgezeichnete 
Vorschrift erfüllen muss. Dann kam es aber zu einer –  die nä heren Gründe hierfür bleiben im 
                                                           
489 BVerwG, DVBl. 1995, 238, 241; hierbei legt das Bundesverwaltungsgericht scheinbar das Abfallgesetz in 
der Fassung vom 31.01.1985 BGBl. 1985 Teil I, S. 204 zugrunde. In §  2 I  AbfG heißt es hiernach: 
 „Abfä lle, die in den Geltungsbereich dieses Gesetzes fallen, sind dort zu beseitigen, soweit §  13 nichts 
anderes zulä sst. Sie sind so zu beseitigen, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträ chtigt wird, 
insbesondere nicht dadurch, dass 
1. die Gesundheit der Menschen gefä hrdet und ihr Wohlbefinden beeinträ chtigt, 
2. Nutztiere, Vö gel, Wild und Fisch gefä hrdet, 
3. Gewä sser, Boden und Nutzpflanzen schä dlich beeinflusst, 
4. Schä dliche Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen oder Lä rm herbeigeführt, 
5. die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie des Stä dtebaus nicht gewahrt oder 
6. sonst die ö ffentliche Sicherheit gefä hrdet oder gestö rt werden.“ 




Dunkeln –  inflationä ren Optimierungsgebotsrechtsprechung, die offensichtlich dazu führte, 
dass jede planungsrechtlich relevante Norm, die Interessen ihres Fachgesetzes vertritt, 
Optimierungsgebotsqualitä t zuerkannt bekam.491 Dies kann nicht im Sinne einer 
funktionierenden Planungsrechtsdogmatik sein und führt dazu, dass sich irgendwann einmal 
nur noch Optimierungsgebote in Abwä gungsvorgä ngen gegenüberstehen; nichts wä re damit 
gewonnen. 
b) Normtheoretische Kritik an der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
Schwerer als die inhaltliche Kritik wiegt das nun zu entwickelnde normtheoretische 
Argument. Im Folgenden soll die Einordnung der durch die Rechtsprechung ausgeurteilten 
Optimierungsgebote in das normtheoretische Gerüst der planungsrechtlichen Abwä gung 
vorgenommen werden.492 Dies macht an dieser Stelle die nochmalige, aber intensivere 
Auseinandersetzung mit der Theorie der Grundrechte von Alexy notwendig. Denn schon hier 
taucht die Kategorie der Optimierungsgebote auf, was es notwendig erscheinen lä sst, die 
Optimierungsgebote der Rechtsprechung von jenen Alexys abzugrenzen. 
 
aa) Der Begriff des Optimierungsgebots nach Alexy 
Wie bereits dargelegt, sind nach Alexy alle Prinzipien aufgrund ihrer Eigenschaften 
Optimierungsgebote. Denn ein jedes Prinzip gebiete –  im Gegensatz zu Regeln, die eine 
definitive Normanwendung aussprechen –  relativ auf die rechtlichen und tatsä chlichen 
Mö glichkeiten in einem mö glichst hohen Maße realisiert zu werden.493 
Ü bertragen auf die planungsrechtliche Abwä gungsebene bedeutet dies, dass die von einer 
planungsrechtlichen Entscheidung betroffenen Belange –  privater oder ö ffentlicher Natur –  
allesamt für sich eine weitestgehende Berücksichtigung in dem planungsrechtlichen 
Abwä gungsvorgang und der Abwä gungsentscheidung verlangen und in diesem Sinne 
Optimierungsgebote sind. Da dies auf alle involvierten Belange zutrifft, stehen diese sich 
gleichwertig gegenüber. 
                                                           
491 Insoweit ist die Rechtsprechung zu §  8a I 1 BNatSchG a. F. als neueste Gegensteuerungsmaßnahme 
anzuerkennen. 
492 Dies hat die Rechtsprechung wie auch weite Teile der Rechtswissenschaft bisher vermissen lassen. Siehe 
insofern R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 66. 
493 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 75 f. 
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Die Optimierungsgebotsqualitä t von Alexy stellt ein wichtiges Unterscheidungsmerkmal 
zwischen Regeln und Prinzipien in der Theorie der Grundrechte dar. Gegen dieses Merkmal 
ist jedoch vielfä ltige Kritik laut geworden. Da im Folgenden mit dem Begriff des 
Optimierungsgebots Alexys gearbeitet werden soll, ist die Kritik auf ihre Ü berzeugungskraft 
hin zu untersuchen.494  
 
Die Einordnung von Prinzipien als Optimierungsgebot wird kritisiert. Im wesentlichen lä ßt 
sich die Kritik in eine normtheoretische, politische sowie terminologische unterteilen. 
Auf normtheoretischer Ebene wird eingewandt, der Wert eines Prinzips lasse sich nur sehr 
vage und schwer aus der Rechtsordnung ableiten, ja es gebe schlicht kein „normativ 
bestimmbares objektives Gewicht eines Prinzips“.495 
Dem ist entgegen zu halten, dass Alexy selbst nie das Gegenteil behauptet hat. Er selbst ist 
der Ansicht, dass es kein absolut bestimmbares Gewicht von Prinzipien gibt, und das es 
vielmehr nur auf relative Gewichte ankommen kann.496 Vielmehr stehen sich alle Prinzipien 
gleichwertig gegenüber. Für die Auflö sung von Prinzipienkollisionen kann es demnach nicht 
auf ein normativ bestimmbares objektives Gewicht eines Prinzips ankommen, sondern es ist 
notwendig, das für den konkreten Fall bestehende Gewicht der involvierten Prinzipien 
gegeneinander zu halten. Die prinzipielle Gleichwertigkeit von Prinzipien ist also im 
Kollisionsfall aufzulö sen, um das konkrete, sprich das relative, Gewicht zu ermitteln. Wie 
das zu geschehen hat, ist weiter unten zu erlä utern. An dieser Stelle genügt die Feststellung, 
dass es keines normativ bestimmbaren objektiven Gewichts von Prinzipien bedarf, weil diese 
abstrakt gleichwertig bzw. -gewichtig sind. 
Auf normtheoretischer Ebene wird des Weiteren eingewandt, dass die in der Aussage, 
Prinzipien seien Optimierungsgebote, eingeschlossene Annahme, dass Prinzipien graduell 
erfüllbar seien, kein taugliches Abgrenzungskriterium zu Regeln darstelle. Auch diese seien 
graduell erfüllbar.497 Dem ist zu entgegnen, dass Regeln eben nicht graduell erfüllbar sind, 
                                                           
494 Dabei sei daran erinnert, dass –  wie bereits kurz dargestellt –  Alexys Theorie der Grundrechte nicht nur in 
Bezug auf die Auszeichnung von Prinzipien als Optimierungsgebot kritisiert wird. Vielmehr sieht sich diese 
Theorie auf allen drei hier vorgestellten Unterscheidungsebenen Kritik ausgesetzt. 
495 T. Wü rtenberger, VVDdStRL (58) 1999, 139, 156. 
496 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 146. 
497 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 88. 
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sondern nur entweder erfüllt werden oder nicht erfüllt werden. Das Nichterfüllen einer Regel 
ist nicht das graduelle Erfüllen derselben, sondern ein Verstoß gegen diese.498 
Des Weiteren wird gegen Alexy eingewandt, die „...Relativierung auf die rechtliche 
Mö glichkeiten...“ bedeute, dass Prinzipien gelten, „...soweit...dem gegenlä ufige Regeln und 
Prinzipien nicht entgegenstehen.“499 Dies aber setze die Unterscheidung zwischen Regel und 
Prinzip voraus, obwohl diese ja erst durch dieses Argument geliefert werden soll.500 
Hiergegen ist einzuwenden, dass die Relativierungsthese Alexy`s nicht eine bereits bekannte 
und nachvollzogene Trennung zwischen Regeln und Prinzipien voraussetzt, da es für diese 
These ausreicht, dass irgendeine Norm –  egal wie Abgrenzungen verlaufen –  dem in Rede 
stehenden Prinzip entgegensteht. Es kommt ja gerade nicht darauf an, dass Regeln dem 
Prinzip entgegenstehen; vielmehr ist die Gewichtung eines Prinzips hiernach schon dann 
fraglich, wenn irgendeine Norm zuwiderlä uft. 
Auf politischer Ebene wird kritisiert, dass –  obwohl einzurä umen sei, dass es einzelne „Inseln 
von Optimierungsverpflichtungen“ gebe –  es aber keiner generellen „...Einträ ufelung des 
spezifisch „optimierenden“ Gehalts...“ in alle Verfassungsprinzipien bedürfe. Es handele sich 
hierbei um eine überflüssige „Idealiter“-Vorstellung, „eine Art idealistischer 
Ü berschwang“.501 Dieser Auffassung ist entgegen zu halten, dass eine jede Rechtsordnung –  
und somit auch die dazugehö rigen Normen –  auf der hoffnungsvollen Vorstellung fußt, 
Normen würden nie übertreten, sondern immer beachtet, es gebe so etwas wie den perfekten, 
rechtstreuen Bürger. 
Die vollstä ndige Erfüllbarkeit idealen Sollens ist keine Voraussetzung für dieses.502 Viele 
Normen, ja auch Regeln im Alexyschen Sinne –  z. B. solche der Straßenverkehrsordnung –  
sind strenger als notwendig, damit die Teilnehmer am Straßenverkehr wenigstens ein 
Mindestmaß des geforderten Verhaltens erbringen. Blickt man diesbezüglich auf die 
Verfassung, so ist diese gerade die richtige Plattform für idealistische Rechtsprinzipien. Wo –  
                                                           
498 Um das Beispiel Enderleins aufzugreifen: das Gebot links zu überholen, kann nicht mehr oder weniger 
erfüllt werden; es kann entweder erfüllt oder nicht erfüllt werden. Wird es nicht erfüllt, handelt es sich um 
einen Fall eines Regelverstosses und nicht um einen Fall einer graduellen Prinzipienerfüllung. 
 R. Alexy: Recht, Vernunft, Diskurs: Studien zur Rechtsphilosophie, S. 202 f. 
499 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 87. 
500 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 89. 
501 P. Lerche in: J. Burmeister (Hrsg.), Verfassungsstaatlichkeit: Festschrift für Klaus Stern zum 65. Geburtstag, 
S. 205 f. 
502 J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 79 ff. 
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wenn nicht dort –  soll dem „Guten und Richtigen“ die Berechtigung zur maximalen 
Entfaltung und Geltungskraft zuerkannt werden? 
Schließlich sei noch auf einen rein terminologischer Einwand hingewiesen. Es wird vertreten, 
Prinzipien seien keine Optimierungsgebote weil Optimierungsgebote immer Regeln seien.503  
Dieser Einwand wurzelt in der an sich richtigen Annahme, dass zwischen Normen, die der 
Form nach Optimierungsgebot sind, und Normen, deren Inhalt auf optimale Durchsetzung 
bzw. Geltung bestimmter Ziele angelegt ist,504 zu unterscheiden ist. 
Spricht hiernach eine Norm aus, dass ihr Inhalt optimale Umsetzung erfahren soll, handelt es 
sich um eine Regel. Und es ist auch richtig, dass Optimierung –  in einem ö konomischen 
Sinne –  die „bestmö gliche Realisierung mehrerer, in der Regel kollidierender Ziele“ 
bedeutet.505 
Aus dieser Annahme wird jedoch die falsche Schlussfolgerung gezogen, wenn festgestellt 
wird, dass Prinzipien niemals Optimierungsgebote sein kö nnen. Sie verkennt, dass Prinzipien 
–  nach Alexy –  nicht als Optimierungsgebot im formalen, sondern als Optimierungsgebot im 
inhaltlichen Sinne gedacht sind. Sie sind Trä ger von Optimierungszielen und insofern als 
Optimierungsgebot benannt.506 Optimierungsgebot ist im Alexyschen Sinne also nicht streng 
formal, sondern inhaltlich zu verstehen. Demnach kann der hier dargestellte Einwand 
Sieckmanns auch nicht dazu führen, dass man Prinzipien einen grundsä tzlich anderen Inhalt 
als den von Alexy formulierten zuerkennt.507 
 
Kann man nun in Anlehnung an Alexy davon ausgehen, dass Prinzipien Optimierungsgebote 
sind bzw. Optimierungsziele zum Inhalt haben, stellt sich die Frage nach der Behandlung von 
Konfliktfä llen, von Situationen, in denen sich widersprechende Prinzipien gegenüberstehen. 
                                                           
503 J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 63 ff. Dieser gibt aber auf S. 
75 selbst zu, dass ungeklä rt ist, was Prinzipien unabhä ngig von Optimierungsgeboten sein kö nnen; J.-R. 
Sieckmann 1994, 163, 20 f. 
504 J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems S. 66 unterscheidet insofern 
zwischen Optimierungsgebot und Optimierungszielen. Prinzipien unterscheiden sich hiernach von Regeln 
dadurch, dass sie einen unterschiedlichen Grad der Festsetzungen hinsichtlich der tatsä chlichen und 
rechtlichen Mö glichkeiten enthalten. Und weiter: „Zur Charakterisierung von Prinzipien ist der Begriff der 
idealen Zielbestimmung und damit der des idealen Sollens ...geeignet.“ Siehe hierzu S. 69, sowie S: 75. 
505 J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 64 Fßn. 60. 
506 Was in Anlehnung an J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems 
mö glicherweise etwas ungenau ist. 
507 Im Ergebnis so auch J.-R. Sieckmann: Regelmodelle und Prinzipienmodelle des Rechtssystems, S. 86, der 




Im Gegensatz zu Regeln sind sie mittels der Entscheidungsfindungsmethode der Abwä gung 
zu lö sen.508 Und da allen Prinzipien grundsä tzlich Gleichwertigkeit zukommt, bietet Alexy 
für den Fall von Prinzipienkollisionen an, dass Bedingungen für Vorrangrelationen formuliert 
werden, die zum Gewichtungsvorrang von P1 vor P2 oder von P2 vor P1 führen.509 Die 
Abwä gung zwischen widerstreitenden Prinzipien beinhaltet also die Begründung von 
Vorrangrelationen zwischen ihnen.510 
Das von Alexy aufgestellte Abwä gungsgesetz lautet wie folgt: 
„Je hö her der Grad der Nichterfüllung oder Beeinträ chtigung des einen Prinzips ist, um so 
grö ßer muß die Wichtigkeit der Erfüllung des anderen sein.“511 
Auf die planungsrechtliche Abwä gungsebene übertragen würde dieses Gesetz lauten: 
„Je hö her der Grad der Nichterfüllung oder Beeinträ chtigung des einen Belangs ist, um so 
grö ßer muß die Wichtigkeit der Erfüllung des anderen sein.“ 
Beantwortet das Abwä gungsgesetz somit die Frage, was rational begründet werden muß512, 
stellt sich die Frage, was Vorrangrelationen sind. 
Alexy formuliert hierzu folgendes „Kollisionsgesetz“: 
„Die Bedingungen, unter denen das eine Prinzip dem anderen vorgeht, bilden den Tatbestand 
einer Regel, die die Rechtsfolge des vorgehenden Prinzips ausspricht.“513 
Auf die planungsrechtliche Abwä gungsebene übertragen würde das Kollisionsgesetz lauten: 
„Die Bedingungen, unter denen der eine Belang dem anderen vorgeht, bildet den Tatbestand 
einer Regel, die die Rechtsfolge des vorgehenden Belangs ausspricht.“ 
Hierdurch soll eine deduktive Ableitung der Entscheidung innerhalb von 
Abwä gungsentscheidungen ermö glicht werden.514 
                                                           
508 Kritisch hinsichtlich der klassischen Trennung zwischen Subsumtion und Abwä gung als 
Entscheidungsfindungsmethoden siehe R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 
135 ff. 
509 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 78 ff; auf S. 82 schließt er absolute Vorrangrelationen aus. 
510 J.-R. Sieckmann 1994, 163, 163. 
511 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 146. 
512 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 152. 
513 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 84; kritisch hierzu R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und 
Begründungsstruktur. S. 86 ff. 
514 R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur, S. 86. 
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An diesem Kollisionsgesetz stö rt hingegen der scheinbare Widerspruch zur 
Entscheidungsfindungsmethode der Abwä gung. Denn es lä uft auf die Formulierung bedingter 
Regeln hinaus, die den Vorrang des einen Prinzips vor dem anderen aussprechen. 
Und die Anwesenheit von Regeln mit der ihnen zugehö rigen Entscheidungsfindungsmethode 
der Subsumtion erscheint im Rahmen eines Abwä gungsvorgangs befremdlich.515 
Hierbei handelt es sich allerdings nur um einen scheinbaren Widerspruch. 
Denn Abwä gen ist das Begründen des Vorziehens des einen Prinzips vor dem anderen. Es ist 
also eine Prä ferenzbegründung. Wer dies verneint, kann nicht entscheiden. Diese 
Prä ferenzbegründung muss allerdings so aufgebaut sein, dass die Prä ferenzwahl rational 
erscheint und sich rational erschließt. Vorrangrelationen nach Alexy sind demnach nichts 
anderes als die rationale Begründung einer Prä ferenzwahl, einer Auflö sung einer Kollision 
zwischen gleichwertigen Prinzipien. Es wird versucht hierdurch die sonst uferlos offenen 
Abwä gungsentscheidungen zu strukturieren, um so den Korridor des freien Argumentierens 
und Wertens sinnvoll zu verengen. 
Auch auf einer allgemeineren Ebene wird deutlich, dass Abwä gung und Subsumtion keine 
vö llig getrennten Rechtsfindungsmethoden darstellen, sondern immer auch Mischformen 
sind. 
So findet sich in jedem Subsumtionsvorgang hä ufig eine Abwä gung wieder, z. B. in der 
Form der Tatbestandsauslegung.516 Umgekehrt findet man innerhalb von 
Abwä gungsentscheidungen auch Subsumtionen, etwa wenn die Frage nach Eigentum –  die 
für die anstehende planungsrechtliche Entscheidung maßgeblich sein kö nnte –  geklä rt werden 
muss. 
Der Befund, dass bei Prinzipienkollisionen situative Vorrangrelationen zu formulieren sind, 
die Regeln darstellen, weil ihr Tatbestand die Bedingungen nennt, die –  wenn sie vorliegen –  
                                                           
515 Zu den grundlegenden Zweifeln hinsichtlich der herkö mmlichen Unterscheidung zwischen Subsumtion und 
Abwä gung siehe R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und Begründungsstruktur S. 135 ff. Dieser sieht eine 
sinnvolle Unterscheidung zwischen Subsumtion und Abwä gung nur, soweit erstere nur für die Anwendung 
von Normen benutzt wird, die ausschließliche semantischer Interpretation bedürfen und letztere auf die Fä lle 
beschrä nkt wird, in denen Normen pragmatischer Interpretation bedürfen. 
516 Diese beinhaltet ja Elemente der Abwä gung; dann nä mlich, wenn zwischen grundsä tzlich. gleichwertigen 
Auslegungsparametern derjenige auszuwä hlen bzw. dem der Vorrang zu geben ist, den man als 
gewichtigstes Argument für ein bestimmtes Auslegungsergebnis heranziehen will: siehe hierzu auch U. F. 
H. Rü hl: Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: Grundfragen einer anwendungsorientierten 
Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 382. 
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den Normbefehl des Vorrangs des einen vor dem anderen Prinzip anordnen, ist somit auch im 
Rahmen von Abwä gungsentscheidungen normal. 
 
Auf einer anderen Ebene wird argumentiert, generelle Vorrangregeln seien per se 
unvernünftig.517 Sie kollidierten mit dem in rechtsspezifischer Abwä gung vorausgesetzten 
Vernunftprinzip als „oberste Begründungsmö glichkeit richtigen Rechts.“518 
Fraglich erscheint in diesem Zusammenhang zu allererst, was Bartelsperger denn unter 
„generelle“ Prä ferenzen oder Prä ferenzsteuerungen verstanden wissen will. Dies wird –  auch 
bei genauem Studium seines Aufsatzes –  nicht ganz klar. Ein Mal unterscheidet er 
Optimierungsgebote von generellen ö kologischen Gewichtungs- und Vorrangrelationen, ein 
anderes Mal ist beides für ihn identisch.519 Sodann will er zwischen generellen absoluten 
Vorrangregeln und relativen Prä ferenzvorgaben trennen.520 Dann wieder meint man erkennen 
zu kö nnen, dass bei Bartelsperger auch Optimierungsgebote zu den generellen 
Vorrangrelationen gezä hlt werden.521  
Lä ßt sich also die Bartelsperger’sche Terminologie nicht ganz aufklä ren, so kann ihm 
insofern zugestimmt werden, als er postuliert, dass absolute Vorrangregeln unvernünftig sind. 
Das Kollisionstheorem von Alexy verwendet aber keine generellen Vorrangregeln, –  generell 
in dem Sinn verstanden, als tatbestandlich abschließend, d. h. für alle mö glichen 
Prinzipienkollisionsfä lle gedachte Vorrangregel notwendig.522 Vielmehr stellt Alexy in 
seinem Kollisionsgesetz nur heraus, dass Prinzipienkollisionen, also Konflikte zwischen 
gleichwertigen Prinzipien nur dadurch zu lö sen sind, dass Bedingungen genannt werden, 
unter denen das eine Prinzip dem anderen vorgeht, und zwar in dem zur Entscheidung 
stehenden Fall und nicht für alle zukünftigen Konfliktfä lle zwischen den in Rede stehenden 
Prinzipien.523 
Ist also geklä rt, dass Gegenstand der Theorie der Grundrechte nicht generelle bzw. absolute 
Vorrangrelationen sind, so kann festgestellt werden, dass insofern die Kritik Bartelspergers 
                                                           
517 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 151. 
518 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 146. 
519 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 133. 
520 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 137. 
521 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 140. 
522 Man kö nnte auch von absoluten Vorrangregeln sprechen. 
523 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 80. 
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keine Auswirkungen zeitigt. Allerdings wird spä ter –  im Rahmen der eigenen 
Anwendungsvorschlä ge –  noch darauf zurückzukommen sein. 
 
Es kann also festgehalten werden, dass Alexys Theorie der Grundrechte in dem Punkt, dass 
alle Prinzipien Optimierungsgebote sind und im Kollisionsfall mittels der Bildung von 
bedingten Vorrangrelationen behandelt werden müssen, trotz vielfä ltig geä ußerter, aber im 
Ergebnis nicht überzeugender Kritik gefolgt werden kann. 
 
bb) Die normtheoretische Einordnung der Optimierungsgebote nach der Rechtsprechung 
und Rechtswissenschaft 
Fraglich ist in diesem Zusammenhang jedoch, wie sich die durch Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft geschaffene Kategorie der Optimierungsgebote in den dargelegten 
normtheoretischen Hintergrund der Abwä gung im Planungsrecht einfügt. 
Verunsichernd wirkt in diesem Zusammenhang die Tatsache, dass Alexy den Begriff des 
Optimierungsgebots bereits allen Prinzipien verordnet.524 Ü bertragen auf die 
planungsrechtliche Abwä gungsebene bedeutet das: ein jeder involvierte Belang –  ob privater 
oder ö ffentlicher Natur –  strebt einen grö ßtmö glichen Beachtungsgrad in der anstehenden 
Planungsentscheidung an und ist infolge dessen ein Optimierungsgebot. 
Die Rechtsprechung teilt –  im Gegensatz dazu –  nur bestimmten von ihr ermittelten Normen 
dieses „Qualitä tsurteil“ zu und will damit gerade der besonderen Wertigkeit, der erhö hten 
Durchsetzungskraft bestimmter Belange gerecht werden. 
Es stellt sich also die Frage, wie sich die von der Rechtsprechung und der überwiegenden 
Rechtswissenschaft vertretenen Optimierungsgebote in den dargelegten normtheoretischen 
Hintergrund einfügen, und welche Funktion sie innerhalb eines planungsrechtlichen 
Abwä gungsvorgangs einnehmen.525 
Nach der Rechtsprechung soll es sich bei Optimierungsgeboten um Planungsdeterminanten 
handeln, die abwä gungsfä hig und – abhä ngig sind, aber aufgrund ihrer vom Gesetzgeber 
                                                           
524 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 75 f. 
525 Siehe hierzu M. Pfeifer, DVBl. 1989, 337, 343, der der Ansicht ist, dass das Bundesverwaltungsgericht im 
Sinne der von Alexy geforderten bedingten Vorrangrelationen die planungsrechtliche Kategorie der 
Optimierungsgebot entwickelt hat. 
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gewollten Gewichtung ein besonderes Gewicht innerhalb des Abwä gungsprozesses 
beanspruchen kö nnen und insoweit die planerische Gestaltungsfreiheit einschrä nken.526 
Betrachtet man diese Wesensbeschreibung genauer, so ist zu erkennen, dass zwar spezifische 
Gewichtungsvorgaben des Gesetzgebers von Planungsträ gern zu beachten sind (und zwar 
strikt), diese sich aber dadurch, dass sie dem Abwä gungsprozess unterfallen, wieder auflö sen 
kö nnen. Es hä ngt also vom konkreten Einzelfall ab, ob ein gesetzlich formuliertes 
Optimierungsgebot in der Abwä gung mit anderen Belangen obsiegt und so das 
Abwä gungsergebnis beeinflusst.527 
Aus den Angaben der Rechtsprechung zur Funktionsweise und Wirkung der sogenannten 
Optimierungsgebote ist also alleine noch nicht viel gewonnen. Klar wird nur, dass die 
besonderen Belange auch in den Abwä gungsprozess mit ihrem besonderen Gewicht 
eingebunden werden und im Ergebnis diesem unterliegen kö nnen. Diese Feststellung 
verwischt aber wieder die eben gezogene Abgrenzung zwischen „normalen“ und 
„besonderen“ Belangen, da beide im Ergebnis keine andere Behandlung wä hrend des 
Abwä gungsprozesses erfahren und sich demgemä ß gleich auswirken. 
Optimierungsgebote sind –  entsprechend der transportierten Belange und deren erhö hter 
Wertigkeit –  in die Abwä gung einzustellen. Sie bleiben jedoch –  trotz der erhö hten 
Wertigkeit der transportierten Belange –  durch Abwä gung überwindbar. Es muss nur –  um zu 
einer Ü berwindung zu führen –  ein mehr an Argumenten und Gewicht auf der anderen Seite 
eingebracht werden.528 
In Bezug auf die normtheoretische Basis der planungsrechtlichen Abwä gung kann die von 
der Rechtsprechung und der überwiegenden Meinung der Rechtswissenschaft vorgeschlagene 
Funktionsweise von Optimierungsgeboten nicht überzeugen. Wenn man davon ausgeht, dass 
die Abwä gung als Entscheidungsfindungsmethode nur dann zum Zuge kommt, wenn 
einander widersprechende Prinzipien kollidieren, dann führt die Erkenntnis, dass es 
Prinzipien gibt, die eine erhö hte Wertigkeit besitzen und somit nur mittels eines erhö hten 
Argumentationsaufwands innerhalb von Abwä gungsentscheidungen überwunden werden 
kö nnen, nicht weiter. Es bleibt immer wieder die Frage: wie werden Prinzipienkollisionen 
                                                           
526 BVerwGE 71, 163, 165. 
527 Nichts anderes sagt BVerwGE 85, 348, 363; so wohl auch H. Funke, DVBl. 1987, 511, 516 l. Sp.; W. 
Hoppe, DVBl. 1992, 853, 859 l. Sp.; H. Sendler, UPR 1995, 41, 46 l. Sp.; B. Stü er, DVBl. 1996, 177, 179 r. 
Sp.; anders versteht die Rechtsprechung offenbar R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 8 r. Sp. 
528 OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 279. 
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bzw. Belangskollisionen gelö st? Und da dies –  nach der normtheoretischen Basis der 
Abwä gung –  durch die Bildung von bedingten Vorrangrelationen zu geschehen hat, 
verschiebt die Kategorie der Optimierungsgebote nach der Rechtsprechung und der 
Rechtswissenschaft das Problem nur auf eine andere Ebene. Denn diese Form von 
Optimierungsgebot führt nicht über die grundsä tzlichen Erkenntnisse Alexys hinaus und lä ßt 
daher einen Strukturierungsgewinn und Erkenntnisgewinn vermissen. 
Es ist also davon auszugehen, dass es keine Optimierungsgebote im Sinne der 
Rechtsprechung und Literatur gibt, sondern nur bedingte Vorrangrelationen. Diese haben die 
Aufgabe, erhö hte Belangwertigkeiten zu transportieren und damit eine jede 
planungsrechtliche Abwä gungsentscheidung zu strukturieren und deren deduktiven Kern 
mitzugestalten. 
 
In eine andere Richtung geht die Kritik Bartelspergers an den Optimierungsgeboten der 
Rechtsprechung, wenn er dieser planungsrechtlichen Kategorie eine „Scheinrationalitä t“ 
bescheinigt.529 Er ist der Ansicht, dass es mit der situativen Ungebundenheit 
vernunftbegründeter Abwä gungsentscheidungen unvereinbar sei, mittels Regeln, die 
tatbestandlich abschliessend gedachte und erfasste Konfliklagen beinhalten, planerische 
Abwä gungsentscheidungen zu treffen. 
Meines Erachtens müssen die Optimierungsgebote der Rechtsprechung aber schon auf einer 
früheren Ebene –  wie hier geschehen –  kritisiert werden. Hiernach handelt es sich um einen 
gä nzlich untauglichen Versuch einer Prä ferenzsteuerung und nicht erst um eine durch ein 
normtheoretisch mö gliches Konstrukt dargebotene „Scheinrationalitä t“. 
 
 
3. Eigene Vorschlä ge zur Funktionsweise planungsrechtlicher Vorrangrelationen 
zugunsten von Natur und Landschaft 
 
Im Folgenden soll versucht werden, dem bereits dargelegten Bedürfnis nach einer 
Hö herbewertung der Belange von Natur und Landschaft innerhalb von Abwä gungsvorgä ngen 
                                                           
529 U. Kuschnerus, BauR 1998, 1, 5; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe 
zum 70. Geburtstag, S. 139 f. 
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gerecht zu werden. Da –  wie sich herausgestellt hat –  der Weg der Rechtsprechung mittels 
Optimierungsgeboten nicht gangbar ist, soll nunmehr versucht werden, bedingte 
Vorrangregeln zu entwickeln, die eine verbesserte Durchsetzungskraft der Belange von Natur 
und Landschaft innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge ermö glichen. 
 
a) Vorüberlegungen 
Arbeitsgrundlage soll wieder die Theorie der Grundrechte und dort das Kollisionstheorem 
von Alexy sein. Wie bereits dargestellt geht dieser davon aus, dass –  stehen sich zwei 
gleichrangige Prinzipien widersprechend gegenüber –  Bedingungen zu formulieren sind, bei 
deren Vorliegen die Rechtsfolge ausgesprochen werden soll, dass das eine dem anderen 
vorgeht. Es sind also für jeden Abwä gungsfall –  also konkrete –  bedingte Vorrangrelationen 
zu formulieren, die sodann Regelcharakter haben und wie Regeln strikt wirken und mittels 
Subsumtion auf den Sachverhalt angewendet werden. 
Für die Zwecke der Untersuchung hilfreich an diesem Kollisionstheorem ist, dass es einen 
erweiterten deduktiven Kern in Abwä gungsentscheidungen –  auch planungsrechtlichen –  
einzubringen vermag. Dieser hilft, die Abwä gungsentscheidung zu strukturieren und besser 
überprüfbar zu machen. Weniger hilfreich ist es jedoch, dass dies bei Alexy nur von Fall zu 
Fall zu geschehen hat und nicht abstrakt –  d. h. losgelö st vom Fall mö glich ist. Dies entwertet 
das Kollisionstheorem für das vorliegende Anliegen. Denn wenn Bedingungen von 
Kollisionsfall zu Kollisionsfall zu formulieren sind, die dann –  fallabhä ngig –  den Vorrang 
von Belangen von Natur und Landschaft aussprechen, dann ist damit für die Durchsetzbarkeit 
dieser Belange nicht viel gewonnen. Denn der Formulierung von fallbezogenen 
Vorrangbedingungen geht immer ein Abwä gen zwischen den kollidierenden Belangen 
voraus, das dann nur noch mittels Formulierung einer Regel zu rechtfertigen versucht wird. 
Im Ergebnis würde es faktisch auf die gleiche Wertigkeit von Belangen der Natur und 
Landschaft hinaus laufen, was –  wie bereits gezeigt –  nicht wünschenswert und 
erstrebenswert ist. 
Es stellt sich also die Frage, wie man das Kollisionstheorem für die hier dargelegten 
Bedürfnisse nutzbar machen kann. M. E. bestehen hierzu zwei Mö glichkeiten. 
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Eine Lö sungsmö glichkeit bietet sich auf der Ebene der Wertigkeit von Prinzipien. Hier 
kö nnte man versuchen, eine irgendwie „generell“ bzw. abstrakte Hö herwertigkeit von 
Prinzipien bzw. Belangen von Natur und Landschaft zu begründen. 
Dass dieser Weg nicht zuletzt aufgrund von Artikel 20 a GG nicht weiter führt, wurde schon 
gezeigt. Insofern steht also der „ö kologische Relativismus“ dieser Lö sungsmö glichkeit im 
Wege.530 
Eine andere Lö sungsmö glichkeit ist auf der Ebene der Formulierung der bedingten 
Vorrangregeln zu suchen. Dabei muss in erster Linie die Einzelfallabhä ngigkeit überwunden 
werden und hin zu einer abstrakten Anwendbarkeit bedingter Vorrangregel gedacht werden. 
Abstrakte Anwendbarkeit in dem Sinne, dass nicht bei jedem Belangkollisionsfall speziell 
eine Vorrangregel formuliert wird, sondern dass Vorrangregeln bereit stehen, die immer, 
wenn Belange von Natur und Landschaft innerhalb von Abwä gungsentscheidungen mit 
anderen Belangen kollidieren, Anwendung finden. 
In zweiter Linie ist darauf zu achten, dass die Vorrangregeln bedingte dergestalt bleiben, dass 
sie nicht absolut gelten,531 sondern nur unter bestimmten Bedingungen gelten. Dabei kö nnen 
zwei verschiedene Arten bedingter Vorrangregeln unterschieden werden. 
Einmal die konkret bedingten Vorrangregeln, die auch Alexy für sein Kollisionsgesetz im 
Auge hat. Sie sind für jeden Abwä gungsfall neu zu formulieren und gelten nicht darüber 
hinaus. Auch diese Vorrangregeln führen die vorliegende Arbeit nicht weiter. Denn es soll ja 
gerade nach einer Mö glichkeit gesucht werden, mit deren Hilfe den Belangen von Natur und 
Landschaft eine verbesserte Durchsetzbarkeit verschafft wird. Wird dann aber wieder nur von 
Situation zu Situation entschieden, welchem Belang der Vorrang vor dem anderen 
einzurä umen ist, dann kö nnen keine Gesetzmä ßigkeiten herausgearbeitet werden. Hiermit ist 
kein Strukturgewinn von planerischen Abwä gungsentscheidungen in dem hier verstandenen 
Sinne zu erzielen. 
Zum anderen gibt es noch die Mö glichkeit, abstrakt anwendbare aber bedingte Vorrangregeln 
zu etablieren. Diese letzte Kategorie soll hier als Lö sungsweg beschritten werden. Eine 
solche Vorrangregel ist insoweit abstrakt, als dass sie für alle Belangkollisionen –  wenn 
                                                           
530 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 142. 
531 Dies sind solche Vorrangregeln, die losgelö st vom einzelnen Abwä gungsfall und bedingungslos, also immer 
gelten. Man kann solche Vorrangregeln auch als absolute bezeichnen. Diese stellen aufgrund des durch Art. 




Belange von Natur und Landschaft innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge mit anderen 
Belangen kollidieren –  Anwendung findet, nicht also –  wie bei Alexy –  erst formuliert 
werden muss. Sie ist jedoch insofern bedingt, als dass sie nicht abstrakt generell gilt, also die 
Belange von Natur und Landschaft immer Vorrang vor anderen Belangen haben. Denn dann 
bedürfte es in der Tat einer Abwä gungsentscheidung nicht mehr. Ein planerischer 
Entscheidungsspielraum wä re nicht mehr gegeben. Im übrigen würde eine absolute 
Vorrangstellung auch dem hier vertretenen Biosphä renansatz –  wie bereits dargelegt –  
zuwiderlaufen.532 
Die Bedingungen solcher Vorrangregeln müssen dabei so beschaffen sein, dass sie zum einen 
der abgestuften Schutzwürdigkeit von Natur und Landschaft gerecht werden und zum 
anderen berücksichtigen, dass der Biosphä renansatz den Menschen mit seinen Bedürfnissen 
und der Befriedigung dieser Bedürfnisse umfasst. Diese Bedürfnisbefriedigung wä re aber 
faktisch unmö glich, wenn Natur und Landschaft immer als schutzwürdig eingestuft würden. 
Fraglich ist, woraus man die Bedingungen ziehen mö chte, um die entsprechenden 
Vorrangregeln zu gestalten. Um entsprechende Vorrangregeln formulieren zu kö nnen, ist 
nochmals darüber nachzudenken, was denn mit ihnen geschützt bzw. besonders innerhalb 
von Belangkollisionen gefö rdert werden soll. Nochmals ist also zu bestimmen, was im 
Zusammenhang mit abstrakten aber bedingten Vorrangrelationen Natur und Landschaft ist. 
Dabei ist zu versuchen, Natur und Landschaft nicht per se schützen und erhalten zu wollen; 
sondern es ist –  entsprechend ihrem Zustand, ihrer Entwicklung, wie auch ihrer Bedeutung –  
zu ermitteln, wie weit und um welchen Preis Natur und Landschaft schützenswert und 
vorrangswert sind. Hierbei soll der Blick auf das von Sukopp entwickelte Hemerobiekonzept 
gerichtet werden.533 
                                                           
532 Inwieweit solche abstrakt anwendbare aber bedingte Vorrangregeln mit Art. 20 a GG und Art. 28 II GG 
vereinbar sind, ist weiter unten zu klä ren. 
533 H. Plachter: Grundzüge der naturschutzfachlichen Bewertung, S. 12 f. beklagt die bis heute nur ansatzweise 
vorhandenen naturschutzfachlichen Bewertungsverfahren. 
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Damit eine Bewertung –  was an der Umwelt als Natur anzusehen ist –  mö glich ist, wurde von 
Sukopp das sogenannte Hemerobie-Konzept entwickelt.534 Dieses geht von sechs 
unterschiedlichen Hermerobie-Stufen aus, mittels derer versucht wird, Natur nach dem auf 
sie ausgeübten kulturellen Einfluss abzustufen. In als ahemerob einzustufenden Gebieten ist 
kein kultureller Einfluss zu verzeichnen. In oligohemeroben Gebieten ist der kulturelle 
Einfluss nicht stä rker, als dass die ursprünglichen Ziele der Vegetation am Naturstandort 
noch deutlich zutage treten; die Entnahme organischer Substanz ist sehr sporadische. 
Als mesohemerob werden wiederum solche Gebiete eingestuft, die einem schwä cheren 
Kultureinfluss unterliegen und in denen im wesentlichen eine periodische Entnahme 
organischer Substanzen stattfindet. Euhemerob sind solche Gebiete, die anhaltend stark 
kulturell beeinflusst werden, wie z. B. gepflanzte Kulturö kosysteme und Forste. Als 
polyhemerob werden solche Gebiete bezeichnet, in denen kurzfristig und aperiodisch 
Entstehungen und Vernichtungen von Standorten stattfinden; hier finden sich neuartige oder 
extreme Konzentrationen von Faktoren. Und schließlich metahemerobe Gebiete. Diese 
zeichnen sich durch einen sehr starken und einseitigen Kultureinfluss aus, so dass alle 
Lebewesen (beabsichtigt oder nicht) tendenziell vernichtet werden. 
Unter Hemerobie soll „...die Gesamtheit aller Wirkungen, die bei beabsichtigten und nicht 
beabsichtigten Eingriffen des Menschen in Ö kosysteme stattfinden“ verstanden werden.535 
Maßstab zur Bestimmung des Grades der Einflussnahme ist ein Stadium, in dem die Natur 
frei von irreversiblen anthropogenen Beeinträ chtigungen ist.536 Hieraus wird sodann der 
Schluss gezogen, dass mit abnehmender Natürlichkeit, d. h. zunehmenden anthropogenen 
Einflüssen oder auch ansteigender Hemerobiestufe, die Naturschutzwürdigkeit abnimmt.537 
 
Das Hemerobie-Konzept sagt uns eigentlich nur durch Aufstellen eines Vergleichsmaßstabs 
was Natur ist: nä mlich der Zustand der Umwelt ohne irreversibler anthropogene 
Einflussnahmen. Hiernach kann man –  in Anbetracht des übermä chtigen irreversiblen 
                                                           
534 Hemerobie kommt aus dem Griechischen und setzt sich aus den Worten Hemeros (= gezä hmt) und Bios (= 
das Leben) zusammen, so H. Sukopp, S. 181; siehe hierzu auch L. Jescheke und C. Paulson in: D. Czybulka 
(Hrsg.), Erkennen, Bewerten, Abwä gen und Entscheiden, S. 42. 
 Daneben gibt es noch eine Skala, die von der verschiedenen Nä he zur Natur ausgeht und als 
Vergleichszustand „...die ursprüngliche Vegetation, die zur Zeit ä hnlichen Klimas ohne menschlichen 
Einfluss bestanden hat...“ heranzieht. Siehe hierzu H. Sukopp, S. 179. 
535 H. Sukopp, S. 180. 
536 H. Sukopp, S. 179. 
537 H. Sukopp, S. 181. 
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Einflusses des Menschen auf die Umwelt in Mitteleuropa –  behaupten, dass es Natur im 
eigentlichen Sinne nicht mehr gibt; es gibt nur natürlich gebliebene Kulturlandschaften. 
Blickt man in diesem Zusammenhang z. B. auf §  24 I Nr.3 BNatSchG n. F. mit dem 
Tatbestandsmerkmal „...sich in einem vom Menschen nicht oder wenig beeinflussten Zustand 
befinden...“, ist erkennbar, dass die Formulierungen im Bundesnaturschutzgesetz an der 
Realitä t vorbei gehen. Anders ist ein Urteil wie das zur Elbtalaue538 nicht zu erklä ren. Lä ngst 
sind auch das Wattenmeer oder andere als Nationalpark geschützten Gebiete in Deutschland 
nicht mehr als Gebiete zu bezeichnen, die nicht oder wenig vom Menschen beeinflusst 
sind.539 
Dies hat zur Folge, dass sich die Frage nach der Schutzwürdigkeit von Natur neu stellt.540 
Das hat auch Kowalek erkannt und das Hemerobiekonzept –  entsprechend der bestehenden 
Naturrealitä t in Mitteleuropa –  weiterentwickelt. Hiernach ist „Hemerobie ... ein Maß für 
menschlichen Kultureinfluss auf Ö kosysteme, wobei die Einschä tzung des Hemerobiegrades 
nach dem Ausmaß der Wirkung derjenigen anthropogenen Einflüsse vorgenommen wird, die 
der Entwicklung des Systems zu einem Endzustand entgegenstehen.“541 
Der Vollstä ndigkeit halber sei darauf hingewiesen, dass der Hemerobiegrad eines natürlichen 
Gebietes nur ein Aspekt unter vielen zur naturschutzfachlichen Bewertung ist. Weitere 
Messgrö ßen sind denkbar, wie ö kologische Funktion, Nutzenpotentiale, Seltenheit und 
Gefä hrdung.542 M. E. lä sst sich aber unter der Messgrö ße Hemerobie eine Vielzahl der 
übrigen Messgrö ßen zusammenfassen. So sagt der Hemerobiegrad eines Gebiets auch etwas 
über seine Seltenheit, ö kologische Funktion und seine Gefä hrdung aus. Denn aus der 
Intensitä t der menschlichen Beeinflussung eines natürlichen Gebiets bzw. aus seiner 
Schutzwürdigkeit kann man Rückschlüsse auf dessen Seltenheit, Gefä hrdungsgrad, 
ö kologische Bedeutung und Funktion ziehen. Da aber gerade die Untergliederung des 
Hemerobiegrades in seine messbaren Bestandteile nicht die Operationalitä t des 
                                                           
538 OVG Lüneburg, ZUR 1999, 156, 156 f. 
539 So auch H. Sukopp in: Umweltbundesamt (Hrsg.), Langzeitmonitoring von Umweltaspekten transgener 
Organismen, S. 31: „Heute kann in Mitteleuropa kaum ein Vegetationsfleck als vom Menschen nicht direkt 
beeinflusst angesehen werden.“; anderer Ansicht offenbar OVG Lüneburg, ZUR 1999, 156, 157. 
540 J. Radkau in: W. Abelshauser (Hrsg.), Umweltgeschichte, S. 12. 
541 H. Sukopp, S. 180 m. w. N; H. Plachter: Grundzüge der naturschutzfachlichen Bewertung, S. 15 fordert 
insofern, dass naturschutzfachliche Bewertungskriterien regional geprä gt sein müssen, weil er bezweifelt, 
dass sich global gültige finden lassen. 
542 H. Plachter: Grundzüge der naturschutzfachlichen Bewertung, S. 20; hiernach sind „Messgrö ßen“ allgemein 
gültige Attribute, die sich unmittelbar aus den allgemeinen Wertvorstellungen bzw. Begründungen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege ableiten lassen (S. 23). 
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Hemerobiekonzepts für die vorliegende Arbeit fö rdert und den Naturwissenschaften bei der 
Entwicklung von naturschutzfachlichen Bewertungsverfahren vorbehalten ist, soll im 
Folgenden auf eine weitere Untergliederung des Hemerobiebegriffs verzichtet werden. 
Abgesehen von den unterschiedlichen naturschutzfachlichen Bewertungsmethoden und -
kriterien, denen gemeinsam ist, dass der Bewertungsausgangspunkt Natur oder Landschaft 
und ihre Schutzwürdigkeit sind, wä re auch ein anderer Ansatzpunkt für die Bildung von 
Vorrangregeln zur besseren Durchsetzbarkeit von Natur- und Landschaftsbelangen innerhalb 
von planungsrechtlichen Abwä gungsvorgä ngen denkbar. 
Es kä me in Betracht, die Intensitä t eines planerischen Eingriffs in Natur und Landschaft und 
dessen Wirkungen als Ausgangspunkt für die Bildung von Vorrangregeln zu nehmen. Je 
schwerwiegender die planerischen Maßnahmen in Natur und Landschaft eingreifen, um so 
schwerer wiegen die hierdurch tangierten Belange von Natur und Landschaft. 
Dieser Gedanke der Eingriffstiefe ist bereits als ein Technikbewertungskriterium etwa in der 
Biotechnologie bekannt. Es handelt sich hierbei um ein Technikbewertungskriterium zur 
Festlegung des Charakters einer Technik und der Art und Weise ihres Umgangs mit Objekten 
oder Systemen.543 Dabei wird Eingriffstiefe als „... das Erzielen einer extremen 
Wirkmä chtigkeit durch technisches Ansetzen an elementaren Steuerungsstrukturen“ 
definiert.544 
Man kö nnte sich nun auch für planerische Maßnahmen, wie z. B. bei der Planfeststellung 
bestimmter Vorhaben, vorstellen, diese ihrer Eingriffsintensitä t und -reichweite nach in 
Bezug auf Natur und Landschaft zu bewerten. Allerdings stö ßt dieser Ansatz auf 
grundlegende Anwendungsprobleme. Abgesehen davon, dass für die Bestimmung der 
Eingriffstiefe planerischer Maßnahmen keinerlei Kriterien vorliegen und es den Rahmen 
dieser Arbeit sprengen würde, wenn diese Kriterien hier entwickelt würden,545 bleibt selbst 
beim Vorliegen solcher Kriterien immer noch fraglich, ob die Eingriffstiefe unabhä ngig von 
der Art, d. h. Schutzwürdigkeit der betroffenen Natur und Landschaft bestimmt werden soll 
                                                           
543 A. von Gleich in: A. Spoek (Hrsg.), GENug gestritten?!: Gentechnik zwischen Risikodiskussion und 
gesellschaftlicher Herausforderung, S. 53 f. 
544 A. von Gleich in: A. Spoek (Hrsg.), GENug gestritten?!: Gentechnik zwischen Risikodiskussion und 
gesellschaftlicher Herausforderung, S. 55; wobei elementare Steuerungsstrukturen die Atomstruktur, 
Molekularstruktur oder die Gene sein sollen. 
545 Man kö nnte z. B. die Ansicht vertreten, dass alle planerischen Maßnahmen, die in einem bestimmten 
Umfang Flä che verbrauchen bzw. versiegeln, besonders eingriffsintensiv sind. Das Kriterium der Dauer des 
Eingriffs aber trifft man bei allen planerischen Maßnahmen an. Denn es ist nun einmal die Eigenart aller 
planerischen Maßnahmen auf unbestimmte Dauer angelegt zu sein. 
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oder ob diese bereits in der Festlegung der Eingriffstiefe einzubeziehen ist. Beispielsweise 
kann man bei dem Bau einer Fernstraße von einer großen Eingriffstiefe ausgehen. Diese 
Einordnung kö nnte sich aber unter dem Umstand, dass die Straße durch bereits schwer 
belastete, soll heißen kulturell verä nderte Natur und Landschaft546 führt, anders darstellen. 
Wä hrend der Ansatz der Eingriffstiefe nicht um eine Bewertung der betroffenen Natur und 
Landschaft unter den bereits genannten naturschutzfachlichen Kriterien und 
Bewertungsmodellen herum kommt, kommt das Hemerobiekonzept ohne die Bewertung des 
Eingriffs im Hinblick auf seine Eingriffstiefe aus. Der naturschutzfachliche Ansatz de 
Hermerobiekonzepts ist daher praktikabler. 
Schließlich erscheint es „psychologisch“ sinnvoller, Vorrangregeln, die zu einer verbesserten 
Durchsetzung von Natur- und Landschaftsbelangen innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge beitragen sollen, nicht vom Eingriff her zu entwickeln, sondern vom 
Schutzobjekt her. 
 
Es kann also festgehalten werden, dass das Hemerobiekonzept Sukopps –  unter Einschluss 
der Weiterentwicklung von Kowalek –  für die vorliegende Arbeit ein nutzbarer Ansatz zur 
Formulierung abstrakter, aber bedingter Vorrangregeln ist.547 Es bietet wissenschaftlich 
fundierte Unterscheidungen, die von der Natürlichkeit der Natur auf deren Schutzwürdigkeit 
schließen. Im Folgenden wird das Hemerobiekonzept zur Grundlage abstrakt geltender, aber 
bedingter Vorrangregeln gemacht. 
 
b) Die Formulierung abstrakt geltender, aber bedingter Vorrangrelationen zugunsten der 
Belange von Natur und Landschaft innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge 
Aus juristischer Sicht erscheint es sinnvoll548 –  und unter naturwissenschaftlicher Sicht ist es 
vertretbar –  für die Formulierung leicht handhabbarer Vorrangregeln, aus dem Sechs-Stufen-
Modell ein Zwei-Stufen-Modell zu machen. Dies bedeutet, dass unterschiedliche 
Natürlichkeitsgrade zusammengefaßt werden. Dies erhö ht die juristische Operationalitä t. 
                                                           
546 Industrieansiedlung. 
547 Es sei an dieser Stelle daran erinnert, dass diese Arbeit nur den rä umlichen, also gebietsbezogenen 
Naturschutz im Auge hat. 
548 In Anbetracht der Tatsache, dass es in Mitteleuropa schon gar keine unberührte Natur mehr gibt und sogar 
das Wattenmeer als vom Menschen stark beeinflusst angesehen werden muss. 
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Auf der ersten Stufe stünden dann ahemerobe und oligohemerobe Gebiete. Diese genießen 
die hö chste Schutzwürdigkeit. Auf der zweiten Stufe stünden demnach dann die 
mesohemerobe sowie euhemerobe Gebiete, die entsprechend ihres erhö hten kulturellen 
Einflusses weniger Naturschutz beanspruchen kö nnen. Polyhemerobe wie auch 
metahemerobe Gebiete sind stark anthropogen verä nderte und nutzbar gemachte Gebiete, die 
wenig Natürlichkeit besitzen. Demgemä ß ist auch hier keine Natürlichkeit bzw. nur wenig 
Natürlichkeit zu schützen. Das heißt zwar nicht, dass in solchen Gebieten nicht auch Belange 
von Natur und Landschaft bestehen kö nnen, die unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten 
schützenswert sind. Die Tatsache der Poly- und Metahemerobie rechtfertigt es jedoch, diese 
Gebiete und die daraus resultierenden Belange von Natur und Landschaft aus dem Kreis der 
durch Vorrangregeln privilegierten Natur- und Landschaftsbelange herauszunehmen. Dies 
bedeutet indes nicht, dass Belange von Natur und Landschaft bei diesen Gebieten auf 
verlorenem Posten stehen. Vielmehr wird bei ihnen der ganz „normale“ Abwä gungsprozess 
durchgeführt. Das bedeutet, kollidieren Belange von Natur und Landschaft dieser Gebiete mit 
anderen Belangen, ist mittels konkreter Vorrangrelationen (wie von Alexy vorgeschlagen) 
der Vorrang eines der involvierten Belange zu begründen. 




1Belange von Natur und Landschaft, die Gebiete betreffen, die sich in einem vom Menschen 
ganz oder nahezu unberührten Zustand befinden, gehen anderen Belangen innerhalb 
planerischer Abwä gungsvorgä nge vor, wenn eine Kollision der in Rede stehenden Belange 
nicht durch Alternativen vermieden werden kann und soweit diesem Vorrang nicht 
zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses entgegenstehen. 
2Als zwingende Gründe im Sinne dieser Vorschrift gelten: 
Nr. 1 Gesundheit der Menschen 
Nr. 2 Ö ffentliche Sicherheit und Ordnung 
Nr. 3 Umweltschutz 
3Diese Vorschrift findet keine Anwendung in Fä llen, in denen sich Belange von Natur und 





1Belange von Natur und Landschaft, die Gebiete betreffen, die wenig bis mä ßig vom 
Menschen beeinflusst sind, gehen anderen Belangen innerhalb von planungsrechtlichen 
Abwä gungsvorgä ngen vor, wenn eine Kollision der in Rede stehenden Belange nicht durch 
Alternativen vermieden werden kann und soweit diesem Vorrang nicht wichtige Gründe des 
ö ffentlichen Interesses entgegenstehen. 
2Als wichtige Gründe im Sinne dieser Vorschrift gelten: 
Nr. 1 soziale Interessen 
Nr. 2 wirtschaftliche Interessen 
3Diese Vorschrift findet keine Anwendung in Fä llen, in denen sich Belange von Natur und 
Landschaft des gleichen Schutzwürdigkeitsgrades widersprechend gegenüberstehen.  
 
Für polyhemerobe oder metahemerobe Gebiete sollen keine Vorrangregeln formuliert 
werden. Hier soll es vielmehr bei der „normalen“ Abwä gung aller tangierten Belange mit 
ihrer grundsä tzlichen Gleichwertigkeit im Verhä ltnis zueinander bleiben. 
c) Die Tatbestandsmerkmale der Vorrangregeln 
Die vorgestellten abstrakt geltenden aber bedingten Vorrangregeln erinnern stark an §  34 
BNatSchG n. F. und die damit erfolgte Umsetzung der FFH- und Vogelschutz-Richtlinie. 
Hiernach sind Projekte oder Plä ne, die zu erheblichen Beeinträ chtigungen in ein FFH- oder 
Vogelschutzgebiet führen kö nnen, unzulä ssig. Sie werden nur zulä ssig, wenn die 
Voraussetzungen des §  34 III Nr. 1 und 2 BNatSchG n. F. vorliegen. Diese werden in §  34 IV 
BNatSchG n. F. sodann für Gebiete, die prioritä re Biotope bzw. Arten beherbergen, weiter 
verschä rft. In diesem Zusammenhang wurde schon von einer „indirekten“ Prioritä t von 
Natur- und Landschaftsbelangen begrenzt auf Natura 2000-Gebiete gesprochen. Diese 
Ä hnlichkeit nutzend soll im Folgenden versucht werden, die einzelnen Begriffe der hier 
vorgestellten bedingten Vorrangregeln zu kommentieren. 
 
aa) Das Tatbestandsmerkmal „Belange von Natur und Landschaft“ 
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Diesbezüglich ist auf die bereits gemachten Aussagen weiter oben zu verweisen. Demnach 
sind Belange von Natur und Landschaft alle Interessen, Aspekte o. ä ., die Natur und 
Landschaft betreffen und durch eine bestimmte planerische Abwä gungsentscheidung tangiert 
werden. 
 
bb) Das Tatbestandsmerkmal „nicht oder nahezu unbeeinflusster“ sowie „wenig bis 
mä ßig beeinflusster“ Zustand 
Ob das Gebiet, um dessen Natur- und Landschaftsbelange es innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge geht, ein gar nicht oder nahezu unbeeinflusstes Naturgebiet ist, ist vom 
Normanwender –  hier den Planungsträ gern –  anhand des Surkopp’schen Hemerobiekonzepts 
und seiner Weiterentwicklung durch Kowalek zu klä ren. Dieses bietet naturwissenschaftlich 
maßgebliche Abstufungen an. 
In Anbetracht der Tatsache, dass es in Deutschland keine Gebiete mehr gibt, die frei oder 
nahezu frei von anthropogenen Einflüssen sind, muss dieses Tatbestandsmerkmal weit 
gefasst werden. Eine restriktive Auslegung wä re kontraproduktiv. Denn das würde darauf 
hinauslaufen, dass diese Vorrangregel nie zur Geltung kä me. Das Gegenteil ist aber gerade 
angestrebt. So sollten m. E. Gebiete, die nach den § §  22 ff. BNatSchG n. F. geschützt sind 
oder schützbar sind, als Gebiete, die sich in von Menschenhand unberührtem oder nahezu 
unberührtem Zustand befinden, bezeichnet werden. Hierbei sei darauf hingewiesen, dass die 
durch das Bundesnaturschutzgesetz in Verbindung mit den Landesnaturschutzgesetzen 
geschützten Gebiete sowieso nicht ohne weiteres beplanbar sind und eine Vorrangregel wie 
die vorliegende dort nicht ihren eigentlichen Anwendungsbereich erfä hrt. Dieser liegt eher 
bei den nach dem Bundesnaturschutzgesetz schützbaren Gebieten, die noch nicht unter 
Schutz gestellt wurden. 
Diese Auslegung wird auch vom Sinn und Zweck der genannten Vorschriften des vierten 
Abschnittes des Bundesnaturschutzgesetzes getragen. Denn die Vorschriften dienen dazu, 
belebte wie auch unbelebte Flä chen und Objekte zu schützen. Hierbei müssen diese nicht 
vö llig unbeeinflußt vom Menschen sein.549 Sie dürfen sogar von Menschenhand geschaffen 
                                                           
549 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  12 Rdnr. 62; E. Gassner: 
Bundesnaturschutzgesetz Kommentar –  Schmidt-Rä ntsch, §  12 Rdnr. 12. 
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sein oder ihre Schutzwürdigkeit erst durch menschliche Einwirkungen erlangen.550 
Maßgeblich für die Unterschutzstellung nach den § §  22 ff. BNatSchG n. F. ist lediglich, dass 
innerhalb dieser Flä chen oder Objekte die Lebensä ußerung und Entwicklung natürlich 
verlaufen.551 
Der Rückgriff auf den vierten Abschnitt des Bundesnaturschutzgesetzes soll indes nicht dazu 
führen, dass innerhalb der tatbestandlichen Prüfung der vorliegenden Vorrangregel quasi 
inzidenter die Tauglichkeit und Schutzwürdigkeit des betreffenden Gebietes für eine 
Unterschutzstellung nach dem Bundesnaturschutzgesetz und dem entsprechenden 
Landesnaturschutzgesetz geprüft wird. Denn diese Schutzwürdigkeit nach den § §  22 ff. 
BNatSchG n. F. –  sollte sie denn bejaht werden –  kann nur ein Indiz für die Zugehö rigkeit 
eines Gebiets zur Vorrangregel der Stufe I sein. Ob das Gebiet tatsä chlich ahemerob oder 
oligohemerob ist, ist trotzdem noch zu klä ren. Denn auch ein Gebiet, für welches ein 
Planungsträ ger die Schutzwürdigkeit nach den § §  22 ff. BNatSchG n. F. verneint, kann –  
wenn es denn ahemerob oder oligohemerob ist –  unter die Vorrangregel der Stufe I fallen. 
 
Unter die zweite Stufe der Vorrangregel sollen alle diejenigen Gebiete fallen, die nicht 
polyhemerob oder metahemerob sind, also auch reine natürliche Kulturlandschaften.552 Dies 
sind Landschaften bzw. Gebiete, die zwar von Menschenhand geschaffen sind, aber ein 
natürliches Erscheinungsbild haben. In der Regel werden dies große ö ffentliche, aber auch 
private Forste oder Parks sein, die in erster Linie der Erholung der Bevö lkerung dienen und 
ö kologische Funktionen in Ballungsrä umen zu sichern helfen. Denkbar sind auch von 
Menschenhand geschaffene landwirtschaftliche Flä chen, die unter ä sthetischen Aspekten 
reizvoll sind (z. B. Wetterau). Diese Gebiete werden, zumindest in Deutschland, die 
Mehrzahl der durch eine Vorrangregel gefö rderten Natur und Landschaftsgebiete darstellen. 
Denn selbst wenn ein in Rede stehendes Gebiet nicht eindeutig ahemerob oder oligohemerob 
ist, so kann es jedenfalls mesohemerob oder euhemerob sein, solange und soweit es nicht der 
dritten Stufe unterfä llt. Man kann also in der Vorrangregel der Stufe II eine Art 
Auffangtatbestand für alle diejenigen Gebiete sehen, die nicht eindeutig in die 
                                                           
550 VGH Kassel, NuR 1994, 395, 397. 
551 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  12 Rdnr. 62. 
552 Nicht aber wie von J. Oebbecke, NuR 2001, 142, 142 ff. angedacht Industrielandschaften. 
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Gebietskategorie der ersten Stufe, aber auch sicher nicht unter die dritte Gebietskategorie 
fallen. Dass sie jedoch immer natürlich sein müssen, versteht sich von selbst. 
 
Eine besonderes Problem bei der Einstufung von Flä chen in das vorliegende Konzept stellen 
sogenannte Vorbelastungen dar. Also Belastungen, die einem natürlichen Gebiet oder einer 
Landschaft vor der anstehenden planerischen Abwä gungsentscheidungen bereits zu eigen 
sind.553 Ohne weiter auf diese Problematik eingehen zu wollen, soll an dieser Stelle die 
Ansicht vertreten werden, dass es nur auf die Einstufung eines Gebiets in die erste oder 
zweite Hemerobiestufe ankommt. Diese ergibt sich ja auch aus den vorhandenen 
Vorbelastungen. Dass heißt, dass die angenommene Hemerobiestufe ja die „Summe“ all der 
Eigenschaften (also auch Vorbelastungen) eines Raumes darstellt.554 
 
cc) Das Tatbestandsmerkmal „planerische Abwä gungsvorgä nge“ 
Hierunter sollen planerische Abwä gungsentscheidungen im weitesten Sinne verstanden 
werden. Virulent wird vorliegende Abwä gungsvorrangregel aber besonders in stä dtebaulicher 
Hinsicht, also bei der Aufstellung oder Ä nderung von Bauleitplä nen. Gleichfalls im Rahmen 
von Planfeststellungsverfahren kö nnte diese Vorrangregel Anwendung finden. Denn auch 
hier sind alle von der Planung betroffenen ö ffentlichen und privaten Belange mittels 
Abwä gung gegen- und untereinander zum Ausgleich zu bringen.555 
Fraglich erscheint, ob auch die Aufstellung von Landes- und Regionalplä nen unter den 
Begriff „planerische Abwä gungsentscheidungen“ fallen. Denn wie §  7 VII ROG zeigt, gibt es 
auch im Raumordnungsrecht planerische Abwä gung. Eine Einbeziehung würde dazu führen, 
Konflikte zwischen Natur- und Landschaftsschutz und anderen Belangen –  die z. B. dadurch 
hervorgerufen werden, dass auf der Ebene der Raumordnungsplanung ein bestimmtes Gebiet 
einer bestimmten rä umlichen Funktion, die nicht eine ö kologisch-natürliche ist, zugeführt 
werden soll –  bereits auf dieser Ebene mittels der oben dargestellten Vorrangregel aufzulö sen 
wä ren. Dass dies unter dem Gesichtspunkt der Nachhaltigkeit und des Vorsorgeprinzips 
                                                           
553 Siehe zur Problematik der Vorbelastung im Zusammenhang mit der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung C. Kochenburger und K. Estler, UPR 2001, 50, 51 ff. 
554 Eine weitere Facette dieses Problems stellt sich in Zusammenhang mit dem Zusammenwirken von Plä nen 
bzw. von Plä nen und Projekten (§  19a II Nr. 8, 9 BNatSchG a. F.) dar. 
555 Siehe z. B. §  17 I 2 FStrG. Siehe weiterführend zum Tatbestandsmerkmal „Plä ne“ E. Gassner, NuR 1999, 
79, 81 und nunmehr §  35 BNatSchG n. F.. 
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wünschenswert ist, steht außer Frage. Auch ein Blick auf die der hier vorgestellten 
Vorrangregel ä hnlichen Regelung des §  34 IV BNatSchG n. F. zeigt, dass dort der Begriff 
„Plan“ eine weite Auslegung erfä hrt. Lediglich politische Absichtserklä rungen, die erst durch 
Flä chennutzungsplä ne umsetzbar werden, sollen aus dem Anwendungsbereich der Vorschrift 
herausfallen.556 
Aber auch naturschutzfachlich erscheint eine Anwendung auf der Ebene der Raumplanung 
ä ußerst sinnvoll, verhindert es doch, dass Natur- und Landschaftsgebiete isoliert betrachtet 
werden und der Schutzumfang solcher Gebiete von Gemeindegebiet zu Gemeindegebiet 
unterschiedlich ausfä llt. Aufgrund des groben Maßstabs ermö glicht also die Raumplanung 
eine ganzheitliche Sichtweise und kann den nachhaltigen und zusammenhä ngenden Schutz 
von Natur und Landschaft fö rdern. 
Auch rechtlich ergeben sich diesbezüglich keine Zweifel. Zwar finden die Vorrangregeln 
mö glicherweise in doppelter Hinsicht Anwendung, nä mlich einmal, indem der zur 
Entscheidung stehende Bebauungsplan gemä ß §  1 IV BauGB an die Ziele der Raumordnung 
–  die ja mö glicherweise mittels der Vorrangregel auf der Raumordnungstufe gebildet und 
formuliert wurden –  anzupassen ist, und zum anderen eben jene Entscheidung gemä ß §  1 VI 
BauGB abwä gend zu gewinnen ist. Auch hier kö nnte es zur Anwendung einer der 
Vorrangregeln kommen. 
Aber diese doppelte Anwendbarkeit stö rt unter rechtlichen Gesichtspunkten nicht weiter. 
Denn auf der planerischen Ebene, wo sie alleine auftreten kö nnte, wirkt diese dann in 
unterschiedlicher Weise und nimmt unterschiedliche Funktionen wahr. 
Bei den Planungsleitsä tzen handelt es sich nach der Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts um Leitsä tze, die dem Planungsträ ger keinen 
Gestaltungsspielraum geben, mithin von diesem strikte Beachtung verlangen.557 Sie stehen 
vor der „Abwä gungsklammer“ und sind demzufolge durch Abwä gung auch nicht 
                                                           
556 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG, S. 34. 
557 Ein Planungsleitsatz enthä lt nach BVerwGE 71, 163, 164 z. B. §  1 III Satz 1 FStrG; siehe hierzu auch H. 
Funke, DVBl. 1987, 511, 514 f.; H. Blumenberg, DVBl. 1989, 86, 92; D. H. Schrödter: Baugesetzbuch 
Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 76; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A Rdnr. 581; 
kritisch zur Kategorie der Planungsleitsä tze R. Steinberg, NVwZ 1986, 812, 812, 815; W. Hoppe, DVBl. 
1992, 853, 853 f.; W. Hoppe, DVBl. 1994, 1033, 1038, 1040.W. Hoppe, UPR 1995, 201, 201; H. Sendler, 
UPR 1995, 41, 47; R. Bartelsperger, DVBl. 1996, 1, 4 f.;  
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überwindbar.558 Die Verletzung eines Planungsleitsatzes führt zur Rechtswidrigkeit der 
Planung.559 Zu den Planungsleitsä tzen zä hlen auch die Ziele der Raumordnung und 
Landesplanung.560 
Gemeinsam ist den Vorrangregeln und den Planungsleitsä tzen, dass sie dem Normanwender 
–  also dem Planungsträ ger –  keinen Gestaltungsspielraum lassen. Sie verlangen strikte 
Anwendung wenn und soweit ihre Tatbestä nde erfüllt sind. Ob ihre Tatbestä nde erfüllt sind, 
ist durch Subsumtion zu ermitteln. Steht fest, dass sie erfüllt sind, gelten Vorrangregeln und 
Planungsleitsä tze strikt. Es handelt sich also um Regeln im Alexyschen Sinne. 
Dennoch nehmen Planungsleitsä tze eine von Vorrangregeln zu unterscheidende Funktionen 
wahr und stehen an unterschiedlichen Standorten innerhalb von Planungsvorgä ngen. 
Von §  1 III FStrG z. B., der anordnet, dass Bundesautobahnen solche Bundesfernstraßen 
sind, „...die nur für den Schnellverkehr mit Kraftfahrzeugen bestimmt und so angelegt sind, 
dass sie frei von hö hengleichen Kreuzungen und für Zu- und Abfahrt mit besonderen 
Anschlußstellen ausgestattet sind“, unterscheiden sich die Vorrangregeln in beiderlei 
Hinsicht. 
§  1 III FStrG, der sich nur mit fernstraßenrechtlicher Problematik beschä ftig, ist eine 
fachplanerische Vorschrift, die die Funktion der Planzielformulierung erfüllt. Eine 
Kollisionsregelung lä sst sich ihr nicht entnehmen. Sie ordnet lediglich für Bundesautobahnen 
an, dass sie keine hö hengleichen Kreuzungen aufweisen dürfen. Die oben dargestellten 
Vorrangrelationen hingegen sind fachplanerisch unabhä ngig, mithin allgemeine Regeln, die 
eine Vorrangformulierung beinhalten und somit die Funktion von Kollisionsauflö sung 
innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge übernehmen. 
Zum anderen unterscheiden sich beide Planungskategorien durch ihren Standort innerhalb 
des Planungsvorgangs. Planungsleitsä tze stehen nä mlich –  wie es das 
Bundesverwaltungsgericht ausgedrückt hat –  „vor der Abwä gungsklammer“.561 Sie stellen 
eine Planungskategorie dar, die immer eine Planung determinieren. Sie spielen innerhalb des 
Abwä gungskerns keine Rolle. 
                                                           
558 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439 f. für die Ziele der Raumordnung. Nach VGH Mannheim, NuR 1997, 92, 
93 handelt es sich bei §  8a I 1 BNatSchG nicht um einen Planungsleitsatz; so auch OVG Münster, NVwZ 
1996, 274, 277 f.; BVerwG, NVwZ 1997, 1213, 1214; 
559 BVerwGE 48, 56, 63; BVerwGE 71, 163, 164 f. 
560 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439. 
561 BVerwG, DVBl. 1992, 1438, 1439 dies soll sich unter anderem aus der Stellung von §  1 IV BauGB ergeben. 
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Sie ziehen den Rahmen für die in der folgenden Abwä gung relevanten Belange. 
Vorrangregeln hingegen bilden den Abwä gungskern. Sie kommen nur innerhalb von 
Abwä gungsvorgä ngen –  und dort wie bereits gezeigt in der Gewichtungsphase –  zum Einsatz 
und bestimmen, so sie anwendbar sind, das Abwä gungsergebnis. Um das Bild des 
Bundesverwaltungsgerichts aufzugreifen: Wä hrend Planungsleitsä tze vor der 
Abwä gungsklammer stehen, bilden die dargestellten Vorrangregeln die Abwä gungsklammer. 
Der Standort wie auch die Funktion von Planungsleitsä tzen sind gegenüber den hier 
vorgestellten Vorrangregeln somit grundverschieden. 
Unterscheiden sich somit Planungsleitsä tze und Vorrangregeln ihrer Funktion und ihrem 
Standort innerhalb einer bauleitplanerischen Abwä gung nach, ist es unproblematisch, dass 
dabei mö glicherweise die Vorrangregeln in doppelter Hinsicht Anwendung finden. Denn die 
Anwendung betrifft nicht ein und dieselbe Ebene, sondern unterschiedliche Ebenen, einmal 
die der Rahmenziehung und zum anderen die Ebene des Abwä gungskerns. Ganz davon 
abgesehen: Es ist auf der Ebene der Landes- und Regionalplanung ä ußerst selten, dass die 
Vorrangregeln Anwendung finden. Denn gerade auf dieser maßstabsmä ßig groben 
Planungsstufe wird es hä ufig so sein, dass zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses den 
Vorrang von Belangen von Natur und Landschaft ausschalten und insofern den Weg frei 
machen für eine Abwä gung klassischen Stils. 
Ob die Vorrangregeln auch im Rahmen des §  19 III BNatSchG n. F. Anwendung finden, ist 
weiter unten zu untersuchen. 
Schließlich ist fraglich, ob die Vorrangregeln auch in der Landschaftsplanung Anwendung 
finden. Denn auch §  15 II BNatSchG n. F. schreibt eine Abwä gung für die 
Landschaftsprogramme und die Landschaftsrahmenplä ne vor. In Anbetracht der Aufgabe der 
Landschaftsplanung, wä re es widersinnig, wenn gerade hier die abstrakt anwendbaren, aber 
bedingten Vorrangregeln keine Anwendung fä nden. 
 
dd) Das Tatbestandsmerkmal „ Alternativen“ 
Im Grunde formuliert das Tatbestandsmerkmal „Alternativen“ eine Selbstverstä ndlichkeit, 
nä mlich, dass zuallererst immer eine Alternativenprüfung anhand der bereits dargelegten 
Maßstä be durchzuführen ist. Dabei ergibt sich aus dem Sinn und Zweck der Vorrangregeln, 
dass es sich um eine Alternative handeln muss, die nicht zur gegenstä ndlichen 
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Belangkollision führt, diese also im Vorfeld vermeidet. Erst wenn eine solche Alternative 
nicht auffindbar ist, soll der Vorrang der Belange von Natur und Landschaft greifen. Kann 
eine solche planerische Alternative nicht gefunden werden und bleiben die durch die 
Vorrangregeln behandelten Belangkollisionen bestehen, so bleibt es bei dem Vorrang der 
Belange von schützenswerter Natur und Landschaft. 
 
ee) Das Tatbestandsmerkmal „zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses“ und 
„wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses“ 
Der Begriff „ö ffentliches Interesse“ ist nicht gleichbedeutend mit dem des „Wohls der 
Allgemeinheit“, wie es in Art. 14 III GG zu finden ist.562 Hierzu zä hlen nur ganz besonderen 
Gemeinschaftsinteressen, die bei objektiver Betrachtung die betroffenen privaten Rechte und 
Interessen am Eigentum überwiegen.563 Da es in den vorliegend relevanten Fä llen nicht um 
Einzelfallentscheidungen geht, die einen erhö hten Argumentationsaufwand verlangen, 
sondern um planerische Konfliktsituationen, kann ein „weniger“ als das „Wohl der 
Allgemeinheit“ ausreichen, um den Vorrang von Belangen der Natur und Landschaft zu 
überwinden. 
Unter ö ffentlichem Interessen sind dann solche Interessen zu verstehen, die nicht privat sind 
die sich also auf die Allgemeinheit beziehen. Dabei spielt die Tatsache, ob es bei der Planung 
um eine ö ffentliche oder, wie beim Planfeststellungsverfahren mö glich, um ein privates 
Projekt geht, nur eine sekundä re Rolle.564 Auch private Projekte, die einer Planung bedürfen, 
kö nnen ö ffentliche Interessen verfolgen. 
Des Weiteren ist erforderlich, dass es sich um „zwingende“ Gründe des ö ffentlichen 
Interesses handelt. 
                                                           
562 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19 c Rdnr. 18. 
 Zum Ganzen auch G. Winter: Alternativen in der administrativen Entscheidungsbildung, S. 60 f. 
563 M. Sachs: Grundgesetz Kommentar –  Wendt, Art. 14 Rdnr. 160; I. von Mü nch und P. Kunig: Grundgesetz-
Kommentar - Bryde, Art. 14 Rdnr. 80. 
564 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19 c Rdnr. 18. 
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Das Attribut „zwingend“ findet man auch in §  34 III Nr. 1 BNatSchG n. F. . Diesem Wort 
wird der Sinn von „verpflichtend“ oder „wesentlich“ beigelegt.565 Danach sollen zwingende 
Gründe solche sein, die die Verfolgung des jeweiligen ö ffentlichen Interesses 
vernünftigerweise gebieten.566 Von anderer Seite wird dem Wort „zwingend“ die Bedeutung 
von „wesentlich“ beigelegt.567 
Da zwischen „verpflichtend“ und „wesentlich“ Unterschiede bestehen, bleibt die Frage nach 
der Bedeutung des Wortes „zwingend“ immer noch stehen. 
Das Wort zwingend kommt von Zwang. Zwang bedeutet, mittels eines Druckmittels 
jemanden zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung zu nö tigen. Ü bertragen auf die 
Ebene der „zwingenden Gründe des ö ffentlichen Interesses“ bedeutet das, dass es Gründe des 
ö ffentlichen Interesses gibt, die denjenigen, der für ihre Durch- oder Umsetzung, bzw. 
Geltendmachung zustä ndig ist, dazu nö tigen, sie durch- oder umzusetzen bzw. geltend zu 
machen. Hierbei hat der Interessenwä chter keinerlei Spielraum. Es reicht nicht, den 
zwingenden Grund nur teilweise oder zeitweise durchzusetzen oder ihm Geltung zu 
verschaffen. Vielmehr ist der Handlungsauftrag ein ganz expliziter und bestimmter. 
Legt man diesen Sinn dem Begriff „zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses“ zu 
Grunde, dann wird klar, dass in dieser Bedeutung auch die Attribute „verbindlich“ und 
„wesentlich“ enthalten sind. Sie sind als ein „Weniger“ enthalten, füllen daher den Begriff 
auch, aber demnach nicht vö llig aus. 
Auch der Blick auf die FFH-Richtlinie und ihre Entstehungsgeschichte deckt diese 
Auslegung. Denn die Kommission versteht unter „zwingenden“ Gründen –  und nimmt dabei 
Rückgriff auf die Rechtsprechung des Europä ischen Gerichtshofs zu den zwingenden 
Erfordernissen, die Ausnahmen von dem Grundsatz des freien Warenverkehrs 
rechtfertigen568 –  solche, die 
                                                           
565 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 604; K. Iven, NuR 1996, 373, 379 mö chte hierunter solche ö ffentlichen 
Interessen verstanden wissen, die gewichtiger als die von der Richtlinie geschützten sind; so auch A. Epiney, 
UPR 1997, 303, 309; A. Schink, GewArch 1998, 42, 51; H. W. Louis, DÖ V 1999, 374, 380; 
OVG Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 2000, 52, 55; BVerwGE 110, 302, 313 spricht von „besonders 
bedeutsamen Rechtsgütern“, S. 314 f. 
566 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 604. 
567 H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  19 c Rdnr. 18; VG Oldenburg, NuR 
2000, 398, 403 geht von einem „hohen“ Gewicht solcher Gründe des ö ffentlichen Interesses aus und bejaht 
sie in Bezug auf Küstenschutz und die wirtschaftliche Fö rderung der Region Papenburg. 
568 So auch BVerwGE 110, 302, 315. 
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- im Rahmen von Handlungen bzw. Politiken, die auf den Schutz der Grundwerte für 
das Leben der Bürger (Gesundheit, Sicherheit, Umwelt) abzielen; 
- im Rahmen grundlegender Politiken Staat und Gesellschaft dienen; 
- im Rahmen der Durchführung von Tä tigkeiten wirtschaftlicher oder sozialer Art der 
Erbringung bestimmter gemeinwirtschaftlicher Leistungen dienen.569 
Die angegebenen Interessen müssen überwiegend und langfristig sein. Es genügt daher nicht, 
wenn die „zwingenden Gründe des ö ffentlichen Interesses“ nur eine untergeordnete Rolle 
spielen und lediglich kurzfristigen Interessen zu dienen bestimmt sind.570 Des Weiteren 
müssen sie jedenfalls gewichtiger sein als die beeinträ chtigten ö kologischen Belange.571 
Dabei wird in Bezug auf wirtschaftliche Interessen nur dann von einer zwingenden Natur 
ausgegangen, wenn diese einer besonderen ö rtlichen Gegebenheit –  etwa geologischer oder 
geographischer Art –  folgen. Das allgemeine Interesse an der Stä rkung und Fö rderung der 
wirtschaftlichen Infrastruktur ist hiefür nicht ausreichend.572 
Im übrigen bedürfen die „zwingenden Gründe des ö ffentlichen Interesses“ einer konkreten 
Begründung.573 
Dieser Auslegung des Begriffs „zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses“ folgend 
wurde in die Vorrangregel der Stufe I ein nicht abschließender Regelkatalog aufgenommen. 
Liegen Gründe des ö ffentlichen Interesses vor, die gegen die in Rede stehenden Belange von 
Natur und Landschaft sprechen, dann kö nnen sie als „zwingend“ eingestuft werden, wenn sie 
sich auf gleicher Wesentlichkeitsstufe wie die Gründe der Regelbeispiele befinden.574 
 
Fraglich ist, was demgegenüber die in der Vorrangregel der Stufe II genannten „wichtigen 
Gründe des ö ffentlichen Interesses“ sind. Eingedenk der Tatsache, dass die Belange von 
Natur und Landschaft dieser Stufe weniger schützenswert sind, als die der ersten Stufe, 
kö nnen diese Belange erst recht durch „zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses“ 
                                                           
569 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG, S. 48; weitere Beispiele bei W. Schrödter, NuR 2001, 8, 15. 
570 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG, S. 48. 
571 A. Epiney, UPR 1997, 303, 309 m. w. N. Fßn. 55; U. Adenauer / D. Apfelbacher und K. Iven, NuR 1999, 63, 
76. 
572 U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 605. 
573 BVerwGE 110, 302, 317 f. 
574 OVG Oldenburg, NuR 2000, 398, 403 fasst unter „zwingende Gründe des überwiegenden ö ffentlichen 
Interesses“ den Küstenschutz und Arbeitsplatzsicherung. 
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überwunden werden. Eine Abgrenzung zu dieser Kategorie von Gründen ist also nicht 
notwendig. 
Vielmehr müssen die „wichtigen Gründe des ö ffentlichen Interesses“ von den sonstigen 
Gründen, sprich den nicht wichtigen Gründen des ö ffentlichen Interesses abgegrenzt werden. 
Wichtig kö nnen Gründe des ö ffentlichen Interesses nur dann sein, wenn sie eine 
Wesentlichkeit erreichen, die über das normale Maß hinaus geht. Sie heben sich also von 
sonstigen Gründen des ö ffentlichen Interesses dergestalt ab, dass sie eine Erhö hung ihrer 
Wertigkeit erfahren. Diese Gründe sind aber nicht so wertvoll, dass sie zwingend wä ren. Sie 
sind aber immerhin in ihrer Wertigkeit so erhö ht, dass ihre Verwirklichung, Durch- bzw. 
Umsetzung vernünftig, d. h. geboten erscheint. 
Auch hier erscheint es ratsam, einen Regelbeispielkatalog zu formulieren; dieser ist 
gleichfalls nicht abschließender Natur, so dass es durchaus noch andere, „wichtige Gründe 
des ö ffentlichen Interesses“ geben kann, wenn ein Vergleich dieser Gründe mit jenen der 
Regelbeispiele eine Gleichbehandlung angemessen erscheinen lä sst. 
 
d) Die Funktionsweise und der gerichtlicher Prüfungsumfang der abstrakt anwendbaren 
aber bedingten Vorrangregeln 
Weder bei der Entscheidung der Planungsträ ger überhaupt abzuwä gen noch in der 
Einstellungsphase der Abwä gung stellt man Besonderheiten zum „normalen“ 
Prüfungsprogramm von Abwä gungsentscheidungen fest; von der Planung betroffene Belange 
sind, auch wenn sie durch abstrakt geltende bedingte Vorrangregeln –  wie die hier 
vorgeschlagenen –  „transportiert“ werden, in die Abwä gung mit einzustellen. Sie sind also in 
die „Stoffsammlung“ aufzunehmen, freilich mit der Kennzeichnung „abstrakt bedingte 
Vorrangregel“. 
Virulent werden die Vorrangregeln hingegen in der Gewichtungsphase. Diese Phase ist 
dadurch gekennzeichnet, dass alle involvierten Belange ihrem Gewicht entsprechend 
gegeneinander und untereinander abgewogen werden. 
Hier liegt der eigentliche Anwendungsbereich der dargestellten Vorrangregeln. Der 
Planungsträ ger hat die in die Stoffsammlung aufgenommenen Belange entsprechend ihrer 
Wertigkeit in die Abwä gung einzustellen. Er hat festzustellen, wo die Kollisionsfä lle liegen. 
Stellt er dabei fest, dass Belange von Natur und Landschaft unauflö sbar mit anderen 
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Belangen kollidieren, dann hat er mittels Subsumtion zu klä ren, ob die in der Stoffsammlung 
enthaltenen Belange von Natur und Landschaft von einer der beiden Vorrangregeln erfasst 
werden. Zu dieser Prüfung kommt es freilich nur, wenn der betreffende Planungsträ ger zuvor 
keine Alternativlö sung erreichen konnte, mittels derer er den Belangkonflikt hä tte auflö sen 
oder vermindern hä tte kö nnen. 
Stellt der Planungsträ ger fest, dass eine der beiden Vorrangregeln anwendbar ist, so hat er 
den Tatbestand derselben vollstä ndig mittels Subsumtion durchzuprüfen. Ein Gestaltungs- 
oder Argumentationsspielraum, der über die „normale“ Tatbestandsauslegung hinaus geht, 
steht ihm dabei nicht zu. Das Ergebnis der Vorrangregelprüfung ist bindend. 
Problematisch erscheinen auf dieser Stufe des Abwä gungsvorgangs jene zumindest denkbare 
Fä lle, in denen sich verschiedene Belange von Natur und Landschaft widersprechend 
gegenüberstehen,575 und zwar dies in einer Weise, dass beiden eine Vorrangregel der Stufe I 
zur Seite steht und Gebiete vorliegen, die der gleichen Hemerobiestufe zuzuordnen sind.576 In 
einem solchen –  allerdings unwahrscheinlichen –  Falle stehen sich gleichwertige Natur- und 
Landschaftsbelange unauflö sbar gegenüber. Die Vorrangregeln kö nnen demzufolge keine 
Anwendung finden. Dies wird mittels der Ausnahmeregelung deutlich gemacht. In einem 
solchen Fall bleibt es bei einer ganz „normalen“ Abwä gungsentscheidung; d. h. es ist –  
entsprechend Alexys Theorie der Grundrechte –  eine bedingte Vorrangrelation des 
vorliegenden Einzelfalls zu formulieren. 
Nicht ganz einfach stellt sich auch das Verhä ltnis der Vorrangregeln mit den 
Planungsleitsä tzen,577 die eine Abwä gungsentscheidung bestimmen kö nnen, dar. 
Wie bereits dargelegt, sollen die Vorrangregeln bereits auf der Stufe der Raumordnung und 
Landesplanung Anwendung finden. Das aber führt dazu, dass bereits die Ziele der 
Raumordnung und Landesplanung, die ja auch durch planerische Abwä gung gewonnen 
werden, bereits mittels der vorgestellten Vorrangregeln ermittelt wurden. 
Steht nun eine bauplanungsrechtliche Abwä gungsentscheidung an, so ist diese an die so 
gewonnenen Ziele der Raumordnung gemä ß §  1 IV BauGB anzupassen. Gleichzeitig sind 
innerhalb der Abwä gung nach §  1 VI BauGB die Vorrangregeln anzuwenden; sofern ihr 
                                                           
575 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 113 f. spricht insofern von „Inkommensurabilitä t“. 
576 Nicht problematisch sind in diesem Zusammenhang die Fä lle, in denen sich die Vorrangregel der Stufe I und 
der Stufe II gegenüberstehen. Ebenso, wenn Belange unterschiedlichen Hemerobiestufen zuzuordnen sind; 
es ist dann streng nach der entsprechenden Schutzwürdigkeit zu entscheiden. 
577 Zum Begriff siehe A III. 
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Anwendungsbereich vorliegt. Dabei ist eine Kollision beider Abwä gungskategorien zwar 
dem Inhalt nach denkbar. Denn Ziele der Raumordnung kö nnen trotz der anzuwendenden 
Vorrangregeln zu einem anderen Ergebnis als dem Vorrang von Natur- und 
Landschaftsbelangen kommen. Eine wirkliche Kollision aber kann es aus theoretischen 
Gründen zwischen beiden Planungskategorien nicht geben. Denn nach dem 
Bundesverwaltungsgericht bilden Planungsleitsä tze mit ihrer strikten Beachtungspflicht den 
Rahmen einer jeden Abwä gungsentscheidung. Sie sind quasi der Zaun um das Gehege 
Abwä gung. Die Vorrangregeln hingegen bilden den Kern der Abwä gung. Sie befinden sich, 
um bei dem Gehegebild zu bleiben, also innerhalb des Zauns. 
Doch selbst wenn man eine Kollisionsmö glichkeit zwischen diesen beiden 
Abwä gungskategorien erkennen will, wä re das Verhä ltnis beider zueinander einfach nach 
geltendem Recht zu bestimmen. Ziele der Raumordnung und Landesplanung würden immer 
Belangen aus dem Abwä gungskern vorgehen bzw. Belange des Abwä gungskerns wä ren 
diesen Planungsleitsä tzen anzupassen. Letztlich wird also eine mö gliche Kollision von 
Planungsleitsä tzen mit zu bildenden Vorrangregeln dadurch aufgelö st, dass die 
widersprechenden Planungsleitsä tze den Vorrangregeln vorgehen. 
 
Desgleichen spielen die Vorrangregeln auf der Ebene der Abwä gungsergebnisprüfung eine 
Rolle. Auf die Diskussion über das Für und Wider einer Fehlerprüfung einmal beim 
Abwä gungsvorgang und sodann beim Abwä gungsergebnis mö chte ich hier verzichten.578 
Eine nä here Untersuchung dieses Streits führt die vorliegende Arbeit nicht weiter. Geht man 
aber mit der h. M. davon aus, dass auch die Abwä gungsfehlerlehre auf das 
Abwä gungsergebnis anzuwenden ist, so muss, wenn man die dargestellten Vorrangrelationen 
als Regeln im Alexyschen Sinne begreift, die Verletzung oder die Missachtung einer 
Vorrangregel ohne weiteres zur Rechtswidrigkeit des Abwä gungsergebnisses führen. Eine 
Heilung durch Zeitablauf oder wegen Unbeachtlichkeit wä re nicht hinnehmbar. 
 
Die Sonderstellung, die die Vorrangregeln innerhalb planungsrechtlicher 
Abwä gungsvorgä nge einnehmen, wirkt sich auch auf den gerichtlichen Prüfungsumfang 
solcher von Vorrangregeln bestimmter Abwä gungsentscheidungen aus. 
                                                           
578 Siehe hierzu statt vieler: D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter, §  1 Rdnr. 157; U. Battis: 
Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 3 VII 3, S. 99, 103. 
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Bisher entspricht es stä ndiger Rechtsprechung, dass Abwä gungsentscheidungen nur im 
Rahmen der Abwä gungsfehlerlehre gerichtlich überprüfbar sind. Alles was darüber hinaus 
geht, ist der gerichtlichen Prüfung entzogen und der Einschä tzungsprä rogative der planenden 
Verwaltung unterstellt.579 
Da es sich allerdings bei den Vorrangrelationen zugunsten der Belange von Natur und 
Landschaft um Regeln handelt, ist deren richtige Anwendung durch den Planungsträ ger voll 
gerichtlich nachprüfbar. Es besteht kein Grund, hierbei anders zu verfahren, als bei anderen 
Normen mit Regelcharakter. Auch diese unterliegen einer uneingeschrä nkten, gerichtlichen 
Kontrolle. 
Dies ist schließlich erwünschter Nebeneffekt der durch Vorrangrelationen mö glich 
gewordenen stä rkeren Strukturierung mittels „Deduktivierung“ von planerischen 
Abwä gungsvorgä ngen. Denn die uneingeschrä nkte gerichtliche Ü berprüfung entzieht die 
Behandlung von Belangen von Natur und Landschaft einer Grauzone der Wertigkeiten und 
macht sich objektiv überprüfbar. 
 
e) Verhä ltnis der Vorrangregeln zu §  19 III BNatSchG n. F. 
Welches Verhä ltnis bestünde nun aber zwischen den soeben beschriebenen Vorrangregeln, 
wenn sie gesetzlich normiert würden, und der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung? Die 
Klä rung dieser Frage erscheint notwendig, weil zum einen beide den Belangen von Natur und 
Landschaft zu einer verbesserten Durchsetzung innerhalb von Abwä gungsentscheidungen 
verhelfen sollen und weil zum anderen hier wie dort eine besondere Form der Abwä gung 
postuliert wird. 
Hierfür ist es sinnvoll, den Anwendungsbereich, Inhalt sowie die Funktion beider 
Regelungen innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge zu untersuchen. 
                                                           
579 Siehe hierzu mit einem Ü berblick über den Meinungsstand U. Battis: Ö ffentliches Baurecht und 
Raumordnungsrecht Teil 3 VII 3, S. 99 f, siehe auch R. Rubel: Planungsermessen: Norm- und 
Begründungsstruktur, S. 151 ff., 162; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 107; 




aa) Anwendungsbereich des §  19 III 1 BNatSchG n. F.  
Wie bereits gesehen, ist §  8 III BNatSchG a. F. von der Grundstuktur her mit §  19 III 
BNatSchG n. F. identisch. Lediglich die Kompensation ist neben den Ausgleich getreten. 
Aufgrund dessen erscheint es gerechtfertigt, die folgenden Ausführungen unter Heranziehung 
der Literatur und Rechtsprechung zu §  8 III BNatSchG a. F. zu machen. 
Aus dem Wortlaut und der Systematik der Vorschrift geht hervor, dass §  19 III 1 BNatSchG 
n. F. im Rahmen von anderen Verfahren –  sei es planungsrechtlicher oder 
zulassungsrechtlicher Art –  nur Anwendung findet,580 wenn ein Eingriff in Natur und 
Landschaft vorliegt, der nicht vermeidbar oder nicht ausgleichbar ist. 
Die ganze naturschutzrechtliche Eingriffsregelung –  und mit ihr §  19 III 1 BNatSchG n. F. –  
ist als „Huckepackvorschrift“ ausgestaltet.581 Dasselbe soll auch für die hier entwickelten 
Vorrangregeln gelten. Dabei kann §  19 III 1 BNatSchG n. F. innerhalb planungsrechtlicher 
Verfahren wie auch innerhalb von Zulassungsverfahren Anwendungen finden, wä hrend die 
Vorrangregeln nur innerhalb von planungsrechtlichen Abwä gungsvorgä ngen Anwendung 
finden sollen. Insofern ist also der verfahrensmä ßige Anwendungsbereich des §  19 III 1 
BNatSchG n. F. weiter, als der der Vorrangregeln. 
Inhaltlich ist jedoch der Anwendungsbereich des §  19 III 1 BNatSchG n. F. in mehrfacher 
Hinsicht enger. Zum einen kann es zu einer naturschutzrechtlichen Abwä gung nur beim 
Vorliegen eines Eingriffs kommen. 
Ein Eingriff ist –  gemä ß der Legaldefinition des §  19 I BNatSchG n. F. –  eine Verä nderung 
der Gestalt oder Nutzung von Grundflä chen, die die Leistungsfä higkeit des Naturhaushalts 
oder das Landschaftsbild erheblich beeinträ chtigt. Der Erheblichkeit kommt hier also eine 
Schlüsselfunktion zu. Dabei geht man von der Erheblichkeit eines Eingriffs aus, wenn er von 
„spürbarem Gewicht“ für die Schutzgüter des §  19 BNatSchG n. F. ist582 oder aber wenn ein 
                                                           
580 Der Frage, ob §  19 III 1 BNatSchG n. F. auch im Rahmen von bauleitplanerischen 
Abwä gungsentscheidungen Anwendung findet, wird weiter unten noch nachgegangen. 
581 Siehe hierzu E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnrn. 14 f. 
582 OVG Münster, NWVBL 1991, 352, 354; OVG Münster, NVwZ-RR 1994, 645, 646; E. Gassner: 
Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 12; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  
Kommentar §  8 Rdnr. 20. 
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Eingriff zwar zunä chst unerheblich erscheint, aber aufgrund seiner Fortdauer ebenso schwer 
wiegt wie ein erheblicher Eingriff (Nachhaltigkeit).583.,  
Die hier vorgestellten Vorrangregeln sollen demgegenüber immer innerhalb planerischer 
Abwä gungsvorgä nge anwendbar sein. Diese Feststellung führt zu der Frage, ob für die 
Vorrangregeln neben dem §  19 III 1 BNatSchG n. F. überhaupt ein eigenes Anwendungsfeld 
verbleibt. Denn auf den ersten Blick besitzen ja gerade Maßnahmen, über die mittels 
planerischer Abwä gung entschieden wird, Eingriffsqualitä t, greifen mithin in die Gestalt oder 
Nutzung von Natur und Landschaft verä ndernd ein und beeinträ chtigen hierdurch den 
Naturhaushalt oder das Landschaftsbild erheblich.584 
Dabei ist der Streit um die Reichweite der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf alle 
mit einem Vorhaben verbundenen Beeinträ chtigungen von untergeordneter Bedeutung.585  
Dennoch sind planerische Maßnahmen denkbar586, die die Leistungsfä higkeit des 
Naturhaushalts oder das Landschaftsbild nicht erheblich beeinträ chtigen, also keine 
Eingriffsqualitä t besitzen. Dies ergibt sich schon aus der Mö glichkeit, für die Lä nder gemä ß 
§  18 IV  BNatSchG n. F. sogenannte Negativlisten zu erstellen. Diese beinhalten 
Verä nderungen oder Nutzungen von Natur und Landschaft, die nicht erheblich sind und 
daher in der Regel keine Eingriffe im Sinne des §  19 I  BNatSchG n. F. darstellen. In solchen 
Fä llen kann §  19 III 1 BNatSchG n. F. keine Anwendung finden. In diesen Fä llen kö nnen die 
hier vorgestellten, abstrakt anwendbaren, aber bedingten Vorrangregeln dennoch Anwendung 
finden. Denn diese habe lediglich als Anwendungsvoraussetzung das Vorliegen einer 
planerischen Abwä gungsentscheidung, die Belange von Natur und Landschaft berührt. Es 
geht also allein um die Involvierung von Natur und Landschaft in planungsrechtliche 
Abwä gungsvorgä nge schlechthin. Erst bei der Frage des zu bildenden Vorrangs kommt ein 
bewertendes Kriterium, das nä mlich der Schutzwürdigkeit der in Rede stehenden Natur und 
Landschaft hinzu. Hieraus ergibt sich, dass der Anwendungsbereich der 
                                                           
583 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 13; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 21. 
584 Z. B. der Bau einer Fernstraße, §  17 I 2 FStrG; so auch Breuer, NUR 1980, 89, 89. 
585 Für die Erstreckung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf den Bau, die Errichtung und den 
Betrieb eines Vorhabens siehe E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 6; H. W. Louis 
und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 17. 
 Gegen die Erstreckung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf die durch den Betrieb eines 
Vorhabens ausgelö sten Beeinträ chtigungen von Natur und Landschaft, etwa durch Immissionen siehe: 
Breuer, NUR 1980, 89, 92; G. Gaentzsch, NuR 1986, 89, 95; C. Bickel, DÖ V 1989, 937, 939; K.-G. 
Kolodziejcok, NuR 1992, 309, 310; OVG Schleswig, NuR 1999, 533, 534; A. Weidig, NuR 1999, 497, 498. 
586  Siehe für Beispiele E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 10. 
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naturschutzrechtlichen Abwä gung nach §  19 1 III BNatSchG n. F. innerhalb 
planungsrechtlicher Abwä gungsentscheidungen enger und begrenzter ist als jener der 
Vorrangregeln. 
 
Zum anderen verlangt §  19 III 1 BNatSchG n. F. für die Anwendbarkeit der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung die Nichtvermeidbarkeit und Nichtausgleichbarkeit bzw. 
Nichtkompensierbarkeit des Eingriffs. 
Von einer Nichtvermeidbarkeit eines Eingriffs geht man aus, wenn das fachrechtlich geplante 
und zulä ssige Vorhaben nicht ohne oder nur mit geringeren schä dlichen Folgen für Natur und 
Landschaft vorgenommen werden kann.587 
Demgegenüber arbeiten die hier entwickelten Vorrangregeln mit dem Alternativenbegriff. 
Dass zwischen dem naturschutzrechtlichen Vermeidungsbegriff und dem 
planungsrechtlichen Alternativenbegriff ein qualitativer Unterschied besteht, wurde bereits 
dargelegt. Hieraus folgt, dass auch insofern die hier entwickelten Vorrangregeln einen 
weiteren Anwendungsbereich haben. Denn die Vermeidung ist ein „Weniger“ als die 
Alternative, da sie nicht die Verwirklichung des Planes oder des Projekts an sich hinterfragt, 
sondern alleine darauf abstellt, wie die negativen Folgen eines Plans oder eines Projekts für 
Natur und Landschaft verhindert werden kö nnen. 
Des Weiteren postuliert §  19 1 III BNatSchG n. F. als Anwendungsvoraussetzung für die 
naturschutzrechtliche Abwä gung die Nichtausgleichbarkeit bzw. Nichtkompensierbarkeit des 
Eingriffs. Nichtausgleichbar ist ein Eingriff, wenn eine Wiederherstellung identischer 
Funktionen des Naturhaushalts oder des Landschaftsbildes gemä ß dem Zustand vor dem 
Eingriff nicht mö glich ist.588 
Diesen Aspekt sparen die hier entwickelten Vorrangregeln in Bezug auf ihre Anwendbarkeit 
gä nzlich aus, so dass sich auch insoweit ein weiterer Anwendungsbereich für diese ergibt. 
Es kann also festgehalten werden, dass §  19 III 1 BNatSchG n. F. tatbestandlich die engeren 
Anwendungsvoraussetzungen besitzt als die hier vorgestellten Vorrangregeln. 
 
                                                           
587 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 38. 
588 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 41. 
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bb) Inhalt der naturschutzrechtlichen Abwä gungsentscheidung nach §  19 III 1 BNatSchG n. 
F. 
Gegenstand der naturschutzrechtlichen Abwä gung sollen nur die Belange von Natur und 
Landschaft wie auch alle übrigen privaten sowie ö ffentlichen Anforderungen –  d. h. 
Nutzungsansprüche, die nachteilige Auswirkungen auf Natur und Landschaft haben kö nnen –  
sein, die an Natur und Landschaft gestellt werden.589 Gegenstand der Entscheidung nach §  19 
III 1 BNatSchG n. F. ist demnach ein gegenüber planerischen Abwä gungsentscheidungen 
verkürztes Belangspektrum.590 
Die naturschutzrechtliche Abwä gung soll demnach eine zweiseitige, bipolare 
Abwä gungsentscheidung sein.591 
Die inhaltliche Eigenart der naturschutzrechtlichen Abwä gungsentscheidung offenbart sich 
genauer, wenn man danach fragt, welche Belange denn überhaupt ein Vorhaben oder einen 
Plan, das bzw. der unvermeidbar und unausgleichbar in Natur und Landschaft eingreift, im 
Rahmen des §  19 III 1 BNatSchG n. F. zu Fall bringen kö nnen. Dies sind nur Belange von 
Natur und Landschaft, die ihrem Rang nach den übrigen Anforderung an Natur und 
Landschaft in der Abwä gung vorgehen. Hierunter fallen sonstige ö ffentliche Interessen, die 
gegen das Vorhaben oder den Plan sprechen, genauso wenig wie private Belange, die gegen 
das Vorhaben oder den Plan sprechen.592 Diese Belange bleiben vielmehr aus der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung ausgeschlossen, sofern sie nicht gleichzeitig sonstige 
Anforderungen an Natur und Landschaft darstellen. 
Des weiteren sollten unter §  8 III BNatSchG a. F. Ersatzmaßnahmen innerhalb der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung keine Berücksichtigung finden.593 Dem wurde zwar 
entgegengehalten, dass §  8 III BNatSchG a. F. die Abwä gung aller Anforderungen an Natur 
                                                           
589 BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; OVG Lüneburg, NuR 1998, 275, 277; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 178. 
590 BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 452. 
591 BVerwGE 85, 348, 362; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 219; 
OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 278; OVG Hamburg, NuR 1997, 453, 459 f.; OVG Lüneburg, NuR 1998, 
275, 277; R. Breuer, NuR 1980, 89, 95; J. Berkemann, NuR 1993, 97, 103; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 
423; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 178. 
592 U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424; C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 75 f. 
593 OVG Hamburg, NuR 1997, 453, 459 f.; BVerwG, DVBl. 2001, 386, 392, J. Berkemann, NuR 1993, 97 S. 
105 f.; L. Pielow, NuR 1987, 165, 167; F. Kuchler, NuR 1991, 465, 470 f.; T. Garbe: Die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht, S. 93; E. Gassner: 
Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 47; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424; G. Halama, NuR 
1998, 633, 637; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 177; C. 
Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 73 ff. 
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und Landschaft fordere. Hierunter fielen auch Ersatzmaßnahmen.594 Dieser Ansicht konnte 
jedoch der Wortlaut als auch die Systematik der Eingriffsregelung entgegengehalten werden. 
Nach dem Wortlaut der alten Eingriffsregelung waren Ersatzmaßnahmen erst dann mö glich, 
wenn ein Eingriff nicht vermeidbar und nicht ausgleichbar ist, aber dennoch in der 
Abwä gung nach §  8 III BNatschG a. F. als zulä ssig erklä rt wurde. Hieraus ergab sich auch 
unmittelbar das systematische Argument gegen die Einbeziehung von Ersatzmaßnahmen in 
die naturschutzrechtliche Abwä gung. Denn diese sind der Abwä gung nachgeschaltet. Das 
Stufensystem der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wä re durcheinander geraten, hä tte 
man Ersatzmaßnahmen bereits auf der Ebene der Abwä gung miteinbezogen.595 
Nach §  19 III 1 BNatSchG n. F. ist diese Ansicht so nicht mehr haltbar. Heute bleiben 
lediglich die monetä ren Ersatzmaßnahmen - also die Ersatzzahlungen - gemä ß §  19 IV 
BNatSchG n. F. innerhalb der naturschutzrechtlichen Abwä gung unberücksichtigt. Dies 
ergibt sich nunmehr unzweifelhaft aus dem Wortlaut des § §  19, III 1, IV BNatSchG n. F.  
 
Inhaltlich sind die Vorrangregeln damit nicht weit von der naturschutzrechtlichen Abwä gung 
entfernt. Denn hiernach muss ein Plan oder Projekt scheitern, wenn besonders schutzwürdige 
Natur- und Landschaftsbelange berührt werden und keine zwingenden oder wichtigen 
Gründe des ö ffentlichen Interesses für den Plan oder das Projekt sprechen. In die 
Entscheidung nach diesen Vorrangregeln sind demnach alle Natur- und Landschaftsbelange 
einzustellen, die durch die planerische Abwä gungsentscheidung tangiert werden, wie auch 
alle Belange, die zwingende oder wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses bilden kö nnen 
und somit für den Plan oder das Projekt sprechen. 
Damit besteht hinsichtlich der tangierten Belange von Natur und Landschaft jedenfalls in 
solchem Umfang Deckungsgleichheit mit der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung, wie 
die planerische Entscheidung die Intensitä t eines Eingriffs in Bezug auf die betroffene Natur 
und Landschaft erreicht.  
Darüber hinaus besteht inhaltliche Deckungsgleichheit im Hinblick auf die übrigen 
Anforderungen an Natur und Landschaft. Denn diese werden auch in die Entscheidung nach 
                                                           
594 VG Hannover, NuR 1989, 317, 318; H.-W. Schroeter, DVBl. 1979, 14, 17; M. Ronellenfitsch, VerwArch 77 
1986, 177, 183 f.; M. Ronellenfitsch, NuR 1986, 284, 288; U. Kuschnerus, DVBl. 1986, 75, 78; G. 
Uebersohn, NuR 1989, 114, 115; H. Dü rr, NuR 1992, 833, 840 offenlassend; R. Wolf, NuR 2001, 481, 483. 
595 BVerwG, DVBl. 2001, 386, 392; J. Berkemann, NuR 1993, 97, 105; C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 74. 
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der Vorrangregel eingestellt. Hier jedoch nur unter Heranziehung derjenigen ö ffentlichen 
Belange, die schwerwiegend genug sind, zwingende oder wichtige Gründe des ö ffentlichen 
Interesses abzugeben. Wobei hierunter wohl ebenso auch-ö ffentliche private Belange zu 
verstehen sind, die geeignet sind –  etwa zusammen mit anderen ö ffentlichen Belangen –  
einen zwingenden oder wichtigen Grund ö ffentlichen Interesses abzugeben. Somit handelt es 
sich bei diesen ö ffentlichen oder auch-ö ffentlichen privaten Belangen deshalb um 
„Anforderungen an Natur und Landschaft“, weil sie ja gerade die Inanspruchnahme von 
Natur und Landschaft rechtfertigen und mit ihrer Gewichtigkeit überstimmen müssen. 
Daneben greift bei den entwickelten Vorrangregeln die Kompensation erst dann ein, wenn 
ein Vorrang der Belange von Natur und Landschaft aufgrund entgegenstehender zwingender 
oder wichtiger Gründe des ö ffentlichen Interesses nicht angenommen werden kann. 
Allerdings umfaßt der Begriff der Kompensation bei den Vorrangregeln mehr als nur 
Ersatzmaßnahmen, nä mlich auch Ersatzzahlungen, und ist somit umfassender als der 
Kompensationsbegriff des §  19 III 1 BNatSchG n. F.  
 
Schließlich bilden auch bei den Vorrangregeln die Natur- und Landschaftsbelange und ihre 
Schutzwürdigkeit den einzigen Grund, weshalb der Plan oder das Projekt scheitert. In dem 
Entscheidungsprogramm der Vorrangregeln ist insoweit kein weiterer Scheiterungsgrund 
vorgesehen. 
 
Es kann also festgehalten werden, dass zwischen der naturschutzrechtlichen Abwä gung wie 
auch den hier vorgestellten Vorrangregeln inhaltlich eine Schnittmenge besteht, insoweit 
Belange von Natur und Landschaft im Grad eines Eingriffs betroffen sind und solche 
Belange für das Projekt oder den Plan sprechen –  also sonstige Anforderungen an Natur und 
Landschaft vorhanden sind – , die geeignet sind, zwingende oder wichtige Gründe des 
ö ffentlichen Interesses abzugeben. Sowohl bei der naturschutzrechtlichen Abwä gung als auch 
bei den abstrakt anwendbaren, aber bedingten Vorrangregeln kö nnen nur überwiegende 
Belange von Natur und Landschaft das Projekt oder den Plan verhindern. Andere ö ffentliche 




cc) Funktion des §  19 III 1 BNatSchG n. F. 
Neben dieser inhaltlichen Ä hnlichkeit beider Regelungen, kann auch eine Gleichartigkeit der 
Funktionen festgestellt werden. Dabei sind verschiedene Ebenen der Funktionalitä t zu 
unterscheiden. Auf der Zweckebene –  also der Ebene, auf der danach gefragt wird, wofür 
diese Regelungen geschaffen wurden –  besteht Deckungsgleichheit zwischen der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung und den abstrakt anwendbaren, aber bedingten 
Vorrangregeln. Beide Regelungen sollen den Belangen von Natur und Landschaft zu einer 
verbesserten Stellung verhelfen. Sie sollen die Beachtung und Durchsetzbarkeit dieser gegen 
widerlä ufige Belange fö rdern.596 
Aber auch auf einer anderen Ebene der Funktionalitä t –  sie sei Funktionssebene genannt –  
bestehen große Ä hnlichkeiten zwischen beiden Regelungen. Um diese Ä hnlichkeiten 
herauszuarbeiten, ist die Funktion der naturschutzrechtlichen Abwä gung wie auch der 
Vorrangregeln in Abgrenzung zur Funktion der planungsrechtlichen Abwä gung zu 
bestimmen. Denn beide Regelungen treten neben diese und müssen daher in Bezug auf diese 
eine andere Funktion einnehmen, wenn sie nicht überflüssig sein wollen. 
 
Die Funktion und Aufgabe der naturschutzrechtlichen Abwä gung lä sst sich nur bestimmen, 
wenn man ihren Inhalt und ihre normtheoretische Einordnung kennt. 
Wie bereits gesehen, umfasst die naturschutzrechtliche Abwä gung lediglich alle Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege wie auch die übrigen ö ffentlichen und privaten 
Anforderungen an Natur und Landschaft. Ersatzmaßnahmen sollen keine Berücksichtigung 
finden. Nur überwiegende Belange von Naturschutz und Landschaftspflege kö nnen zur 
Untersagung des Eingriffs führen. 
Demgegenüber bezieht die planerische Abwä gung eine „grö ßere Palette von Belangen“597 
ein, und es kö nnen private wie auch ö ffentliche Belange in dieser Abwä gung –  natürlich mit 
dem entsprechenden Gewicht, aber auch in Summation miteinander –  das Vorhaben oder den 
Plan zu Fall bringen. Dies ergibt sich etwa aus §  1 VI BauGB und bedarf keiner weiteren 
Erö rterung. 
                                                           
596 G. Halama, NuR 1998, 633 S. 637 zur naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung. 
597 BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 452. 
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Darüber hinaus sind die naturschutzrechtlichen Ersatzzahlungen - wie früher unter Geltung 
des alten Bundesnaturschutzsgesetzes die Ersatzmaßnahmen598 - nach §  19 IV BNatSchG n. 
F. i. V. m. den entsprechenden landesrechtlichen Vorschriften –  soll die fachplanerische oder 
bauleitplanerische Abwä gungsentscheidung nicht an einem Abwä gungsfehler leiden –  
ebenfalls in die planerische Abwä gungsentscheidung einzustellen. Diese inhaltlichen 
Unterschiede bedingen auch eine unterschiedliche normtheoretische Einordnung beider 
Abwä gungen, die sodann auch zu unterschiedlichen Funktionen führen. 
Nach der wohl überwiegenden Ansicht in Rechtsprechung und Rechtswissenschaft soll die 
naturschutzrechtliche Abwä gung eine „echte“ zweiseitige, bipolare Abwä gung sein, die 
lediglich inhaltlich enger und weniger umfassend als die planungsrechtlichen Abwä gungen 
ist.599 An dieser Einschä tzung dürfte sich auch nach Neufassung des 
Bundesnaturschutzgesetzes nichts geä ndert haben, da - wie bereits gesehen - die 
Grundstuktur des §  19 III 1 BNatSchG n. F. mit der des §  8 III BNatSchG a. F. 
übereinstimmt. 
 
Fraglich ist allerdings, ob dieser Einschä tzung gefolgt werden kann. 
Zweifel ergeben sich an der Einordnung der naturschutzrechtlichen Abwä gung als „echte“ 
Abwä gung schon aufgrund des Wortlauts des §  19 III 1 BNatSchG n. F. Dieser spricht 
nä mlich davon, dass Eingriffe, die nicht vermieden oder ausgeglichen bzw. kompensiert 
werden kö nnen und bei denen darüber hinaus die Belange des Naturschutzes und des 
Landschaftsschutzes allen übrigen Belangen an Natur und Landschaft vorgehen, zu 
untersagen sind. Diese Form der Formulierung deutet weniger auf eine 
Abwä gungsentscheidung als auf eine gebundene Entscheidung hin.600 Aber auch der Inhalt 
der naturschutzrechtlichen Abwä gung spricht gegen die Annahme einer echten 
                                                           
598 BVerwG, NuR 1993, 125, 129 f. dabei sollen Ersatzmaßnahmen nur dann abwä gungserheblich sein, wenn 
sie die Gesamtkonzeption der Planung zu berühren geeignet sind. Bei Schutzauflagen nach §  74 II 2 VwVfG 
ist dies der Fall; BVerwG, NVwZ-RR 1995, 322, 322; VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 302 f.; 
VGH Mannheim, NVwZ 1996, 304, 308; OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 278; BVerwGE 104, 353, 356 
f.; OVG Nordrhein-Westfalen, UPR 1998, 79, 79; H.-W. Schroeter, DVBl. 1979, 14, 17; U. Kuschnerus, 
DVBl. 1986, 75, 78; E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 47. 
599 BVerwGE 85, 348, 362; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 219; 
OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 278; OVG Hamburg, NuR 1997, 453, 459 f.; VGH Mannheim, NVwZ 
1996, 304, 307 f.; OVG Lüneburg, NuR 1998, 275, 95; J. Berkemann, NuR 1993, 97, 103; E. Gassner: 
Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 47; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 423; H. W. Louis und A. 
Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 178. 
600 C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 71. 
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Abwä gungsentscheidung. Wä hrend in der planerischen Abwä gung alle durch die Planung 
berührten Belange, private wie auch ö ffentliche, gegen- und untereinander abgewogen 
werden müssen, sind es hier lediglich die Belange von Natur und Landschaft –  also jene des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege wie auch alle übrigen Anforderungen an Natur und 
Landschaft –  die einander gegenüberstehen. Folglich handelt es sich in der Tat um eine 
zweiseitige Interessenentscheidung.601 
Des Weiteren ist aus normtheoretischer Sicht die Einordnung des §  19 III 1 BNatSchG n. F. 
als „echte“ Abwä gung nicht haltbar. Denn das Vorliegen eines Abwä gungsfalls verlangt, 
dass Prinzipien bzw. Belange miteinander kollidieren, wobei sie den gleichen Rang 
beanspruchen. Aufgelö st werden solche Prinzipienkollisionen „jenseits der Dimension der 
Geltung in der Dimension des Gewichts“.602 Dies geschieht –  wie bereits gesehen –  durch die 
Bildung situativer Vorrangregeln. Das ist Abwä gen. 
In §  19 III 1 BNatSchG n. F. findet man hingegen zwei bereits vorformulierte Vorrangregeln. 
Und diese Tatsache legt den Schluss nahe, dass diese Norm normtheoretisch als Regel 
einzuordnen ist.603 Der Tatbestand des §  19 III 1 BNatSchG n. F. gibt an, dass der Eingriff zu 
untersagen ist, wenn die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege den übrigen 
Anforderungen an Natur und Landschaft vorgehen. Aber auch die Vorrangregel des 
umgekehrten Falles –  wenn die übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft den 
Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege vorgehen –  ist vorformuliert. Diesenfalls 
ist der Eingriff zulä ssig. Dies ergibt sich aus einem Umkehrschluss.604 Zwar wird nicht 
ausformuliert, wann ein Vorrang der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege –  bzw. 
umgekehrt –  vorliegt. In diesem Zusammenhang wä re es allerdings zu einfach, wenn man in 
diesem Punkt darauf verwiese, hierbei handele es sich lediglich um unbestimmte 
Rechtsbegriffe, die mittels der juristischen Hermeneutik zu bewä ltigen seien.605 
                                                           
601 U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 240; E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 47; G. 
Halama, NuR 1998, 633, 636; wohl auch C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung S. 71; 
U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 605; R. Wolf, NuR 2001, 481, 482. 
602 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 79. 
603 Nach Alexy sind situative Vorrangregeln normtheoretisch Regeln siehe R. Alexy: Theorie der Grundrechte, 
S. 84. 
604 Ä hnlich auch H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 18. 
605 Was den Regelcharakter unberührt ließe. So R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 106. 
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Denn auch wenn man in den Begriffen „Naturschutz und Landschaftspflege“ wie auch in 
dem Begriff „Anforderungen an Natur und Landschaft“ unbestimmte Rechtsbegriffe 
erkennen kann, so bleibt doch die Frage im Raum stehen, was es mit dem Begriff „Im Range 
vorgehen“ auf sich hat. Denn ein Vorrang zwischen den in Rede stehenden Belangen ist 
immer noch bei der Anwendung dieser Norm zu bilden. Aber auch die Tatsache, dass §  19 III 
1 BNatSchG n. F. nicht gä nzlich ohne die Bildung eines Vorrangs, einer Vorrangregel 
auskommt, ä ndert nichts an der normtheoretischen Einordnung des §  19 III 1 BNatSchG n. F. 
als Regel. Denn soweit Regeln nicht abwä gungsfrei anwendbar sind, handelt es sich um 
„unvollstä ndige Regeln“.606 Dass diese Regeln unvollstä ndig sind, ä ndert aber nicht ihren 
grundsä tzlichen Regelcharakter.607 
Schließlich werden in §  19 III 1 BNatSchG weitere Vorrangregeln dadurch ausgeschlossen, 
dass nur Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege überhaupt den Eingriff 
unzulä ssig machen kö nnen. Somit sind in §  19 III 1 BNatSchG n. F. alle denkbaren 
Vorrangregeln vorformuliert, so dass dem Normanwender kein Entscheidungsspielraum 
bleibt.608 
Es kann also festgehalten werden, dass es sich bei der Norm des §  19 III 1 BNatSchG n. F. 
um eine –  wenn auch unvollstä ndige –  Regel handelt, die –  anders als die 
planungsrechtlichen Abwä gung –  nicht mittels der Bildung von Vorrangregeln, sondern 
durch Subsumtion angewendet werden muss mit der Folge, dass sie gerichtlich voll 
überprüfbar ist.609 
 
Ist somit geklä rt, dass §  19 III 1 BNatSchG n. F. keine echte Abwä gung, sondern eine 
gebundene bipolare Interessenentscheidung darstellt, ergibt sich hieraus auch der 
Funktionsunterschied im Bezug auf die planerische Abwä gung.610 
Die planungsrechtliche Abwä gung hat zur Aufgabe, alle durch die anstehende 
planungsrechtliche Entscheidung betroffenen Belange in einen gerechten Ausgleich 
zueinander zu bringen. Anders ausgedrückt: sie hat die Aufgabe, alle durch die anstehende 
                                                           
606 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 121. 
607 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 121; G. Halama, NuR 1998, 633 S. 636. 
608 So auch U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 240; G. Halama, NuR 1998, 633, 636; C. Plogmann: 
Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 71. 
609 U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 240; G. Halama, NuR 1998, 633, 636; C. Plogmann: 
Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 71. 
610 Funktionelle Differenzen bezweifelnd U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424 f. 
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planungsrechtliche Entscheidung ausgelö sten Prinzipien- bzw. Belangkollisionen mittels der 
Formulierung von situativen Vorrangrelationen gerecht aufzulö sen. Wie bereits dargelegt, 
sind dies Regeln, deren Tatbestand angibt, welchem Belang der Vorrang einzurä umen ist. 
Dabei ist die Abwä gung vö llig ergebnisoffen. 
Demgegenüber hat §  19 III 1 BNatSchG n. F. eine gä nzlich andere Aufgabe. Er soll –  ä hnlich 
wie die hier vorgestellten, abstrakt anwendbaren, aber bedingten Vorrangregeln –  sagen, wie 
innerhalb bestimmter Belangkonstellationen richtig zu entscheiden ist. 
Er sagt nä mlich, dass wenn die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege den 
übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft vorgehen, der Eingriff zu untersagen ist, 
und er sagt, dass wenn es umgekehrt ist, der Eingriff zulä ssig ist. Schließlich sagt er, dass nur 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege einen Eingriff unzulä ssig machen 
kö nnen. Um das Bild von Frage und Antwort wieder aufzugreifen: auch §  19 III 1 BNatSchG 
n. F. ist eine Antwort. 
Es findet also im Rahmen von §  19 III 1 BNatSchG n. F. eine isolierte 
Interessenentscheidung zwischen zwei Interessenpolen statt. Damit hat diese Vorschrift nicht 
die Funktion der planerischen Abwä gung, alle involvierten Belange zueinander in einen 
gerechten Ausgleich zu bringen, sondern sie muss nur zwischen diesen beiden 
Interessenpolen einen Vorrang bestimmten, um die Zulä ssigkeit des Eingriffs zu bejahen oder 
zu verneinen. 
Die Aufgabe dieser Vorschrift besteht also darin, das Integritä tsinteresse von Natur und 
Landschaft, welches durch einen bestimmten Eingriff bedroht wird, gegen die übrigen 
Anforderungen an Natur und Landschaft abschließend zu bestimmen. Dabei kann nur eine 
Entscheidung für oder gegen das Integritä tsinteresse fallen. 
Nicht zu folgen ist hingegen der Ansicht, dass auch innerhalb der planerischen Abwä gung 
über das eingriffsspezifische Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft entschieden 
wird.611 Denn es ist kein Fall denkbar, in dem die Belange von Naturschutz und 
Landschaftspflege allen übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft vorgehen und 
dennoch die planerische Abwä gung zu dem Schluss kommt, dass der planerische Eingriff 
zulä ssig ist. Umgekehrt ist kein Fall denkbar –  wenn ein naturschutzrechtlicher Eingriff 
                                                           
611 A. A. wohl H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 118, 184, der 
wohl davon ausgeht, dass auch innerhalb der planerischen Abwä gung über das Integritä tsinteresse von Natur 
und Landschaft entschieden wird. 
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vorliegt – , in dem die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege allen übrigen 
Anforderungen an Natur und Landschaft unterliegen bzw. diesen gleichwertig sind und der 
Eingriff innerhalb der planerischen Abwä gung wegen Gründen des Naturschutzes oder der 
Landschaftspflege abschlä gig beschieden wird. Im übrigen wä re §  19 III 1 BNatSchG n. F. in 
der Tat überflüssig, würden die hierdurch gewonnenen Entscheidungen wieder innerhalb 
planerischen Abwä gens zur Disposition gestellt. Auf dieser Stufe kann dann allenfalls über 
den „Preis“ –  z. B. ob Ersatzmaßnahmen oder Ersatzzahlungen zu leisten sind –  abwä gend 
entschieden werden. 
Ebenso abzulehnen ist die Ansicht, es handele sich bei §  8 III BNatSchG a. F. um „...eine 
Folgenverarbeitungsregelung für einen defizitä ren Eingriffsausgleich.“ Denn bei der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung handele es sich nicht um einen originä ren Teil der 
ihr zugrunde liegenden Zulassungsentscheidung, so dass durch § 8 III BNatSchG a. F. auch 
keine abschließende Entscheidung über das Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft 
getroffen werden kö nne.612 
Diese Ansicht konnte nicht im Hinblick auf §  8 III BNatSchG a. F. überzeugen und ist auch 
in Bezug auf §  19 III 1 BNatSchG n. F. abzulehnen. 
Schon der Wortlaut wie auch die systematische Stellung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung sprechen gegen diese Ansicht. Im übrigen aber ist nicht ersichtlich, 
weshalb die Ausgestaltung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung als 
Huckepackverfahren diese Grundsatzentscheidungen dem Trä gerverfahren vorenthalten 
sollte. Insofern ist doch die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung das speziellere Recht und 
hat insofern ihre Regelungsgegenstä nde zu bewä ltigen. 
 
Aus der festgestellten unterschiedlichen Funktion von planerischer und 
naturschutzrechtlicher Abwä gung ergibt sich aber noch eine weitreichendere Konsequenz. 
Erkennt man an, dass die Leistung des §  19 III 1 BNatSchG n. F. eine andere als die 
planerischen Abwä gens ist, dann erweist sich die Regelung des §  21 I BNatSchG n. F. bzw. §  
1a II Nr. 2 BauGB als rechtspolitisch verfehlt. Dort wird angeordnet, dass über die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Rahmen der bauleitplanerischen Abwä gung des §  
1 VI BauGB entschieden wird. 
                                                           
612 R. Wolf, NuR 2001, 481, 483. 
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Hieraus wurde nach ganz überwiegender Meinung in Rechtsprechung und 
Rechtswissenschaft gefolgert, dass §  8 III BNatSchG a. F. neben der bauleitplanerischen 
Abwä gung nach §  1 VI BauGB keine Anwendung findet, sondern in dieser aufgeht.613 
Diesem Argument kö nnte man noch folgen, wenn man –  Hand in Hand mit der 
überwiegenden Rechtsprechung und Rechtswissenschaft –  in der naturschutzrechtlichen 
Abwä gung eine „echte“ Abwä gung im Kleinformat erkennt. Denn in einem solchen Fall 
würde es zu einer Doppelprüfung der Belange von Natur und Landschaft kommen.614 Diese 
aber wä re nicht notwendig, weshalb eine Integration des §  8 III BnatSchG a. F. in §  1 VI 
BauGB noch nachvollziehbar wä re. 
Nun ist die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, wie bereits gesehen, keine „echte“ 
Abwä gung, sondern eine ausformulierte Vorrangregel, die mittels Subsumtion angewendet 
werden muss. In dieser Eigenschaft hat sie die Aufgabe, im Falle eines Eingriffs das 
Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft im Verhä ltnis zu allen übrigen Anforderungen 
an Natur und Landschaft abschließend festzulegen. Diese Funktion fiele im Recht der 
Bauleitplanung weg, würde man 19 III 1 BNatSchG n. F. nicht anwenden. Zwar kö nnte auch 
im Rahmen des §  1 VI BauGB das Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft bestimmt 
werden. Hier würde es aber in Beziehung zu allen anderen Belangen der Planung bestimmt 
und nicht nur im Hinblick auf die übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft. Dass dies 
zu einer Schwä chung des Integritä tsinteresses von Natur und Landschaft führt, obwohl dieses 
gerade durch die Eingriffsregelung und ihre Anwendung im Recht der Bauleitplanung 
gestä rkt werden soll, ist offensichtlich. 
Ist es daher rechtspolitisch geboten, §  19 III 1 BNatSchG n. F. auch in der Bauleitplanung 
separat zu prüfen, stellt sich die Frage nach der Prüfreihenfolge innerhalb einer planerischen 
Entscheidung. 
In Anbetracht der speziellen Funktion des §  19 III 1 BNatSchG n. F. ist es sinnvoll, diese 
Vorschrift vor einer jeden planerischen Abwä gung zu prüfen, wobei allerdings dieser Punkt, 
nä mlich ob die naturschutzrechtliche Abwä gung der fachplanerischen vor- oder 
                                                           
613 BVerwG, NuR 1997, 404, 404; H. W. Louis, ZUR 1993, 146, 150 f.; H. Eissing, NuR 1996, 485, 490; 
kritisch hierzu G. Halama, NuR 1998, 633, 634; U. Ramsauer, NuR 1997, 419 weist darauf hin, dass in der 
Planungspraxis ohnehin nur einmal abgewogen werde. 
614 Aber auch dieses Argument ist nicht wirklich überzeugend, da es –  erkennt man §  19 III 1 BNatSchG n. F. 
als „echte“ Abwä gung an - auch im Recht der Fachplanung, in dem §   19 III 1 BNatSchG n. F. ja gerade 
Anwendung finden soll, zu einer Doppelprüfung der Belange von Natur und Landschaft kommt. 
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nachgeschaltet ist, umstritten ist.615 Sogar die Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts ist in diesem Punkt uneinheitlich. 
Mal soll zuerst die naturschutzrechtliche Abwä gung vor der fachplanerischen zu prüfen sein, 
mal soll es genau umgekehrt „methodisch korrekt“ sein.616 
Dass die naturschutzrechtliche Abwä gung aber jedenfalls den planerischen Abwä gungen 
vorgeschaltet sein muss, ergibt sich aus folgendem. 
Eine Gleichschaltung mit der fachplanerischen Abwä gung verbietet sich zum einen aufgrund 
des bereits dargestellten unterschiedlichen Norminhalts und der Normeinordnung von §   19 
III 1 BNatSchG n. F. Eine Nachschaltung verbietet sich, weil die naturschutzrechtliche 
Abwä gung in Bezug auf die Versagung des Plans oder des Vorhabens die hö here Hürde, das 
„Nadelö hr“ bei der Zulä ssigkeitsprüfung eines Plans oder eines Projekts darstellt. Denn hier 
wird in einem Eingriffsfall abschließend über das Integritä tsinteresse von Natur und 
Landschaft entschieden. Denn nur wenn Belange des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege allen übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft vorgehen, nur dann 
kann der Plan oder das Projekt scheitern, wä hrend es bei der planerischen Abwä gung auch 
aufgrund anderer Belange überwiegend privater oder ö ffentlicher Belange, aber nicht mehr 
aufgrund des Integritä tsinteresses von Natur und Landschaft kippen kann. Passiert ein Projekt 
oder Plan diesen Trichter der naturschutzrechtlichen Abwä gung nicht, dann kann auch der 
weitere planungsrechtliche Abwä gungstatbestand hieran nichts mehr ä ndern.617 Dabei nützt 
es nicht, wenn es das „Tor“ der planungsrechtlichen Abwä gung schadlos passiert, wenn es 
nicht auch durch das „Nadelö hr“ der naturschutzrechtlichen Abwä gung passt. Ist ein Plan 
oder ein Projekt nach naturschutzrechtlicher Abwä gung zulä ssig, ist seine Zulä ssigkeit unter 
                                                           
615 Für ein Vorschalten der naturschutzrechtlichen Abwä gung: E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz 
Kommentar §  8 Rdnr. 47; T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im 
Bauplanungsrecht, S. 95 f. m. w. N.; VGH Mannheim, NuR 1997, 356, 358; C. Plogmann: 
Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 76. 
 Für ein Nachschalten: H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 184; 
R. Wolf, NuR 2001, 481, 483. 
 Für ein Zusammenfallen: H. W. Louis, ZUR 1993, 146, 150; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424. 
616 BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; dies lä sst sich aus folgender Formulierung des 
Bundesverwaltungsgerichts schließen: „Führt die Abwä gung, die nach dieser Vorschrift vorzunehmen ist, zu 
einem Vorrang des Naturschutzes und der Landschaftspflege, so ist der Eingriff zwingend zu untersagen. 
Für eine diese überwindende Abwä gung auf der Grundlage des §  17 I 2 FStrG bleibt kein Raum.“; 
 BVerwG, NVwZ 2001, 673, 680 f.; denn hier formuliert es: „Sie hat methodisch korrekt zunä chst 
untersucht, ob der mit dem Vorhaben verbundene Eingriff in Natur und Landschaft aus der Sicht des 
Straßenplanungsrechts zulä ssig ist, bevor es sich der Prüfung der Frage zugewandt hat, ob die Autobahn den 
Anforderungen des Art. 6a BayNatSchG entspricht.“ 
617 So jedenfalls BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218. 
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den übrigen verbleibenden Gesichtspunkten zu untersuchen. Denn darüber hat die 
naturschutzrechtliche Abwä gung ja noch keine Aussage gemacht. 
Dabei ist zu bedenken, dass der Plan oder das Projekt immer noch aus anderen Gründen 
scheitern kann. 
Im Ü brigen ermö glicht erst die durchgeführte, naturschutzrechtliche 
Abwä gungsentscheidung, Ersatzzahlungen in die planungsrechtliche 
Abwä gungsentscheidung mit einzubeziehen.618 Denn erst, wenn ein Plan oder ein Projekt 
trotz Unvermeidbarkeit, Nichtausgleichbarkeit und Nichtkompensierbarkeit zulä ssig ist, ist 
gemä ß §   19 IV BNatSchG n. F. über Ersatzzahlungen nachzudenken. Damit also 
Ersatzzahlungen überhaupt Gegenstand der planerischen Abwä gung sein kö nnen, ist 
zuvorderst die naturschutzrechtliche Abwä gung vorzunehmen. 
Eine andere Reihenfolge von naturschutzrechtlicher und planerischer Abwä gung würde das 
Stufensystem der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung unterlaufen und überflüssig 
machen.619 Denn wenn bereits aufgrund der planerischen Abwä gung ein Plan oder Projekt 
zulä ssig sein soll, wä re kein Platz mehr für die Frage der Vermeidung des Ausgleichs bzw. 
des Ersatzes, geschweige denn der Unzulä ssigkeit. 
 
Hierzu bedarf es jedoch noch einer weiteren Ergä nzung. Es stellt sich ferner die Frage, wie 
sich §   19 III 1 BNatSchG n. F. in das bereits dargestellte Abwä gungsmodell unter 
Einbeziehung der Alternativenprüfung einordnen lä sst. 
Praktisch ergibt sich nä mlich das Problem, dass §   19 III 1 BNatSchG n. F. der planerischen 
Abwä gung vorgeschaltet ist. Dabei ist Gegenstand der naturschutzrechtlichen Abwä gung nur 
eine bestimmte Planungsvariante; denn mit dem Tatbestandsmerkmal „Vermeiden“ ist –  wie 
bereits geklä rt –  jedenfalls nicht eine erneute Alternativenprüfung gemeint. Damit nun aber §   
19 III 1 BNatSchG n. F. eine planerische Alternative im Hinblick auf das Integritä tsinteresse 
von Natur und Landschaft abschließend bewerten kann, ist es notwendig, dass eine solche 
Alternative bereits erkannt und untersucht wurde.620 Wie also passt sich §  19 III 1 BNatSchG 
n. F. mit seiner Bedeutung und Funktion in das bereits dargestellte Abwä gungsmodell ein? 
                                                           
618 C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 76. 
619 T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht, S. 96; C. 
Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 76. 
620 Nach BVerwGE 102, 331, 291 soll für die Alternativenauwahl u. a. auch die Prüfung nach der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung das „Zünglein an der Waage“ sein. 
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Die Antwort auf diese Frage wird erleichtert, wenn man sich vergegenwä rtigt, dass die 
planerische Abwä gung nach dem oben genannten Modell aus mehreren Schritten besteht. 
Dabei findet zu allererst eine Planungszielformulierung statt, anhand derer die mö glichen 
planerischen Alternativen ermittelt und gesammelt werden. Sodann werden alle durch die 
jeweiligen Alternativen tangierten ö ffentlichen und privaten Belange, also auch Naturschutz- 
und Landschaftspflegebelange ermittelt. Ist dies geschehen, würden in einem nä chsten Schritt 
die so ermittelten Belange bewertet und in ihrer Wertigkeit einander gegenübergestellt. Da 
dies jedoch schon eigentlich der erste Schritt der planerischen Abwä gung ist, muss an dieser 
Stelle –  also unmittelbar anschließend an das Ermitteln und Sammeln der durch die Planung 
berührten Belange –  §  19 III 1 BNatSchG n. F. Anwendung finden. Hierfür sind folglich alle 
Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie jene der übrigen Anforderungen 
an Natur und Landschaft aus dem großen Topf der anfangs ermittelten Belange 
herauszusuchen und zu bewerten. Danach ist eine abschließende Entscheidung über das 
Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft in Bezug auf die so untersuchte 
Planungsvariante zu fä llen. Auf diese Art und Weise ist mit jeder potentiellen 
Planungsvariante zu verfahren. Erst wenn die Variante „schadlos“ die strenge Prüfung des §  
19 III 1 BNatSchG n. F. passieren konnte, kommt es sodann zu der planerischen Abwä gung. 
Eine so verstandene Prüfungsreihenfolge wird auch der Rolle der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung für die Alternativenabwä gung gerecht. Das Ergebnis einer solchen Prüfung 
soll ja u. a. das „Zünglein an der Waage“ für eine Alternativenwahl sein.621 Passiert z. B. die 
Planvariante X §  19 III 1 BNatSchG n. F. schadlos, wä hrend Planvariante Y diese Hürde 
nicht überwindet, steht für die Alternativenabwä gung fest, dass Variante Y nicht mehr 
abwä gungsfehlerfrei als Durchführungsvariante gewä hlt werden kann. 
Passieren hingegen beide Varianten §  19 III 1 BNatSchG n. F, bleibt es bei den bereits 
dargelegten Abwä gungsgrundsä tzen, in die dann auch die Eingriffsintensitä t und die 
Ausgleichbarkeit wie auch Ersatzmö glichkeiten einfließen. 
Nun sei der Blick wieder auf die hier entwickelten Vorrangregeln und ihre Abgrenzung zur 
planungsrechtlichen Abwä gung gerichtet. 
Die hier entwickelten Vorrangregeln grenzen sich ebenso wie §  19 III 1 BNatSchG n. F von 
der planerischen Abwä gung inhaltlich als auch normtheoretisch ab. 
                                                           
621 BVerwGE 102, 331, 348. 
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Inhaltlich insofern, als dass nur eine bestimmte Qualitä t von Natur- und Landschaftsbelangen 
tatbestandlich von der Norm erfasst wird, wä hrend die planerische Abwä gung alle tangierten 
Belange einzustellen hat und insofern nur zwingende oder wichtige Gründe des ö ffentlichen 
Interesses Berücksichtigung finden. 
Normtheoretisch handelt es sich bei den Vorrangregeln um Regeln, die mittels Subsumtion 
anzuwenden sind. 
Auch sie haben die Funktion zu sagen, wie in bestimmten Belangkonstellationen richtig 
abzuwä gen ist. Dabei legen sie einen generellen Vorrang der Natur- und Landschaftsbelange 
im Verhä ltnis zu nicht zwingenden und nicht wichtigen entgegenstehenden Gründen des 
ö ffentlichen Interesses fest. 
Sind also die hier entwickelten Vorrangregeln und §  19 III 1 BNatSchG n. F. normtheoretisch 
gleichermaßen Regeln, so besteht auch jedenfalls ihrer Funktion nach eine Ä hnlichkeit. 
Dabei unterscheiden sich beide Arten von Vorrangregeln insofern, als dass sie 
unterschiedliche tatbestandliche Anknüpfungspunkte wä hlen. Wä hrend in §  19 III 1 
BNatSchG n. F. festgelegt wird, wann ein Eingriff zulä ssig bzw. unzulä ssig ist, wird in den 
hier entwickelten Vorrangregeln festgelegt, wann ein Vorrang von Natur- und 
Landschaftsbelangen mit einer gewissen Qualitä t gegenüber anderen Belangen –  privaten 
sowie ö ffentlichen –  vorliegt. Insofern kann man davon sprechen, dass der Vorrang 
abschließend formuliert ist. Denn nur wenn wichtige oder zwingende Gründe des 
ö ffentlichen Interesses einem solchen Vorrang entgegenstehen, kö nnen die Natur- und 
Landschaftsbelange Maßnahmen zurücktreten. 
Nach alledem kann man die hier entwickelten Vorrangregeln als Auffangtatbestand und §  19 
III 1 BNatSchG n. F.als Spezialfall dieser Vorrangregeln begreifen. Insofern planerische 
Maßnahmen einen Eingriff darstellen, findet §  19 III 1 BNatSchG n. F. Anwendung. Für jene 
planerische Inanspruchnahme aber, die unterhalb der Eingriffsschwelle verbleibt, bleibt es 
bei der Anwendbarkeit der hier entwickelten Vorrangregeln. Diese Einordnung der hier 
entwickelten Vorrangregeln ist sachgemä ßer als etwa die Annahme eines 
Ergä nzungsverhä ltnisses zwischen beiden Regelungen dergestalt, dass durch die hier 
entwickelten Vorrangregeln der in der naturschutzrechtlichen Abwä gung beinhaltete 
Abwä gungsrest –  der Vorrang der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege –  
abschließend beantwortet wird. Rechtspolitisch wünschenswert und umsetzbar wä ren zwar 
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beide Lö sungen. Für die Annahme eines Verhä ltnisses von Grundtatbestand und Spezialfall 
sprechen jedoch mehrere Tatsachen. 
Zum einen ist der Tatbestand des §  19 III 1 BNatSchG n. F. –  abgesehen von der 
verfahrensmä ßigen Anwendbarkeit –  in allen Bereichen weiter als der der Vorrangregeln. 
Zum anderen, ist §  19 III 1 BNatSchG n. F. –  wie bereits gesehen –  auch im Hinblick auf den 
Inhalt der zu treffenden „Abwä gungsentscheidung“ enger als die Vorrangregeln. Auch ist der 
Regelungsgehalt der Vorrangregeln grundlegender als der des §  19 III 1 BNatSchG n. F.. 
Schließlich ist der Regelungsgehalt der Vorrangregeln grundsä tzlicher als der der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung. Wä hrend letztere abschließend über das 
eingriffsspezifische Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft befindet und die 
Zulä ssigkeit oder Nichtzulä ssigkeit des Plans oder des Projekts ausspricht, regeln die 
Vorrangregeln den Vorrang von Natur- und Landschaftsbelangen einer bestimmten Qualitä t. 
Sie haben deshalb einen grundsä tzlicheren Regelungsansatz, da sie nicht von der Zulä ssigkeit 
oder Nichtzulä ssigkeit eines Plans oder eines Projektes ausgehen, sondern von dem Vorrang 
oder Nichtvorrang bestimmter Natur- und Landschaftsbelange. Erst in einem zweiten Schritt 
kann hieraus die Konsequenz für die Zulä ssigkeit oder Nichtzulä ssigkeit eines Plans oder 
eines Projektes gezogen werden. 
Es ist also sachgemä ß, in den Vorrangregeln einen Auffangtatbestand zu erkennen, der 
immer dann Anwendung findet, wenn zwar Belange bestimmter Qualitä t von Natur und 
Landschaft durch planerische Maßnahmen betroffen sind, diese Betroffenheit aber unterhalb 
der Eingriffsschwelle bleibt. Liegt hingegen ein Eingriff in Natur und Landschaft vor, findet 
§  19 III 1 BNatSchG n. F. Anwendung. Freilich verdrä ngt dieser die Vorrangregeln nur in 
Bezug auf diejenigen planerischen Maßnahmen, die einen Eingriff darstellen, alles übrige 
wird daneben von den Vorrangregeln erfasst. 
 
Kurz sei noch auf die lä nderspezifischen Regelung des §  19 III 1 BNatSchG hingewiesen. So 
existiert etwa im hessischen Naturschutzgesetz der §  6a II Nr. 2. Dieser lautet:622 
„Führt ein Eingriff zu nicht vermeidbaren Beeinträ chtigungen oder der Gefä hrdung von 
Schutzgütern des §  5 I, so kann er zugelassen werden, wenn bei einer Abwä gung mit anderen 
Belangen von erheblichem Gewicht, die ohne Eingriff nicht verwirklicht werden kö nnen, 
                                                           
622 Zu ä hnlichen Regelung in anderen Naturschutzgesetzen siehe C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 79. 
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diesen anderen Belangen gegenüber den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege 
der Vorrang einzurä umen ist.“ 
Diese Vorschrift dreht §  19 III 1 BNatSchG n. F. um. Denn sie geht von der grundsä tzlichen 
Unzulä ssigkeit eines solchen Eingriffs aus, wä hrend nach §  19 III 1 BNatschG n. F. ein 
solcher Eingriff nur im Falle des Unterliegens der Belange, die für den Eingriff sprechen, 
gegenüber den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege unzulä ssig wird. 
Folgerichtig sieht §  6a II Nr. 2 HeNatSchG eine Zulassung dann als mö glich an, wenn die für 
den Eingriff sprechenden Belange in der Abwä gung mit den Belangen des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege überwiegen. 
Inhaltlich ergeben sich dagegen keine Unterschiede. Zwar sind nach §  6a II Nr. 2 HeNatSchG 
alle Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege wie auch „...anderen Belangen von 
erheblichem Gewicht, die ohne Eingriff nicht verwirklicht werden kö nnen...“, maßgeblich für 
die naturschutzrechtliche Abwä gung, wä hrend §  19 III 1 BNatSchG n. F. den Belangen von 
Naturschutz und Landschaftspflege alle übrigen Anforderungen an Natur und Landschaft 
gegenüberstellt. Hieraus ergibt sich jedoch kein inhaltlicher Unterschied. Denn auch bei den 
„...anderen Belangen, von erheblichem Gewicht, die ohne Eingriff nicht verwirklicht werden 
kö nnen...“ handelt es sich um übrige Anforderungen an Natur und Landschaft. Dies ergibt 
sich aus der Bezugnahme auf den Eingriff, ohne den diese Belange nicht verwirklicht werden 
kö nnen. 
Handelt es sich bei dieser lä ndereigenen Regelung also inhaltlich und funktional um die 
gleiche Regelung wie §  19 III 1 BNatSchG n. F., kann in Bezug auf die hier entwickelten 
Vorrangregeln auf das bereits Gesagte verwiesen werden. 
 
Es kann also festgehalten werden, dass die naturschutzrechtliche Abwä gung des §  19 III 1 
BNatSchG n. F.623 eine spezielle Form einer Vorrangregel ist, die den hier entwickelten 
Vorrangregeln insofern vorgeht, als dass Gegenstand dieser Regeln ein Eingriff in Natur und 
Landschaft ist. Sofern weitere Interessen von Natur und Landschaft berührt sind, die 
unterhalb des durch den Eingriffsbegriff ausgedrückten Integritä tsinteresses von Natur und 
Landschaft verbleiben, sind die hier entwickelten Vorrangregeln anwendbar. 
                                                           




f) Verhä ltnis der Vorrangregeln zu §  19 III 2 BNatSchG n. F. 
§  19 III 2 BNatSchG n. F. lautet wie folgt: 
 
"Werden als Folge eines Eingriffs Biotope zerstö rt, die für dort wild lebende Tiere und wild 
wachsende Pflanzen der streng geschützten Arten nicht ersetzbar sind, ist der Eingriff nur 
zulä ssig, wenn er aus zwingenden Gründen des überwiegenden ö ffentlichen Interesses 
gerechtfertigt ist." 
Anders als §  19 III 1 BNatSchG n. F. geht §  19 III 2 BNatSchG n. F. nicht grundsä tzlich von 
der Zulä ssigkeit eines Eingriffs aus, sondern setzt bei einem Eingriff in ein Biotop der dort 
genannten Art Unzulä ssigkeit voraus. 
Dennoch handelt es sich - wie bei §  19 III 1 BNatSchG n. F. auch - mitnichten um eine 
naturschutzrechtliche Abwä gungsentscheidung, sondern um eine Regel. 
Wie § 19 III 1 BNatSchG n. F. auch kann §  19 III 2 BNatSchG n. F. nur mittels Subsumtion 
angewandt werden. Dass ein wertendes Element mit dem Tatbestandsmerkmal 
"überwiegenden" verbleibt, ä ndert - wie bereits gesehen - an der normtheoretischen 
Einordnung einer Norm als Regel nichts. 
 
Im Verhä ltnis zu den hier entwickelten und vorgestellten Vorrangregeln verhä lt sich §  19 III 
2 BnatSchG n. F. wie ein Spezialfall. Er findet nur dann Anwendung, wenn ein 
naturschutzrechtlicher Eingriff vorliegt, der Biotope zerstö rt, welche für dort wild lebende 
Tiere oder wildwachsende Pflanzen unersetzlich ist.  
Demgegenüber finden die hier entwickelten Vorrangregeln immer dann Anwendung, wenn 
Belange von Natur und Landschaft bestimmter Art und Güte durch planerische 
Abwä gungsentscheidungen betroffen werden. 
Dabei ist es ohne weiteres denkbar, dass es Fä lle gibt, in denen beide Regeln Anwendung 
finden kö nnten. In diesem Fall wä re §  19 III 2 BNatSchG n. F. jedoch der Spezialtatbestand, 




g) Verhä ltnis der Vorrangregeln zu §  34 II, III, IVBNatSchG n. F. 
Von der FFH-Verträ glichkeitsprüfung unterscheiden sich die hier vorgestellten 
Vorrangregeln zum einen durch ihren Anwendungsbereich. 
Dieser ist nä mlich bei §   34 II, III BNatSchG n. F. in zweifacher Hinsicht enger als bei den 
abstrakt anwendbaren, aber bedingten Vorrangregeln. So bedarf es für die Anwendbarkeit 
des §  34 II, III BNatSchG n. F. eines Natura 2000 Gebietes. Die Vorrangregeln finden 
hingegen schon bei allen Belangen von Natur und Landschaft Anwendung, die eine 
bestimmte Schutzwürdigkeit –  die jedenfalls auch unter der der Natura 2000 Gebiete liegt –  
genießen. Darüber hinaus ist §  34 II BNatSchG n. F. nur anwendbar, wenn ein solches Natura 
2000 Gebiet erheblich beeinträ chtigt wird. Demgegenüber verlangen die abstrakten 
anwendbaren aber bedingten Vorrangregeln lediglich, dass Belange von Natur und 
Landschaft durch Planungen berührt werden. 
Inhaltlich kann festgehalten werden, dass sowohl die hier entwickelten Vorrangregeln, als 
auch §  34 II, III BNatSchG n. F. von einem –  gegenüber der planerischen Abwä gung –  
verengten Belangspektrum ausgehen.624 Dabei besteht hier –  wie bereits gesehen –  
weitestgehende Deckungsgleichheit zwischen beiden Regelungen.625 
Aber auch ihrer Funktion nach sind beide Regelungen einander ä hnlich. 
Wie bereits dargelegt,626 handelt es sich bei §  34 II, III BNatSchG n. F. normtheoretisch um 
eine Regel, denn wenn zwingende Gründe des überwiegenden ö ffentlichen Interesses im 
Sinne des §   34 III Nr. 1, IV BNatSchG n. F. vorliegen, findet keine Abwä gung im Sinne 
einer Auflö sung einer Prinzipienkollision mehr statt, da die zwingenden Gründe des 
ö ffentlichen Interesses auch „zwingend“ eine Ausnahme vom Unzulä ssigkeitsgrundsatz 
begründen.627 Eine Abwä gung in dem Sinne, dass einmal festgestellte für den Plan oder das 
Projekt sprechende zwingende Gründe des überwiegenden ö ffentlichen Interesses nunmehr 
                                                           
624 Siehe unter Teil B II.2.a)bb) zum Belangspektrum der Absä tze II, III des §  34 BNatSchG n. F. 
625 Siehe hierzu Teil C III.4. 
626 Siehe unter Teil B II.2.a)bb). 
627 F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 524; M. Gellermann: Natura 2000: europä isches Habitatschutzrecht und 
seine Durchführung in der Bundesrepublik Deutschland S. 170, 175; BVerwGE 110, 302, 313. 
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gegen die Belange der Natura 2000 Gebiete abzuwä gen sind, um so zu einem 
Zulä ssigkeitsurteil zu kommen, enthä lt die Vorschrift nicht.628 
Die Regelung des §  34 BNatSchG n. F. ist also mittels Subsumtion anzuwenden. Dabei ist es 
–  wie bei §  19 III BNatSchG n. F. bereits gesehen, –  für die normtheoretische Einordnung 
einer Norm als Regel unschä dlich, wenn diese unbestimmte Rechtsbegriffe –  wie z. B. 
„notwendig“ oder „zwingend“ in §  34 III Nr. 1 BNatSchG n. F. –  und darüber hinaus einen 
„Restposten“ von Abwä gung –  wie z. B. „...überwiegenden...“ in §   34 III Nr. 1 - 
beinhaltet.629 In einem solchen Fall handelt es sich vielmehr um eine sogenannte 
unvollstä ndige Regel.630 
Aus dem Vorstehenden ergibt sich im Rahmen der Funktionalitä t dieser Vorschrift, wieder 
ein ä hnliches Bild wie bei §  19 III BNatSchG n. F.. Denn auch §   34 II BNatSchG n. F. 
knüpft –  wie §  19 III BNatSchG n. F. auch –  tatbestandlich an die Zulä ssigkeit oder 
Unzulä ssigkeit eines Plans oder eine Projekts und nicht an den Vorrang von bestimmten 
Belangen an. Dies führt auch zum gleichen Verstä ndnis des Verhä ltnisses beider Regelungen 
zueinander. Hier wie dort bilden die Vorrangregeln den Auffangtatbestand, der nur insoweit 
Anwendung erfä hrt, als dass nicht §   34 II BNatSchG n. F. als Spezialregelung zum Einsatz 
kommt. 
 
h) Verhä ltnis der Vorrangregeln zu §  9 S. 3 UGB-KommE 
§  9 S. 3 UGB-KomE lautet: 
„Den Umweltbelangen ist Vorrang einzurä umen, sofern eine wesentliche und dauerhafte 
Beeinträ chtigung der Funktionsfä higkeit des Naturhaushalts droht, es sei denn, dass 
überragend wichtige Belange des Wohls der Allgemeinheit die Beeinträ chtigung erfordern.“ 
Im Gegensatz zu §  9 S. 3 UGB-KomE bedarf es zur Anwendung der Vorrangregeln keiner 
wesentlichen und dauerhaften Beeinträ chtigung des Naturhaushalts; vielmehr reicht allein die 
Involvierung von Belangen von Natur und Landschaft mit einem bestimmten 
Schutzwürdigkeitsgrad. Darüber hinaus ist der Vorrang der Natur- und Landschaftsbelange 
auch dann noch gegeben, wenn nicht nur zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses 
                                                           
628 So auch OVG Nordrhein-Westfalen, NWVBl. 2000, 52, 55; U. Ramsauer, NuR 2000, 601, 603, dieser 
jedoch etwas mißverstä ndlich. 
629 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 106. 
630 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 121. 
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vorliegen, sondern auch wenn lediglich wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses 
vorliegen. Demgegenüber kö nnen nach §  9 S. 3 UGB-KomE nur überragend wichtige 
Belange des Wohls der Allgemeinheit einen solchen Vorrang begründen.631 Der 
Anwendungsbereich der Vorrangregeln ist also weiter als der des §  9 S. 3 UGB-KomE. 
Gemeinsam ist jedoch beiden Regelungen die normtheoretische Einordnung und die 
Funktion. Denn auch §  9 S. 3 UGB-KomE ist eine Regel, die mittels Subsumtion 
anzuwenden ist, und für den Fall bestimmter Belangkonstellationen vorgibt, wie die richtige 
behö rdliche Entscheidung auszusehen hat.632 Zwar beinhaltet sie –  wie die Vorrangregeln 
auch –  unbestimmte Rechtsbegriffe, jedoch ä ndert dies nichts an ihrer normtheoretischen 
Einordnung als Regel. Darüber hinaus knüpft auch §  9 S. 3 UGB-KomE an den Vorrang von 
Umweltbelangen an. Aufgrund dessen kann man §  9 S. 3 UGB-KommE als einen ersten 
Versuch ansehen, Vorrangregeln, wie die hier vorliegenden, innerhalb planerischer 
Abwä gungsentscheidungen zu formulieren. 
 
i) Der Standort der abstrakten, aber bedingten Vorrangregeln 
Als sinnvoller Standort für die vorgestellten Vorrangregeln erscheint –  stellt man die 
Tatsache, dass es sich um eine abwä gungsrechtliche Regelung mit naturschutzrechtlichen 
Zielsetzungen handelt, in die Ü berlegungen mit ein –  ein neuer §  2a BNatSchG. Dieser 
Standort wird zum einen der Tatsache gerecht, dass die vorgestellten Vorrangregeln den 
Naturschutz zum Ziel haben und diesen sinnvoll mit dem Planungsrecht allgemein verbinden 
wollen. Gerade aufgrund der Verknüpfung mit dem Planungsrecht generell verbietet sich der 
Standort dieser Vorrangregeln im Baugesetzbuch oder im Recht der Planfeststellung. 
Zum anderen würdigt dieser Standort auch, dass es sich nicht um originä r 
naturschutzrechtliche Regelungen, sondern um Abwä gungsregeln handelt. Denn die 
Vorrangregeln sind Regeln, die festlegen, wie in bestimmten Belangkollisionsfä llen (also 
immer dann wenn Belange von Natur und Landschaft mit einer bestimmten Schutzwürdigkeit 
auf andere –  gegenlä ufige Belange –  treffen) richtig abzuwä gen ist. Sie sagen, wie in jenen 
                                                           
631 Was hierunter im Einzelnen zu verstehen ist, wird nicht nä her ausgeführt. 
632 B. f. U. N. u. Reaktorsicherheit: Umweltgesetzbuch: (UGB-KommE), Entwurf der Unabhä ngigen 
Sachverstä ndigenkommission zum Umweltgesetzbuch beim Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit, S. 461 zu §  9. 
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speziellen Belangkollisionsfä llen die diesen Konflikt auflö sende, entscheidungsbringende 
Vorrangrelation zu lauten hat. Als solche haben sie ihren zutreffenden Standort unter 
allgemeinen Regeln –  also den § §  1, 2 BNatSchG n. F.–  zu finden.  
Schließlich wird dieser Standort auch der Tatsache gerecht, dass die hier gebildeten 
Vorrangregeln gegenüber den § §  19, 34 BNatSchG n. F. einen Auffangtatbestand, mithin die 





a) Normtheoretische Einwä nde 
An dieser Stelle sollen zwei unterschiedliche normtheoretische Probleme von Vorrangregeln 
innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge untersucht werden. Diese spielen auf 
zwei Ebenen der Frage nach der Rationalitä t von Abwä gungsentscheidungen eine Rolle. 
Zum einen stellt sich die Frage nach der Vereinbarkeit vorliegender Vorrangregeln mit der 
Alexyschen Theorie der Grundrechte. Denn Alexy arbeitet in seiner Theorie der Grundrechte 
nur mit situativen Vorrangregeln, die von Abwä gungsfall zu Abwä gungsfall formuliert 
werden. Nur diesbezüglich hat er die rationale Begründbarkeit von 
Abwä gungsentscheidungen dargelegt. Da die vorliegende Arbeit aber vor dem Hintergrund 
der Alexyschen Theorie der Grundrechte argumentiert, muss nach der Vereinbarkeit des 
Alexyschen Abwä gungsmodells mit den vorgestellten Vorrangregeln gefragt werden. 
Zum anderen wird gegen generelle Vorrangregeln innerhalb von planungsrechtlichen 
Abwä gungsvorgä ngen eingewandt, dass diese sich nicht mit der in der planungsrechtlichen 
Abwä gung vorausgesetzten allgemeinen Denkmethode und Entscheidungsweise vertragen.633 
                                                           
633 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 134; gegen 
eine abstrakte Rangordnung zwischen grundrechtlichen Werten R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 139. 
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Vielmehr seien generelle Prä ferenzsteuerungen planungsrechtlicher 
Abwä gungsentscheidungen per se unvernünftig, da sie eine „situativ ungebundene 
Vernunftbegründung“ unmö glich machten.634 Des Weiteren sei es unmö glich und 
unangemessen, eine Prä ferenzregel abschließend zu gestalten, so dass alle denkbaren und 
mö glichen Kollisionsfä lle berücksichtigt werden.635 
Die Frage, die sich also stellt, ist die nach der Zulä ssigkeit solcher Vorrangregeln innerhalb 
von planungsrechtlichen Abwä gungsvorgä ngen. Oder anders: kann eine planungsrechtliche 
Abwä gungsentscheidung noch als rational angesehen werden, wenn mit abstrakt 
anwendbaren, aber bedingten Vorrangregeln die Prä ferenzentscheidung gefä llt wird? 
 
aa) Abstrakt anwendbare aber bedingte Vorrangregeln und das Abwä gungsgesetz Alexys 
Zuerst ist danach zu fragen, ob Vorrangregeln –  wie die hier vorgestellten –  sich mit dem 
Abwä gungsgesetz Alexys vertragen. 
Wie bereits erwä hnt, zieht bei Alexy die Entscheidungsfindungsmethode Abwä gung ihre 
Rationalitä t aus dem Abwä gungsgesetz. Danach ist eine Abwä gung rational, wenn der 
Prä ferenzsatz, der innerhalb der Abwä gung gebildet wird, rational begründbar ist.636 Das 
Abwä gungsgesetz nun sagt dem Abwä genden, was zur rationalen Begründung der 
Vorrangregel begründet werden muss.637 Das Abwä gungsgesetz lautet: „Je hö her der Grad 
der Nichterfüllung des einen Prinzips, um so grö ßer muß die Wichtigkeit der Erfüllung des 
anderen sein.“638 
                                                           
634 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag S. 134; zur 
Skepsis gegenüber abstrakter Abwä gung siehe W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 100 ff. 
 Für die verfassungsrechtliche Abwä gung sagt U. F. H. Rü hl: Tatsachen –  Interpretationen –  Wertungen: 
Grundfragen einer anwendungsorientierten Grundrechtsdogmatik der Meinungsfreiheit, S. 418: „Pauschale 
Vorrangbehauptungen haben, unabhä ngig davon wie sie methodisch begründet werden, mit Abwä gung bzw. 
abwä genden Denken nichts zu tun.“ 
635 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 101 (104). 
636 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 144. 
637 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 145 ff.; insofern findet man den allgemein vom Vernunftbegriff 
ausgehenden Begründungsanspruch im Abwä gungsmodell wieder. Siehe hierzu S. Gosepath: Aufgeklä rtes 
Eigeninteresse: Eine Theorie theoretischer und praktischer Rationalitä t, S. 382 f. 
638 R. Alexy: Theorie der Grundrechte, S. 146. 
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Ü berträ gt man diese Rationalitä tsanschauung von Abwä gung auf die vorgestellten 
Vorrangregeln, so kö nnte man sagen, die Abwä gung mittels abstrakt anwendbarer bedingter 
Vorrangregeln ist rational, wenn die abstrakten und bedingten Vorrangregeln rational 
begründbar sind. Dies ist dann der Fall, wenn die abstrakt anwendbaren aber bedingten 
Vorrangregeln mittels solcher Argumente begründet werden, die das Abwä gungsgesetz 
vorgibt, Argumente nä mlich über den Beeinträ chtigungs- und Wichtigkeitsgrad der 
kollidierenden Prinzipien. 
Fraglich ist also, ob die vorgestellten Vorrangregeln Sä tze über den Beeinträ chtigungs- und 
Wichtigkeitsgrad der involvierten Belange enthalten, also rational begründbar, mithin zu 
rechtfertigen sind. 
Hinsichtlich des Wichtigkeits- und Beeinträ chtigungsgrades der Belange von Natur und 
Landschaft findet innerhalb der beiden Vorrangregeln eine Abstufung statt. Denn durch diese 
wird nur insofern der Vorrang von Natur- und Landschaftsbelangen vor anderen Belangen 
konstituiert, als diese aufgrund ihrer Natürlichkeit besonders schützenswert sind. Je weniger 
Natürlichkeit, umso weniger Schutzwürdigkeit, umso grö ßer die Mö glichkeit zur 
Beeinträ chtigung. Insofern kö nnen die Vorrangregeln also als rational begründbar angesehen 
werden. 
Aber auch in Bezug auf die den Belangen von Natur und Landschaft gegenlä ufigen Belange 
werden Abstufungen den Wertigkeits- und die Beeinträ chtigungsgrad betreffend 
vorgenommen. Denn zwingende und wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses sind dazu 
in der Lage, die Belange von Natur und Landschaft zu überwiegen. Nur insoweit solche 
zwingenden oder wichtigen Gründe des ö ffentlichen Interesses nicht vorliegen, ist eine 
Beeinträ chtigung der den Belangen von Natur und Landschaft zuwiderlaufenden Belange 
mö glich. Auch insofern kö nnen die vorliegenden Vorrangregeln als rational begründbar 
bezeichnet werden. Eine Abwä gung, die mit solchen Vorrangregeln arbeitet, ist somit –  
zumindest nach dem Abwä gungsmodell Alexys –  rational begründbar. Denn das 
Abwä gungsmodell verlangt nicht, dass immer nur situativ eine Prä ferenzregel aufzustellen 
ist. Dies ist nicht Bedingung innerhalb des Abwä gungsmodells. 
Es bleibt also festzustellen, dass Vorrangregeln der vorliegenden Art in das 




bb) Situative Ungebundenheit und Offenheit von Abwä gungsentscheidungen639 
Auf einer allgemeineren Ebene der Rationalitä t von Abwä gungsentscheidungen wird gegen 
generelle Vorrangregeln –  wie etwa §  9 UGB-KommE –  eingewandt, sie seien unvernünftig, 
da sie dem Rationalitä t konstituierenden Kriterium der situativen Ungebundenheit und 
Offenheit von Abwä gungsentscheidungen in Bezug auf das, was sich begründen lä sst, 
zuwider liefen. Denn rationales Handeln in Abwä gungsentscheidungen unterscheide sich von 
irrationalem dadurch, dass es das Kriterium der Ungebundenheit, soll heissen das Kriterium 
für Gründe zugä nglich zu sein, erfülle. Hieraus ziehe die Vernunftbegründung auch ihre 
kategorische Verbindlichkeit, weil sie allein die Gewä hr dafür biete, die beste Entscheidung 
zu finden und moralisch zu handeln.640 Generelle Vorrangregeln verhinderten dagegen eine 
vollstä ndig offene und ungebundene Begründung und trä fen vom konkreten Anwendungsfall 
losgelö ste Prä ferenzaussagen. Das einmal ungebundene, offene Handeln werde gebunden. 
Hierzu sei angemerkt, dass Bartelsperger §  9 S. 3 UGB-KommE im Auge hat, wenn er von 
generellen Vorrangregeln spricht. Es soll sich seinem Verstä ndnis nach hierbei um von der 
„...fachgesetzlichen Ebene losgelö ste und ohne Bezug auf einen abstrakten, tatbestandlich 
umfassend und abschließend gedachten und erfaßten Zielkonflikt bestimmter konkreter 
Belange...“ handeln. Relative –  von der genannten normtheoretischen Kritik nicht erfasste –  
Vorrangregeln hingegen seien „...tatbestandlich umfassende und abschließend gedachte und 
erfaßte umweltrelevante Konfliktfä lle...“, also „...„abstrakte“ Steuerungselemente für 
bestimmte verwaltungsrechtliche Abwä gungsvorbehalte bzw. Entscheidungs- und 
Einschä tzungsspielrä ume.“641 
Bartelsperger macht die Generalitä t von Vorrangregeln also an drei wesentlichen Aspekten 
fest: erstens Erstreckung des Vorrangs auf „alle“ verwaltungsrechtlichen Entscheidungs- und 
Einschä tzungsspielrä ume; zweitens Erstreckung des Vorrangs auf „alle“ Arten von 
Umweltbelangen und drittens Erstreckung des Vorrangs auf „alle“ mö glichen Konfliktfä lle. 
                                                           
639 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 102, 176 f.; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), 
Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 151. 
640 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 151. 
641 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 143. 
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Aus dem Gesagten kann man somit folgern, dass die Generalitä t des §  9 UGB-KommE sich 
zum einen aus dem Aspekt der Loslö sung von fachgesetzlichen Entscheidungs- und 
Einschä tzungsspielrä umen, also durch das Erfassen „aller“ Entscheidungs- und 
Einschä tzungsspielrä ume (§  9 S. 1 UGB-KommE), und zum zweiten aus dem Aspekt der 
Generalitä t der mit Vorrang ausgestatteten Umweltbelange (§  9 S. 3 UGB-KommE) herleitet. 
Den dritten Aspekt, jenen der Erstreckung des Vorrangs auf „alle“ mö glichen Konfliktfä lle, 
kann man jedoch aus §  9 UGB-KomE nicht entnehmen. Denn selbst hier findet eine 
Vorrangeinschrä nkung hinsichtlich des Drohens einer wesentlichen und dauerhaften 
Beeinträ chtigung der Funktionsfä higkeit des Naturhaushaltes und hinsichtlich überragend 
wichtiger Belange des Wohls der Allgemeinheit statt. 
An dieser Stelle bedarf es keiner gründlicheren Beurteilung des §  9 UGB-KommE auf seine 
Generalitä t hin. Vielmehr sind die hier entwickelten Vorrangregeln anhand der 
herausgearbeiteten Kriterien zu beurteilen. 
Die hier entwickelten Vorrangregeln sind anwendbar und damit bezogen auf alle 
planungsrechtlichen Abwä gungsvorgä nge. Damit sind sie nicht generell anwendbar, sondern 
nur beschrä nkt auf einen bestimmten Typus von Abwä gungsentscheidungen, freilich einem 
recht hä ufig anzutreffenden und grundlegend wichtigen Typus. Dennoch werden durch diese 
Vorrangregeln bei weitem nicht alle Abwä gungsentscheidungen im Verwaltungsrecht erfasst. 
Darüber hinaus haben nicht alle Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege eine 
Vorrangstellung anderen Belangen gegenüber. Vielmehr wurde dieser Vorrang auf solche 
Belange beschrä nkt, die sich durch eine –  im Nä heren anhand des Hemerobiekonzeptes 
bestimmten –  Schutzwürdigkeit auszeichnen. Also kann auch diesbezüglich von einer 
Generalitä t nicht gesprochen werden. Schließlich gilt der im Tatbestand der Vorrangregeln 
ausgesprochene Vorrang nicht generell, sondern nur, wenn nicht zwingende und wichtige 
Gründe des ö ffentlichen Interesses diesem entgegenstehen. 
Es kann also festgehalten werden, dass die hier entwickelten Vorrangregeln auch in den 
Augen Bartelspergers wohl keine generellen Vorrangregeln darstellen, sondern unter die von 
ihm als zulä ssig und sinnvoll eingeschä tzten relativen Vorrangentscheidungen des 
Gesetzgebers fallen. Dementsprechend ist auf seine im Hinblick auf generelle Vorrangregeln 
verfasste normtheoretische Kritik im Rahmen dieser Arbeit nicht nä her einzugehen, weil die 




cc) Unmö glichkeit einer abschließenden Aufzä hlung aller denkbaren Kollisionsfä lle 
Auf einer anderen Ebene –  der Machbarkeitsebene –  wird kritisiert, dass das Aufstellen und 
Formulieren von generellen Vorrangregeln problematisch sei.642 Generalisierende 
Rangaussagen kö nnten die Rangbeziehung zwischen Normen i. d. R. nicht zutreffend 
wiedergeben. Hierfür verä nderten sich Alternativen sowie Erfüllungsformen der Normen 
situativ zu sehr. Selbst wenn ausnahmsweise in allen denkbaren Konfliktfä llen eine 
bestimmte Rangbeziehung zwischen zwei Normen bestünde, sei es fraglich, ob dies auch 
erkannt werde.643 
Aber auch im Hinblick auf diese Kritik sei angemerkt, dass sie die hier entwickelten 
Vorrangregeln mangels Generalitä t derselben nicht zu treffen vermag. Es ist auf das bereits 
Gesagte zu verweisen. 
 
b) Verfassungsrechtliche Aspekte 
 
aa) Art. 20 a GG 
Es wurde bereits gezeigt, dass Art. 20 a GG selbst keinen Vorrang von Natur- und 
Landschaftsbelangen vor anderen Belangen begründet.644 Insofern sei auf das bereits Gesagte 
verwiesen. Im wesentlichen richtet sich demnach die Staatszielbestimmung des 
Umweltschutzes an den Gesetzgeber.645 
Von dieser Feststellung ist aber die Frage zu unterscheiden, ob der Gesetzgeber aufgrund Art. 
20 a GG und des hierdurch zum Ausdruck gebrachten „ö kologischen Relativismus“ befugt 
ist, Prä ferenzregeln zu Gunsten von Natur- und Landschaftsbelangen zu erlassen. 
                                                           
642 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 101 ff. 
643 W. Enderlein: Abwä gung in Recht und Moral, S. 102. 
644 BVerwG, UPR 1995, 309, 10; H. Dreier: Grundgesetz Kommentar, Art. 20 a GG Rdnr. 5; T. Maunz und G. 
Dü rig: Kommentar zum Grundgesetz, Scholz, Art. 20 a GG Rdnr. 13, 41; mit anderen Worten: es besteht 
Einigkeit darüber, dass Art. 20 a GG sich vornehmlich an den Gesetzgeber richtet und demzufolge dieser 
Vorschrift keine „verfassungsrechtliche Abwä gungsdirektive“ entnommen werden kann; siehe R. Steinberg / 
T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnr. 85. 
645 H.-G. Henneke, NuR 1995, 325, 330; R. Steinberg, NJW 1996, 1985, 1991; R. Steinberg: Der ö kologische 
Verfassungsstaat, S. 85; R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung, S. 217 Rdnr. 85 ff. 
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Diese Frage wird im wesentlichen insofern bejaht, als dass der Gesetzgeber aufgrund Art. 20 
a GG relative einfachgesetzliche Prä ferenzregelungen erlassen kö nne.646  
Denn der Gesetzgeber sei aufgrund seiner Gestaltungsfreiheit befugt, diesen Belangen einen 
relativen Vorrang einzurä umen. Demgegenüber sollen generelle Prä ferenzregelungen 
zugunsten von Umweltschutzbelangen unzulä ssig sein und den Geltungsdurchgriff des 
„ö kologischen Relativismus“ des Art. 20 a GG zur Folge haben.647 
Damit nunmehr die Frage nach der verfassungsrechtlichen Zulä ssigkeit der vorgestellten 
Vorrangregeln beantwortet werden kann, ist nochmals kurz auf deren Eigenschaften 
einzugehen. Wie schon hä ufig betont, handelt es sich bei den Vorrangregeln um abstrakt 
anwendbare, aber bedingte Vorrangeregeln. Hierbei bedeutet „abstrakt anwendbar“ 
zuvorderst, dass immer dann, wenn Belange von Natur und Landschaft in planerischen 
Abwä gungsvorgä ngen involviert sind, der Planungsträ ger die tatbestandlichen 
Voraussetzungen der Vorrangregeln prüfen muss. Dabei soll die abstrakte Anwendbarkeit in 
erster Linie dazu dienen, sich von der von Alexy vorgeschlagenen situativen Formulierung 
von Vorrangregeln zu lö sen. In zweiter Linie soll die abstrakte Anwendbarkeit dazu führen, 
die Wertigkeit und die Durchsetzbarkeit von bestimmten schutzwürdigen Natur- und 
Landschaftsbelangen innerhalb planungsrechtlicher Abwä gungsvorgä nge zu stä rken, was 
auch durch die Anordnung der Anwendbarkeit der Vorrangregeln für den Fall der Kollision 
von Natur- und Landschaftsbelangen mit anderen Belangen gelingt. 
Dennoch sind die Vorrangregeln relativ, da bedingt. Denn sie entfalten ihre Geltung nur beim 
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen. Darüber hinaus ist ein Vorrang nicht vorgesehen, so 
dass die Geltung der Vorrangregeln als tatbestandlich abschließend bezeichnet werden 
kann.648 Da lediglich die Anwendbarkeit der Vorschrift eine abstrakte ist, kann nicht gesagt 
werden, dass es sich um eine generelle Vorrangregel im Bartelsperger’schen Sinne handelt, 
da bei ihm nicht ganz klar ist, was er unter generellen Vorrangregeln verstanden wissen will. 
                                                           
646 H.-G. Henneke, NuR 1995, 325, 333; R. Steinberg, NJW 1996, 1985, 1992; R. Steinberg: Der ö kologische 
Verfassungsstaat, S. 85; R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 Rdnr. 85; R. Bartelsperger 
in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 143. 
647 R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 143 f. Dieser 
Durchgriff fußt auf einem bestimmten Verstä ndnis des Verhä ltnisses von Verfassungs- und 
Gesetzesvorbehalt, das im einzelnen umstritten ist. Siehe S. 144 Fßn. 68; R. Steinberg: Der ö kologische 
Verfassungsstaat, S. 85. 
648 Im Gegensatz zu §  9 S. 3 UGB-KomE, der tatbestandlich nicht abschließend ist, da generell allen 
Umweltbelangen der Vorrang eingerä umt werden soll. 
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Da aber die vorliegenden Vorrangregeln von ihrem Tatbestand her bedingt sind und keinen 
abstrakten und generellen Vorrang von Belangen von Natur und Landschaft postulieren, 
handelt es sich um relative Vorrangregeln, die ohne weiteres mit dem Umweltstaatsziel des 
Art. 20 a GG vereinbar sind.649 
 
bb) Art. 28 II GG 
Bereits weiter oben wurde zur kommunalen Planungshoheit einiges gesagt. Auch in 
Verbindung mit den hier entwickelten Vorrangregeln stellt sich die Frage, ob diese im 
Rahmen des Art. 28 II GG verfassungskonform sind. 
Unbestreitbar greifen diese Vorrangregeln in den Randbereich des Art. 28 II GG –  in die 
kommunale Planungshoheit also –  ein. Denn die Gemeinden müssen im Rahmen von §  1 VI 
BauGB beim Vorliegen der Tatbestandsmerkmale eine bestimmte Regel anwenden, wo sie 
vorher „nur“ abwä gen mussten. Es ist also –  ä hnlich wie bei der 
Alternativenprüfungsverpflichtung –  das "Wie" der Planung betroffen. Ebenso wie dort kann 
deshalb auch hier von einer Aufgabenentziehung nicht die Rede sein. Dennoch ist die 
Zulä ssigkeit dieses Eingriffs in Art. 28 II GG unter den bereits genannten Voraussetzungen 
zu prüfen. 
Damit Eingriffe in den Randbereich des Art. 28 II GG zulä ssig sind, muss der Gesetzgeber 
beim Vorliegen einer Aufgabe mit relevantem ö rtlichen Charakter berücksichtigen, dass 
insofern ein Zustä ndigkeitsvorrang der Kommunen besteht.650 Damit diese Aufgabe den 
Kommunen entzogen werden kann, müssen die den Aufgabenentzug tragenden Gründe 
gegenüber dem Aufgabenverteilungsprinzip des Art. 28 II GG überwiegen.651 Somit kö nnen 
andere, gewichtigere Gründe des Gemeinwohls den Zustä ndigkeitsvorrang überwiegen.652 
Auch diesbezüglich kann auf die bereits gemachten Ausführungen zur 
Alternativenprüfungsverpflichtung verwiesen werden. Wiederum ist es die umfassend 
existentielle Bedeutung von Natur und Landschaft, von Naturschutz und Landschaftspflege, 
                                                           
649 H.-J. Koch in: W. Erbguth (Hrsg.), Abwä gung im Recht, S. 19 weist im übrigen darauf hin, dass gerade der 
Formulierung von Vorrangbedingungen unter dem Gesichtspunkt der Rechtssicherheit und der 
Gleichbehandlung eine hohe Bedeutung zukommt; R. Bartelsperger in: W. Erbguth (Hrsg.), Festschrift für 
Werner Hoppe zum 70. Geburtstag, S. 143 ist auch der Ansicht, dass solche tatbestandlich umfassenden und 
abschließend gedachten Vorrangregeln von Art. 20 a GG getragen werden. 
650 BVerfGE 79, 127, 143, 154; T. Clemens, NVwZ 1990, 834, 839. 
651 BVerfGE 79, 127, 154. 
652 T. Clemens, NVwZ 1990, 834, 839. 
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die eine nä here Ausgestaltung der kommunalen Planungshoheit um den Preis ihrer teilweisen 





Aus den vorangegangenen Ausführungen lä sst sich entnehmen, dass eine verbesserte 
Durchsetzungskraft der Belange von Natur und Landschaft –  und damit die Verankerung des 
Biosphä renansatzes –  nicht über die Kategorie der Optimierungsgebote –  so wie sie durch 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft herausgearbeitet wurde –  zu erreichen ist. 
Abgesehen von der dargestellten inhaltlichen und normtheoretischen Kritik resultiert dieser 
Befund aus der den Optimierungsgeboten zugeordneten Funktion, die auf situative Vorrä nge 
setzt und damit keine regelhafte Form relativer Prioritä t darstellt. Eine solche ist aber für die 
Verankerung des Biosphä rengedankens im Planungsrecht von Nö ten.  
Diese Aufgabe kö nnen jedoch die hier entwickelten Vorrangregeln erfüllen. Diese abstrakt 
anwendbaren, aber bedingten Regeln sprechen für Natur und Landschaft mit einem 
bestimmten Schutzwürdigkeitsgrad innerhalb planerischer Abwä gungsentscheidungen einen 
Vorrang aus. Dieser kann nur dann wieder aufgehoben werden, wenn zwingende oder 
wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses vorliegen. Der Vorteil dieser Vorrangregeln für 
den Planungsträ ger liegt in der Einfachheit der Anwendung mittels Subsumtion. Hierdurch 
wird die planerische Entscheidung im Hinblick auf bestimmte Konfliktsituationen 
strukturierter und gerichtlich besser überprüfbar. 
Von den funktional ä hnlichen Regelung in § §  19 III, 34 II, III BNatSchG n. F. grenzen sich 
die hier entwickelten Vorrangregeln durch ihren breiteren Anwendungsbereich ab. Sie finden 
immer innerhalb planerischer Abwä gungsentscheidungen Anwendung, wenn Natur- und 
Landschaftsbelange, die eine schutzwürdige Natur und Landschaft betreffen, durch die 
Planung betroffen sind. Hierdurch wird es mö glich, den Biosphä rengedanken unmittelbar in 
die planerische Entscheidung zu integrieren. 
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IV. Kompensation planerischer Inanspruchnahme von Natur und Landschaft 
 
In vielen Fä llen wird weder durch eine gründliche Alternativenprüfung noch die Anwendung 
der Vorrangregeln die Inanspruchnahme von Natur und Landschaft zu Gunsten anderer 
Interessen vermieden werden kö nnen. Dies ist im übrigen tatsä chlich nicht erstrebenswert 
und rechtlich nicht umsetzbar.653 Kö nnen somit Verbrauch von Natur und Landschaft 
grundsä tzlich nicht immer vermieden werden, stellt sich die Frage nach der adä quaten 
Bewertung und Behandlung ihre Inanspruchnahme. In einem solchen Fall gerä t das 
planerische Problembewä ltigungsinstrument654 der Kompensation ins Blickfeld. 
Die wohl bekannteste Kompensationsregelung –  im Zusammenhang mit Natur und 
Landschaft –  befindet sich in §  19 BNatSchG, sowie §  34 V BNatSchG n. F. und in den 
entsprechenden Vorschriften der Landesnaturschutzgesetze.655 
Da Gegenstand der vorliegenden Arbeit aber das planerische Abwä gungsgebot mit seinem 
Potential zur Besserstellung von Belangen von Natur und Landschaft ist, soll im Folgenden 
versucht werden, eine Pflicht zur Kompensation aus dem Abwä gungsgebot selbst herzuleiten. 
Hierfür müssen Anknüpfungspunkte in der Abwä gungsdogmatik gefunden und im Sinne 
einer angemessenen Kompensationsregel weiterentwickelt werden.  
                                                           
653 H. Sendler, UPR 1983, 73, 75 attestiert, dass man mit manchen Konflikten eben leben muss; siehe hierzu A. 
Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung, S. 139. 
654 A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung, S. 110. 
655 Ausführliche Darstellung der unterschiedlichen Ausprä gungen des Kompensationsgedankens im 
Verwaltungsrecht siehe A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven 
Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 103 ff. 
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1. Herleitung einer Kompensationsverpflichtung für die planerische Inanspruchnahme 
von Natur und Landschaft aus dem Abwä gungsgebot 
 
a) Vorüberlegungen 
Das Abwä gungsgebot selbst spricht ausdrücklich keine Kompensationsverpflichtung für die 
planerische Inanspruchnahme von Natur und Landschaft aus. Denn nach der 
Abwä gungsfehlerlehre des Bundesverwaltungsgerichts ist das Abwä gungsgebot nur verletzt, 
wenn überhaupt keine Abwä gung stattfindet, in die Abwä gung nicht alle Belange eingestellt 
wurden, die nach Lage der Dinge einzustellen gewesen wä ren und wenn die Bedeutung der 
Belange verkannt, oder ihr Ausgleich untereinander in einer Weise vorgenommen wurde, die 
zur ihrer objektiven Gewichtigkeit außer Verhä ltnis steht.656  
Dennoch sind der planerischen Abwä gung Kompensationsverpflichtungen nicht gä nzlich 
unbekannt. Man denke nur an die kompensatorischen Schutzanordnungen des 
Fachplanungsrechts.657 Sie dienen dem realen Ausgleich von Beeinträ chtigungen, die von 
einem festgestellten Plan auf die Umgebung ausgehen. Sie geben einen Hinweis darauf, dass 
innerhalb des Abwä gungsgebots –  neben dem Einstellen, Bewerten und Gewichten der 
Belange –  auch die Kompensation eine Rolle spielt. Dabei ist allerdings unklar, aus welchem 
Aspekt des Abwä gungsgebots sich kompensatorischen Schutzanordnungen des 
Fachplanungsrechts speisen und ob dieses gegebenenfalls auch naturschutzrechtliche 
Kompensationsregelungen trä gt. 
 
b) Abwä gungsproportionalitä t als Anknüpfungspunkt für eine naturschutzrechtliche 
Kompensationsverpflichtung 
Die Verpflichtung zur verhä ltnismä ßigen Abwä gung findet ihre Ausprä gung in der 
Fehlerkategorie der Abwä gungsdisproportionalitä t. Hiernach ist das Abwä gungsgebot dann 
verletzt, wenn die Bedeutung privater Belange verkannt oder der Ausgleich zwischen 
                                                           
656 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  3 V Rdnr. 58. 
657 § §  41 ff. BImSchG, §  32 II KrW-/AbfG, §  9 II LuftVG, §  31 II WHG, §  9b III, IV Nr. 2 AtG, §  55 BBergG 
und schließlich im Auffangtatbestand des §  74 II 2 VwVfG. 
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ö ffentlichen Belangen in einer Weise vorgenommen wird, die zu ihrer objektiven 
Gewichtigkeit außer Verhä ltnis steht.658 
Gegenstand dieser Fehlerkategorie ist also zum einen die abstrakte Gewichtung der in die 
Abwä gung involvierten Belange und zum anderen der Ausgleich zwischen den gewichteten 
Belangen. Hieraus folgt, dass in einem ersten Schritt zu einer Abwä gungsproportionalitä t das 
Gewicht der einzelnen Belange abstrakt festzulegen ist. In einem zweiten Schritt müssen 
sodann die Gewichtigkeiten der Belange in Relation zueinander bestimmt werden. 
Schließlich müssen die überwiegenden Belange vorgezogen und die unterliegenden Belange 
zurückgestellt werden. 
Verlangt Abwä gungsproportionalitä t –  so wie sie eben beschrieben wurde –  also nach einer 
naturschutzrechtlichen Kompensationsverpflichtung? Oder anders gefragt: liegt ein 
Abwä gungsfehler in Form einer Abwä gungsdisproportionalitä t vor, wenn innerhalb einer 
Abwä gung Belange von Natur und Landschaft zurückgestellt werden, weil sie durch andere 
Belange überwogen werden, ohne gleichzeitig eine Kompensation festzulegen? 
Eine fehlerfreie abstrakte Gewichtung aller betroffenen Belange ist auch ohne 
Berücksichtigung einer Kompensationsverpflichtung mö glich. Ja, es ist nachgerade 
unmö glich, das Gewicht eines Belangs abstrakt richtig zu bestimmen und einzustellen, wenn 
man zeitgleich die Kompensation desselben Belangs in die Gewichtung mit einbezieht. Denn 
eine abstrakte, das heisst von allen Bedingungen losgelö ste, allgemeingültige Gewichtung 
darf auch eine Kompensationsmö glichkeit nicht beinhalten. Ansonsten würden Belange allein 
aufgrund ihrer Kompensierbarkeit hinter anderen Belangen zurückstehen. 
Die relative Gewichtung der Belange untereinander ergibt sich sodann aus deren abstrakter 
Gewichtung. Auch hier sind Kompensationsregeln nicht notwendig mit einzubeziehen. 
 
Von Relevanz ist die Kompensation allerdings auf der dritten Stufe, der Stufe der 
Gesamtabwä gung. 
Zwar wird die Gesamtabwä gung in erster Linie durch die zuvor festgestellte abstrakte 
Wertigkeit und sodann von der festgestellten relativen Wertigkeit der Belange untereinander 
bestimmt. Wiegt Belang A schwerer als Belang B, so lä ge ein Abwä gungsfehler in Form der 
                                                           
658 BVerwGE 34, 301, 309; BVerwGE 45, 309, 315; BVerwGE 47, 144, 146; BVerwGE 56, 110, 122; 




Abwä gungsdisproportionalitä t vor, würde die Gesamtabwä gung dennoch Belang B Belang A 
vorziehen. 
Aber auch eine umgekehrte Gesamtabwä gung kann disproportional sein, obwohl sie 
folgerichtig die abstrakte und relative Wertigkeit der involvierten Belange widerspiegelt, 
dann nä mlich, wenn die eigentlich richtige Lö sung des Rangkonflikts zwischen Belang A 
und Belang B einen schwerwiegenden Sekundä rkonflikt auslö st, der in der Folge ungelö st 
bleibt. Als Beispiel sei genannt: Belang A reprä sentiert das ö ffentliche Interesse an dem Bau 
einer Fernstraße und Belang B das private Interesse eines Grundstückeigentümers an seinem 
Eigentum. Belang A wiegt schwerer als Belang B und muss diesem innerhalb der 
Gesamtabwä gung vorgehen. Nun würde die geplante Fernstraße das Grundstück 
unverhä ltnismä ßigen Immissionen aussetzen. Das an sich rechtmä ßige Vorziehen des 
überwiegenden ö ffentlichen Interesses am Bau der Fernstrasse und das Zurückstellen des 
privaten Interesses –  die richtige Lö sung des Rangkonflikts also –  lö st also eine 
Sekundä rkonflikt aus. Dieser Konflikt kann aber nicht mittels einer erneuten Abwä gung und 
einer erneuten Lö sung des Rangkonflikts überwunden werden. Es muss also eine andere 
Form der Problembewä ltigung, z. B. die der Kompensation gefunden werden. 
Dass dies so ist, ergibt sich zum einen aus dem Wesen der Abwä gung selbst und zum 
anderen aus der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts zum Grundsatz der 
Konfliktbewä ltigung. 
Die Abwä gung hat zur Aufgabe, Prinzipien-, Belang- bzw. Interessenkonflikte mittels der 
Bildung von Vorrangregeln zu lö sen. Ergeben sich nun aber aufgrund der gebildeten 
Vorrangregeln Sekundä rkonflikte, ist die Abwä gung ihrem Auftrag, Interessenkonflikte zu 
lö sen nur unzureichend nachgekommen. Gleichwohl verbietet sich eine erneute Bildung 
diesmal anderer Vorrangregeln. Hierdurch wä re nichts gewonnen. Da im Hinblick auf 
Sekundä rkonflikte die Bildung von Vorrangregeln versagt, muss ein anderer 
Konfliktlö sungsmodus gefunden werden, z. B. jener der Kompensation.659 
Gestützt wird diese Ansicht auch von der stä ndigen Rechtsprechung des 
Bundesverwaltungsgerichts. Diese geht –  unter Heranziehung des Grundsatzes der 
Konfliktbewä ltigung –  davon aus, dass wenn die „...Planfeststellung zur Verwirklichung der 
                                                           
659 Im Recht der Bauleitplanung kä men u. a. auch Festsetzungen nach §  9 BauGB in Betracht, W. Hoppe in: H. 
Westermann (Hrsg.), Raumplanung und Eigentumsordnung: Festschrift für Werner Ernst zum 70. 
Geburtstag, S. 219; F. Weyreuther, DÖ V 1983, 575, 576 f. 
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mit dem Plan verfolgten Ziele Festsetzungen erforderlich...“ macht, „...die sich in ihrer 
Auswirkung auf Nachbargrundstücke als Gefahren oder Nachteile (oder gar materielle 
Enteignungen) darstellen...“, der hierdurch „...hervorgerufene Interessenkonflikt nicht im 
Wege einer die privaten Belange zurückstellenden Abwä gung zu Lasten des betroffenen 
Grundstückseigentümers gelö st werden und damit in Wahrheit zu dessen Lasten unbewä ltigt 
bleiben...“ darf; „...§  17 IV FStrG fordert unter solchen Umstä nden vielmehr zwingend einen 
physisch-realen Ausgleich durch Anordnung von Schutzanlagen zu Lasten des Trä gers der 
Straßenbaulast...“660 
Also auch hier wurde die Begrenztheit des Konfliktlö sungsmodus Vorrangregeln erkannt und 
um den Konfliktminderungs- bzw. -lö sungsmodus Kompensation erweitert.661 
In diesen Kontext gehö ren die bereits mehrfach erwä hnten kompensatorischen 
Schutzanordnungen im Fachplanungsrecht.662 
                                                           
660 BVerwGE 47, 144, 155 f. für das Recht der Bauleitplanung; BVerwGE 48, 56, 68 für das 
Fachplanungsrecht; E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8a Rdnr. 15;  
661 W. Möß le, BayVBl. 1982, 193, 198 m. w. N. Fßn. 84; A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen 
einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 110. 
662 BVerwGE 47, 144, 155 f. = BVerwG, DVBl. 1975, 492, 497; BVerwGE 48, 56, 68 spricht §  17 IV 
Fernstraßengesetz einen solchen Konfliktlö sungsauftrag zu; ebenso BVerwGE 51, 15, 27; BVerwGE 52, 
237, 245; BVerwGE 56, 110, 123 ff. einen eben solchen Konfliktlö sungsauftrag enthä lt hiernach auch §  9 II 
Luftverkehrsgesetz; BVerwGE 57, 297, 300; BVerwGE 59, 253, 259 f. einen solchen 
Konfliktlö sungsauftrag enthalten hiernach auch §  29 II Personenbefö rderungsgesetz, §  19 III 
Bundeswasserstraßengesetz, sowie §  74 II 2 VwVfG; hieraus wird die Geltung des Grundsatzes der 
Konfliktbewä ltigung für alle Planfeststellungsverfahren –  auch solche des Bundesbahngesetzes hergeleitet; 
OVG Nordrhein-Westfalen, DVBl. 1981, 409, 410; OVG Berlin, UPR 1982, 127, 128 ff.; BVerwGE 61, 
307, 311 hiernach ist es allerdings mö glich, bestimmte Problembewä ltigungen ausdrücklich einem 
ergä nzenden Planfeststellungsverfahren vorzubehalten; BayVGH, BayVBl. 1983, 371, 371; OVG Berlin, 
DVBl. 1984, 147 147; BVerwGE 69, 30, 34 ff. zur Notwendigkeit von immissionsschutzsrechtlichen 
Festsetzungen im Bebauungsplan; BVerwG, NVwZ 1985, 340, 344; BVerwG, NVwZ 1986, 640, 641 zu den 
nä heren Anforderungen für das Offenlassen von Interessenkonflikten in der Planungsentscheidung und 
Ü bertragung der Rechtsprechung zum Grundsatz der Konfliktlö sung auch auf wasserrechtliche 
Planfeststellungen (§  31 Wasserhaushaltsgesetz); BVerwG, DVBl. 1987, 1273, 1275; BVerwGE 87, 332, 
343 hiernach enthä lt auch §  9 II LuftVG einen Konfliktlö sungsauftrag; BVerwG, NVwZ-RR 1995, 130, 130 
f.; BVerwG, NVwZ 1999, 1222, 1224 hiernach enthä lt ebenso §  41 I BImSchG einen 
Konfliktlö sungsauftrag und stellt eine durch Abwä gung nicht überwindbare Grenze dar; 
 zu den Voraussetzung für die Verlagerung von Interessenkonfliktlö sungen; VGH Mannheim, NuR 1996, 
297, 301; OVG Berlin, DVBl. 1984, 147 mit Anmerkung von Gierke S. 149 ff; kritisch zum Ganzen H. 
Sendler, WiVerw 1985, 211, 212 ff.; Ü berblick über die Rechtsprechung zum 
Konfliktbewä ltigungsgrundsatz bei M. Pfeifer: Der Grundsatz der Konfliktbewä ltigung in der 




Sie setzten der planerischen Gestaltungsfreiheit strikt zu beachtende Grenzen.663 Sie dienen 
dem Wohl der Allgemeinheit664 oder der Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte 
anderer,665 wodurch weder der Naturschutz noch die Landschaftspflege erfasst werden.666 
Normativ verankert sind diese Sekundä rkonfliktlö sungsinstrumente im Grundsatz der 
Konfliktbewä ltigung. Sie sind die positivierte Form dieses Grundsatzes.667 
Auf die Anwendbarkeit, den Inhalt wie auch die normative Herleitung dieses Grundsatzes 
soll im Folgenden nä her eingegangen werden. 
 
Der Grundsatz der Konfliktbewä ltigung beinhaltet drei Aspekte, von denen jedoch nur zwei 
im vorliegenden Zusammenhang von Interesse sind.668 Er fordert, dass mit der Planung 
verbundene Konflikte soweit wie mö glich auch durch die Planung gelö st werden und nicht 
auf eine andere Ebene verlagert werden sollen.669 Das bedeutet, dass alle planerischen 
Gesichtspunkte, die zur Lö sung der Planung zurechenbarer Konflikte von Bedeutung sind, in 
der Abwä gung berücksichtig werden müssen. Damit erfä hrt dieses Gebot zweierlei 
Ausprä gung: zum einen ist der Planungsträ ger verpflichtet, das Konfliktlö sungspotential des 
Planungsrechts auszuschö pfen und zum anderen ist es ihm untersagt die auftretenden 
Konflikte auf andere Ebenen zu verschieben.670  
Dabei soll das Gebot der Konfliktbewä ltigung im Fachplanungsrecht –  aufgrund der 
Ausgestaltung des Planfeststellungsverfahrens als ein konzentriertes und abschließendes 
                                                           
663 BVerwGE 48, 56, 68; BVerwGE 51, 15, 27; BVerwGE 56, 110, 124; BVerwGE 57, 297, 30; BVerwGE 59, 
253, 260; BVerwGE 64, 270, 272; BVerwGE 72, 15, 20 f.; BVerwGE 87, 332, 342. R. Steinberg / T. Berg 
und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnr. 2 ff. 
664 Was unter dem „Wohl der Allgemeinheit“ zu verstehen ist siehe in BVerwGE 41, 178, 188; BVerwGE 51, 
6, 12 f. 
665 So §  74 II 2 VwVfG; Was hierunter zu verstehen ist siehe R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: 
Fachplanung §  4 II Rdnr. 9 ff. 
666 Vereinzelt wurde jedoch der Versuch unternommen, auch die naturschutzrechtlichen 
Kompensationsregelungen in § §  8, 19 c BNatSchG a. F. in den gleichen normativen Kontext zu stellen; so S. 
Paetow, NuR 1986, 144, 147 f.; so im Ergebnis wohl auch C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 223 ff. (227 f.); R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnr. 10. 
667 BVerwGE 69, 30, 34; BVerwG, NVwZ 1986, 640, 641; BVerwGE 87, 332, 332. 
668 B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A 654. 
669 OVG Berlin, DVBl. 1984, 147, 148; U. Battis: Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 3 VII 3 c 
S. 103 spricht vom Verbot des Konflikttransfers; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts A 
695. 
670 Sogenanntes Verbot des Konflikttransfers; so auch W. Hoppe in: H. Westermann (Hrsg.), Raumplanung und 
Eigentumsordnung: Festschrift für Werner Ernst zum 70. Geburtstag  S. 218 f.; W. Hoppe und W. Ernst: Das 
ö ffentliche Bau- und Bodenrecht, Raumplanungsrecht Rdnr. 304; zu den planerischen Mö glichkeiten siehe 
K.-P. Dolde, NJW 1981, 1929, 1930 f.; M. Ibler, JuS 1990, 7, 15. 
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Verfahren –  in besonderem Maße gelten.671 Allerdings wird hierdurch die 
Problemverlagerung auf nachfolgendes Verwaltungshandeln nicht zwingend 
ausgeschlossen.672 Dieses soll aber nur dann zulä ssig sein, wenn die Konfliktbewä ltigung 
durch spä teres Verwaltungshandeln gesichert oder wenigstens wahrscheinlich ist. 
Diese Einschä tzung obliegt dem Planungsträ ger. Dabei gilt der Grundsatz, dass je stä rker sich 
die zur Konfliktbewä ltigung geeignete externe Planung verfestigt hat, desto eher der 
Planungsträ ger die Problembewä ltigung auslagern darf. Neben dieser prognostischen 
Voraussetzung soll noch das Gewicht der unberücksichtigt gebliebenen Belange wie auch die 
Vertretbarkeit des Konfliktlö sungsaufwands für die Zulä ssigkeit einer Konfliktverlagerung 
maßgeblich sein.673 
Demgegenüber ist man mit der Anwendung des so verstandenen Grundsatzes der 
Konfliktbewä ltigung in der Bauleitplanung vorsichtiger.674 Denn es soll nicht Aufgabe der 
Bauleitplanung sein, Entscheidungen zu treffen, die nach den Bestimmungen des 
Immissionsschutzgesetzes oder des Atomgesetzes dem jeweiligen Genehmigungs-, 
Vorbescheids- oder Anordnungsverfahren vorbehalten sind.675 Die Grenze, bis zu der 
Konflikte hinzunehmen sind, soll das Gebot der Rücksichtnahme bilden,676 so dass auch 
schon eine Konfliktmilderung dem Grundsatz der Konfliktvermeidung gerecht wird.677 
Allerdings soll auch in der Bauleitplanung die Grenze zulä ssiger Konfliktverlagerung 
überschritten sein, wenn bereits im Planungsstadium ersichtlich ist, dass der offen gelassene 
                                                           
671 BVerwGE 64, 270, 272; Buchholz 407.4 Nr. 36 §  17 FStrG S. 132 f.; BVerwG, NVwZ 1985, 340, 344; W. 
Hoppe und M. Beckmann, NuR 1988, 6, 7; T. Roeser in: J. Berkemann (Hrsg.), Planung und Plankontrolle: 
Entwicklungen im Bau- und Fachplanungsrecht Otto Schlichter zum 65. Geburtstag, S. 480 f. spricht davon, 
dass mit der planfeststellungsrechtlichen Konzentrationswirkung der Grundsatz der Problembewä ltigung 
„untrennbar verbunden“ ist. 
672 BVerwGE 61, 307, 311; BVerwG, NVwZ 1986, 640, 641; BVerwG, NVwZ-RR 1995, 130, 131; BVerwG, 
NVwZ-RR 1995, 322, 322 f.; VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 301; M. Ibler, JuS 1990, 7, 15, T. Roeser in: 
J. Berkemann (Hrsg.), Planung und Plankontrolle: Entwicklungen im Bau- und Fachplanungsrecht Otto 
Schlichter zum 65. Geburtstag, S. 482, 489; E. Gassner, NuR 1999, 79, 83. 
673 BVerwG, NVwZ 1986, 640, 641. 
674 Und weniger anspruchsvoll. So jedenfalls K.-P. Dolde, DVBl. 1983, 732, 738 f.; W. Hoppe und M. 
Beckmann, NuR 1988, 6, 7. 
675 BVerwG, DVBl. 1984, 143, 144; BVerwG, NVwZ 1985, 340, 344; G. Gaentzsch, UPR 1985, 201, 207; W. 
Bielenberg / L. Mainczyk / E. Otte, et al., DVBl. 1985, 1097, S. 1100; R. Menke, UPR 1985, 111 S. 114; R. 
Menke, NuR 1985, 137, 137 ff.; M. Ibler, JuS 1990, 7, 15; für eine zurückhaltendere Anwendung des 
Konfliktbewä ltigungsgrundsatzes in der Bauleitplanung R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 619. 
 A. A. wohl OVG Nordrhein-Westfalen, BRS 36, Nr. 3, 12, OVG Nordrhein-Westfalen, BRS 36, Nr. 4, 14; 
BayVGH, BayVBl. 1983, 51, 51 f.; OVG Berlin, DVBl. 1984, 147, 148; E.-H. Ritter, NVwZ 1984, 609, 
611, W.-D. Drosdzol, NVwZ 1985, 785, 786. 
676 R. Menke, UPR 1985, 111, 116; W. Hoppe und W. Ernst: Das ö ffentliche Bau- und Bodenrecht, 
Raumplanungsrecht Rdnr. 307; W. Hoppe und M. Beckmann, NuR 1988, 6, 8. 
677 R. Menke, UPR 1985, 111, 116; W. Hoppe und M. Beckmann, NuR 1988, 6, 8. 
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Planungskonflikt nicht sachgerecht im nachfolgenden Verwaltungsverfahren gelö st werden 
kann.678 Dabei gilt als Faustregel, dass je mehr sich die externe, zur Konfliktbewä ltigung 
geeignete Planung verfestigt hat, um so eher sich die Gemeinde eigener Festsetzungen 
enthalten darf.679 
 
Ü ber den normativen Ursprung des Konfliktbewä ltigungsgrundsatzes besteht insofern 
Einigkeit, als dass er im Abwä gungsgebot selbst verortet wird.680 Er soll eine positive 
Kehrseite des Abwä gungsgebots sein.681 
Besteht bis hier hin noch Einigkeit, ergibt sich hinsichtlich der Ausprä gung und Abgrenzung 
dieses Grundsatzes vom Abwä gungsgebot ein heterogenes Bild. Wä hrend zum Teil dem 
Grundsatz der Konfliktbewä ltigung neben dem Abwä gungsgebot keine eigenstä ndige 
Bedeutung beigemessen wird,682 wird dieser Grundsatz andernteils als selbststä ndiges 
„Etwas“ neben dem Abwä gungsgebot betrachtet.683 Der Streit darüber, ob dem Gebot der 
Konfliktbewä ltigung neben jenem der Abwä gung eine besondere Aufgabe und Stellung 
zukommt, soll hier nicht wiederholt, geschweige denn entschieden werden. Denn selbst wenn 
man aus dem Gebot der Konfliktbewä ltigung nicht mehr ableiten kann als aus dem 
Abwä gungsgebot ohnehin684, verliert dieser Aspekt des Abwä gungsgebots nicht 
zwangslä ufig an Attraktivitä t für die Fruchtbarmachung als normative Quelle für die hier in 
Rede stehende naturschutzrechtliche Kompensationsregelung. Denn maßgeblich hierfür ist 
nicht der Aspekt der Eigenstä ndigkeit des Grundsatzes der Konfliktbewä ltigung neben dem 
Abwä gungsgebot, sondern der im Grundsatz der Konfliktbewä ltigung enthaltene Aspekt der 
Problembewä ltigung, der Verpflichtung zur Lö sung all jener Konflikte, die durch die 
Planung selbst ausgelö st werden. 
                                                           
678 BVerwG, NVwZ-RR 1995, 130, 131. 
679 BVerwG, NVwZ-RR 1995, 130, 131. 
680 Für die Rechtsprechung siehe vorangegangene Fußnoten; W. Möß le, BayVBl. 1982, 193, 198; W. Hoppe 
und W. Ernst: Das ö ffentliche Bau- und Bodenrecht, Raumplanungsrecht Rdnr. 301; G. Korbmacher, DöV 
1982, 517 S. 526; W.-D. Drosdzol, NVwZ 1985, 785, 786; G. Gaentzsch, DVBl. 1985, 29, 31; R. Menke, 
UPR 1985, 111, 111; Ü bersicht hierzu bei M. Pfeifer, DVBl. 1989, 337, 340 m. w. N. in Fßn. 60 ff. 
681 W. Hoppe und M. Beckmann, NuR 1988, 6, 10; M. Pfeifer, DVBl. 1989, 337, 340, 344. 
682 H. Sendler, UPR 1983, 73, 75; H. Sendler, WiVerw 1985, 211, 221 ff. m. w. N. 
683 G. Gaentzsch, DVBl. 1985, 29, 31 der Verstö sse gegen den Grundsatz der Konfliktbewä ltigung und gegen 
das Abwä gungsgebot behandelt; W. Hoppe und M. Beckmann, NuR 1988, 6, 10; M. Pfeifer: Der Grundsatz 
der Konfliktbewä ltigung in der Bauleitplanung, S. 46. 





Ist somit die normative Basis für eine Kompensationsregelung innerhalb planerischer 
Abwä gungsentscheidungen gelegt, ist nunmehr hieraus eine naturschutzrechtliche 
Kompensationsregelung zu entwickeln, die geeignet ist, abwä gungsbedingte 
Sekundä rkonflikte in Bezug auf Natur und Landschaft zu lö sen oder zu mindern. 
Im Folgenden sollen die dogmatischen Kernelemente einer Kompensationsregelung kurz 
hergeleitet und dargestellt werden. Sodann wird eine neue Kompensationsregel für die 
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft durch planerische Abwä gungsentscheidungen 
formuliert werden. Dabei ist an die bereits dargestellten abstrakt anwendbaren, aber 
bedingten Vorrangregeln anzuknüpfen. 
 
a) Die dogmatischen Kernelemente einer Kompensationsregelung 
Um zu den dogmatischen Essentialia einer Kompensationsregelung zu gelangen, kann man 
sich etwa an den im Planungsrecht bekannten kompensatorischen Schutzanordnungen 
orientieren. Denn sie haben die gesuchte Funktion der hier zu entwickelnden 
Kompensationsregelung, nä mlich die Lö sung oder Minderung von abwä gungsbedingten 
Sekundä rkonflikten durch Kompensation. 
Schaut man sich die einschlä gigen Vorschriften einmal genauer an, so stellt man fest, dass 
allen der Ausgangspunkt einer Kompensationslage gemein ist. Sie alle setzen voraus, dass ein 
defizitä rer Rechtszustand besteht. Dies ergibt etwa die Formulierung des §  74 II 2 VwVfG, 
der davon spricht, dass die Planfeststellungsbehö rde dem Vorhabenträ ger Vorkehrungen oder 
die Errichtung und Unterhaltung von Anlagen auferlegen muss, die zum Wohl der 
Allgemeinheit oder zur Vermeidung nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer erforderlich 
sind. Dabei lä sst sich aus dem Wort „erforderlich“ schließen, dass andernfalls –  also ohne 
solche Vorkehrungen oder Anlagen –  das Wohl der Allgemeinheit angeschlagen und /oder 
die Rechte Dritter nachteiligen Wirkungen ausgesetzt sind. Darüber hinaus lä sst sich 
erkennen, dass immer auch eine reale Kompensationsleistung erfolgen muss. Die kann 
entweder physisch-real oder monetä r erfolgen. Damit hat man neben dem dogmatischen 
Kernelement des defizitä ren Rechtszustands noch die Kompensation als Instrument zur 
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Behebung dieses Zustands. Schließlich muss zwischen dieser Leistung und der 
Kompensationslage ein Funktionszusammenhang bestehen.685 
 
b) Formulierungsversuch 
Sind nun die tatbestandlichen Grundelemente bekannt, kann man einen 
Formulierungsversuch unternehmen. Dabei soll die Kompensationsregelung an die bereits 
formulierten Vorrangregeln als Satz 4 angehä ngt werden. 
 
§  1 
1Belange von Natur und Landschaft, die Gebiete betreffen, die sich in einem vom Menschen 
ganz oder nahezu unberührten Zustand befinden, gehen anderen Belangen innerhalb 
planerischer Abwä gungsvorgä nge vor, wenn eine Kollision der in Rede stehenden Belange 
nicht durch Alternativen vermieden werden kann und soweit diesem Vorrang nicht 
zwingende Gründe des ö ffentlichen Interesses entgegenstehen. 
2Als zwingende Gründe im Sinne dieser Vorschrift gelten: 
Nr. 1 Gesundheit der Menschen 
Nr. 2 Ö ffentliche Sicherheit und Ordnung 
Nr. 3 Umweltschutz 
3Diese Vorschrift findet keine Anwendung in Fä llen, in denen sich Belange von Natur und 
Landschaft des gleichen Schutzwürdigkeitsgrades widersprechend gegenüberstehen.  
4Gehen die Belange von Natur und Landschaft nicht vor, so sind sie zu kompensieren. 
 
 
                                                           
685 Siehe hierzu im einzelnen A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven 
Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 49 f. 
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§  2 
1Belange von Natur und Landschaft, die Gebiete betreffen, die wenig bis mä ßig vom 
Menschen beeinflusst sind, gehen anderen Belangen innerhalb von planungsrechtlichen 
Abwä gungsvorgä ngen vor, wenn eine Kollision der in Rede stehenden Belange nicht durch 
Alternativen vermieden werden kann und soweit diesem Vorrang nicht wichtige Gründe des 
ö ffentlichen Interesses entgegenstehen. 
2Als wichtige Gründe im Sinne dieser Vorschrift gelten: 
Nr. 1 soziale Interessen 
Nr. 2 wirtschaftliche Interessen 
3Diese Vorschrift findet keine Anwendung in Fä llen, in denen sich Belange von Natur und 
Landschaft des gleichen Schutzwürdigkeitsgrades widersprechend gegenüberstehen.  
4Gehen die Belange von Natur und Landschaft nicht vor, so sind sie zu kompensieren. 
 
Im Folgenden sollen kurz die einzelnen Tatbestandsmerkmale der Kompensationsregeln 
ausgeleuchtet werden 
 
aa) Kein Vorrang 
Für den Fall, dass zwingende oder wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses dem Vorrang 
von Natur- und Landschaftsbelangen entgegenstehen, müssen diese zurücktreten. Warum 
aber ist in diesem Zurücktreten, in diesem Nichtvorrang von Natur- und Landschaftsbelangen 
eine Kompensationslage –  ein defizitä rer Rechtszustand –  zu erkennen? 
Wann eine Kompensationslage im Hinblick auf Natur und Landschaft vorliegt, ist im 
wesentlichen eine Frage des politisch Gewollten, die vom Gesetzgeber zu beantworten ist. 
Dennoch ist dieser an Gesetz und Recht gebunden und kann nur innerhalb der so gezogenen 
Grenzen gesetzgeberisch tä tig werden. 
Rechtsgrundlage für die Schaffung einer naturschutzrechtlichen Kompensationsregelung ist –  
wie gesehen –  einmal das Abwä gungsgebot –  also der Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz –  und 
zum anderen das Staatsziel Umweltschutz gemä ß Art. 20 a GG. Dabei leitet sich aus dem 
Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatz die Verpflichtung zur Kompensation unverhä ltnismä ßiger, 
durch planerische Abwä gung hervorgerufener Sekundä rkonflikte her. Bei der Wahl der 
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Bewä ltigung solcher Sekundä rkonflikte, genießt der Gesetzgeber gemä ß Art. 20 a GG freie 
Wahl.686 Wann eine Kompensationslage im Hinblick auf Natur und Landschaft vorliegt, ist 
im wesentlichen also eine definitorische –  vom Gesetzgeber zu entscheidende –  Frage. 
 
Dabei erscheint es rechtssystematisch sinnvoll, an die bereits formulierten Vorrangregeln 
anzuknüpfen. 
Diese haben ja den Vorrang bestimmter Belange von Natur und Landschaft vorformuliert. Da 
es sich dabei allerdings nicht um einen abstrakten Vorrang handelt, kann es innerhalb der 
anstehenden Abwä gungsentscheidung auch zu einer Rangkonfliktlö sung kommen, die den 
zwingenden oder wichtigen ö ffentlichen Interessen den Vorrang gibt. Hierdurch wird aber 
ein Sekundä rkonflikt ausgelö st. Denn Belange von Natur und Landschaft werden in 
Anspruch genommen, obwohl –  wie sich aus den Vorrangregeln ergibt –  diese Belange einen 
sehr hohen Schutzwürdigkeitsgrad und innerhalb von Abwä gungsvorgä ngen eine sehr hohe 
Gewichtigkeit innehaben. 
Nun erscheint fraglich, ob sich allein aufgrund der hohen Schutzwürdigkeit und Wichtigkeit 
ein defizitä rer Rechtszustand herleiten lä sst. 
Diesbezüglich kö nnte man sich auf den Standpunkt stellen, dass, wenn bestimmte Belange 
einen relativen Vorrang vor anderen Belangen innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge 
innehaben sollen, sie –  sollte sich dieser Vorrang aufgrund entgegenstehender zwingender 
oder wichtiger Gründe des ö ffentlichen Interesses nicht verwirklichen lassen –  „wenigstens“ 
bei einem Unterliegen kompensiert werden müssen. Kann man die Vorrangfestlegung als 
eine Verhinderung der planerischen Inanspruchnahme betrachten, so wä re die Kompensation 
eine Folgen-minderung planerischer Inanspruchnahme. 
                                                           
686 B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 20 a Rdnr. 4. 
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Kann also schon kein Vorrang der in den Vorrangregeln genannten Natur- und 
Landschaftsbelange erreicht werden, dann muss ihre Inanspruchnahme wenigstens 
kompensiert werden. Die Vorrangfestlegung bedingt also eine Kompensationslage, wenn es 
nicht zur Vorrangverwirklichung kommt. Diese Auslegung ergibt sich aus dem Sinn und 
Zweck der Vorrangregeln, die Durchsetzbarkeit und damit den Schutz von Natur und 
Landschaft innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge verbessern helfen sollen. 
Im übrigen aber führte die Verneinung der Kompensationspflicht in diesen Fä llen zu einem 
Abwä gungsfehler im Sinne einer Abwä gungsdisproportionalitä t, da ein Verstoß gegen den 
Konfliktbewä ltigungsgrundsatz vorlä ge. Denn durch die Annahme eines Vorrangs der 
zwingenden oder gewichtigen ö ffentlichen Interessen vor den Natur- und 
Landschaftsbelangen wird zwar der bestehende Rangkonflikt bewä ltigt; dies aber um den 
Preis eines Sekundä rkonflikts –  der planerischen Inanspruchnahme schützenswerter und 
gewichtiger Natur und Landschaft. In Wahrheit bleibt also der Konflikt zu Lasten von Natur 
und Landschaft ungelö st. Dass dies mit dem Konfliktbewä ltigungsgrundsatz unvereinbar und 
rechtspolitisch nicht wünschenswert ist, liegt auf der Hand. 
 
bb) Belange von Natur und Landschaft 
Aus dem oben unternommenen Formulierungsversuch wird deutlich, dass auch inhaltlich an 
die bereits entwickelten Vorrangregeln angeknüpft werden soll. Dies führt dazu, dass das 
Tatbestandsmerkmal „Belange von Natur und Landschaft“ mit dem gleichen Inhalt zu füllen 
ist. Die inhaltliche Verknüpfung mit den Vorrangregeln gewä hrleistet, dass nicht jede –  also 
nicht bis kaum schützenswerte –  Natur oder Landschaft im Falle ihres abwä gungsbedingten 
Unterliegens –  also ihrer Inanspruchnahme –  eine Kompensationspflicht auslö st. Vielmehr 
soll nur in solchen Fä llen eine Kompensationslage angenommen werden, wenn tatsä chlich 
Natur und Landschaft mit einem bestimmten Schutzwürdigkeitsgrad, der sich aus dem bereits 
vorgestellten Hemerobiekonzept herleitet, planerisch in Anspruch genommen wird. 
 
cc) Kompensation 
Als Kompensationsleistung kommen sowohl physisch-reale als auch monetä re Leistungen in 
Betracht. Dies ergibt sich schon durch eine Blick auf die bereits erwä hnten 
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kompensatorischen Schutzanordnungen des Fachplanungsrechts. Was darüber hinaus 
naturschutzfachlich an Kompensationsmaßnahmen sinnvoll ist, kann in Anlehnung an die § §  
19, 34 BNatSchG n. F. ermittelt werden. Es ist also mö glich, an Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen in der Kategorie der physisch-realen Kompensationsmaßnahmen und an 
Ersatzleistungen in der Kategorie der monetä ren Kompensation zu denken. 
Allerdings erscheint es nicht ratsam, die in §  19 BNatSchG n. F. getroffene Unterscheidung 
zwischen Ausgleich und Ersatz aufrecht zu erhalten. Denn der Ausgleichsbegriff ist wohl zu 
eng gefasst, als dass er jemals wirklich praktikabel sein wird.687 Denn es ist wahrscheinlich, 
dass ein flä chenbezogener Ausgleich bzw. Ersatz in den meisten Fä llen –  gerade weil hier 
unterhalb der Eingriffsschwelle und innerhalb von Gebieten, die nicht Natura 2000 Gebiete 
sind, operiert wird –  nicht mö glich oder angemessen ist.688 Daher wird es wohl sinnvoller 
sein, –  entsprechend den lä ndereigenen Regelungen zu Ersatzmaßnahmen –  den rä umlichen 
und sachlichen Zusammenhang für die Kompensation zu lockern. Dieser Vorschlag verlä uft 
im übrigen auch auf einer Linie mit § 200a BauGB, der nicht mehr zwischen Ausgleich und 
Ersatz unterscheidet. 
Entsprechend den Umsetzungserfordernissen für Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nach der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wä ren physisch-reale Kompensationsmaßnahmen 
aufgrund der hier entwickelten Kompensationsregelung für das Fachplanungsrecht 
entsprechend §  20 IV BNatSchG n. F. im jeweiligen Fachplan oder in einem 
landschaftspflegerischen Begleitplan in Text und Karte darzustellen. Im Recht der 
Bauleitplanung wä ren, in Anlehnung an §  1a III BauGB entsprechende Darstellungen und / 
oder Festsetzungen im Bebauungsplan notwendig. 
Des Weiteren ist an die Mö glichkeit von Ausgleichsabgaben zu denken, die in einen 
Naturschutzfonds einfließen, der etwa für die Finanzierung von Maßnahmen des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege dient. Allerdings begegnet dieser Vorschlag schon 
innerhalb der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung Umsetzungsschwierigkeiten. 
Wä hrend im Fachplanungsrecht Ersatzleistungen in Form einer Abgabe ohne weiteres an den 
Vorhabenträ ger –  auch wenn der Vorhabenträ ger der Bund ist –  weitergegeben werden 
kö nnen,689 stellt sich die Situation im Recht der Bauleitplanung komplizierter dar. Unter 
                                                           
687 R. Wolf, NuR 2001, 481, 484. 
688 Siehe zu den praktischen Problemen flä chenbezogener Kompensation R. Wolf, NuR 2001, 481, 489. 
689 BVerwGE 81, 220, 222 ff.; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts Rdnr. 1874; M. Kloepfer: 
Umweltrecht §  11 Rdnr. 51; R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnrn. 95 ff. m. w. N. 
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Kompensation versteht das Baurecht nä mlich gemä ß §  200a BauGB nur solche Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen, die gemä ß §  1a III BauGB im Bebauungsplan dargestellt oder 
festgesetzt werden kö nnen, also physisch-reale Maßnahmen. Da insofern der 
planungsrechtliche Ausgleichsbegriff bundesrechtlich abschließend definiert wird, fallen 
monetä re Kompensationsleistungen aus diesem Ausgleichsbegriff heraus.690 
Dementsprechend kann die Gemeinde im Rahmen der § §  135a ff. BauGB nur die durch 
Maßnahmen im Rahmen des §  1a III BauGB entstandenen Kosten auf den Vorhabenträ ger –  
den Bauherrn –  abwä lzen. Dies führt im Ergebnis zu der misslichen Lage, dass im Recht der 
Bauleitplanung Ausgleichsabgaben gemä ß §  8 IX BNatSchG keine Rolle spielen.691 Es sind 
demnach Fä lle denkbar, in denen trotz eines Eingriffs in Natur und Landschaft, aber wegen 
fehlender Ausgleichs- oder Ersatzflä chen keine Kompensation der in Anspruch genommenen 
Natur und Landschaft erfolgt. 
Dass dies rechtspolitisch nicht wünschenswert ist, liegt auf der Hand. Zum einen, weil §  19 
IV BNatSchG n. F. den Lä ndern die Freiheit für die Schaffung naturschutzrechtlicher 
Ausgleichsabgaben überlä sst, die diese dann –  außer für das Fachplanungsrecht –  nicht 
nutzen kö nnen. Und zum anderen, weil gerade im Bereich des Stä dtebaurechts die 
Mö glichkeiten des physisch-realen Ausgleichs relativ gering sind, weshalb die Mö glichkeit 
monetä r zu kompensieren stä rker genutzt werden sollte.692 
Nun gilt jedoch §  200a BauGB nur in Bezug auf die nach Maßgabe des Baurechts 
angewandte naturschutzrechtliche Eingriffsregelung.693 Auf die hier entwickelte 
Vorrangregel würde sie keine Anwendung finden bzw. diesbezüglich keine abschließende 
Definition dessen darstellen, was unter Kompensation fä llt und was nicht. Ob darüber hinaus 
eine monetä re Kompensationsverpflichtung verfassungsrechtlich zulä ssig ist, soll weiter 
unten geklä rt werden. 
 
 
                                                           
690 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  200a Rdnr. 3, U. Battis / M. Krautzberger und 
R.-P. Löhr: Baugesetzbuch –  Krautzberger §  200a Rdnr. 4. 
691 Jedenfalls ab dem 01.01.1998 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  246 Rdnr. 20; 
zuvor sah u. a. etwa das hessische Naturschutzgesetz in §  6c I Nr. 2 auch in Gebieten mit Bebauungspl ä nen 
die Zahlung von Ausgleichsabgaben vor. 
692 Ä hnlich BVerwGE 81, 220, 225. 
693 U. Battis / M. Krautzberger und R.-P. Löhr: Baugesetzbuch –  Krautzberger §  200a Rdnr. 1. 
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3. Verhä ltnis zu den § §  19, 34 BNatSchG n. F. 
 
Der Gedanke des Ausgleichs und der Kompensation im Planungsrecht für die rä umliche 
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft erhä lt bereits in den § §  19, 34BNatSchG n. F. -
Ausdruck.694 
Wä hrend das Fachplanungsrecht Ausgleich und Kompensation zum Schutz und Wohl der 
von einer fachplanerischen Maßnahme betroffenen Allgemeinheit oder zur Vermeidung 
nachteiliger Wirkungen auf Rechte anderer einsetzt, strebt die Kompensation im 
Naturschutzrecht den Schutz von Natur und Landschaft –  die Bewahrung des status quo695 
bzw. in Bezug auf die FFH-Verträ glichkeitsprüfung die Kohä renz des Netzes Natura 2000 
Gebiete an. Die § §  19, 34 BNatSchG n. F. werden jedoch als Ergä nzung der 
kompensatorischen Schutzanordnungen des Fachplanungsrechts verstanden.696 
Im Folgenden werden die naturschutzrechtlichen Kompensationsregeln der § §  19, 34 
BNatSchG n. F. nä her dargestellt. 
Dabei wird ein Augenmerk auf die Auswirkungen der unterschiedlichen Implementierungen 
der Vorschriften im Fachplanungs- oder Bauleitplanungsrecht auf die Kompensation 
gerichtet sein. Im Anschluss daran sind diese Vorschriften in ein Verhä ltnis zu hier 
vorgeschlagenen naturschutzrechtlichen Kompensationsregelung des Abwä gungsgebots zu 
setzten. 
 
a) Die naturschutzrechtlichen Kompensationsregelungen 
aa) Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, §  19 BNatSchG n. F. 
Obwohl auch schon auf der Ebene der Raumordnung Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen 
nach §  7 II 2 ROG für unvermeidbare Beeinträ chtigungen der Leistungsfä higkeit des 
                                                           
694 Für einen umfassenden Ü berblick über die unterschiedlichen Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen 
im Umwelt- und Planungsrecht siehe A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer 
prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 103-316. 
695 U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 238; G. Halama, NuR 1998, 633, 634; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 2. 
 Zur Maßgeblichkeit von Vorbelastungen und Summationseffekten für die Bejahung der Eingriffsqualitä t C. 
Kochenburger und K. Estler, UPR 2001, 50, 50 ff. 
696 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnr. 10. 
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Naturhaushaltes oder des Landschaftsbildes festgelegt werden kö nnen,697 sind 
Hauptanwendungsbereiche für die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre 
Kompensationsmaßnahmen die Fachplanung und die Bauleitplanung. 
Je nachdem, ob Natur und Landschaft durch einen fachplanerische oder bauleitplanerische 
Abwä gungsentscheidung betroffen sind, finden §  19 I, II BNatSchG n. F. und die 
landesrechtlichen Naturschutzgesetze in unterschiedlicher Weise Anwendung.698 
Im Fachplanungsrecht war das Vermeidungs- und das Ausgleichsgebot des §  8 BNatSchG a. 
F. striktes Recht,699 so dass die planfeststellende Behö rde diese unbedingt zu beachten hatte. 
Hieran ä ndert sich auch unter der Geltung des neuen Bundesnaturschutzgesetzes nichts. 
Dadurch, dass nunmehr auch die Kompensationsmaßnahmen - mit Ausnahme der 
Ersatzzahlungen - ausdrücklich in §  19 II Satz 1 BNatSchG n. F. aufgenommen und der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung "vorgeschaltet" wurden, kommt nunmehr auch der 
Kompensationspflicht strikte Geltung zu. Dies ergibt sich unzweifelhaft aus dem Wortlaut 
der Vorschrift und wird auch vom Sinn und Zweck der Regelung getragen. 
Im Hinblick auf das vom Bundesverwaltungsgericht für die Fachplanung als 
Optimierungsgebot ausgeurteilten Minimierungsgebots (§  8 II, III BnatSchG a. F.)700, findet 
insofern eine Verknüpfung mit der fachplanerischen Abwä gungsentscheidung statt, als 
diesem Aspekt ein besonderes, jedoch durch Abwä gung überwindbares Gewicht zukommt.701 
                                                           
697 Siehe hierzu H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnrn. 139 ff. 
698 In diesem Zusammenhang erscheint es gerechtfertig, aufgrund der prinzipiellen Ü bereinstimmung von §  8 
BNatSchG a. F. mit §  19 BNatSchG n. F. auf die zu §  8 BNatSchG a. F. ergangene Rechtsprechung und 
Literatur zu verweisen. 
699 BVerwGE 85, 348, 348; BVerwG, NVwZ 1993, 565, 569; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; BVerwG, 
NuR 1997, 497, 497; VGH Mannheim, NVwZ-RR 1994, 374, 377; VGH Mannheim, NVwZ 1996, 304, 
307; VGH Mannheim, NuR 1997, 356, 357; OVG Lüneburg, NuR 1998, 275, 276 f.; S. Paetow, NuR 1986, 
144, 147; S. Mitschang: Die Belange von Natur und Landschaft in der kommunalen Bauleitplanung: 
Rechtsgrundlagen –  Planungserfordernisse –  Darstellungs- und Festsetzungsmö glichkeiten, S. 87; J. 
Berkemann, NuR 1993, 97, 101 f.; S. Mitschang in: J. Kormann (Hrsg.), Aktuelle Fragen der 
Planfeststellung, S. 117 ff.; G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1169; U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 
235, 239; U. Ramsauer, NuR 1997, 419 421; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts D 1869 
ff.; G. Halama, NuR 1998, 633, 633; R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 615; J. Schmidt, NVwZ 
1999, 363, 365; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 120; C. 
Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 226. 
700 BVerwG, NVwZ 1991, 69, 70; BVerwGE 85, 348, 362; S. Mitschang in: J. Kormann (Hrsg.), Aktuelle 
Fragen der Planfeststellung, S. 117. 
701 A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung S. 146; Zur grundsä tzlichen Kritik zu der Kategorie der Optimierungsgebote 
siehe weiter oben unter C III Nrn. 1 und 2. 
  
213
Neben der fachplanerischen Abwä gungsentscheidung findet auch die naturschutzrechtliche 
Abwä gung nach §  19 III BNatSchG n. F. Anwendung.702 Diese ist –  für nicht vermeidbare 
und ausgleichbare Eingriffe –  der fachplanerischen Gesamtabwä gung vorgelagert, so dass 
man die „intra-naturale“ Analyse des §  19 III BNatSchG n. F. von der „integrativ-naturalen“, 
also der fachplanerischen Gesamtabwä gung, unterscheiden kann.703 
Ergeben diese Abwä gungen die Zulä ssigkeit des Projekts, so sind im 
Planfeststellungsbeschluss die erforderlichen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
anzuordnen.704 Hierbei wird in herkömmlicher Weise zwischen den Ausgleichsmaßnahmen 
des §  19  I. Halbsatz 1 BNatSchG n. F., die eine quantitativ gleiche oder qualitativ 
gleichartige Wiederherstellung von Natur und Landschaft nach gä nzlicher oder teilweiser 
Beendigung des Eingriffs am Ort des Eingriffs darstellen, sowie Ersatzmaßnahmen des §  19 
II 2. Halbsatz, IX BNatSchG n. F., die lediglich eine gleichwertige Wiederherstellung 
verlangen, in Verbindung mit den entsprechenden Regelungen der Landesnaturschutzgesetze, 
die sich in physisch-reale und monetä re untergliedern, unterschieden.705 
Dabei stellt sich die Voraussetzung der Beendigung des Eingriffs für die Ausgleichbarkeit 
von Eingriffen problematisch dar. Denn davon kann nur die Rede sein, „...wenn und insoweit 
der Verursacher kein Interesse (oder keine Mö glichkeit) mehr hat, den Eingriff –  d. h. die von 
ihm veranlasste Verä nderung der Gestalt oder der Nutzung der Grundflä che –  fortdauern zu 
lassen.“706 Dies ist aber in der Regel bei planfeststellungsbedürftigen Vorhaben, wie etwa 
Fernstraßenbau, nicht der Fall, da hier z. B. ein Eingriff nur dann beendet wä re, wenn die 
Fernstraße wieder entwidmet und außer Gebrauch genommen wird. Bei 
planfeststellungsbedürftigen Vorhaben sind also nur insoweit Ausgleichsmaßnahmen 
mö glich, als es sich um Einzelakte –  wie z. B. der provisorische Zufahrtsweg für 
Baustellenfahrzeuge –  und die damit verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft handelt. 
                                                           
702 Diese stellt nach BVerwGE 85, 348, 362 eine „echte“ Abwä gung dar; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; 
OVG Hamburg, NuR 1997, 453, 459. 
703 BVerwG, NVwZ 1993, 565, 569; S. Paetow, NuR 1986, 144, 147; VGH Mannheim, NuR 1997, 356, 358; J. 
Berkemann, NuR 1993, 97, 103; S. Mitschang in: J. Kormann (Hrsg.), Aktuelle Fragen der Planfeststellung 
S. 120; U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 235, 236; kritisch hierzu U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 421, 423 f.; G. 
Halama, NuR 1998, 633, 633, 635; A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven 
Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 146; kritisch hierzu E. Gassner, NuR 
1999, 79, 83 f. 
704 Zur Verlagerung dieser Anordnungen in einen Planergä nzungsbeschluß siehe H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 121, S. Mitschang in: J. Kormann (Hrsg.), Aktuelle 
Fragen der Planfeststellung, S. 120 ff.; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424. 
705 G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1170.  
706 G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1166 f. 
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Diese Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen müssen nach §  20 IV BNatSchG n. F. im Fachplan 
selbst oder in einem landschaftspflegerischen Begleitplan festgelegt, d. h. in Text und Karten 
dargestellt werden.707 Dabei unterliegt das Wie der Anordnung von Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen grundsä tzlich der planerischen Gestaltungsfreiheit.708 
Die Kosten für die Bereitstellung von Ausgleichs- und Ersatzflä chen sind dem 
Vorhabenträ ger anzulasten und von diesem –  entsprechend dem Verursacherprinzip –  zu 
tragen. 
Auch Ausgleichsabgaben, die im Rahmen des §  19 IVBNatSchG n. F. die durch 
Landesvorschriften eingeführt werden kö nnen, sind vom Vorhabenträ ger zu tragen auch 
wenn es sich hierbei um den Bund handelt .709 
 
In der kommunalen Bauleitplanung findet die Eingriffsregelung gemä ß §  21 I BNatSchG n. 
F. nach den Vorschriften des Baugesetzbuches Anwendung.710 Dort wird durch §  1a II Nr. 2 
BauGB die Eingriffsregelung der bauplanerischen Abwä gungsentscheidung unterstellt. Ob 
dies dazu führt, das dem Vermeidungs- und Ausgleichsgebot des §  19 BNatSchG n. F. auch 
in der Bauleitplanung strikte Geltung zukommt, ist nach wie vor umstritten.711 So wird von 
der Rechtsprechung das Vermeidungs- und Ausgleichsgebot des §  19 BNatSchG n. F. der 
bauleitplanerischen Abwä gung voll unterstellt.712 
                                                           
707 Für eine Ü bertragung der bauleitplanerischen Umsetzungsmö glichkeiten für Ausgleichs- und 
Ersatzmaßnahmen nach der Eingriffsregelung auf die Fachplanung siehe C. Plogmann: 
Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 225 ff. 
708 BVerwGE 87, 332, 345; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 424 m .w. N. Fßn. 66. 
709 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnrn. 95 ff. 
710 Zur Untersuchungstiefe für die Berurteilung der Eingriffsregelung im konkreten Planverfahren siehe 
BVerwG, NVwZ 2001, 673, 680; H. Eissing, NuR 1996, 485, 487, auch zur praktischen Seite der 
Handhabung der Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, S. 487 ff; J. Schmidt, NVwZ 1999, 363, 364; Zur 
Anwendbarkeit auch auf den unbeplanten Innenbereich BVerwG, UPR 2001, 73, 74. Zur Anwendbarkeit auf 
bereits beplante Gebiete A. Kukk, UPR 2001, 180, 180 ff. 
711 Ü bersicht hierzu bei D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar §  1a Rdnr. 67 ff. 
712 OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 317; VGH Mannheim, NuR 1997, 92, 93 f.; BVerwG, NVwZ 1997, 1213, 
1213; sprechen sich dafür aus, die Vermeidungs- und Ausgleichspflicht des §  8 BNatSchG a. F. innerhalb 
der bauleitplanerischen Abwä gung nur als abwä gungserhebliche Belange zu berücksichtigen. 
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Neben den wohl überwiegenden Stimmen der Rechtswissenschaft, die diese Ansicht teilen,713 
reicht die Kategorisierung des naturschutzrechtlichen Vermeidungs- und Ausgleichsgebots 
für die Bauleitplanung über die eines Optimierungs- bzw. Minimierungsgebots714 bis hin zur 
Annahme eines strikt geltenden Planungsleitsatzes.715 
Wird festgestellt, dass ein Eingriff vorliegt, so hat –  nach der überwiegenden Meinung in 
Schrifttum und Rechtsprechung –  also die planende Gemeinde auch über den Ausgleich im 
Wege der bauplanerischen Abwä gungsentscheidung nach §  1 VI BauGB zu entscheiden. 
Wird ein mö glicher Ausgleich hinweggewogen oder ist ein Ausgleich tatsä chlich nicht 
mö glich, so müsste eigentlich §  19 III 1 BNatSchG n. F. anzuwenden sein. Dieser schreibt 
für den Fall der Nichtvermeidbarkeit, der Nichtausgleichbarkeit oder Nichtkompensierbarkeit 
eines Eingriff vor, dass dieser zu untersagen ist, wenn die Belange von Natur und Landschaft 
bei der Abwä gung aller Anforderungen an Natur und Landschaft im Range vorgehen. Aber 
auch hier wird –  anders als im Fachplanungsrecht –  die Eingriffsregelung lediglich 
modifiziert angewandt. Die naturschutzrechtliche Abwä gungsentscheidung des §  19 III 1 
BNatSchG n. F. soll nä mlich neben der bauplanungsrechtlichen Abwä gung nach §  1 VI 
BauGB keine Anwendung finden.716 Vielmehr soll die Eingriffsregelung vollstä ndig der 
bauleitplanerischen Abwä gung unterstellt sein. Daneben sei kein Platz für eine weitere 
Abwä gung nach §  19 III 1 BNatSchG n. F. Das ergebe sich bereits aus dem Wortlaut der §  1a 
II BauGB, §  21a I BNatSchG n. F. 
                                                           
713 P. Runkel, NVwZ 1993, 1136, 1138 f.; A. Schink, NuR 1993, 365, 367; A. Bunzel und U. Meyer, UPR 1994, 
284, 286; F. Steinfort, VerwArch  Bd. 86 1995, 107, 119 f.; W. Klinge, BauR 1995, 289, 289; P. Runkel in: 
U. Ramsauer (Hrsg.), Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung: Die Neuregelungen durch das 
Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz, S. 57 ff; hinsichtlich der geltenden Rechtslage: B. 
Stü er, DVBl. 1996, 177 S. 179; M. Uechtritz, NVwZ 1997, 1182, 1183, 1185; U. Battis / M. Krautzberger 
und R.-P. Löhr, Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht 1997, 1145, 1147; A. Bunzel, NuR 1997, 583, 586; J. 
Wagner und S. Mitschang, DVBl. 1997, 1137, 1140; A. Schink, DVBl. 1998, 609, 611; H. W. Louis, NuR 
1998, 112, 120; U. Kuschnerus, BauR 1998, 1, 7; S. Mitschang, WiVerw 1998, 20, 30; J. Schmidt, NVwZ 
1999, 363, 366; U. Battis: Ö ffentliches Baurecht und Raumordnungsrecht Teil 3 IV S. 71.C. Plogmann: 
Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 112 f. 
714 A. Jannasch, DÖ V 1994, 950, 953 sieht in dem Vermeidungs- und Ausgleichsgebot ein Optimierungsgebot 
bzw. Minimierungsgebot; so wohl auch F. Stollmann, UPR 1994, 170, 171; W. Felder, NuR 1994, 52, 62; 
F.-J. Peine in: U. Raumsauer (Hrsg.), Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung: Die Neuregelung durch 
das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz, S. 49 ff. (55); P. Fischer-Hü ftle, NuR 1996, 64, 66 
f.; zur geltenden Rechtslage: H. Loibl, ZUR 1997, 243, 248. 
715 E. Gassner, NuR 1993, 252, 253 f.; W. Mü ller, NVwZ 1994, 850, 852; G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 
1165, 1171; A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung 
für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 148 f. 
716 BVerwG, NuR 1997, 404, 404; H. W. Louis, ZUR 1993, 146, 150 f.; H. Eissing, NuR 1996, 485, 490; 
kritisch hierzu G. Halama, NuR 1998, 633, 634. 
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Für die planende Gemeinde bedeutet dies, dass sie innerhalb bauleitplanerischer 
Abwä gungsvorgä ngen den Ausgleich und die Kompensation einschließlich Ersatzzahlungen 
für naturschutzrechtliche Eingriffe vollumfä nglich wegwä gen kann.717 
Ersatzmaßnahmen sind gemä ß §  200a S. 1 BauGB jedenfalls in Bezug auf ihre planerische 
Umsetzung in der Bauleitplanung gleichgestellt und –  mit Ausnahme der monetä ren 
Ersatzmaßnahmen (Ersatzzahlungen) –  nach § §  5 IIa, 9 Ia BauGB entweder im 
Flä chennutzungsplan darzustellen oder im Bebauungsplan festzusetzen.718 Dabei unterliegen 
die Festsetzungen oder Darstellungen der Kompensationsmaßnahmen vollstä ndig der 
planerischen Abwä gung.719 Seit der Neuregelung des Baugesetzbuches von 1998 ist eine 
zeitliche und rä umliche Entkopplung von Eingriff und Ausgleich mö glich.720 Denn anders als 
bisher kö nnen bereits im Flä chennutzungsplan nach §  5 II 2a BauGB Ausgleichsflä chen auch 
schon vor einem Eingriff bereitgestellt werden. Die rä umliche Entkopplung hingegen wird 
bereits durch §  1 III 2 BauGB ausgesprochen.721 
Gemä ß § §  135a ff. BauGB kann die Gemeinde die Kosten für die Darstellungen und 
Festsetzungen der Ausgleichs- und Ersatzflä chen auf den Bauherrn abwä lzen.722 
Aus dem eben Dargestellten folgt, dass Ausgleichsabgaben im Recht der Bauleitplanung –  
anders als in der Fachplanung –  keine Rolle spielen. Denn gemä ß §  200a BauGB fallen sie 
nicht unter den bauplanungsrechtlichen Kompensationsbegriff. Folglich sind sie auch nicht 
gemä ß den § §  135a ff. BauGB auf den Bauherrn abwä lzbar. 
                                                           
717 Zur Unterscheidung von Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen im Naturschutzrecht siehe VGH Mannheim, 
NuR 1992, 188, 189; VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 300; H. W. Louis, ZUR 1993, 146, 150; G. Schmidt-
Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1169. 
718 Zum Ganzen ausführlich H. W. Louis, NuR 1998, 112, 121 f.; S. Mitschang, WiVerw 1998, 20, 34 ff.; D. H. 
Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar §  200a Rdnr. 1 ff.; C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 130 f. 
 A. A. E. Gassner, NuR 1999, 79, 80. 
719 OVG Münster, NVwZ 1996, 274, 274 ff.; VGH Mannheim, NuR 1997, 92, 92; BVerwG, NVwZ 1997, 
1213, 1213; G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1171; H. Eissing, NuR 1996, 485, 491; J. Schmidt, 
NVwZ 1999, 363, 366. 
720 C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 115. 
721 Weiterführend C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 115 ff. 




bb) Die naturschutzrechtliche Verträ glichkeitsprüfung, §  34 BNatSchG n. F. 
Aber nicht nur die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung, sondern auch die 
Umweltverträ glichkeitsprüfung des §  34 BNatSchG n. F. bietet Grundlage für Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen –  dort in §  34 V 1 BNatSchG n. F.. Denn unter den Begriff 
„notwendige Maßnahmen“ fallen unter anderem notwendige Ausgleichsmaßnahmen.723 
Die FFH-Verträ glichkeitsprüfung ist maßgeblich für Planfeststellungsverfahren und findet 
über §  1a II Nr. 4 BauGB auch im Bauleitplanverfahren Anwendung. Im Gegensatz zur 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird bei der Verträ glichkeitsprüfung gefragt, ob die 
beabsichtigte Planung zu einer erheblichen Beeinträ chtigung eines europä ischen 
Schutzgebietes führen kann.724 
Wä hrend die Eingriffsregelung jedenfalls –  ob vermeidbar oder nicht vermeidbar, ob 
ausgleichbar oder nicht ausgleichbar –  in die bauleitplanerische Abwä gung nach §  1 VI 
BauGB einfließt, hä ngt es vom Ergebnis der FFH-Verträ glichkeitsprüfung ab, ob dieses in 
die bauleitplanerische Abwä gung einfließt oder selbststä ndig neben dieser bestehen bleibt 
und das naturschutzrechtliche Prüfungsprogramm durchgeführt werden muss.725 Dies ergibt 
sich ohne weiteres aus dem Wortlaut des §  1a II Nr. 4, 2. HS. BauGB. Wenn erhebliche 
Beeinträ chtigungen nicht zu erwarten sind, fließt dieses Ergebnis unmittelbar in die 
Abwä gung nach §  1 VI BauGB ein. Sind hingegen erheblich Beeinträ chtigungen zu erwarten, 
so gelten für die folgende Prüfung alleine die Regelungen des Bundesnaturschutzgesetzes, 
namentlich §  34I, II, III, IV BNatSchG n. F..726 Hierbei handelt es sich de facto auch um eine 
                                                           
723 E. Gassner, NuR 1999, 79, 81 ff.; A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven 
Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung S. 327 ff.; T. Koch, NuR 2000, 374, 375 f; J. 
Lorenz, NuR 2001, 128, 131. 
724 Eingriffsbegriff und Beeinträ chtigungsbegriff sind nicht kongruent. So OVG Oldenburg, NuR 2000, 398, 
401; F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 523; A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer 
prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 328; S. Greiving und A. 
Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 117; J. Lorenz, NuR 2001, 128, 130; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 13. 
 Zum Beeinträ chtigungsbegriff siehe E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des 
Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 92/43/EWG Punkt 4.4. ff. 
725 Dies ergibt sich auch aus den Gesetzesmaterialien Bundestag-Drs. 13/6392, S. 38. 
726 S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 175 f.; C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 114 f.; a. A. J. Wagner und S. Mitschang, DVBl. 1997, 1137, 1144 die insoweit von 
einer grundsä tzlichen Integration der FFH-Verträ glichkeitsprüfung in die bauleitplanerische Abwä gung nach 
§  1 VI BauGB ausgehen. 
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Abwä gungsentscheidung, aber um eine naturschutzfachliche und nicht um eine 
überfachliche, wie bei der nach §  1 VI BauGB.727 
Wird ein Projekt oder Plan trotz negativer Verträ glichkeitsprüfung aufgrund des §  34 III, IV 
BNatSchG n. F. zugelassen, treten die Ausgleichsmaßnahmen auf den Plan.728 Es handelt 
sich hierbei um „...genau bestimmte und zusä tzlich zur üblichen Praxis der Umsetzung der 
„Naturschutz-Richtlinie“ zu ergreifende Maßnahmen. Sie zielen darauf ab, negative 
Auswirkungen des Projekts aufzuwiegen und einen Ausgleich zu schaffen, der genau den 
negativen Auswirkungen auf den betroffenen Lebensraum und die betroffenen Arten 
entspricht.“729 Hierunter kö nnen fallen die Neuanlage eines Lebensraums in einem anderen 
oder erweiterten Gebiet, das in das Netz Natura 2000 einzugliedern ist, die Verbesserung des 
Lebensraums in einem Teil des Gebiets oder in einem anderen Gebiet von Natura 2000, und 
zwar proportional zum Verlust, der durch das Projekt entstand, oder in Ausnahmefä llen die 
Ausweisung eines neuen Gebietes gemä ß Habitat-Richtlinie.730 Dabei ist von grö ßter 
Bedeutung, dass die Ausgleichsmaßnahme zum Zeitpunkt der Beeinträ chtigung bereits 
greift.731 
Die Finanzierungspflicht für Ausgleichsmaßnahmen trifft grundsä tzlich den Mitgliedstaat. 
Nach dem Verursacherprinzip soll jedoch der Projekt- oder Planträ ger für die Kosten der 
Ausgleichsmaßnahmen aufkommen.732 
Die Kommission ist seitens der zustä ndigen staatlichen Behö rde von den 
Ausgleichsmaßnahmen zu unterrichten.733 
                                                           
727 S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 178; J. Lorenz, NuR 2001, 128, 131. Siehe hierzu auch 
weiter oben. 
728 Diese sind –  entgegen VG Gera, NuR 2000, 393, 395; VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 402 - nicht bereits in 
die Prüfung des §  19 c II BNatSchG a. F. / §  34 II BNatSchG n. F. einzubeziehen; siehe hierzu ausführlich 
T. Koch, NuR 2000, 374, 375. 
729 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.4.1. 
730 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.4.2. 
731 So soll z. B. ein Feuchtgebiet nicht trockengelegt werden, bevor nicht ein anderes mit gleichwertigen 
Merkmalen für die Aufnahme in das Netz Natura 2000 vorhanden ist. So OVG Oldenburg, NuR 2000, 398, 
402; E. Kommission: Natura 2000 - Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.4.2; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 17; VG Oldenburg, NuR 2000, 398, 405. 
 Anzumerken ist noch, dass es nicht Aufgabe der Kommission ist, Ausgleichsmaßnahmen vorzuschlagen 
noch diese wissenschaftlich zu prüfen. So E. Kommission: Natura 2000 - Gebietsmanagement. Die 
Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 92/43/EWG Punkt 5.4.5. 
732 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.4.4; W. Schrödter, NuR 2001, 8, 13, 18. 
733 E. Kommission: Natura 2000 –  Gebietsmanagement. Die Vorgaben des Artikel 6 der Habitat-Richtlinie 
92/43/EWG Punkt 5.4.4. 
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Sind Ausgleichsmaßnahmen –  also physisch-reale Maßnahmen –  nicht mö glich, so hä lt §  34 
BNatSchG n. F. keine Lö sung bereit. Ersatzleistungen in Form von Geldzahlungen tragen 
nicht zur Sicherung des ö kologischen Netzes Natura 2000 bei, so dass für einen solchen Fall 
vorgeschlagen wird, dass ein Projekt oder Plan, dessen Verträ glichkeitsprüfung negativ 
ausgefallen ist und der nicht physisch-real auszugleichen ist, untersagt werden muss.734 
 
Vergleicht man diese Anforderungen an Ausgleichsmaßnahmen mit jenen der 
Eingriffsregelung, so wird deutlich, dass Ausgleichsmaßnahmen nach der 
naturschutzrechtlichen Verträ glichkeitsprüfung auch Ersatzmaßnahmen im physisch-realen 
Sinne umfassen, also begrifflich weiter gefasst sind735 als der Begriff des Ausgleichs nach §  
19 II 1. Halbsatz BNatSchG n. F.736 Des Weiteren finden Ausgleichsmaßnahmen nach der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung zu einem anderen Zeitpunkt statt als jene nach der 
FFH-Verträ glichkeitsprüfung. Wä hrend die Ausgleichsmaßnahmen des §  19 BNatSchG n. F. 
erst nach Beendigung des Eingriffs vorgenommen werden kö nnen737, sollen 
Ausgleichsmaßnahmen nach der FFH-Verträ glichkeitsprüfung bereits zum Zeitpunkt der 
Beeinträ chtigung greifen. 
Stellt ein Plan oder Projekt gleichzeitig einen Eingriff im Sinne des §  19 BNatSchG n. F. und 
eine erhebliche Beeinträ chtigung im Sinne der FFH-Verträ glichkeitsprüfung dar, so ist aber 
nicht zwingend die Festsetzung zwei verschiedener Ausgleichs- bzw. Ersatzmaßnahmen 
notwendig. Vielmehr sollte der Planungsträ ger darauf achten, dass ein und dieselbe 
Ausgleichsmaßnahme den Anforderungen des §  19 BNatSchG n. F. sowie den 
Anforderungen der § §  34 ff. BNatSchG n. F. gerecht wird.738 Wo dies nicht mö glich ist, 
bleibt die Eingriffsregelung mit ihrem Folgenbeseitigungsprogramm jedoch von 
                                                           
734 A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung, S. 329; S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 178; W. Schrödter, 
NuR 2001, 8, 17. 
735 A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung, S. 328 m. w. N. Fßn. 63 ff. 
736 Anders stellt sich die Situation bei der angeblich neuen Begrifflichkeit des Ausgleichs im Recht der 
Bauleitplanung dar. Siehe weiter oben. 
737 Ausgleich ist nur nach Beendigung des Eingriffs mö glich: so BVerwGE 85, 348, 356; BVerwG, NVwZ 
1993, 565, 568; da Eingriffe aufgrund eines Bebauungsplanes in der Regel unbefristet (z. B. Errichtung 
eines Bauwerks) sind, sind sie nicht ausgleichbar. Siehe hierzu nä her G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 
1165, 1166 ff.; VGH Mannheim, NuR 1996, 297, 300; H. Eissing, NuR 1996, 485, 490. 
738 F. Niederstadt, NuR 1998, 515, 523; S. Greiving und A. Dü ppenbecker, UPR 1999, 173, 177; U. Adenauer / 
D. Apfelbacher und K. Iven, NuR 1999, 63, 77. 
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Ausgleichsmaßnahmen nach den § §  34 ff. BNatSchG n. F. gemä ß §  37 III BNatSchG n. F. 
unberührt. 
 
b) Normative Quelle der Kompensationsregelungen der § §  19, 34 BNatschG n. F. 
Vereinzelt wurde versucht, diese naturschutzrechtlichen Kompensationsregelungen in einen 
normativen Kontext zu stellen. So werden sie als Ergä nzung der Auflagenvorschriften des 
Fachplanungsrechts bezeichnet.739 Konsequenterweise werden sie dann auch dem 
Konfliktbewä ltigungsgrundsatz zugeordnet.740 
Diese normative Zuordnung ist überzeugend. Denn die Kompensationsregelungen der § §  19, 
34 BNatSchG n. F. zeitigen innerhalb von Planfeststellungsverfahren, ganz wie die 
genannten Auflagenvorschriften des Fachplanungsrechts, strikte Bindung.741 Sie stellen daher 
auch –  in Bezug auf die bestehende Planungsfreiheit –  strikte, nicht überwindbare Grenzen 
dar. Denn ein Planfeststellungsbeschluss, der das strikt zu beachtende Ausgleichsgebot des §  
19 II 1. Halbsatz BNatSchG n. F. nicht beachtet, ist fehlerhaft. Eine Verankerung dieser 
Vorschriften im sogenannten Konfliktbewä ltigungsgebot liegt somit nahe und ist 
sachgerecht. 
Dies gilt auch im Recht der Bauleitplanung. Sofern erhebliche Beeinträ chtigungen eines 
Natura 2000 Gebietes zu erwarten sind, ist §  34 BNatschG n. F. direkt anzuwenden, entfaltet 
also strikte Bindung. Im Gegensatz dazu entfaltet die Eingriffsregelung im Recht der 
Bauleitplanung –  wie bereits gesehen –  keine strikte Bindung. Jedoch ist nach §  21 I  
                                                           
739 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rndr. 10. 
740 S. Paetow, NuR 1986, 144, 147; E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8a Rdnr. 15; so im 
Ergebnis wohl auch C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 223 ff. (227 f.); R. 
Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  4 Rdnr. 10;  
 A. A. A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die 
Folgen privater Freiheitsbetä tigung, S. 110, dieser will in den kompensatorischen Schutzanordnungen des 
Fachplanungsrechts ein „...vö llig selbststä ndiges Instrument planerischer Problembewä ltigung...“ sehen. 
741 BVerwGE 85, 348, 348; BVerwG, NVwZ 1993, 565, 569; BVerwG, NVwZ-RR 1997, 217, 218; BVerwG, 
NuR 1997, 497, 497; VGH Mannheim, NVwZ-RR 1994, 374, 377; VGH Mannheim, NVwZ 1996, 304, 
307; VGH Mannheim, NuR 1997, 356, 357; OVG Lüneburg, NuR 1998, 275, 276 f.; S. Paetow, NuR 1986, 
144, 147; S. Mitschang: Die Belange von Natur und Landschaft in der kommunalen Bauleitplanung: 
Rechtsgrundlagen –  Planungserfordernisse –  Darstellungs- und Festsetzungsmö glichkeiten S. 87; J. 
Berkemann, NuR 1993, 97, 101 f.; S. Mitschang in: J. Kormann (Hrsg.), Aktuelle Fragen der 
Planfeststellung, S. 117 ff.; G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1169; U. Kuschnerus, NVwZ 1996, 
235, 239; U. Ramsauer, NuR 1997, 419, 421; B. Stü er: Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts D 1869 
ff.; G. Halama, NuR 1998, 633, 633; R. Wahl und J. Dreier, NVwZ 1999, 606, 615; J. Schmidt, NVwZ 
1999, 363, 365; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 120; C. 
Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 226. 
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BNatSchG n. F. i. V. m. §  1a II Nr. 2 BauGB über Vermeidung und Ausgleich wie auch über 
den Ersatz in Bezug auf Eingriffe in Natur und Landschaft innerhalb der Abwä gung nach §  1 
VI BauGB zu entscheiden. Demnach ist die Kompensationsregelung der Eingriffsregel direkt 
der bauleitplanerischen Abwä gung unterstellt. 
 
c) Implementierungsunterschiede in der Fach- und Bauleitplanung und ihre Auswirkung 
auf die Kompensation 
Es wurde bereits gezeigt, dass an vier verschiedenen Punkten die naturschutzrechtliche 
Eingriffsregelung in Bezug auf die Bauleitplanung Modifizierungen gegenüber ihrer 
Anwendbarkeit im Fachplanungsrecht erfä hrt. Dies geschah auf der Ebene der Frage nach der 
Rechtsnatur und Geltungskraft des Vermeidungs-,  Ausgleichs- und Kompensationsgebots 
des §  19 I, II Satz 1BNatschG n. F., bei der Frage nach der Rechtsnatur und Geltungskraft 
des Minimierungsgebots des §  19 II, III BNatSchG n. F., der Frage der Anwendbarkeit von §  
19 III BNatSchG n. F. neben der planerischen Abwä gung, sowie schließlich bei der Frage 
nach der Umsetzung von Ausgleichsabgaben. 
Die unterschiedliche Handhabung der Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes in 
der Fach- und Bauleitplanung ist in ihrer Berechtigung nicht ohne weiteres einleuchtend und 
zeitigt –  wie zu zeigen sein wird –  unmittelbare Auswirkungen auf die Anwendbarkeit und 
Effektivitä t der naturschutzrechtlichen Kompensationsregelungen. Angesichts dieser 
Konnexitä t soll diesen Anwendungsunterschieden in Bezug auf die Eingriffsregelung des 
Bundesnaturschutzgesetzes auf den Grund gegangen werden. 
 
aa) Vermeidungs-, Ausgleichs- und Kompensationsgebot, §  19 I, II Satz 1 BNatSchG n. 
F. 
An dieser Stelle ist zuerst die Frage nach den Auswirkungen der unterschiedlichen 
Umsetzung und Geltung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung auf die Kompensation 
von Eingriffen in Natur und Landschaft durch bauleitplanerische Entscheidungen zu 
beantworten. 
Meines Erachtens liegt in der Annahme, es handele sich bei den hier in Frage stehenden 
Geboten um abwä gungserhebliche Belange, die in die Abwä gung nach §  1 VI BauGB 
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einfließen müssten, eine Schwä chung der Kompensationspflicht für die planerische 
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft. Wä hrend im Fachplanungsrecht nicht 
vermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft zwingend auszugleichen oder zu 
kompensieren sind, darf hierüber im Baurecht abwä gend entschieden werden mit der Folge, 
dass die Vermeidungs-, wie auch die Ausgleichs- und Kompensationspflicht vö llig 
weggewogen werden kö nnen. 
Es hat also ein Wandel weg von der Regel hin zum Prinzip stattgefunden, mit all den damit 
verbundenen Wirkungen, als da wä ren die Ebene der Normaussage, die Ebene der 
Normgeltung wie auch die Ebene der Normkollisionen. 
Wä hrend im Fachplanungsrecht die Vermeidungs-,  Ausgleichs- und 
Kompensationsverpflichtung in Form einer Regel, nä mlich als Gebot ausgestaltet ist, kommt 
diesen Verpflichtungen auch strikte Geltung zu. Eine Kollision mit anderen Normen wird 
über Geltung oder Nichtgeltung der Regel bzw. über Ausnahmetatbestä nde gelö st. Im Recht 
der Bauleitplanung jedoch soll die Vermeidungs-, Ausgleichs- bzw. 
Kompensationsverpflichtung als Prinzip ausgestaltet sein mit der Folge, dass diesem nur eine 
prima facie Geltung zukommt und im Falle einer Normkollision durch die Bildung von 
Vorrangregeln über die Fortgeltung dieses Prinzips entschieden werden muss. 
Hierdurch tritt eine Schwä chung des Konfliktlö sungsmodus Kompensation ein, weil 
Vorrangregeln gebildet werden kö nnen, die sagen, dass ein Ausgleich nicht stattzufinden 
habe.742 
Neben dieser im Bereich der Geltungskraft der Vermeidungs-,  Ausgleichs- bzw. 
Kompensationsverpflichtung liegenden Verschlechterung tritt aber noch eine andere hinzu, 
die allerdings unmittelbar mit der Prinzipienqualitä t –  und dort mit der Ebene der 
Normkollision –  der Vermeidungs-,  Ausgleichs- bzw. Kompensationsverpflichtung in der 
Bauleitplanung zusammenhä ngt. Denn neben die objektive Unmö glichkeit des Ausgleichs 
und der Kompensation nach §  19 III BNatSchG n. F. –  der in der Bauleitplanung keine 
Anwendung finden soll –  tritt eine Form der subjektiven Unmö glichkeit, die die 
Eingriffsregelung so nicht vorgesehen hat. 
                                                           
742 In der Bundestag-Drs. 14/3652, S. 68 wird zwar berichtet, dass sich die Befürchtungen bezüglich eines 
„lockeren Umgangs“ mit den Mö glichkeiten des „Wegwä gens“ nicht bestä tigen lassen; gleichzeitig wird 
aber zugegeben, dass es sich bei den Gemeinden der Fallstudie um sogenannte „best practice– Fä lle“ handelt. 
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Um dies zu erlä utern ist es notwendig, einen genaueren Blick auf den Regelungsgehalt des §  
19 III BNatSchG n. F. zu werfen. 
§  19 III BNatSchG n. F. sieht vor, dass ein Eingriff zu untersagen ist, wenn die 
Beeinträ chtigungen nicht zu vermeiden,  im erforderlichen Maße auszugleichen oder in 
sonstiger Weise durch Ersatzmaßnahmen zu kompensieren sind und die Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege bei der Abwä gung aller Anforderungen an Natur 
und Landschaft im Range vorgehen. 
Fraglich ist allerdings, wann ein Eingriff nicht im erforderlichen Maße ausgleichbar bzw. in 
sonstiger Weise kompensierbar ist. 
Ein Ausgleich als eine quantitativ gleiche oder qualitativ gleichartige Wiederherstellung von 
Natur und Landschaft nach Beendigung eines Eingriffs am Ort des Eingriffs743 ist dann nicht 
erzielbar, wenn das qualitative Kriterium der Gleichartigkeit nicht erreicht werden kann oder 
wenn ein natürlicher Raum so spä t gleichartig wieder hergestellt sein wird, dass die vom 
Eingriff betroffene Fauna abwandert oder abstirbt.744 Des Weiteren ist denkbar, dass es am 
rä umlich-funktionalem Zusammenhang zwischen dem Ort des Eingriffs und dem Ausgleich 
mangelt, weil die ö kologischen Funktionen, der man durch den Eingriff verlustig geht, nicht 
innerhalb des betroffenen Raumes wiederhergestellt werden kö nnen. 
Hieraus ergibt sich zwanglos, dass vor allem naturschutzfachliche Kriterien –  also Tatsachen 
–  die Ausgleichbarkeit bestimmen.745 
Daneben ist aber auch ein rechtliches Scheitern eines Ausgleichs denkbar.746 Etwa dann, 
wenn zwar eine gleichartige Wiederherstellung in angemessener Zeit und rä umlich-
funktionalem Zusammenhang zum Ort des Eingriffs mö glich ist, der Grund und Boden, auf 
                                                           
743 Im Sinne eines rä umlich-funktionalen Zusammenhangs F. Kuchler, NuR 1991, 465, 469; E. Gassner: 
Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 33; T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 
und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht S. 74; H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  
Kommentar §  8 Rdnrn. 41 f. 
744 Wobei sich dieses zeitliche Kriterium in zwei Unterkriterien aufspaltet. Einmal in die Losgelö stheit vom 
Beendigungszeitpunkt des Eingriffs und zum anderen in der Entwicklungszeit. Denn nur solche Funktionen 
gelten als gleichartig ausgeglichen, wenn deren angenommene Entwicklungszeit 20 bis 50 Jahre nicht 
überschreitet. So T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im 
Bauplanungsrecht, S. 76; C. Plogmann: Naturschutzrechtliche Konfliktbewä ltigung, S. 64, die von 20 bis 30 
Jahren ausgeht. Zu weiteren Beispielen der Unmö glichkeit des Ausgleichs siehe W. Haber / R. Lang / B. 
Jessel, et al.: Entwicklung von Methoden zur Beurteilung von Eingriffen nach §  8 Bundesnaturschutzgesetz, 
S. 83. 
745 W. Haber / R. Lang / B. Jessel, et al.: Entwicklung von Methoden zur Beurteilung von Eingriffen nach §  8 
Bundesnaturschutzgesetz, S. 82. 
746 F. Kuchler, NuR 1991, 465, 470. 
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dem der Ausgleich mö glich wä re, aber nicht im Eigentum des Planungsträ gers steht und eine 
Enteignung nicht in Betracht kommt. 
Demgegenüber wird von einer Nichtkompensierbarkeit eines Eingriffs ausgegangen, wenn es 
nicht mö glich ist, einen gleichwertigen, die ö kologische Gesamtbilanz wiederherstellenden 
oder ersetzenden Zustand, zu erreichen (arg. §  19 II Satz 3 BNatSchG n. F.). Dies ist in erster 
Linie dann anzunehmen, wenn keine Ersatzflä chen zur Verfügung stehen, z. B. weil diese 
bereits wertvolle Biotope beheimaten. 
Es kann also festgehalten werden, dass §  19 III BNatSchG n. F. nur eine objektive 
Nichtausgleichbarkeit bzw. Nichtkompensierbarkeit, mithin Unmö glichkeit –  entweder 
aufgrund naturschutzfachlicher oder rechtlicher Gründe –  im Auge hat.747 
Wenn nun aber neben diese gesetzlich vorgesehene objektive Unmö glichkeit der 
Ausgleichbarkeit und Kompensierbarkeit von Eingriffen in Natur und Landschaft die 
Mö glichkeit des Wegwä gens der Ausgleichbarkeit bzw. der Kompensierbarkeit im Rahmen 
von §  1 VI BauGB tritt, kommt eine andere Form der Unmö glichkeit, nä mlich eine 
subjektive Form, hinzu. 
In dem Wegwä gen der Ausgleichbarkeit bzw. der Kompensierbarkeit eines Eingriffs in Natur 
und Landschaft im Rahmen des §  1 VI BauGB liegt deshalb eine subjektive Unmö glichkeit, 
weil die so getroffene planerische Entscheidung unter jedem Planungsträ ger anders ausfallen 
kö nnte, also in das „subjektive“ Belieben der planenden Behö rde oder Gemeinde gestellt 
wird. Hinzu kommt, dass innerhalb der bauleitplanerischen Abwä gung nicht allein unter 
naturschutzfachlichen Gesichtspunkten sondern unter überfachlichen Gesichtspunkten 
abwä gend entschieden, respektive die Vorrangregel gebildet wird. Dies führt dazu, dass 
selbst wenn es einer Gemeinde tatsä chlich mö glich wä re, einen bauleitplanerischen Eingriff 
auszugleichen, sie diese Ausgleichs- und Kompensationspflicht  durch eine entsprechende 
Abwä gungsentscheidung nach §  1 VI BauGB aushebeln kö nnte.748 Die weitergehende Folge 
hiervon ist auch eine Schwä chung des Instruments der Ersatzzahlungen. Denn dieses tritt ja 
nur bei unmö glichem Ausgleich und unmö glicher Kompensation, aber vorrangigem Eingriff 
                                                           
747 So auch F. Kuchler, NuR 1991, 465, 470. 
748 Damit sei Vermeidbarkeit und Ausgleich aber nicht in das Belieben der planenden Gemeinde gestellt. So H. 
W. Louis, NuR 1998, 112, 120 f.; jedoch sollen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen nicht um jeden Preis 
festgelegt werden. So U. Kuschnerus, BauR 1998, 1, 8. 
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(§  19 IV BNatschG n. F.) ein.749 Wird aber die Ausgleichspflicht durch die planende 
Gemeinde weggewogen, bleibt auch kein Raum für eine Ersatzzahlung. Darüber hinaus 
besteht keine Verpflichtung zur Bereitstellung von Ersatzregelungen. Denn die Lä nder haben 
nach §  19 IV BNatSchG n. F. die Wahl, ob sie solche Regelungen vorsehen oder nicht.750 
Eine weitergehende Folge hiervon ist, dass die objektiv unmö gliche Ausgleichbarkeit bzw. 
Kompensierbarkeit nach §  19 III BNatSchG n. F. gerichtlich voll überprüfbar ist,751 wä hrend 
die dargestellte subjektive Unmö glichkeit nach §  21 I BNatSchG n. F. i. V. m. §  1a II Nr. 2, §  
1 VI BauGB gerichtlich nur eingeschrä nkt überprüft werden kann. 
 
Es kann somit festgehalten werden, dass die unterschiedliche Implementierung des 
naturschutzrechtlichen Vermeidungs-, Ausgleichs- bzw. Kompensationsgebots in der 
Bauleitplanung für die Kompensationspflicht negative Wirkungen zeitigt. Es ist daher nach 
der Berechtigung dieser unterschiedlichen Handhabung des Vermeidungs-, Ausgleichs- bzw. 
Kompensationsgebots in der Bauleitplanung zu fragen. 
 
Als Argumente für die Ansicht, es handelte sich beim Vermeidungs-,  Ausgleichs- bzw. 
Kompensationsgebot um für die Bauleitplanung abwä gungserhebliche Belange, die durch 
Abwä gung überwunden werden kö nnen, stützt man sich vor allem auf den nunmehr 
„unmissverstä ndlichen“ Wortlaut des §  1a II Nr. 2 BauGB sowie dessen systematische 
Stellung wie auch auf den Willen des Gesetzgebers.752 
Der Rechtsprechung und der überwiegenden Meinung in der Rechtswissenschaft ist 
zuzugeben, dass sich aus dem Gesetzeswortlaut wie auch aus den Gesetzesmaterialien ergibt, 
dass die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung vollstä ndig dem bauleitplanerischen 
Abwä gungsgebot des §  1 VI BauGB unterstellt ist. Dies ergibt sich aus §  21 I BNatSchG n. 
F. wo es heisst: es „...ist über Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz nach den 
Vorschriften des Baugesetzbuches zu entscheiden.“, wie auch aus §  1a II Nr. 2 BauGB, wo es 
                                                           
749 Wobei hier darauf hinzuweisen ist, dass auch der neue Ausgleichsbegriff in der Bauleitplanung im Sinne des 
§  200a BauGB hierzu einen Beitrag leistet, worauf spä ter noch zurückzukommen sein wird. 
750 T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht, S. 79. 
751 T. Garbe: Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und ihre Bedeutung im Bauplanungsrecht, S. 75. 
752 BVerwGE 104, 68, 74 f.; P. Runkel in: U. Ramsauer (Hrsg.), Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung: 
Die Neuregelungen durch das Investitionserleichterungs- und Wohnbaulandgesetz S. 56 ff.; D. H. Schrödter: 
Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  1a Rdnr. 68; H. W. Louis, NuR 1998, 112, 119; U. Kuschnerus, 
BauR 1998, 1, 7; S. Mitschang, WiVerw 1998, 20, 29 f.;C. Plogmann: Naturschutzrechtliche 
Konfliktbewä ltigung, S. 112 f. 
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heißt: „In der Abwä gung nach §  1 VI BauGB sind auch zu berücksichtigen die Vermeidung 
und der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft (Eingriffsregelung 
nach dem Bundesnaturschutzgesetz).“ Diese Intention ergibt sich auch zwanglos aus den 
Gesetzesmaterialien. Hiernach sollte die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung auch nur im 
Rahmen der Abwä gung nach §  1 VI BauGB in der Bauleitplanung Anwendung finden.753 
Allerdings ergibt diese Auslegung zu §  21 I BNatSchG n. F. und §  1a II Nr. 2 BauGB nichts 
Erhellendes darüber, weshalb das Vermeidungs- und Ausgleichsgebot des §  19 I, II 1. 
Halbsatz BNatSchG in der Fachplanung und Bauleitplanung eine unterschiedliche 
Implementierung erfä hrt. Diesbezüglich drä ngt sich der Verdacht auf, dass diese 
baurechtliche Implementierung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung rechtspolitisch 
verfehlt ist. 
Für eine unterschiedliche Handhabung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung wird 
immer wieder der unterschiedliche Charakter der Fachplanungen, welche eher einer 
Vorhabengenehmigung ä hneln, und dem Bauleitplanungsrecht –  als flä chenbezogener 
Planung –  beschworen.754 
Dieses Argument kann jedoch nicht überzeugen. Dies mag anhand eines Beispiels 
veranschaulicht werden. Das durch das Bundesverwaltungsgericht zur Bauleitplanung 
entwickelte Abwä gungsgebot755 wurde in seiner Anwendbarkeit auf die fachplanerische 
Abwä gungsentscheidung ausgedehnt.756 Hierbei handelte es sich um eine Analogie. Denn das 
richterlich entwickelte Abwä gungsgebot wurde –  ohne dass es eine Positivierung erfahren 
hä tte –  auf ein Rechtsgebiet außerhalb der Bauleitplanung erstreckt. Für eine Analogie ist es 
aber zwingend notwendig, dass eine vergleichbarer Rechtsfigur vorliegt, die in Bezug auf das 
zu Regelnde eine Lücke aufweist, die einer Schließung bedarf. 
Hierzu hat das Bundesverwaltungsgericht ausgeführt, dass sich die Verpflichtung, alle durch 
eine Planung berührten ö ffentlichen wie auch privaten Belange gerecht unter- und 
gegeneinander nach den Maßstä ben des Abwä gungsgebots abzuwä gen, „...unabhä ngig von 
                                                           
753 Bundestag-Drs. 13/6392, S. 36 f; Bundestag-Drs. 13/7588, S. 17; D. Bundestag-Drs. 13/7589, S. 2, 11 f. 
754 P. Runkel, NVwZ 1993, 1136, 1138 f.; M. Uechtritz, NVwZ 1997, 1182, 1183; R. Steinberg / T. Berg und 
M. Wickel: Fachplanung §  1 Rdnr. 4. 
755 BVerwGE 34, 301, 307, 309. 
756 Buchholz 442.40 Nr. 1 §  6 LuftVG S. 11; Buchholz 407.4 Nr. 12 §  17 FstrG S. 10; BVerwGE 41, 67, 68; 
BVerwGE 48, 56, 63. 
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einer gesetzlichen Positivierung aus dem Wesen einer rechtsstaatlichen Planung ergibt und 
dementsprechend allgemein gilt.“757 
Der Fachplanung und Bauleitplanung gemeinsam ist also das Wesen rechtsstaatlicher 
Planung. Obwohl es sich bei der durch das Planfeststellungsrecht vermittelten Fachplanung 
um Anlagenzulassung handelt, die sich in der Rechtswirklichkeit immer mehr der 
Anlagengenehmigung annä hert,758 lä sst sich der vorwiegend raumplanerische Kerncharakter 
des Planfeststellungsrechts nicht verleugnen. Denn in den Fachplanungen wie auch in der 
Bauleitplanung werden raumplanerische Entscheidungen getroffen.759 Es ist sogar mö glich –  
z. B. nach §  17 III 1 FStrG oder §  28 III PBefG –  die Planfeststellung durch einen 
Bebauungsplan nach §  9 BauGB zu ersetzen. 
Wenn dem aber so ist, dass das Fachplanungsrecht und das Recht der Bauleitplanung 
einander in ihrem zentralen Wesen –  als raumplanerische Entscheidungsverfahren –  gleichen, 
stellt sich die Frage, warum dann die Implementierung der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung so unterschiedlich für beide Planungsarten erfolgt. Denn gerade bei der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung geht es ja um die Durchsetzung einer 
naturschützenden Rauminanspruchnahme. Darüber hinaus scheint grundsä tzlich die 
stä dtebauliche Planung als flä chenbezogene Planung besser geeignet, das Vermeidungs-, 
Ausgleichs- bzw. Kompensationsgebot des §  19 I, II Satz 1 BNatSchG n. F. umzusetzen. 
Denn anders als in der Planfeststellung, wo das Vorhaben hä ufig nur an einer bestimmten 
Stelle verwirklicht werden kann, was dann auch darüber entscheidet, wie gut oder schlecht 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen mö glich sind, kann in der Bauleitplanung hä ufig schon 
durch alternative Festlegungen –  etwa von Baugebieten –  eine folgende 
Ausgleichsunmö glichkeit vermieden werden. 
Aufgrund des besseren Umsetzungspotentials der Bauleitplanung in Bezug auf die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung und die grundsä tzliche Wesensgleichheit von 
Bauleitplanung und Planfeststellung / Fachplanung als rechtsstaatliche Planungen, erhä lt man 
den Eindruck, dass die geltende Regelung im Baugesetzbuch –  wie auch im 
Bundesnaturschutzgesetz –  rechtspolitisch verfehlt ist. Es ist daher notwendig, an beide 
Planungsarten die gleichen Maßstä be anzusetzen, so dass dem Vermeidungs- und 
                                                           
757 BVerwGE 48, 56, 63. 
758 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung §  1 Rdnr. 4. 
759 R. Steinberg / T. Berg und M. Wickel: Fachplanung§  1 Rdnr. 5. 
  
228 
Ausgleichsgebot auch in der Bauleitplanung die Wirkung zwingenden Rechts zukommt. Dies 
würde dazu führen, dass die planende Gemeinde gerade die Ausgleichspflicht nicht ohne 
weiteres mehr wird wegwä gen kö nnen. Nur noch in den Fä llen, in denen ein Ausgleich aus 
naturschutzfachlichen oder anderen tatsä chlichen Gründen nicht mö glich ist, wird die 
Ausgleichspflicht entfallen, jedoch nicht ohne eine entsprechende Ersatzpflicht nach sich zu 
ziehen. Durch diese Gleichschaltung von Fachplanungsrecht und Bauleitplanung wird also 
eine Verbesserung der Kompensation von bauplanerischen Eingriffen in Natur und 
Landschaft erreicht. 
 
bb) Minimierungsgebot des §  19 II, III BNatSchG n. F. als Optimierungsgebot 
Die Rechtsprechung zum Optimierungsgebot des §  8 II, III BnatSchG a. F. ist nur für die 
Fachplanung ergangen. 
Die Frage nach der Existenz der von der Rechtsprechung ausgeurteilten Optimierungsgebote 
wurde bereits weiter oben ausgiebig beantwortet. So bleibt auch an dieser Stelle lediglich 
nochmals darauf hinzuweisen, dass es diese planungsrechtliche Kategorie der 
Optimierungsgebote nicht sinnvoll ist. Demzufolge stellt sich auch nicht die Frage, ob das 
vermeintliche Optimierungsgebot des §  19 II, III BNatSchG n. F. auch auf die 
Bauleitplanung Anwendung findet. 
 
cc) Die Abwä gungsentscheidung nach §  19 III BNatSchG n. F. 
Ein weiterer erheblicher Unterschied hinsichtlich der Integration der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung in das Planungsrecht besteht bezüglich §  19 III BNatSchG n. F. Wä hrend 
die naturschutzrechtliche Abwä gung im Fachplanungsrecht einen eigenstä ndigen 
Prüfungsschritt darstellt, soll sie im Recht der Bauleitplanung dergestalt aufgehen, dass 
alleine eine Abwä gung nach §  1 VI BauGB vorzunehmen ist.760 
Eingedenk der inhaltlichen und funktionalen Unterschiede zwischen der planerischen und der 
naturschutzrechtlichen Abwä gung stellt sich also die Frage nach den kompensatorischen 
                                                           




Auswirkungen der unterschiedlichen Implementierung des §  19 III BNatSchG n. F. im 
Fachplanungsrecht und dem Recht der Bauleitplanung und deren Berechtigung. 
An anderer Stelle wurde bereits ausführlich dargestellt, dass die normtheoretische 
Einordnung der naturschutzrechtlichen Abwä gung als „echte“ Abwä gung verfehlt ist und es 
sich hierbei vielmehr um eine Regel handelt, die mittels Subsumtion anzuwenden ist. Des 
weiteren wurde die Funktion des §  19 III BNatSchG n. F. dargelegt, die darin besteht, das 
eingriffsspezifische Integritä tsinteresse von Natur und Landschaft abschließend zu 
behandeln. 
Dass diese Funktion der Bauleitplanung –  folgt man der überwiegenden Meinung in 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft –  vorenthalten wird, womit eine Schwä chung des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege verbunden ist, wurde bereits deutlich gemacht. Ob 
darüber hinaus eine Nichtanwendung auch negative Auswirkungen auf die Kompensation 
von Eingriffen in Natur und Landschaft hat, ist fraglich. 
Auf den ersten Blick scheint es, als habe §  19 III BNatSchG n. F. keine direkte Auswirkung 
auf die Kompensation von in Anspruch genommener Natur und Landschaft. Denn da es nur 
bei nicht vermeidbaren oder ausgleichbaren Eingriffen in Natur und Landschaft überhaupt zu 
einer Anwendung des §  19 III BNatSchG n. F. kommt, hat dessen Anwendbarkeit keine 
direkte Auswirkung auf die Ausgleichkompensation. Sollte allerdings ein Eingriff im 
Ergebnis –  nach naturschutzrechtlicher Abwä gung –  zulä ssig sein, so kommen §  19 IV n. F. 
und die entsprechenden Ersatzzahlungsregelungen der Lä nder ins Spiel. Die Folge des §  19 
III BNatSchG n. F. ist also die, Ersatzzahlungen festzulegen. Damit hat die Anwendbarkeit 
der naturschutzrechtlichen Abwä gung unmittelbare Auswirkungen auf die Mö glichkeit der 
monetä ren Kompensation. 
Fraglich ist, ob diese Auswirkung der unterschiedlichen Implementierung des §  19 III 
BNatSchG n. F. in der Bauleitplanung auf die Kompensation nicht dadurch wieder 
neutralisiert wird, dass im Recht der Bauleitplanung ein eigener Kompensationsbegriff 
existiert. Nach §  200a BauGB fallen Ersatzzahlungen nicht unter den bauplanungsrechtlichen 
Kompensationsbegriff, mit der Folge, dass diesen im Rahmen bauleitplanerischer 
Abwä gungsentscheidungen sowieso keine Relevanz zukommt.  
 
Wird somit die unmittelbare Folge der Nichtanwendbarkeit des §  19 III BNatSchG n. F. 
bereits durch den neuen Kompensationsbegriff des §  200a BauGB hervorgerufen, kann diese 
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Durchbrechung nicht mehr als Argument für eine schlechtere Kompensationslage durch die 
Nichtanwendbarkeit des §  19 III BNatSchG n. F. in der Bauleitplanung herangezogen 
werden. 
Es ist also festzuhalten, dass die Nichtanwendbarkeit des §  19 III BNatSchG n. F. –  so 
rechtspolitisch verfehlt sie auch sein mag –  keine direkten Auswirkungen auf die 
Kompensationslage zeitigt, weshalb im weiteren dieses Rechtsproblem keine Relevanz mehr 
entfaltet. 
Freilich kö nnen indirekte Auswirkungen aufgrund der Summe der 
Implementierungsunterschiede im Recht der Bauleitplanung nicht gä nzlich geleugnet 
werden. So wird es für eine planende Gemeinde einfach, den Ausgleich und die 
Kompensation für einen Eingriff wegzuwä gen, ja, die Belange von Natur und Landschaft im 
Meer der Belange des §  1 VI BauGB ganz unterliegen zu lassen. Da bauplanungsrechtliche 
Festlegungen von monetä ren Ersatzleistungen aber nicht mö glich sind,761 kö nnen die Belange 
von Natur und Landschaft -  bei einer Gemeinde, die nicht bereit ist, Ausgleichs- oder 
Ersatzflä chen zur Verfügung zu stellen - "umsonst" preisgegeben werden. Daher kann es 
leicht dazu kommen, dass bei Nichtausgleichbarkeit eines bauleitplanerischen Eingriffs die 
inanspruchgenommene Natur oder Landschaft überhaupt keine Kompensation erfä hrt. 
Da dies so ist, stellt sich die Frage, ob auch diesbezüglich eine unterschiedliche 
Implementierung des §  19 III BNatSchG n. F. in der Fachplanung und in der Bauleitplanung 
Berechtigung erfä hrt. 
Wie bereits festgestellt, sprechen der Wortlaut des §  21 I BNatSchG n. F., §  1a II Nr. 2 
BauGB, wie auch die Gesetzesmaterialien gegen eine vollstä ndige Anwendung des §  19 
BNatSchG n. F. und somit auch gegen eine Anwendung des §  19 III BNatSchG n. F. in der 
Bauleitplanung. Vielmehr ist §  19 BNatSchG n. F. vollstä ndig der baurechtlichen Abwä gung 
nach §  1 VI BauGB unterstellt. Ebenso wurde aber auch festgestellt, dass sich keine 
stichhaltigen Gründe finden lassen, derart eklatant zwischen Fachplanungs- und 
Bauleitplanungsrecht zu differenzieren. Im Gegenteil: Die zentrale Wesensverwandtschaft 
zwischen Fachplanung und Bauleitplanung als unterschiedliche Arten rechtsstaatlicher 
Planung wie auch die Sinnhaftigkeit des eben dargestellten Systems von Prüfung und 
Gegenprüfung, von einer Abwä gung aller Belange unter dem Aspekt des Naturschutzes und 
                                                           
761 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  200a Rdnr. 3 ff. 
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einer Abwä gung aller Belange unter dem Aspekt dessen, was verwaltungsrechtlich zulä ssig 
ist, rechtfertigen die Anwendung des §  19 III BNatSchG n. F. auch in der Bauleitplanung. 
Im Ü brigen spricht auch die gleiche Implementierung der FFH-Verträ glichkeitsprüfung in 
das Fachplanungsrecht und das Recht der Bauleitplanung für den gleichen Umgang mit der 
Eingriffsregelung. Denn nach §  1a II Nr. 4 BauGB wird im Falle einer erheblichen 
Beeinträ chtigung eines Natura 2000 Gebietes auf die Prüfung nach dem §  34 BNatSchG n. F. 
verwiesen. 
 
dd) Der bauleitplanerische Ausgleichsbegriff des §  200a BauGB 
Verschiedentlich wurde bereits auf die Besonderheiten des bauplanungsrechtlichen 
Ausgleichsbegriffs hingewiesen. So wurde festgestellt, dass monetä re Kompensation für 
Eingriffe in Natur und Landschaft gä nzlich aus dem Baurecht durch §  200a BauGB 
ausgeblendet werden und dass weiter nicht mehr zwischen Ausgleich und Ersatz 
unterschieden wird. 
Der erste Aspekt führt im Vergleich zum Fachplanungsrecht, wo monetä re Kompensation 
mö glich ist, ein weiteres Mal zu einer rechtspolitisch verfehlten Verkürzung. 
Der andere Aspekt führt desgleichen auch zu einer unterschiedlichen Handhabung im Recht 
der Fach- oder Bauleitplanung, insgesamt –  in Summation mit den übrigen 
Implemetierungsunterschieden –  zu einer Schwä chung des Konfliktlö sungsmodus 




Somit kann festgestellt werden, dass die unterschiedliche Umsetzung der 
naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung in das Planungsrecht –  je nachdem, ob es sich um 
Fachplanungsrecht oder das Recht der Bauleitplanung handelt –  im Sinne eines effektiven 
Natur- und Landschaftsschutzes rechtspolitisch verfehlt ist. Es ist für eine Gleichbehandlung 
der Eingriffsregelung innerhalb des Planungsrechts zu plä dieren. Dies würde auch einige 
Anwendungsschwierigkeiten, die durch die unterschiedlichen Umsetzung hervorgerufen 
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werden,762 vermeiden helfen und zu einer adä quaten Nutzung des 
Konfliktbewä ltigungsinstruments der Kompensation führen. 
 
d) Verhä ltnis zur Kompensationsregel des Abwä gungsgebots 
 
aa) Anwendungsbereich 
Da die aus dem Abwä gungsgebot hergeleitete naturschutzrechtliche Kompensationsregelung 
rechtssystematisch und damit auch inhaltlich mit den Vorrangregeln verknüpft wurde, hat sie 
auch den gleichen Anwendungsbereich. Dieser wurde bereits weiter oben gegen jenen der § §  
19, 34 BNatSchG n. F. abgegrenzt und als weiter begriffen. Insofern kann auf das bereits 
Gesagte verwiesen werden. 
Darüber hinaus wurde bereits darauf eingegangen, wie unterschiedlich insbesondere die 
naturschutzrechtliche Eingriffsregelung im Recht der Fachplanung oder der Bauleitplanung 
Anwendung findet und welche Auswirkungen dies auf die Kompensationsmö glichkeiten 
innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge zeitigt. Solche Anwendungsunterschiede sind 
von der hier entwickelten Kompensationsregel nicht zu erwarten. Diese findet im 
Fachplanungsrecht und im Recht der Bauleitplanung gleichermaßen Anwendung. 
 
bb) Inhalt 
Inhaltlich ergeben sich jedoch keine grundsä tzlichen Unterschiede. 
Wä hrend die hier entwickelte Kompensationsregelung allgemein nur von Kompensation 
spricht, worunter die bereits genannten Maßnahmen und Leistungen zu fassen sind, erfasst 
der Kompensationsbegriff der Eingriffsregelung im Recht der Fachplanung zum einen nur 
Ausgleichs- und Kompensationsmaßnahmen. Es muss sich also um Maßnahmen handeln, die 
zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege erforderlich 
sind.763 Unter Ausgleich wird dabei eine quantitativ gleiche oder qualitativ gleichartige 
Wiederherstellung von Natur und Landschaft nach gä nzlicher oder teilweiser Beendigung des 
                                                           
762 Siehe insofern Bundestag-Drs. 14/3652, S. 68. 
763 Siehe hierzu H. W. Louis und A. Engelke: Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 57 f. 
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Eingriffs am Ort des Eingriffs verstanden,764 wä hrend unter der Kompensation in sonstiger 
Weise die gleichwertige Ersetzung oder Neugestaltung der beeinträ chtigten Funktionen des 
Naturhaushalts (§  19 II Satz 3 BNatSchG n. F) verstanden wird.765. Daneben erö ffnet §  19 IV 
BNatSchG n. F. den Weg für weiterführende Kompensation in Form von Ersatzzahlungen.766  
Wä hrend im Recht der Bauleitplanung gemä ß §  200a BauGB ebenso nicht mehr zwischen 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen unterschieden wird, umfasst der Ausgleichsbegriff des §  
34 V BNatSchG n. F. Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen gleichermaßen.767 
Grob gesprochen kann man also sagen, dass die genannten Regelungen mit der hier 
entwickelten Kompensationsregelung insofern deckungsgleich sind, als dass sie Ausgleichs- 
und Ersatzmaßnahmen und darüber hinaus auch Ersatzleistungen vorsehen. 
 
cc) Funktion 
Die Funktion der hier entwickelten Kompensationsregelung wurde bereits durch die 
Darstellung ihrer normativen Herleitung aus dem Abwä gungsgebot hinreichend deutlich. Sie 
liegt darin, dem abwä gungsrechtlichen Aspekt der Konfliktbewä ltigung gerecht zu werden 
und so der Verpflichtung zur proportionaler Abwä gung nachzukommen. Denn hierdurch 
werden durch die Abwä gung selbst verursachten Sekundä rkonflikte gelö st oder gemindert. 
Diese Funktion nehmen auch –  wie bereits dargestellt –  die § §  19, 34 BNatSchG n. F. ein.768 
Es kann also festgehalten werden, dass hinsichtlich der Funktion der hier diskutierten 
Kompensationsregelungen absolute Deckungsgleichheit besteht. 
 
dd) Verhä ltnis 
In Anbetracht der Tatsache, dass der Anwendungstatbestand der §  19, 34BNatSchG n. F. wie 
auch der Kompensationsbegriff enger sind, kann man diese Vorschriften ein weiteres Mal als 
Spezialregelung in Bezug auf die hier entwickelte Kompensationsregelung verstehen. 
                                                           
764 Siehe §  19 II Satz 2 BNatSchG n. F.; E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 33 ff. 
765 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 36; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 212. 
766 E. Gassner: Bundesnaturschutzgesetz Kommentar §  8 Rdnr. 36; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8 Rdnr. 212; G. Schmidt-Eichstaedt, DVBl. 1994, 1165, 1170. 
767 A. Voß kuhle: Das Kompensationsprinzip: Grundlagen einer prospektiven Ausgleichsordnung für die Folgen 
privater Freiheitsbetä tigung, S. 328 m. w. N. Fßn. 63 ff. 
768 Jedenfalls sofern sie einem planungsrechtlichen Verfahren aufgesattelt sind. 
  
234 
Demnach hat die hier vorgestellte Kompensationsregel den Charakter eines 
Auffangtatbestandes und findet immer dann Anwendung, wenn kein naturschutzrechtlicher 




4. Verfassungsrechtliche Aspekte 
 
Kann zwar die Rechtsgrundlage für die hier entwickelte naturschutzrechtliche 
Kompensationsregelung im Verfassungsrecht verankert werden –  in Art. 20a GG in 
Verbindung mit dem Verhä ltnismä ßigkeitsprinzip –  so muss sie sich doch innerhalb der 
verfassungsrechtlichen Grenzen halten. Insbesondere muss geprüft werden, ob eine solche 
Kompensationsregelung noch eine zulä ssige Inhalts- und Schrankenbestimmung gemä ß Art. 
14 III GG darstellt und ob hierdurch nicht etwa die kommunale Planungshoheit über Gebühr 
eingeschrä nkt wird. 
Aus Gründen des Zuschnitts dieser Arbeit werden im Folgenden nur in aller Kürze diese 
verfassungsrechtlichen Aspekte behandelt werden. 
 
a) Vereinbarkeit mit der Baufreiheit des Art. 14 GG 
Die vorliegende Kompensationsregelung wirkt in zweifacher Hinsicht auf die in Art. 14 GG 
verankerte Baufreiheit ein. 
Zum einen kann der Bauherr in Anlehnung an §  135a BauGB für kompensatorische 
Darstellungen und Festsetzungen in stä dtebaulichen Plä nen in Anspruch genommen werden 
und zum anderen bestünde die Mö glichkeit, dass er direkt zu monetä rer Kompensation 
verpflichtet würde. 
Aber auch hinsichtlich der verfassungsrechtlichen Aspekte kann man sich –  aufgrund der 
Ä hnlichkeit zu der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung –  an §  19 BNatSchG n. F. 
orientieren. 
Im Hinblick auf die Kostenerstattungspflicht des Bauherrn für dargestellte oder festgesetzte 
Kompensationsmaßnahmen stellt §  135a III 4 BauGB fest, dass der Betrag der 
Kostenerstattung als ö ffentliche Last auf dem Grundstück ruht. Es handelt sich dabei um ein 
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ö ffentlich-rechtliches Grundpfandrecht, das dem Glä ubiger ein Recht auf Befriedigung aus 
dem Grundstück einrä umt und den Schuldner –  also den Grundstückeigentümer –  zur 
Duldung der Zwangsvollstreckung verpflichtet.769 Gleichzeitig stellt diese Regelung eine 
zulä ssige Inhalts- und Schrankenbestimmung gemä ß Art. 14 II GG dar.770 
Ebenso verhä lt es sich mit den Ausgleichsabgaben, die in verschiedenen 
Landesnaturschutzgesetzen vorgesehen sind. Weder verstoßen solche aufgrund von §  19 IV 
BNatSchG n. F. geschaffenen Abgaben gegen Art. 104a ff. GG771 noch gegen Art. 14 I GG 
und die darin enthaltene Baufreiheit.772 
Denn in beiden Fä llen wird dem Bauherrn das Eigentum nicht fö rmlich entzogen, weshalb 
jedenfalls keine Enteignung vorliegt.773 
Dies gilt auch für die hier entwickelte Kompensationsregelung. Diese ist keine Enteignung, 
sondern eine Inhalts- und Schrankenbestimmung im Sinne von Art. 14 I 2 GG. Fraglich ist 
lediglich, ob diese ausgleichspflichtig ist.774 
Die Grenze für entschä digungslos hinzunehmende Inhalts- und Schrankenbestimmungen im 
Naturschutzrecht ist da überschritten, wo dem Grundstückeigentümer durch Nutzungsverbote 
oder -beschrä nkungen die Nutzung seines Grundstücks ganz oder in unzumutbarer Weise 
entzogen wird.775 
Da ein Nutzungsverbot in Bezug auf die hier entwickelte Kompensationsregelung nicht 
vorliegt, stellt sich die Frage, ob etwa durch die Einführung einer 
Kompensationsverpflichtung unterhalb der Eingriffsschwelle die Nutzung des 
Privateigentums unzumutbar eingeschrä nkt wird. 
Nach dem Bundesverwaltungsgericht ist die Schwelle hin zu einer ausgleichspflichtigen 
Inhalts- und Schrankenbestimmung dann überschritten, wenn in bereits verwirklichte 
                                                           
769 D. H. Schrödter: Baugesetzbuch Kommentar –  Schrö dter §  135a Rdnr. 24; H. W. Louis und A. Engelke: 
Bundesnaturschutzgesetz –  Kommentar §  8a Rdnr. 92. 
770 Zur Bewertung von Unterschutzstellungen von Gebieten unter den Naturschutz siehe BVerwGE 3, 335, 337; 
BVerwGE 4, 57, 59 f.; BVerwGE 67, 85, 87; BVerwGE 67, 93, 95; BVerwGE 94,1, 4; H. Dü rr, NuR 1992, 
833, 840, M. Kloepfer: Umweltrecht §  11 Rdnr. 61; B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum 
Grundgesetz Art. 14 Rdnr. 7d.; 
771 BVerwGE 81, 220, 225. 
 Differenziert hierzu M. Kloepfer: Umweltrecht §  11 Rdnr. 49 m. w. N. in Fßn. 124. 
772 H. Dü rr, NuR 1992, 833, 840; B. Stü er und N. Thorand, NJW 2000, 3737 S. 3739 f. 
773 BVerwGE 84, 361, 366; H. Melchinger, NJW 1991, 2524, 2525; B. Schmidt-Bleibtreu und F. Klein: 
Kommentar zum Grundgesetz art. 14 Rdnr. 7c; H. D. Jarass, NJW 2000, 2841, 2843. 
774 H. D. Jarass, NJW 2000, 2841, 2843; B. Stü er und N. Thorand, NJW 2000, 3737, 3739 f. 
775 B. Stü er und N. Thorand, NJW 2000, 3737, 3740. 
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Nutzungen oder solche, die sich nach Lage der Dinge objektiv anbieten oder aufdrä ngen, 
eingegriffen wird.776 
Da mit der hier entwickelten Kompensationsregelung jedenfalls nicht in eine bereits 
verwirklichte Nutzung eingegriffen wird, denn das betroffene Grundstück soll ja erst noch 
bebaut werden,777 ist lediglich zu klä ren, ob sich die kompensationsfreie Nutzung, also 
Bebauung, anbietet oder aufdrä ngt. Maßgeblich für die Beantwortung dieser Frage soll unter 
anderem die Situationsgebundenheit des Grundstücks sein.778 Hierzu hat das 
Bundesverwaltungsgericht entschieden: „Wenn die natürlichen oder landschaftsrä umlichen 
Gegebenheiten eines Grundstücks im Interesse der Allgemeinheit erhaltenswert sind und des 
Schutzes bedürfen, so ergibt sich hieraus eine Art immanenter, d. h. dem Grundstück selbst 
anhaftende Beschrä nkung der Eigentümerbefugnisse, die durch natur- und 
landschaftsschutzrechtliche Regelungen lediglich nachgezeichnet wird.“779 
Die nach der hier entwickelten Regelung kompensationspflichtigen Grundstücke sind Teil 
schützenswerter Natur oder Landschaft. Diese Natur und Landschaft ist in so besonderem 
Maße schützenswert, dass grundsä tzlich sogar ein Nutzungsverbot besteht. Dieses ä ußert sich 
in dem abwä gungserheblichen Vorrang der diese Natur und Landschaft reprä sentierenden 
Belange. Nur wenn dieser Vorrang nicht gilt, also zwingende oder wichtige Gründe des 
ö ffentlichen Interesses ihrerseits den Vorrang – genießen, kommt es zu einer Kompensation 
für die Inanspruchnahme dieser schützenswerten Natur und Landschaft. Durch die Pflicht zur 
Kompensation konkretisiert sich also nur die natürliche Eigenart des Grundstücks, das bebaut 
werden soll. Unter Berücksichtigung der Staatszielbestimmung Umweltschutz kö nnte man 
auch von einer Umweltschutzbindung des Eigentums sprechen.780 Eine kompensationslose 
Bebauung eines in schutzwürdige Natur und Landschaft eingebetteten Grundstücks drä ngt 
sich demnach nicht auf. Insofern handelt es sich bei der hier entwickelten 
Kompensationsregelung um eine entschä digungslos hinzunehmende Inhalts- und 
Schrankenbestimmung gemä ß Art. 14 I 2 GG. 
                                                           
776 BVerwGE 84, 361, 371. 
777 Zum Bestandsschutz und seinen Voraussetzungen: BVerwGE 49, 365, 369; BVerwGE 67, 85, 87; 
BVerwGE 67, 93, 95 f.; BVerwGE 84, 361, 371; H. Melchinger, NJW 1991, 2524, 2527; B. Schmidt-
Bleibtreu und F. Klein: Kommentar zum Grundgesetz Art. 14 Rdnr. 7c;  
778 BVerwGE 3, 335, 337 f.; BVerwGE 49, 365, 368; BVerwGE 67, 85, 87; BVerwGE 67, 93, 95; BVerwGE 
84, 361, 371; B. Stü er und N. Thorand, NJW 2000, 3737, 3740 nennt als weitere Kriterien unter Rückgriff 
auf die Bundesverwaltungsgerichtsrechtsprechung Zumutbarkeit und Schwere. 
779 BVerwGE 94,1, 4. 
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b) Vereinbarkeit mit der Planungshoheit des Art. 28 II GG 
Ebenso wie die Alternativenprüfungsverpflichtung oder die Vorrangregeln im Rahmen des §  
1 VI BauGB einen Eingriff in Art. 28 II GG darstellen, kann auch die Verpflichtung der 
Gemeinde, für planerische Inanspruchnahme von Natur und Landschaft eine Kompensation 
festzulegen, einen Eingriff in die kommunale Planungshoheit darstellen. 
Ebenso wie diese sind sie aber unter den bereits genannten Voraussetzungen als 






Es kann also festgehalten werden, dass sich aus dem Abwä gungsgebot eine Pflicht zur 
Kompensation der durch Planung in Anspruch genommenen Natur und Landschaft ergibt. 
Hieraus konnte eine Kompensationsregelung entwickelt werden, die an die Vorrangregeln 
anknüpft und die sich in ihrer weiteren Ausgestaltung insbesondere an §  19 BNatSchG n. F. 
orientiert. Somit ä hnelt diese Kompensationspflicht den bereits normierten 
naturschutzrechtlichen Kompensationsregelungen in § §  19, 34 BNatSchG n. F., wobei erstere 
keine unterschiedliche Umsetzung und Anwendung im Fach- bzw. Bauleitplanungsrecht 
erfä hrt und dementsprechend die bestehende Kompensationspflicht effektiver umsetzt. 
Aufgrund ihres weiteren Anwendungsbereichs verhä lt sie sich zu den § §  19, 34 BNatSchG n. 
F. wie ein Auffangtatbestand. Dies hat zur Folge, dass Natur und Landschaft –  werden sie 
planerisch in Anspruch genommen –  effektiver kompensiert werden. Diese Effektivierung 
trä gt wiederum zur gewünschten Verankerung des Biosphä renansatzes im Planungsrecht bei. 
Denn die planerische Inanspruchnahme von Natur und Landschaft –  wenn sie denn zulä ssig 
ist –  erhä lt einen Preis. 
 
                                                                                                                                                                                    
780 Denn hierbei handelt es sich um einen anderen Schutzbereich des Allgemeinwohls; so jedenfalls B. Schmidt-





Am Anfang der Arbeit stand die These, dass die Belange von Natur und Landschaft 
gemessen an ihrer existentiellen Bedeutung für die Menschheit eine zu geringe Wertigkeit 
und Durchsetzungskraft innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge besitzen. Das 
Planungsrecht –  so konnte festgestellt werden –  verhä lt sich gegenüber dem 
Biosphä renansatz neutral. 
Damit das Planungsrecht ö kologisch „eingefä rbt“ werden kann, wurde das planerische 
Abwä gungsgebot auf drei Ebenen auf Lö sungsmö glichkeiten für eine verbesserte 
Durchsetzungkraft der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege untersucht. 
Auf der ersten Ebene –  der Ebene der Alternativenprüfung –  wurde festgestellt, dass das 
Abwä gungsgebot als Teil des Verhä ltnismä ßigkeitsgrundsatzes zu einer planerischen 
Alternativenprüfung verpflichtet und dass eine Verkürzung der Alternativenprüfungspflicht 
auf sich aufdrä ngende Planungsvarianten rechtswidrig ist. Was dabei als Planungsvariante 
anzusehen ist und was nicht (z. B. Nullvarianten), beurteilt sich allein anhand der der 
Planung zugrundeliegenden Ziele. Dabei –  so wurde erarbeitet –  kö nnen nur ö ffentliche und 
auch-ö ffentliche Ziele maßstabsbildend sein. Die so ermittelten Alternativen sind in Gä nze –  
wie bei einer „richtigen“ Abwä gung –  durchzuprüfen. 
Stellt eine Planungsvariante gleichzeitig einen Eingriff im Sinne des §  19 BNatSchG n. F. 
dar, so hat diese bereits an dieser Stelle das Prüfungsprogramm der naturschutzrechtlichen 
Eingriffsregelung zu durchlaufen. Für jede mö glich Alternative ist also die Vermeidbarkeit, 
die Ausgleichbarkeit, die Zulä ssigkeit sowie schließlich die Kompensation durchzuprüfen. 
Denn –  so wurde festgestellt –  die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung stellt das 
„Nadelö hr“ im Rahmen planungsrechtlicher Entscheidungen dar, da diese im Vergleich zur 
planungsrechtlichen Abwä gungsentscheidung von einem verengten Belangspektrum ausgeht.  
Diese Prüfungspflicht gilt im Rahmen fachplanerischer als auch bauleitplanerischer 
Entscheidungen gleichermaßen. 
Hat eine Planungsalternative die Prüfung nach §  19 III BNatSchG n. F. passiert, so sind nun 
alle übrigen durch die jeweiligen Planungsvarianten berührten Belange zu ermitteln, 
einzustellen, zu bewerten und gegen- sowie untereinander abzuwä gen. Dabei ist –  so wurde 
festgestellt –  eine Verkürzung der Prüfungsverpflichtung auf dieser Ebene –  etwa im Sinne 
eines Offenlassens der Alternativen bis zum Schluss –  nicht rechtmä ßig. Die Folge dieser 
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gründlichen und umfassenden Alternativenprüfung ist, dass diese günstigenfalls die 
planerische Abwä gungsentscheidung so gut vorbereitet, dass am Ende der 
Alternativenprüfung eine rechtmä ßige Planungsentscheidung für Alterantive X oder Y steht. 
Wurden demgemä ß alle durch die zur Verfügung stehenden Alternativen betroffenen Belange 
ermittelt, so sind diese zu bewerten und gegen- sowie untereinander abzuwä gen. Bestehen die 
vorhandenen Alternativen diese Abwä gung, so sind sie nunmehr insgesamt gegen- und 
untereinander abzuwä gen. Dabei besteht keine Pflicht zur Auswahl der ö kologischsten 
Alternative, da hierin ein Verstoss gegen den verfassungsrechtlich verankerten ö kologischen 
Relativismus gesehen wird. Vielmehr steht die Alternativenwahl alleine unter 
Verhä ltnismä ßigkeitsgesichtspunkten. Nur dann verengt sich der Entscheidungsspielraum zu 
Gunsten der ö kologischsten Variante, wenn sich hierdurch die Planungsziele ohne Opferung 
anderer Interessen verwirklichen lassen. 
Schließlich wurde die Pflicht zur Alternativenprüfung noch auf ihre Verfassungsgemä ßheit in 
Bezug auf die kommunale Planungshoheit untersucht. Ein verfassungswidriger Eingriff in 
Art. 28 II GG konnte jedoch nicht festgestellt weden. 
Der Beitrag, den die Alternativenprüfungspflicht zur Verankerung des Biosphä renansatzes 
demnach leisten kann, ist der, dass alleine durch die Verpflichtung zum Denken in 
Alternativen, sich neue –  zumeist ö kologischere –  Planungsmö glichkeiten erö ffnen und damit 
die Ressource Boden sinnvoller und sparsamer verbraucht bzw. gebraucht wird. 
 
Auf einer nä chsten Ebene wurde nach einer Mö glichkeit der Hö hergewichtung der Belange 
von Naturschutz und Landschaftspflege gesucht. Dabei erwies sich der anfä nglich 
naheliegende Weg –  der Ausstattung dieser Belange als Optimierungsgebote –  als 
unfruchtbar. Es konnte gezeigt werden, dass bereits inhaltlich an den durch die 
Rechtsprechung als Optimierungsgebote bezeichneten Normen erheblich Zweifel bestehen. 
Diese wurde durch normtheoretische Ü berlegungen, die durch die Abgrenzung der 
Optimierungsgebote der Rechtsprechung von den als „richtig“ zugrunde gelegten 
Optimierungsgeboten Alexys, gewonnen wurden, noch verstä rkt. 
Im Anschluss daran wurde versucht abstrakt anwendbare, relative –  d. h. bedingte –
Vorrangregeln zugunsten der Belange von Naturschutz und Landschaftspflege zu 
formulieren. Diese sollen immer auf alle planerischen Abwä gungsentscheidungen 
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Anwendung finden, woraus die Regelhaftigkeit, mithin Generalitä t dieser Vorrangregeln 
resultiert. 
Zur Vermeidung der Formulierung eines absoluten Vorrangs jedoch war es notwendig, 
diesen an Bedingungen zu knüpfen. 
Eine erste Bedingung konnte aus der Abhä ngigkeit des Vorrangs von einem bestimmten 
Schutzwürdigkeitsgrad der betroffenen Natur- und Landschaftsbelange gewonnen werden. 
Zur Bestimmung der Schutzwürdigkeit von Natur und Landschaft wurde das 
Hemerobiekonzept von Surkopp verwendet und für den hier in Rede stehenden Zweck 
vereinfacht. Dies führte zu einem generellen Vorrang bestimmter schutzwürdiger Belange 
von Natur und Landschaft innerhalb planerischer Abwä gungsentscheidungen. 
Eine zweite Bedingung wurde durch Aufnahme der Pflicht zur Alternativenprüfung in den 
Vorrangregeln verankert. Denn nur dann soll ein Vorrang der in Rede stehenden Belange 
bestehen, wenn keine planerische Alternative zur Verfügung steht, die gleichermaßen die 
Belange von Natur und Landschaft zu schützen vermag. 
Eine dritte Bedingung schließlich wurde dadurch etabliert, dass der Vorrang der betreffenden 
Natur- und Landschaftsbelange dann aufgehoben wird, wenn entweder zwingende oder 
wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses diesem entgegenstehen. 
Damit haben die hier entwickelten Vorrangregeln inhaltlich eine enge Anlehnung an §  34  
III, IV BNatSchG n. F. erfahren, was bei der Auslegung der einzelnen Tatbestandsmerkmale 
genutzt wurde. 
Kommt es demnach nicht zu einem Vorrang für die Belange von Natur und Landschaft, so 
bleibt es bei der ganz „normalen“ Abwä gung.  
Innerhalb planerischer Abwä gungsentscheidungen sollen diese Vorrangregeln mittels 
Subsumtion angewendet werden. Dabei sind sie gerichtlich voll überprüfbar. 
Im Anschluss daran wurden die Vorrangregeln in Verhä ltnis zu § §  19 III, 34  III, IV 
BNatSchG n. F. gesetzt. Nach genauer Analyse der sogenannten naturschutzrechtlichen 
Abwä gung und der FFH-Verträ glichkeitsprüfung wurde festgestellt, dass sich die hier 
entwickelten Vorrangregeln wie ein Auffangtatbestand zu den tatbestandlich enger gefassten 
bereits existenten Regelungen verhä lt. 
Als Standort der Vorrangregeln wurde ein neuer §  2a BNatSchG gewä hlt. 
Schließlich wurden die hier gebildeten Vorrangregeln eingehend einer normtheoretischen 
und verfassungsrechtlichen Prüfung unterzogen. Diesbezügliche Kritik konnte jedoch im 
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Ergebnis nicht überzeugen, und auf verfassungsrechtlicher Ebene konnte kein Eingriff in Art. 
20 a GG oder Art. 28 II GG festgestellt werden. 
Der Beitrag den die hier vorgestellten Vorrangregeln demnach zu einer Verankerung des 
Biosphä renansatzes im Planungsrecht liefern kö nnen, ist der, dass eine Besserstellung der 
Belange von Natur und Landschaft innerhalb planerischer Abwä gungsvorgä nge durch einen 
regelhaft formulierten, aber relativen Vorrang erreicht wird. Diese Belange sind nicht mehr –  
was ihrer Existentialitä t Unrecht tut –  Gleiche unter Gleichen, sondern erhalten eine 
herausgehobene Bedeutung. Dabei wird der weitere Aspekt des Biosphä renansatzes nicht aus 
dem Auge gelassen, dass der Mensch innerhalb von Natur und Landschaft auch seine 
Bedürfnisse befriedigen soll. Das wird dadurch erreicht, dass der gebildete Vorrang ein 
relativer ist. 
 
Auf einer dritten Ebene wurde versucht, aus dem Abwä gungsgebot in Verbindung mit Art. 
20 a GG eine angemessene Kompensationsregelung für die planerische Inanspruchnahme 
von Natur und Landschaft zu entwickeln und so den Biosphä renansatz im Planungsrecht zu 
verankern. 
Es konnte gezeigt werden, dass aus dem Abwä gungsgebot in Verbindung mit dem 
Konfliktbewä ltigungsgrundsatz dann eine Verpflichtung zur Kompensation folgt, wenn durch 
die Lö sung des Rangkonflikts zwischen den tangierten Belangen ein Sekundä rkonflikt 
auftritt, der mittels Abwä gung nicht mehr zu bewä ltigen ist. 
Sodann wurde eine Kompensationsregelung formuliert und inhaltlich sowie 
rechtssystematisch den bereits entwickelten Vorrangregeln zugeordnet. Immer dann also, 
wenn Belange von Natur und Landschaft den in den Vorrangregeln gebildeten Vorrang nicht 
genießen –  etwa weil zwingende oder wichtige Gründe des ö ffentlichen Interesses dem 
entgegenstehen – , ist ihre planerische Inanspruchnahme zu kompensieren. Die Kompensation 
kann –  in Anlehnung an §  19 BNatSchG n. F. –  physisch-reale wie auch monetä re Leistungen 
umfassen. In diesem Zusammenhang erschien es jedoch ratsam, die von §  19 BNatSchG n. F. 
getroffene Unterscheidung zwischen Ausgleich und Ersatz wegen mangelnder Praktikabilitä t 
nicht aufzugreifen. 
Sodann folgte eine Darstellung des Verhä ltnisses der aus dem Abwä gungsgebot in 
Verbindung mit Art. 20 a GG entwickelten Kompensationsregelung mit den in §  19, 34 
BNatSchG n. F. enthaltenen Kompensationsregelungen. Auch hier wieder nehmen die § §  19, 
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34BNatSchG n. F. den Status des Spezialtatbestandes gegenüber der hier gebildeten 
Kompensationsregel ein. 
Schließlich –  so wurde festgestellt –  ist eine solche aus dem Abwä gungsgebot in Verbindung 
mit Art. 20 a GG hergeleitete Kompensationsregelung auch mit der Baufreiheit in Art. 14 GG 
sowie der kommunalen Planungshoheit in Art. 28 II GG vereinbar. 
Der Beitrag dieser Kompensationsregelung zur Verankerung des Biosphä renansatzes im 
Planungsrecht liegt darin, dass hierdurch die Kompensationspflicht in Bezug auf die 
planerische Inanspruchnahme von Natur und Landschaft gegenüber der vorherigen 
Rechtslage erweitert wurde. Es muss kein Eingriff im Sinne des §  19 BNatSchG n. F. 
vorliegen oder ein Natura 2000 Gebiet gemä ß §  34 BNatSchG n. F. betroffen sein. Darüber 
hinaus stellen sich der hier vorgestellten Kompensationsregelung nicht die gleichen 
Implementierungsprobleme, wie etwa der in §  19 BNatSchG n. F.. Denn die hier vorgestellte 
Kompensationsregelung ist im Fachplanungsrecht wie auch im Recht der Bauleitplanung 
gleichermaßen anwendbar. Damit wird die Mö glichkeit zur Kompensation planerisch in 
Anspruch genommener Natur und Landschaft nicht unerheblich erweitert. 
 
Die vorliegende Arbeit hat also gezeigt, dass das planerische Abwä gungsgebot das Potential 
in sich trä gt, den Biosphä renansatz in sich aufzunehmen, um so zu einem ö kologischeren 
Planungsrecht beizutragen. 
Dabei steht an erster Stelle der Versuch mittels Alternativenprüfung die planerische 
Inanspruchnahme von Natur und Landschaft so gering wie mö glich zu halten. An zweiter 
Stelle wird versucht durch die Aufwertung der in die planerische Abwä gung einzustellenden 
Naturschutz- und Landschaftsbelange den steigenden Flä chenverbrauch zu regulieren, indem 
diesen Belangen der Vorrang vor anderen Belangen eingerä umt wird. Dadurch wird es 
schwieriger, Projekte und Plä ne durchzusetzen. Schließlich soll jede 
Flä cheninanspruchnahme, also jede Inanspruchnahme von Natur und Landschaft 
kompensationspflichtig sein. Hierdurch soll in erster Linie ein Bewußtsein für den Wert von 
intakter Natur und Landschaft geschaffen und in zweiter Linie eine Geldquelle für den 
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